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Daa Ziel des vorliegenden Buches ijt es, den Text der 
; urtunde von 1819 genau wiederzugeben, 
oo Inhalt und den organiſchen Zuſammen— 
hang der Paragraphen kurz zu erläutern, namentlich 
iber ſämtliche Aenderungen der Verfaſſung durch Landes⸗ 
at und Reichsrecht bis zur Gegenwart darzuſtellen. Benützt 
nde hierbei vornehmlich Ludwig Gaupps vortreffliches 
taatsrecht des Königreichs Württemberg, das eine 
isgabe der Verfaſſungsurkunde in größerem Stil 
überflüſſig gemacht hat. Daß trotzdem noch viele eigene 
Arbeit erforderlich war, und daß die Verfaſſer bei der 
Benützung des Gauppſchen Werks nicht kritiklos ver⸗ 
fahren ſind, wird die Durchſicht ihrer Ausgabe zeigen. 
Bei der Darſtellung der Verfaſſungsänderungen 
wurden die neuen Beſtimmungen nur dann abgedruckt, 
wenn dieſe ſelbſt wieder württembergiſches Verfaſſungs⸗ 
recht darſtellen, nicht aber dann, wenn ſie nunmehr dem 
Gebiet des Reichsverfaſſungsrechts angehören oder nach 
9 eutigem Recht bloßes Verwaltungsrecht ſind. 
Wegen der Art des Drucks und der Ueberſchriften 
2 der * vgl. die „Vorbemerkungen“. 
N er Herr Verleger und die Verfaſſer haben ſich zur 
Ai sgabe dieſes, ſelbſtverſtändlich nur in kleiner Auflage 
cheinenden Kommentars trotz der ſchwebenden Ver⸗ 
0 0 ndlungen über die Verfaſſungsreviſion entſchloſſen, da 
d e Nachfrage nach Ausgaben der Verfaſſungsurkunde 
gi of iſt und die einzige brauchbare Ausgabe (von 
Gaupp) ſeit langer Zeit vergriffen ijt. 


2 S tuttgart, im Juni 1905. 
; Die Verfaſſer. 
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8 
Folgende Ausgaben der württ. Verfaſſungsurkunde ſind 
bekannt geworden. 


. Antliche Ausgabe der Verf. Urk. für das Kgr. Württ. 
2 Stutt art. Metzlerſche Buchhandlung 1819. Die Aus⸗ 
a gabe hat keine Erläuterungen, wohl aber Paragraphen⸗ 
dübberſhriſten, die in die ſpäteren Ausgaben der Verf. Urk., 

wenn auch nicht durchgängig übernommen wurden; 
J. darüber die Vorbemerkungen. 
ee für das Kgr. Württ. Rottweil. Herderſche 
8 Buchhandlung 1819. Textausgabe. 

8. Desgl. Ulm. Ebnerſche Buchhandlung 1819. Tert⸗ 
ausgabe. 

. Desgl. Heidelberg. Mohr und Winter 1819. Text⸗ 
ausgabe. 

. Schott, Verf. Urk. fiir das Kgr. Württ. mit Inhaltsver⸗ 
zeichnis und alphabetiſchem Repertorium. Stuttgart 
1820 bei Steinkopf. 

Verf. Urk, für das Kgr. Württ. Neue Textausgabe. 
1832 Metzlerſche Buchhandlung. 

7. Kapff, G. J., Verf. Urk. für das Kgr. Württ. mit den 
dieſelbe ergänzenden Geſetzen und Verordnungen. Rott⸗ 
weil. Herderſche Buchhandlung. 2 Bde. 1832. Die 
Ausgabe hat keine Erläuterungen und iſt völlig veraltet. 
Verf. Urk. fiir das Kgr. Württ. Stereotypausgabe. Metz⸗ 
lerſche Buchhandlung 1843 und 1853. Textausgaben. 
10. Verf. Urk. für das Kgr. Württ. Nach dem von den 
Ständen ausgeſtellten, in dem Kgl. Staatsarchiv auf⸗ 
bewahrten Exemplar getreu abgedruckt. Mit einer 
geſchichtlichen Einleitung. Stuttgart 1843 (Gottlob 

a * Friz). Veraltet und jetzt wertlos. 
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Fricker, Die Verf. Urk. für das Kgr. Württ. von W. 
tember 1819 mit dem offiziellen Auslegungs 
Lauppſche Buchhandlung. Tubingen 1865. Di 
gabe enthält die Verhandlungen von 1815 —1819 
wiſſenſchaftliche Ausbeute übrigens gering iſt. 
Fecht, H. A., Oberjuſtizrat, Verf. Urk. für das Kgr. 
und deren Nachtragsgeſetze. Stuttgart. Verlag 
W. Kohlhammer 1874. Veraltet und ohne Erläut 
rungen. 5 
Müller, A., Regierungsdirektor, Die Verf. Urk. fur d 
Kgr. Württ. 1. Aufl. 1874, 2. Aufl. 1881. Metzlerſt 
Buchhandlung. Textausgabe mit wenigen kurzen 
läuterungen. Nicht kritiſch genug in der Sonden 
des geltenden und des aufgehobenen Rechts. 
Weinheimer, C., Das Staatsgrundgeſetz des Agr. W 
an der Hand der Verf. Urk. vom 25. September 
und mit den ſpäteren Landes- und den Reichsgeſe 
Stuttgart. Metzlerſche Buchhandlung 1879. Die 
gabe iſt wiſſenſchaftlich wertlos und, ſoweit ſie e 
Zuſammenſtellung des geltenden Verwaltungsre fh 
enthalt, veraltet. 8 
3 R., Verf. Urk. fur das Kgr. Wiirtt. 1. Aufl. 18 81 

2. Aufl. 1887. Stuttgart. Verlag von W. 1 
Im Buchhandel vergriffen. Dieſe ſehr verd nie 
und bis jetzt beſte und ſorgfältigſte Ausgabe e 
Erläuterungen mit zahlreichen Verweiſungen a 
Literatur, iſt aber in letzterer Beziehung de 
Göz, Das Staatsrecht des Kgr. Württ. 3. Aufl. 
uͤberholt. Der Ausgabe fehlt eine ſcharfe Son 
des geltenden Rechts von dem an Ben ) 
ſowie des Verfaſſungsrechts von dem Verwa 
Störck, Felix, Handbuch der Deutſchen Verfe 
Leipzig 1884 S. 168 ff. (Textausgabe.) 
Binding, Verf. Urk. für das Kgr. Württ. Leipzi ig! 
(Teil der „Deutſchen Staatsgrundgeſetze in dip mati 
genauem Abdrucke“). 

Die Ausgabe iſt eine reine Textausgabe ber 3 2 
Urk. und der dieſelbe formell ändernden Verſaſſun ge 
geſetze, auch der aus den Jahren 18481850. 
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II. Benützt wurden namentlich: 

1. Gaupp, Ludwig, Dr., Das Staatsrecht des Kgr. Württ. 
2. Aufl. Freiburg i. B. und Leipzig 1895 (angeführt als 
Gaupp). 3. Aufl., bearbeitet von Göz. Tübingen und 
Leipzig 1904 (angeführt als Gaupp-Göz) mit reichen 
Literaturangaben. 

Die 2. Aufl. iſt durch die 3. nicht ganz veraltet, 
da der Herausgeber der letzteren manche wertvolle 
kritiſche Aeußerungen Gaupps in der 2. Aufl. in die 
3. nicht übernommen hat. 

2. Laband, Paul, Dr., Das Staatsrecht des Deutſchen 
Reiches 4. Aufl. 4 Bde. Tübingen und Leipzig 1901 
angeführt als Laband. 

3. Mohl, Robert von, Das Staatsrecht des Kgr. Württ. 
2. Aufl. 2 Bde. Tübingen 1840 angeführt als Mohl. 


III. Außer den Werken II wird nur ſelten auf die ein— 
ſchlägige Literatur Bezug genommen, um die Ueberſichtlichkeit 
nicht zu ſtören. Sie ijt faſt vollſtändig bei Gaupp-Göz zu 
finden. 


Abkürzungen. (S. auch Literatur.) 


A. A. — Anderer Anſicht. 
Anl. — Anlage. 
Art. = Artikel. 
Ausf. Geſ. = Ausführungsgeſetz. 
Beil. = Beilage. 
B. G. B. Bürgerliches Geſetzbuch. 
B. G. Bl. = Bundesgeſetzblatt. 
C. P. O. Civilprozeßordnung. N 
E. G. = Einführungsgeſetz. ie. 
Geſ. = Gejet. ae 
G. O. = Gejdhaftsordnung. — 
G. V. G. = Gerichtsverfaſſungsgeſetz. 7 
K. d. Abg. — Kammer der Abgeordneten. : 
K. d. St. = Rammer der Standesherrn. 
Reg. Bl. = württ. Regierungsblatt. 
R. G. = Reichsgeſetz. 
R. G.Bl. = Reichsgeſetzblatt. 
R. Str. G. B. — Reichsſtrafgeſetzbuch. 
R. Str. P. O. — Reichsſtrafprozeßordnung. 
W. = Reichsverfaſſung (Verfaſſung des Deutſchen Reichs 

vom 16. April 1871). 


Str. P. O. = Strafprozeßordnung für das Deutſche Reich. 
Verf. Geſ. — Verfaſſungsgeſetz. 

Verf. = Verfügung. 

V. O. oder Verord. S Verordnung. 

V. U. = württembergiſche Verfaſſungsurkunde vom 25. Sep⸗ 


tember 1819. 


72 ö 3 
3 Vorbemerkungen, Nachträge und 
Druckfehler. 


nicht mehr gültigen Beſtimmungen ſind, gleichgültig. 
ob ſie formell oder materiell weggefallen ſind, lateiniſch gedruckt. 

ie an die Stelle der aufgehobenen Beſtimmungen getretenen 
n Beſtimmungen ſind, ſoweit fie heute noch wiirttember- 
Verfaſſungsrecht darſtellen, geſperrt gedruckt, und zwar 
nſchluß an die abgeänderten Paragraphen der Verfaſſung. 
das Verfaſſungsgeſetz von 1876, die Bildung des Staats⸗ 
riums betr., iſt als Beilage 3 geſondert abgedruckt 
den, da es in der Verfaſſung ſelbſt nicht untergebracht 


e. 

r dem Text der Verfaſſungsurkunde ſtehen nur die 
chri der Kapitel im Regierungsblatt. Die in den 
gaben der V. U. enthaltenen Ueberſchriften der Par a⸗ 
phen find Privatarbeit (ſ. auch Literatur I, 1). Die 
überlieferten Paragraphenüberſchriften ſind verlaſſen 
„ da ſie häufig den Inhalt in altertümlicher Sprache oder 
rend wiedergeben. Die neuen Ueberſchriften find Privat⸗ 
der Verfaſſer und der Ueberſichtlichkeit halber eingeführt 
Dasſelbe gilt von den Ueberſchriften in dem Ver⸗ 
geſetz von 1876 (Beil. 3), 

ein Paragraph mehrere Abſchnitte hat, ſind dieſelben 
worden. (Lat. Ziffern in Klammern.) Dieſe Ziffern. 
enfalls nicht im Regierungsblatt. 


I. Abſchnitt. 
Einleitung. 


: Geſchichte der württ. Verfaſſung. 
§ 1. Die Zeit bis 1848. 


5 rae Die ber Umwälzungen in der europäiſchen Staatenwelt, 
welche eine Folge der franzöſiſchen Revolution von 1789 und 
der ihr bis 1815 folgenden europäiſchen Kriege waren, ver⸗ 
. heer auch Beſtand und Verfaſſung des damaligen, zum 
alten Deutſchen Reich gehörigen Herzogtums Württemberg 
von Grund aus. Abgeſehen von einem anſehnlichen Gebiets⸗ 
1 erlangte Herzog Friedrich (1797—1816) durch den 
Reichsdeputationshauptſchluß vom 25. Februar 1803 die Kur⸗ 
würde, durch den Preßburger Frieden vom 26. Dezember 1805 
die würde und an Stelle der der Reichsgewalt unter⸗ 
geordneten Landeshoheit die volle Souveränität. Dieſe kam 
auch rechtlich unbeſtritten zu, nachdem Kaiſer Franz II. 
bei Niederlegung der deutſchen Kaiſerkrone das reichsober⸗ 
hauptliche Amt und Wurde für erloſchen erklärt hatte, und 

pees die Auflöſung des alten Deutſchen Reichs erfolgt war. 
Dieſe Vorgänge übten rechtlich auf das innerhalb Würt⸗ 
tembergs beſtehende Landesrecht keinen Einfluß; insbeſondere 
wurde die altſtändiſche Verfaſſung durch dieſelben nicht be⸗ 
rührt. Allein der König faßte die erlangte Souveränität als 
Unumſchränktheit nach innen und außen auf und beſeitigte 
ie ſtändiſche Verfaſſung gewaltſam (30. Dezember 1805). 


ae Bazill e⸗Köſtlin, Verfaſſungsurkunde. 1 


2 Einleitung. 


Nach dem Sturz Napoleons (1814) been der 2 
Kongreß mit der Neuordnung der ſtaatlichen 1805 
Europas. Die deutſche Bundesakte vom 8. Juni 1815 
den Deutſchen Bund (1815-1866), deſſen Mitglied a : 
reich Württemberg als ſouveräner Staat bis 1866 war 
den Verhandlungen des Wiener Kongreſſes fing in Wirt 
berg der Streit über die Wiederherſtellung eines verfafjung: 
mäßigen Zuſtandes an. Aber erſt im Jahr 1819 kam 
Verfaſſung zuſtande durch Vereinbarung zwiſchen dem Kön Be 
Wilhelm I. (1816—1864) und einer auf den 13. Juli 819 * 
nach Ludwigsburg einberufenen Ständeverſammlung. le bet ae 
deren Zuſammenſetzung ſ. GauppeGo; S. 9— 10. 10 77 
tember 1819 wurde die neue Verfaſſungsurkunde vom 
und der Verſammlung feierlich unterzeichnet und d 
liches Manifeſt vom 27. September 1819 im Regiert a 
verkündigt (ſ. den II. Abſchnitt). Sie blieb bis 1848 in 


veränderter Geltung. f 5 


§ 2. Die Zeit von 1848-1866. 


855 
Die Revolution von 1848 brachte für Württemberg ‘oh 
einſchneidende Verfaſſungsänderungen, die jedoch nur kurze 
Zeit in Kraft waren. Insbeſondere wurde das Geſetz vom 
1. Juli 1849, welches an die Stelle der bisherigen Stände⸗ 
verſammlung eine Verſammlung von Vertretern des Volkes . 
(Landesverſammlung) berief, durch eine auf Grund des 8 89 
der V. U. erlaffene fal. Verordnung vom 6. — 4860 a 
(ſog. „ beſeitigt und der alte Zuſtand 
hergeſtellt. S. dieſe Notverordnung im III. Abſch chnitt, 
lage. „Seit dem 6. November 1850 beruht hiernach der 
entlich rechtliche Zuſtand des Landes, ſoweit es ſich um Die 
Organiſation der Ständeverſammlung handelt (Kap. 1x" der 
B. U.), nicht ſowohl auf dem Verfaſſungsvertrage von 1619. 
als vielmehr auf jener einſeitigen kgl. Verordnung, . 
auch ſeit 1868 eine Reihe neuer Verfaſſungsgeſetze, welche 
jedoch ſamtlich auf der durch jene Verordnung geſche 
ſtaatsrechtlichen Grundlage beruhen, auf dem vorhan 
tatſächlichen Zuſtand fortgebaut hat“ (Gaupp⸗ Goz 9 


8 Einleitung. 3 


geſehen von den kurzlebigen Verfaſſungsgeſetzen der Revo⸗ 
ion fallen in die Zeit von 1848 — 1866 noch einige Ver⸗ 
aſſungsd änderungen, von denen die Aenderung des § 72 der 


ox 4 3. Die Zeit von 1866 bis heute. 


Von 1815—1866 gehörte Württemberg dem Deutſchen 
Bunde an: V. U. § 3. Dieſer wurde 1866 aufgelöſt. Seit 
1. Januar 1871 iſt Württemberg ein Teil des Deutſchen 
Ueber den Beitritt Württembergs zum Deutſchen 
teich vgl. III. Abſchn. 2. Beil. — Durch die Einführung der 

2 ichsve aſſung in Württemberg iſt das württ. Verfaſſungs⸗ 

rec ht von Grund aus geändert worden. Dieſe Umgeſtaltung 
kat un nur auf dem Boden des Reichsſtaatsrechts entwickelt 
e. 

Die wichtigſten Feu se dard den Landesgeſetze ſeit 
1866 ſind folgende: 

1. Das Verfaſſungsgeſetz A vom 26. März 1868 (Reg. Bl. 
S. 175), durch welches die Vorſchriften des IX. Kapitels der 
V. U. über die Wahlen der Abgeordneten der 2. Kammer teils 
bgedndert, teils aufgehoben wurden. Das Landtagswahl⸗ 
etz B vom 26. März 1868 (Reg. Bl. S. 178) ijt ein ein⸗ 
; 7 und kein Verfaſſungsgeſetz (ſo irrtümlich Gaupp⸗ 
Gz S. 12). 

; Sher i, 1 Verfaſſungsgeſetz vom 23. Juni 1874 (Reg. Bl. 
hm ie welches die übrigen Vorſchriften des IX. Kapitels 
en Ausnahme der auf die Zuſammenſetzung der 
Ständeverſammlung bezuglichen modifizierte. 

. Das Verfaſſungsgeſetz vom 1. Juli 1876 (Reg. Bl. 
* betr. die Bildung eines Staatsminiſteriums; ſ. Beil. 3. 


t 
1 
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84 Die Stellung Württembergs im 
he Reichsorganismus. 


Si rttemberg iſt ein Teil des Deutſchen Reichs (Art. 1 d. 
, einer der 25 deutſchen Bundesſtaaten und als ſolcher 
einen und unteilbaren Souveränität des Reichs unter⸗ 


* 
N 
N 
5 
22 
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4 Einleitung. 


worfen. Doch iſt Württemberg trotz ſeiner U ntero 
unter die ſouverane Reichsgewalt Staat geblieben. 
ſouveräner Staat ein ſolcher iſt, der keine Gewalt n. 
Befugnis über ſich hat, ihm rechtlich bindende Be 
teilen 5 1 S. 68), jo hat Württemberg mit d E 
tritt in das Deutſche Reich die Souveränität verloren. 
nimmt es als Erſatz dafür jetzt nach Maßgabe der R. 
der Souveränität des Reichs über das geſamte Reichsge 
teil. Im Bundesrat führt Württemberg 4 Stimmen, i 
Reichstag werden in Württemberg 17 Abgeordnete 
Der Rang des Königreichs Württemberg unter den 
Staaten ijt nach Art. 6 der R. V. hinter dem 
Sachſen und vor dem Großherzogtum Baden. 

Im Verhältnis zum Reich hat ſich Württemb 
beſondere, den übrigen Staaten nicht zuſtehende wat 
vorbehalten, welche in den übrigen deutſchen Bund 
dem Reiche zuſtehen. Dieſe Hoheitsrechte kann es 
Abf. 2 der R. V. ohne ſeine Zuſtimmung nicht 
Dieſe ſog. Reſervatrechte ſind folgende: . 

1. Die Beſtimmungen der R. V. über das 2 
weſen (Abſchn. XI) kommen in Württemberg nach n 
ſtimmung der M ilitärkonvention vom . Ne 
1870 in Anwendung (ſ. Beil. 2, Anl. 3). Ueber die ft 
Bebenhäuſer Konvention ſ. Gaupp⸗Göz S. 25 4% oe 

2. Bezüglich des Poſt- und Telegraphenweſens 
ſind Württemberg die Einnahmen, die Einrichtung und Ver⸗ 
waltung, der Erlaß der reglementariſchen und Tarifbe . 8 
mungen für den internen Verkehr, die vertragsmäßige ? Rege⸗ 
lung des unmittelbaren Verkehrs mit den dem Reich 
angehörenden Nachbarſtaaten vorbehalten, auch durfen 
die Reichsgeſetzgebung für den internen württ. Verte 
Poſt neue Vorrechte nur mit Genehmigung Wiirtte mbergs 
beigelegt werden (Art. 52 d. R. V.; Schlußprotokoll vom 
25. November 1870 Ziff. 3 in Beil. 2, Anl. 2; aber =) 
Militärkonvention Art. 11 in Beil. 2, Anl. * 

3. Auf dem Gebiet des Eiſenbahnweſens ſoll d 
Einführung des Einpfennigſatzes in Württemberg ue n. 
deſſen Zuſtimmung erfolgen (Schlußprotokoll vom 25. Novem 
1870 Ziff. 2 in Beil. 2, Anl. 2). 4 


1 
: 


Einleitung. 5 


4. Die Beſteuerung des inlandijden Biers und 
trag daraus verbleibt Württemberg (R. V. Art. 35 
2); auf das Recht der ſelbſtändigen Beſteuerung des 
untweins hat Württemberg im Jahr 1887 verzichtet, 
t ihm dabei innerhalb der deutſchen Branntweinſteuer⸗ 
l inſofern eine bevorrechtete Stellung eingeräumt 
en, als die Vorſchriften des § 39 Abſ. 1 und des § 47 
des R. G. vom 24. Juni 1887 (R. G. Bl. S. 253) über 
Maßſtab der Verteilung des Reinertrags unter die ein⸗ 
en Bundesſtaaten und uber die Berechnung und Aus⸗ 
g der zu einem niedrigeren Abgabenſatze herzuſtellenden 
tmenge von Branntwein ohne ſeine Zuſtimmung nicht 
ndert werden dürfen. Vgl. württ. Geſ. vom 17. Sep⸗ 
tember 1887 (Reg. Bl. S. 329) und kaiſ. B. O. vom 23. Sep⸗ 
tember 1887 (R. G. Bl. S. 487), ferner R. G. vom 4. April 
1898 (R. G. Bl. S. 159) und württ. Geſ. vom 28. Juni 1898 
g. Bl. S. 145). 


II. Abſchnitt. 


Die Verfaſſungsurkunde vom 25. 8 1 
tember 1819. f 
Kgl. Manifeſt, 1 
die Verkündigung der Verfaſſungsurkunde betreffend 
(Reg. Bl. 1819 S. 633.) a 
Wilhelm, * 
von Gottes Gnaden König von Württemberg, 
(J.) 5 Unſer Manifeſt vom 10. A bak 


Stinde 1 Unjeres Königreichs vollſtandig die a 
zu vernehmen, welche dem Lande in Beziehung auf 
ihm von Uns zugedachte Verfaſſung noch übrig bleiben 
möchten, um hiernächſt das ganze Werk mit gem 74 
ſchaftlichem Einverſtändnis zu vollenden. oe 

(l.) Wenn Wir — nach den mannigfaltigen Ber 7 5 
fahrungen der letzten Jahre — Unſerem Volke n och⸗ 
mals die Hand zum Vertrage boten, ſo geſchah dies 
im Vertrauen auf diejenigen Geſinnungen treuer An⸗ 
hänglichkeit an ſeinen Regenten, durch welche ſich . = 
württembergiſche Volk von jeher ausgezeichnet hat. 

(III.) Dieſes Vertrauen hat Uns nicht getäuscht 
Durch freie Uebereinkunft mit den Ständen des Lan 


Bie 
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* das Grundgeſetz des Staates zuſtande gekommen, 
das ſchönſte Denkmal der Eintracht zwiſchen dem König 
und Seinem Volke. 
(IV.) Die Verfaſſungsurkunde des Königreichs ijt 
von Uns und den ſämtlichen Mitgliedern der Stände— 
verſammlung, welche zu dieſem wichtigen Werke be— 
rufen waren, unterzeichnet; und aus Unſerem Munde 
haben die verſammelten Stände die feierliche Verſiche— 
rung der unverbrüchlichen Feſthaltung des Verfaſſungs⸗ 
vertrages vernommen. 

(V.) Mit freudiger Empfindung verkünden Wir 
Unſerem getreuen Volke dieſes Ereignis, welches der 
Regierung ihre wohltätige Wirkſamkeit, dem Volke ſeine 

geſetzmäßige Freiheit, und dem geſamten Vaterland 

eine glückliche Zukunft ſichert. Möge die Vorſehung 
Unſere Bemühungen für das Glück Unſeres Volkes 
ſegnen; mögen alle Keime des Guten, welche in die 
Verfaſſung gelegt ſind, unter der ſorgſamen Pflege 
treuer Diener des Staates und würdiger Stände des 
Königreichs gedeihen; mögen künftige Geſchlechter die 
Früchte der Anſtrengungen genießen, welche die gegen— 
wärtige Zeit gebietet. 


Gegeben, Stuttgart den 27. September 1819. 
(Unterzeichnet) Wilhelm. 
Auf Befehl des Königs: 
der Staatsſekretär 
(Unterzeichnet) Vellnagel. 


Verfaſſungsurkunde für das Königreich 
Württemberg, 
vom 25. September 1819. 
Wilhelm, 
von Gottes Gnaden König von Württemberg. 
Tun kund und zu wiſſen für Uns und Unſere Nach— 


folger in der Regierung: 
(J.) Unſeres in Gott ruhenden Herrn Vaters 


“| Majeſtät und Gnaden haben ſchon im Jahre 1815 auf 


die Errichtung einer Staatsgrundverfaſſung für das 
geſamte Königreich Württemberg ernſtlichen Bedacht 
genommen, und zu dieſem Ende mit den zu einer 
Ständeverſammlung einberufenen Fürſten, Grafen, 
Edelleuten, Geiſtlichen beider Hauptkonfeſſionen und 
den von einigen Städten, auch ſämtlichen Oberamts— 
bezirken gewählten Abgeordneten Unterhandlungen er— 
öffnen laſſen, welche unter Unſerer Regierung bis in 
das Jahr 1817 fortgeſetzt wurden. 

(II.) Wiewohl damals der gewünſchte Zweck nicht 
zu erreichen geweſen, ſo haben Wir denſelben dennoch 
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Uns, als einem Gliede des deutſchen Bundes, ob⸗ 5 
liegenden Verbindlichkeit zu Erfüllung des XIII. Artikels 
der Bundesakte 1), andernteils den Wünſchen und Bitten 

Unſerer getreuen Untertanen um endliche Begrün⸗ 

dung des öffentlichen Rechtszuſtandes, übereinſtimmend 
mit Unſerer eigenen Ueberzeugung, zu entſprechen, 
eine neue Ständeverſammlung auf den 13. Juli gegen⸗ 
wärtigen Jahres in Unſere Reſidenzſtadt Ludwigsburg 
berufen. . 
(II.) Nachdem nun über den Entwurf einer den Pot 
früheren vertrags- und geſetzmäßigen Rechten und Frei⸗ ¢ 
heiten Unſeres alten Stammlandes, jo wie der damit 
vereinigten neuen Landesteile, zugleich aber auch den 
gegenwärtigen Verhältniſſen möglichſt angemejjenen, — 
Grundverfaſſung die von der Ständeverſammlung hierzu 
beſonders gewählten Mitglieder ſich mit den von Uns 
ernannten Kommiſſarien vorläufig beredet haben, und 

die hierüber erſtatteten Berichte einerſeits von Uns in 
Unſerem Geheimen Rate, andererſeits von der vollen 
Ständeverſammlung vollſtändig und ſorgfältig geprüft 
und erwogen, ſodann die geſamten Wünſche Unſerer 
getreuen Stände Uns vorgelegt worden jind: fo iſt 
endlich durch höchſte Entſchließung und alleruntertänigſte 
Gegenerklärung eine vollkommene beiderſeitige Vereini⸗ 

gung über folgende Punkte zuſtande gekommen: 


1. Bundesakte vom 8. Juni 1815. S. I. Abſchn. Einl. 81. 
2. S. auch Abſ. IV- VI nach § 205. 


1 
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J. Kapitel. 


Von dem Königreiche. 
Das I. Kapitel umfaßt die S$ 1—3. 


§ 1. Unteilbarkeit. 


Teilna nahme an einer und derſelben Verſaſſung vereinigt. 
* 1 Der § 1 ſetzt die ſchon im altwürttembergiſchen Ver— 
faſſungsrecht ausgeſprochene Unteilbarkeit des Landes 
feſt. Dieſe Unteilbarkeit äußert ſich in dreifacher Richtung 
(. Gaupp⸗Göz S. 16): 
az) das Land darf nicht unter verſchiedene Herrſcher ge— 
teilt werden; 

b) das Land darf nicht in mehrere Provinzen mit ver⸗ 
5 5 ſchiedenen Verfaſſungen zerlegt werden; 
e) die Abtretung einzelner Landesteile iſt unzulaſſig, d. h. 
nur durch ein verfaſſungsänderndes Geſetz (§ 176) 
maööglich. 
f 44 Ueber Landeszuwachs und Landesabtretungen 


2 Landeszuwachs und Landesab— 

5 tretungen. 

(L..) Würde in der Folgezeit das Königreich einen 
neuen Landeszuwachs durch Kauf, Tauſch oder auf 
andere Weiſe erhalten; ſo wird derſelbe in die Gemein— 
ſchaft der Verfaſſung des Staates aufgenommen. 
(I.) Als Landeszuwachs iſt alles anzuſehen, was 
König nicht bloß für Seine Perſon, ſondern durch 
wendung der Staatskräfte, oder mit der ausdrück⸗ 


12 BU. § 2. 


lichen Beſtimmung, daß es einen Beſtandteil des on. ar: 
reichs ausmachen ſoll, erwirbt. a 
(II.) Sollte ein unabwendbarer Notfall die Ab⸗ 
tretung eines Landesteiles unvermeidlich machen, ſo iſt 
wenigſtens dafür zu ſorgen, daß den Eingeſeſſenen des 
getrennten Landesteiles eine hinlängliche Zeitfriſt ge⸗ 
ſtattet wird, um ſich anderwärts im Königreiche mit 
ihrem Eigentume niederlaſſen zu können, ohne in Ver⸗ 
äußerung ihrer Liegenſchaften übereilt oder durch eine 
auf das mitzunehmende Vermögen gelegte Abgabe oder a 
jonjt auf andere Weiſe beläſtigt zu werden. ah 
1. Gandes;uwads (j. auch § 87). § 2 Abſ. 1 und as 
geben Beſtimmungen über neue Gebietserwerbungen. Hier⸗ 
nach bedarf es für ſolche keines beſonderen Geſetzes. Sollen 
dieſelben aber in das Reichsgebiet aufgenommen werden, ſo 
bedarf es eines die Reichsverfaſſung ändernden Reichsgeſetzes. 


Dasſelbe gilt bei der Vereinigung eines deutſchen Bundes⸗ 
ſtaats mit Württemberg, ſoweit dadurch eine Veränderung des 


‘ 


„ 
— 
— 
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a 
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Reichsorganismus, insbeſondere der bisherigen Stimmenzahl 4 

im Bundesrat oder der Ubgrevegieng der Reichstagswahlkreiſe ve 

herbeigefuͤhrt werden ſoll. Laband I S. 184, Gaupp⸗Göz S. 16. 
Dagegen ijt es ſowohl mit der württ, als mit der R. V. N. 


vereinbar, daß der König in ſeiner Perſon auch noch Regent 
eines anderen deutſchen oder eines außerdeutſchen Staates iſt 
(ſog. Perſonalunion). „Jedoch erfordert bei der Perſonalunion 
mit einem anderen deutſchen Staate die Kumulierung der 
bisherigen Bundesratsſtimmen in einer Hand die W i 
rung durch ein Reichsverfaſſungsgeſetz“ (ſ. Gaupp⸗Göz S. 16 
Note 6). ü 

2. Landesabtretungen. Ob die Abtretung einzelner 
Gebietsteile im Wege des Tauſches auch ohne ein ver⸗ 
faſſungsänderndes Geſetz möglich iſt, ijt beſtritten. Dafür 
Gaupp⸗Göz S. 16, dagegen Mohl 1 S. 152 Note 5. Der 
Weg der einfachen Geſetzgebung muß unter allen Umſtänden 
beſchritten werden: § 85. 


ss 
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Zur Abtretung eines Landesteils an einen außerdeutſchen 


Staat bedarf es jetzt außer der Zuſtimmung der Stände 


(§§ 85, 176) ſtets auch noch eines die Reichsverfaſſung andern- 


den Reichsgeſetzes; Gaupp⸗Göz S. 16, Laband 1 S. 180. Für 


die Abtretung von württ. Gebietsteilen anläßlich von Friedens— 


ſchlüſſen des Deutſchen Reichs gelten die $$ 1, 2 und 85 der 


V. U. nicht mehr, da nach Art. 11 der R. V. das Recht, Frieden 


u ſchließen, nur dem Reich zukommt, das hierbei an die Zu— 
ſtimmung des beteiligten Einzelſtaats nicht gebunden iſt: 


Laband 1 S. 181, Gaupp⸗Göz S. 16. Die Vorſchrift des 


§ 2 Abf. 3 gilt zwar im übrigen noch, doch ijt fie völlig be— 


deutungslos; Mohl I S. 152. 


§ 3. Verhältnis zum Deutschen Bund. 


Das Königreich Württemberg ist ein Teil des 
deutschen Bundes; daher haben alle organischen 
Beschlüsse der Bundes versammlung, welche die ver- 


fassungsmässigen Verhältnisse Deutschlands, oder 


die allgemeinen Verhältnisse deutscher Staatsbürger 
betreffen, nachdem sie von dem Könige verkündet 
sind, auch für Württemberg verbindende Kraft. 
Jedoch tritt in Ansehung der Mittel zu Erfüllung 
der hierdurch begründeten Verbindlichkeiten die ver- 


fassungsmässige Mitwirkung der Stände ein. 


§ 3 gilt ſeit der Auflöſung des deutſchen Bundes (1815 
bis 1866) nicht mehr. Seit 1. Januar 1871 iſt Württemberg 
ein Teil des Deutſchen Reichs. S. darüber Abſchn. I Einl. 


88 1, 3, 4. 


n 
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II. Kapitel 
Von dem Könige, der Thronfolge und der 
verweſung. 


Das II. Kap. umfaßt die §§8 4—18. 


$4. Der König. Be re 

(J.) Der König iſt das Haupt des St = 

einigt in ſich alle Rechte der Staatsgewalt, 

ſie unter den durch die Verfaſſung feſgeſetten 
mungen aus. 

(II.) Seine Perſon iſt heilig und unverlepli ch. 


1. Subjekt der Staatsgewalt iſt der Staat 
alleiniger Träger derſelben der König. Er übt ja 
dem Staat Württemberg nach Reichsrecht noch ver 
Hoheitsrechte aus. 

2. Im Verhältnis zum Deutſchen Hei 
König als Träger der württ. Staatsgewalt 
Reichsſouveränität. Er hat deshalb auch die du 
der Souveränität verbundenen Ehrenrechte (ſ. Note ta 
verloren. Ferner vertritt er Württemberg dem ne gegen⸗ 
über. N N ‘ 

3. Die Ehrenrechte des Königs (ſ. Note 2) find: 75 
latur (Taufname mit dem Beiſatze „von Gottes Gr 
König von Württemberg“; in ſchriftlichen erw 
mündlichen Verkehr Anrede „Eure K. Majeſtät“, Adref 
den König“, Schlußformel „Ehrfurchtsvoll“); Ehren 
als Chef der Truppen (Art. 5 der Milita 
ſ. Beil. 3, Anl. 3); Erwähnung im Kirch engeden alt 
nates Landestrauer im Falle des Todes; i 8 a 
Standeserhöhung durch Adelsverleihung; B. 


der Rangverhältniſſe; Verleihung von Litelnz Oe Hl 


richtung und Verleihung von Orden und Ehrenzeie 
Führung eines Hofſtaats. ro a der miniſteriellen 6 
zeichnung in dieſen Fällen: Note 2. ‘ 


cacy 5 V. U. § 4. 15 
Viet 15 
| = 4. Der König ijt bei Ausübung der ihm nach Reichsrecht 
verbliebenen Hoheitsrechte an die württ. Verfaſſung ge⸗ 
bunden. Bal. hierüber, ſowie über die ſonſtigen, den König 
betreffenden Verfaſſungsbeſtimmungen: Religionsbekennt⸗ 
nis 85, Sitz der Regierung 86, Thronfolgerecht 
Ss 7, 8, Volljährigkeit 89, Verfaſſungszuſiche— 
rung 8 10, Reichsverweſung §§ 11 ff., Erziehung des 
minderjährigen Königs § 16, Oberhaupt des fal. 
Hauſes 8 18, Beamtenernennungen §§ 43— 45, 196, 
miniſterielle Gegenzeichnung der Regierungshand— 
lungen § 51, Ernennung und Entlaſſung der Mitglieder 
des Geheimen Rats § 57, der Miniſter und De⸗ 
partementschefs Art. 2 des Verf. Geſ. von 1876, Beil. 3; 
Aufſichtsrecht über die Kirchen 8s 72, 79, Epis⸗ 
kopalrechte eines nichtevangeliſchen Königs § 76, Ver⸗ 
träge 88 85 ff., Geſetzgebung 8s 88, 90, 109 ff., 124, 
172, 176, Verordnungen 88 89, 90, Gerichtsbarkeit 
Ss 92 ff., Begnadigungsrecht 8s 97, 205, Kammer⸗ 
gut 8s 102, 103, Zivilliſte S 104, Hofdomanenkammer⸗ 
gut 8 108, Verhältnis zu den Ständen Ss 124 ff., 170, 
173, 178, 183, Einberufung, Eröffnung, Ver⸗ 
tagung, Entlaſſung, Auflöſung der Kammern 
Ss 127, 157, 186, Ernennung von Mitgliedern der 
I. Kammer §§ 129—132, Erwähnung im Ständeeid 
8 163, Ernennung des Präſidenten der J. Kammer 
8 164, Anzeige ſtändiſcher Wahlen an den König 
8 164, Anzeige und Beſtätigung ſtändiſcher Be⸗ 
amter § 193, Notwendigkeit vorheriger Bera 
tung durch Staatsminiſterium und Geheimen 
Rat Art. 6 und 7 des Verf. Geſ. von 1876, Beil. 3. 
5. Die Heiligkeit und Unverletzlichkeit des Königs 
kommt rechtlich in folgenden Richtungen zum Ausdruck: 
a) Er iſt durch die Vorſchriften des R. Str. G. B. über 
iy Hochverrat und über Tätlichkeiten und Beleidigungen 
(ss 80, 81, 94, 95) mit einem beſonderen Schutz ume 
geben. 
bp) Der König ijt für ſeine Handlungen niemanden ver— 
. antwortlich (in bezug auf Regierungshandlungen vgl. 
8 51 V. U.). Er kann wegen derſelben vor keinem 


* 
* 
* 


16 BU. §§ 4—7, 


Gericht irgendwelcher Art belangt werden. Nur in 
bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten, welche fein Privatver⸗ 
mögen oder die Zivilliſte betreffen, hat derſelbe als 
Partei vor dem Oberlandesgericht Recht zu geben 
(S 5 des Einf. G. zur Z. P. O., Art. 1 Abſ. 2 des Ausf. Geſ. 
zur Z. P. O. Reg. Bl. 1899 S. 545). 2 


us 5. Religionsbekenntnis des Königs. 


Der König bekennt ſich zu einer der criflichen 
Kirchen. ‘yl 

1. Es genügt auch Bekenntnis zu einer Sekte. Die Bore ag 
ſchrift des § 5 iſt keine Bedingung des Erbfolgerechts, fomdern 
nur eine verfaſſungsmäßige Pflicht des Königs, Gau U 6 
S. 60 gegen Sarwey. i 

2. Die gelegentlich in der Literatur (3. B. Müller, V. U. 4 
S. 4) vertretene Anſicht, daß das Erfordernis des 8 5 durch 
das R. G., betr. die Gleichberechtigung der Konfeſſionen in 
bürgerlicher und ſtaatsbürgerlicher Beziehung vom 3. Juli 1869 
weggefallen ſei, iſt nicht richtig, da dieſes Geſetz nur die all- 
gemeinen ſtaatsbürgerlichen Rechte, nicht aber die politiſchen * 
Sonderrechte im Auge hat. on 


§ 6. Sitz der Regierung. 

Der Sitz der Regierung kann in keinem Falle außer⸗ 
halb des Königreichs verlegt werden. 

Der Sitz der Regierung iſt zurzeit Stuttgart. 


as 


§ 7. Thronfolgerecht und Thronfolge— 
ordnung. 

Das Recht der Thronfolge gebührt dem Manns⸗ 

ſtamme des Königlichen Hauſes; die Ordnung derſelben a 

wird durch die Lineal-Erbfolge nach dem Crftgeburts- 


2 
. 
me. 


— 
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Cane beſtimmt. Erliſcht der Mannsſtamm, ſo geht die 
Thronfolge auf die weibliche Linie, ohne Unterſchied 
ee Geſchlechtes, über, und zwar fo, daß die Nähe der 


Verwandtſchaft mit dem zuletzt regierenden Könige, und 


5 bei gleichem Verwandtſchafts-Grade das natürliche Alter 


4 
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den Vorzug gibt. Jedoch tritt bei der Deſzendenz des 


ſodann regierenden Königlichen Hauſes das Vorrecht 
des Mannsſtammes wieder ein. 


1. Das Recht auf die Krone ſteht nur den Angehörigen 
der württ. Regentenfamilie, alſo den Nachkommen des Grafen 
Ulrich I. (T 1265) bezw. des am 22. Dezember 1797 verſtorbenen 
Herzogs Friedrich Eugen zu. 

2. Die Thronfolgeordnung iſt die agnatiſche Linealfolge 
mit Erſtgeburtsrecht und ſubſidiärer e der Kognaten. 
Der Begriff „Agnat“ findet ſich auch in § 12 V. U. „Agnaten“ 
und „Kognaten“ ſind aus dem römiſchen Recht überkommene 
Begriffe. Man verſteht unter Agnaten die von Männern ab- 
ſtammenden Männer, unter Kognaten die Blutsverwandten 
überhaupt. 

, Spricht man alſo von agnatiſcher Erbfolge, ſo heißt das, 
daß nur die von Männern abſtammenden Männer thronfolge— 
berechtigt ſind (Mannsſtamm des fal. Hauſes). Ihre Berech- 


tigung beſtimmt ſich nach § 7 durch die Linealfolge nach dem 


— 


* 


* 
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Erſtgeburtsrecht (Primogeniturrecht). Linie heißt die Geſamt⸗ 
heit der durch einen gemeinſamen Stammvater verbundenen 
Perſonen. Die Beſtimmung des nächſten Berechtigten erfolgt 
durch Erſtgeburtsrecht. Jede ältere Linie ſchließt die jüngere 
aus, in ad Linie der Erſtgeborene die ſpäter Geborenen. 

3. „Die weibliche Linie“; die Streitfragen über Aus⸗ 
legung dieſer Worte ſ. bei Gaupp⸗Göz S. 58 Note 6. 


§ 8. Thronfolgefähigkeit. 
Die Fähigkeit der Thronfolge ſetzt rechtmäßige Ge— 
burt aus einer ebenbürtigen, mit Bewilligung des 


Königes geſchloſſenen Ehe voraus. 


ho 


Bazille⸗Köſtlin, Verfaſſungsurkunde. 
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1. Rechtmäßige Geburt, d. h. Geburt in einer geſetz⸗ 
lich gültigen Ehe. Ob eine geſetzlich gültige Ehe, ſowie Zeu⸗ 


gung in der Ehe vorliegt, iſt nach dem bürgerlichen Recht zu 2 


beurteilen. i 

2. Ebenbürtige Ehe. Ebenbürtig ſind nach dem maß⸗ 
gebenden Familienherkommen die Mitglieder kaiſerlicher, könig⸗ 
licher, reichsfürſtlicher, ſowie altgräflicher reichsſtändiſcher 
Häuſer, desgl. entthronter Regentenfamilien und völkerrechtlich 
anerkannter Dynaſtien, ſelbſt wenn dieſelben von bürgerlicher 
Herkunft waren; Gaupp-Göz S. 57. 


§ 9. Volljährigkeit des Königs. 
Die Volljährigkeit des Königes tritt mit zurück⸗ 
gelegtem achtzehnten Jahre ein. 


Gilt noch nach Art. 57 des Einf. Geſ. zum B. G. B., ſ. auch 
S 134 Note 1. 


$10. Verfaſſungszuſicherung des Königs 
und Huldigungseid der Württemberger. 


Der Huldigungseid wird dem Thronfolger erſt dann 
abgelegt, wann Er in einer den Ständen des König⸗ 
reichs auszuſtellenden feierlichen Urkunde die unver— 
brüchliche Feſthaltung der Landesverfaſſung bei Seinem 
Königlichen Worte zugeſichert hat. ; 

1. Die Zuſicherung ijt nur eine verfaſſungsmaßige pflicht 
des Königs, bedingt aber nicht die Thronfolge und die Pflicht 
zum Gehorſam gegenüber der Staatsgewalt: Gaupp⸗Goz 
S. 59. 

2. Der Huldigungseid (j. auch § 20) ijt außer Übung 
gekommen; er ijt nicht Bedingung der Pflicht zum Gehorſam 
gegenüber der Staatsgewalt. 2 wie 

3. Stände des Königreichs: ſ. SS 124 ff. Über 
Einberufung derſelben bei Regierungsveränderungen: § 127 
Abſ. II. 
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ft ber König minderjährig, oder aus einer 58 080 
e an der eigenen Ausübung der Regierung ver- 
; fo tritt eine een ein. 

y Minderjahrig: S's: 

2. Ende der Reichs verweſung: § 17, Koſten der 
Hofh ig des Reichsverweſers, Apanage desſelben ſ. § 106. 
8 am unterſcheidet 2 Fälle von Reichsverweſung: 

Rees a) wegen Minderjährigkeit des Königs (jog. ordentliche 

a> Reichsverweſung); 

. 5 wegen Verhinderung des Königs an der eigenen Aus⸗ 
übung der Regierung „aus einer anderen Urſache“ 
(ſog. außerordentliche Reichsverweſung). 

Dieſe Urſache kann in der „Geiſtes- oder körper— 
lichen Beſchaffenheit“ (S$ 13) liegen, doch ſind auch 
= andere Fälle denkbar; ſ. Gaupp⸗Göz S. 62. 

. Stellvertretung. Über vorübergehende Stellver- 
ag des Königs bei deſſen Verhinderung durch 5 
oder Reiſen außer Landes hat ſich mangels geſetzlicher Vor⸗ 
fe riften eine Übung entwickelt; val. darüber Gaupp-Göz S. 63. 
ad, * 

8 12. Perſon des Reichsverweſers. 

In beiden Fällen wird die Reichsverweſung von 

e gis nach nächſten Agnaten geführt. Sollte 

50 dazu fähiger Agnat vorhanden ſein, ſo fällt die 
Haft an die Mutter, und nach dieſer an die 
Großmutter des Königes von väterlicher Seite. 


n ee. Fällen ſ. S 11. 
2. Mgnat ſ. $7 Note 2. 


38 13. e Fall der außerordent— 
5 3 Reichs verweſung. 
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eine ſolche Geiſtes- oder körperliche Beſchaffenheit zeigen, „ =) 
welche demſelben die eigene Verwaltung des Reichs ; 
unmöglich machen würde; fo iſt noch unter der Regie- 
rung des Königes durch ein förmliches Staatsgeſetz über 2 | 
den künftigen Eintritt der geſetzmäßigen Reichsverweſung . 
zu entſcheiden. A 

(II.) Würde der König während jeiner Regierung a 
oder bei dem Anfall der Thronfolge durch ein ſolches 
Hindernis von der eigenen Verwaltung des Reiches 
abgehalten fein, ohne daß ſchon früher die oben bes 
ſtimmte Vorſehung getroffen wäre; ſo ſoll längſtens ad 
binnen Jahresfriſt in einer von dem Geheimen Rate 
zu veranlaſſenden Verſammlung ſämtlicher im König⸗ 
reich anweſenden volljährigen, nicht mehr unter väter⸗ 
licher Gewalt ſtehenden Prinzen des kgl. Hauſes, mit 
Ausſchluß des zunächſt zur Regentſchaft berufenen 
Agnaten, auf vorgängiges Gutachten des Geheimen 
Rates, durch einen nach abſoluter Stimmenmehrheit 
zu faſſenden Beſchluß, mit Zuſtimmung der Stände 
über den Eintritt der geſetzmäßigen Regentſchaft ent⸗ 
ſchieden werden. ’ 

1. Geheimer Rat: $$ 54 ff. Stände: 88 124 fl 

2. Die Volljährigkeit der Prinzen des kgl. Hauſes tritt. 
mit zurückgelegtem 21. Lebensjahr ein; nur der Kronprinz 
“ad i dem zurückgelegten 18. Lebensjahr volljährig: § 134 
8 3.8 8 13 ſpricht nur von Prinzen, welche nicht mehr unter 
väterlicher Gewalt ſtehen. Dieſelben durfen aber auch nicht 
unter? nee val. Art. 62 des Hausgeſetzes (ſ. § 18). 


4. $13 behandelt nur einen 3 Fall der außer⸗ 
beben Reichsverweſung; ſ. 8 11 Note 3. 
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i 14. zuſicherung des Reichs- 
oe verweſers. 

75 Der Reichsverweſer hat ebenſo, wie der König, 
Ned Ständen die Beobachtung der Landesverfaſſung 


* 

— 
i] 
h 


8 15. Rechte des Reichsverweſers. 


4.) Der Reichsverweſer übt die Staatsgewalt in 
* dem Umfange, wie ſie dem Könige zuſteht, im Namen 
des Königes verfaſſungsmäßig aus; daher ſteht auch 
der Geheime Rat zum Reichsverweſer in demſelben 
Verhältniſſe, wie zu dem regierenden Könige. 


l.) Es kann aber der Reichsverweſer keine Standes- 
gen vornehmen, keine neuen Ritterorden und Hof- 
ämter errichten, und kein Mitglied des Geheimen Rates 
anders, als infolge eines gerichtlichen Erkenntniſſes, 
1 entlaſſen. Jede während einer Reichsverweſung ver⸗ 
abſchiedete Abänderung eines Verfaſſungspunktes gilt 
nur auf die Dauer der Regentſchaft. Auch können die 
dem Reiche heimgefallenen Lehen während der Regent: 
ſchaft nicht wieder verliehen werden. 

1. Geheimer Rat: $$ 54 ff. 


2. Ueber den Umfang der Befugniſſe des Reichsverweſers 
1. hiernach S4; der Reichsverweſer hat auch die Episkopal⸗ 
rechte in ſinngemaßer Anwendung der $$ 8 75, 76, ſowie die 
echte des Oberhauptes des fal. Hauſes: Art. 8 des Haus- 
a (. S 18). 


N 


3. Lehen: gilt nur noch für die Woite 
ämter; ſ. das Geſetz, betr. die Aufhebung des Lehel 
vom 8. Ottober 1874 (Reg. Bl. S. 223) Art. 1—5. 


4. Wegen der pekuniären Rechte des Reid ch Su weſer 
ſ. § 106. 2825 5 


S$ 16. Vormundſchaft des minderji 
ah Bes 5 


In Ermanglung einer von dem Könige get 
und dem Geheimen Rate bekannt gemachten A 
gebührt die Erziehung des minderjährigen 0 n 
Mutter, und wenn dieſe nicht mehr lebt, 
mutter von väterlicher Seite; jedoch bang 5 
sie der Erzieher und Lehrer und de “a 


1 5 geſchehen, welcher ſich aus 
gliedern des Geheimen Rates unter dem Vorſt ſitz 
Reichsverweſers bildet, ſo, daß letzterer bei den De 
zu faſſenden Beſchlüſſen eine mitzuzählende, 
Falle einer Stimmengleichheit eine entſcheidende! 
hat. Bei einer Verſchiedenheit der Anſichten | der 
Vormundſchaftsrat die Entſcheidung; auch liegt d die ate 
nach dem Ableben der Mutter und der Gro e 
die Sorge für die Erziehung des minder oa i 5 
allein ob. . 


Geheimer Rat: SS 54 f. 
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5817. Ende der Reichsverweſung. 
Die Reichsverweſung hört auf, ſobald der König 
das Alter der Volljährigkeit erreicht hat, oder ſonſt 
das bisherige Hindernis ſeiner Selbſtregierung gehoben iſt. 
1. Volljährigkeit: 89. 

2. Sonſtiges Hindernis der Selbſtregierung: $$ 11, 13. 


§ 18. Hausgeſetz. 
Die Verhältniſſe der Mitglieder des kgl. Hauſes 
zum Könige, als Oberhaupt der Familie, und unter 
ſich, werden in einem eigenen Hausgeſetze beſtimmt. 
1. Unter Hausgeſetzen (Hausverfaſſungen) verſteht man 
die beſonderen Geſetze, welche die Vermögens-, Familien-, 
Erbverhältniſſe u. ſ. w. der Mitglieder der Regentenfamilien 
und der Familien des hohen Adels regeln. Das württ. 
Hausgeſetz, das ein Geſetz itr Sinne des § $8 BV.U. ijt, ijt 
i am 8. Juni 1828 (Reg. Bl. S. 567), erlaſſen worden. Es ift 
diurch Reichsrecht nicht ersetzt worden. Vgl. § 4 des E. G. zur 
N. Str. P. O., § 5 des E. G. zur C. P. O., § 5 des E. G. zum 
G. V. G. und Art. 57 des E. G. zum B. G. B. Dagegen iſt 
Art. 64 des Hausgeſetzes durch Art. 1 und 2 des Ausf. Geſ. 
zur 3. P. O. vom 18. Auguſt 1879 (neuer Text Reg. Bl. 1899 
8 545), Art. 67 des Hausgeſetzes durch Art. 1 und 2 (wal. 
Art. 13) des Ausf. Geſ. zur R. Str. P. O. vom 4. März 1879 
(Reg. Bl. 1879 S. 50) erſetzt. Bezüglich der Aenderungen des 
Art. 15 des Hausgeſetzes: V. U. § 134 Note 1. 
} 2. Die Verfügungen des Königs als Oberhaupt 
des kgl. Hauſes bedürfen keiner miniſteriellen Gegenzeich— 
nung: § 51 Note 2. 
3. Die Mitglieder des kgl. Hauſes ſind nach Art. 1 des 
Hausgeſetzes: 
a) die Gemahlin des Königs; „ 
b) die fal. Witwen; 
c) alle Prinzen und Prinzeſſinnen, welche von dem ge— 


— 


meinſchaftlichen Stammvater des fal. Hauſes (ſ. $7 
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Note 1) aus einer rechtmäßigen, ebenbürtigen Ehe ab⸗ io 
ſtammen, und zwar die Prinzeſſinnen, ſolange ſie mae 


außer dem fal. Hauſe ſtandesmäßig vermählt ſind; 
d) die ebenbürtigen, mit Genehmigung des Königs ge⸗ 


ehelichten Gemahlinnen der Prinzen des kgl. Pas 


und deren Witwen. 


4. Ueber die Bezüge der Mitglieder des kgl. Hauſes 


ſ. S 105 mit Noten. 


III. Kapitel. 


Von den allgemeinen Rechtsverhältuiſſen der 
Sen ae 


Das III. Kapitel (SS 19—42) behandelt: 

I. Erwerb und Verluſt des württ. Staatsburgerrechts 
(SS 19, 20, 32—35). i 

II. Die jog. Grundrechte der Württemberger (SS 21—32, 
36—38). 


III. Die beſondere Stellung des ritterſchaftlichen Adels 
(SS 39 — 42). 


Hierzu iſt folgendes zu bemerken: 

I. Erwerb und Verluſt der württ. Staatsan⸗ 
gehörigkeit richten ſich jetzt nach dem R. G. über die Er⸗ 
werbung und den Verluſt der Reichs- und Staatsangehörig⸗ 


keit vom 1. Juni 1870. Die Ss 19, 20, 32—35 ſind dadurch 


in Wegfall gekommen, und zwar vom 1. Januar 1871 ab. 
Doch ſind fie auch heute noch für die Staatsangehörigkeit 
vieler Perſonen maßgebend, wenn nämlich die den Erwerb 
und Verluſt der Staatsangehörigkeit bewirkende Tatſache ur 
die Zeit von dem 1. Januar 1871 fällt. Vgl. hierüber und 
über die Auslegung dieſer Paragraphen Bazille-Köſtlin, Recht, 
der Staatsangehörigkeit. Stuttgart 1902. 

II. Die Grundrechte. Die ſog. öffentlichen Rechte 
(ogl. hierüber Stengel, Wörterbuch des deutſchen Verwaltungs. 
rechts 1890, 2. Bd. S. 177, Artikel Oeffentliche Rechte und 


‘ 
* 
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öffentliche Pfuchten ſowie Bazille⸗ Köſtlin, Recht der Staats— 
ingehörigkeit, Stuttgart 1902 S. 37 ff.) oder wenigſtens 
: großer Teil derjelben ſind in den Verfaſſungsurkunden 
deutſchen Bundesſtaaten als unmittelbarer Ausfluß der 
Staatsangehörigkeit dargeſtellt. Zu den öffentlichen Rechten 
T% 
deren Weſen darin beſteht, daß der in unſerer Rechtsordnung 
anerkannte Grundſatz der Freiheit und Unverletzlichkeit der 
Perſon und des Eigentums nach den verſchiedenen Richtungen 
auseinandergelegt wird, und die einzelnen Aeußerungsmöglich— 
keiten der perſönlichen Freiheit als beſondere Rechte bezeichnet 
erden. Die württ. V. U. zählt die Grundrechte der Württem⸗ 
berger, die ſie als Ausfluß des württ. e ea be bez 
handelt, in den SS 21—32, 36—38 auf. Es ſind folgende: 


1. Gleichheit der ſtaats bürgerlichen Rechte und Pflichten: 
S 21, insbeſondere Verbot des Ausſchluſſes von einem 
Staats amt wegen Geburt: S 22. 
Gleicher verfaſſungsmäßiger Gehorſam: § 21. 
Gleiche Wehrpflicht: S 23. 
Freiheit der Perſon: S 24, insbejondere Aufhebung 
der Leibeigenſchaft: § 25 und rechtmäßiges Strafver- 
fahren: § 26. 
5. Gewiſſensfreiheit: Ss 24 und 27. 
6. Denkfreiheit: § 24, 8 Freiheit der Preſſe 
7 
8 


e bo 


und des Buchhandels: § 28. 
Freiheit des Eigentums: SS 24, 30. 
. Auswanderungsfreiheit: SS 24, 32. 
9. Freiheit in der Wahl des Berufs und der Ausbildung 
2 zu demſelben: SS 29, 31. 
10. Recht der Beſchwerdeführung: SS 36—38, und zwar: 
“ a) bet den Staatsbehörden: S$ 36, 37; 
b) bei den Ständen: § 38. 
. Nicht erwähnt ſind in der V. U.: 
11. Das Vereins⸗ und Verſammlungsrecht; vgl. hierüber 
q § 24 Note 4. 
12. Das Petitionsrecht; vgl. hierüber § 36 Note 4. 
Ueber dieſe Grundrechte ijt zu val. Nohl I §§ 69 ff., jowie 


Gaupp⸗Göz S. 29 ff. Hier jet nur folgendes erwähnt: Die 
1 ſind „nichts anderes, als die von der Staats 
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gewalt ſelbſt feſtgeſetzten Schranken für die Machtbefu 
der Behörden, die Grenzen, innerhalb welcher die Sto 
gewalt die Freiheit der Einzelnen anerkennt. Die Zahl 
Freiheitsrechte iſt hiernach ſo groß, wie die Möglichkeit, 
Handlungsfreiheit nach den verſchiedenſten Seiten des bi ad 
lichen Lebens zu betätigen bezw. zu beſchränken. Au 
eine Darſtellung des dem Württemberger dermalen nach der 
Reichs- und Landesgeſetzgebung zukommenden Maßes oe 5 
jeftiver Freiheit ſelbſt in der Beſchränkung auf einzelne Si un a 
rechte mur nod) auf dem Boden der Reichsgeſetzgebung m ge | 
lich, da nicht nur nach Art. 4 der RY. die meiſten Gebie 
des ſtaatlichen Lebens ihre Ordnung teils bedingt, teils ‘tne 
bedingt durch die Geſetzgebung des Reichs N Hote 
letztere ſpeziell die Grenzen der perſönlichen Freiheit 


abſolut geregelt hat“ (Gaupp-Göz S. 29). Ob ein G 
recht auch ein jog. ſubjektives Recht ijt, hängt davon ab, i 
die Geſetzgebung im einzelnen Fall ein Individualrecht 1 
verwaltungsrechtlichem Schutz gewährt hat. S. auch Bazille⸗ 1 
Köſtlin, Recht der Staatsangehörigkeit 1902 S. 39 fl. 
Die Grundrechte hat nach der württ. Verfaſſung nur der 
Württemberger. Die rechtliche Stellung der üb ri 
Deutſchen iſt durch Art. 3 der R. V. beſtimmt. Se q 
ftehen ſämtliche Grundrechte auch den übrigen Deutſchen ae 
Vgl. hierzu Laband 1 S. 167 ff., Gaupp⸗Göz S. 21 f., 
hammer, Das Indigenat des Art. 3 der deutſchen Reichsve 5 
faſſung Tübingen 1896 und Bazille-Köſtlin, Recht der Staat Be 1 | 
angehörigkeit S. 57 ff., aber auch Note 2 zu § 88. 12 8 
Bezüglich der rechtlichen Stellung der Ausländer, d.! * Fa 
derjenigen Perſonen, welche die Reichsangehörigkeit nicht bes 
ſitzen, vgl. Gaupp-Göz S. 19 und Bazille-Köſtlin, Recht der 1 
Staatsangehörigkeit S. 64 ff. Hiernach werden die meiſten 
Grundrechte, insbeſondere auch das Recht der Verwaltungs⸗ 0 
beſchwerde (SS 36, 37) auch jedem Ausländer zuerkannt. daß | 
verfaſſungsberatende Ständeverſammlung ging davon aus, ) 
der Fremde während ſeines Aufenthalts im Inland 75 
wie der Einheimiſche unter dem Schutz württ. Geſetze ſtehe 
(Fricker, V. U. S. 252). J 1 


III. Die Sn einzelner Klaſſen der 


— 
— 
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: S Gatsangehirigen ſind im III. Kapitel nur in bezug 

ges n ritterſchaftlichen Adel (SS 39—42) und auch bezüglich 
ieſes nur teilweiſe erwähnt. Sonderrechte genießen (ſ. aus 

füͤhrlich Gaupp⸗Göz S. 43 ff.): 

> 1, Die Mitglieder des kgl. Hauſes (§ 18 Note 3): 

a) Thronfolge: Ss 7, 8; 

b) Reichsverweſung: Ss 12, 13; 

e) Sitz und Stimme in der I. Kammer: § 129; 

d) Anſpruch auf beſondere Titel und Ehrenauszeichnungen 

D ausgeſetz Art. 3—6) ; 

ee) Vorrechte im gerichtlichen Verfahren und in Sachen 

der nichtſtreitigen Gerichtsbarkeit. Darüber Gaupp— 

G83; S. 45; 

. k) im Privatrecht finden die Vorſchriften des B. G. B. nur 

Tay injoweit Anwendung, als nicht das Hausgeſetz (§ 18) 

etwas anderes beſtimmt; val. namentlich Art. 57 und 

ie 3 des E. G. zum B. G. B.: 

9 beſonderer ſtrafrechtlicher Schutz gegen Tatlichkeiten 

N und Beleidigungen: R. Str. G. B. $$ 96, 97, 100; 

) Befreiung von einigen öffentlich-rechtlichen Leiſtungen 

Wehrpflicht, Quartierleiſtung, Vorſpannleiſtung im 

Frieden, Pferdeſtellung). 

rs Die Königin iſt außerdem von der Einkommen— 

a und Kapitalſteuer befreit; 

) beſondere Bezüge: § 105. 

2. Der ſtandesherrliche Adel (d. h. diejenigen Fa⸗ 

milien, deren Häupter bis 1806 im Beſitz der Landeshoheit 

und eines mit Sitz und Stimme auf dem Reichstag ver⸗ 

bundenen Landes waren, ihre Landeshoheit aber ſeit 1806 

verloren haben): 

a) Ebenbuürtigkeit: § 8 Note 2; 

b) Ehrentitel (Durchlaucht bezw. Erlaucht); 

rate Befreiung von der Wehrpflicht. 

a Weiterhin haben dieſelben, wenn jie eine Standes— 

herrſchaft innerhalb Württembergs beſitzen, fol— 

gende Vorrechte: 

a4) Erblicher Sitz und Stimme in der J. Kammer: § 129; 

ae Db) Autonomie bezüglich der Familien- und Güterverhält— 


cre ee * F Soe see ee St 
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niſſe nach Maßgabe der deutſchen Bundesakte (ſ. I. 
Einl. § 1); * 
Kirchengebet und Trauergeläute in ihren Befigung 
bei Todesfällen in der Familie; 

Verleihung von Titeln an ihre Beamte in gewif 0 
Umfang; a 
Vorrechte auf dem Gebiet der freiwilligen Gerichtsb 
keit und bei der Zwangsvollſtreckung in Fideikom 
Lehen- und Stammgüter; 

Befreiung ihrer zu den Standesherrſchaften gehiri 
Gebäude von Einquartierung und Naturalverp 
in Friedenszeiten nach näherer Beſtimmung des 
leiſtungsgeſetzes. Tike 


3. Der ritterſchaftliche Adel. Die Zugehd 
zu demſelben iſt bedingt durch die württ. Staatsangehöt 
(S 135 Ziff. 1), durch den Beſitz oder Mitbeſitz ein 
Rittergut in die Realmatrikel des Königreichs eingetrage 
Gutes und durch den erblichen Adelsſtand des Beſitzers. 
Wegen des weiteren Erforderniſſes der Aufnahme in ine Se et 
4 ritterſchaftlichen Korporationen val. $$ 39—42. Sonder; Be 
rechte: Bee 

a) Wahl und Wählbarkeitsrecht zur II. Kammer 88 133, vi 

143, 145) und Fähigkeit, zu erblichen Mitgliedern der * 
I. Kammer ernannt zu werden (§ 130); D / eee 
Autonomie (Errichtung von Familienverträgen : 
ſonſtigen Familienſtatuten, jedoch mit Veſcene + 7 
befreiter Gerichtsſtand vor dem Amtsgericht in Sa sd bs 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit; Lia sae 
ſtandesmäßige Kompetenz bei der e N 
vollſtreckung in Fideikommiß⸗, Lehen und n , 
das Recht auf das hergebrachte Kirchengebet und 9 
geläute. * 


4. Der nicht zum ritterſchaftlichen Adel gehörige ſog. un⸗ * 
begüterte Erbadel und der bloße Perſonaladel 2 
währt keine beſonderen bürgerlichen und politiſchen or 
Doch können die Angehörigen des erſteren durch Erlang 
eines immatrikulierten Ritterguts Mitglied der 

werden. 


c 


d 
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§ 19. Erwerb des Staatsbiirgerrechts. 

Das Staatsbiirgerreeht wird teils durch Geburt, 
wenn bei ehelich Geborenen der Vater, oder bei Un- 

‘ehelichen die Mutter das Staatsbiirgerrecht hat, teils 
durch Aufnahme erworben. Letztere setzt voraus, 
dass der Auf zunehmende von einer bestimmten Ge- 
maeinde die vorläufige Zusicherung des Bürger- oder 
Beisitzrechtes erhalten habe. Ausserdem erfolgt 
durch die Anstellung in dem Staatsdienste die Auf— 
nahme in das Staatsbürgerrecht, jedoch nur auf die 
Dauer der Dienstzeit. 

S. Note I vor § 19. 


§ 20. Huldigungseid der Württemberger. 

Der Huldigungseid iſt von jedem geborenen Württem— 
berger nach zurückgelegtem ſechzehnten Jahre, und von 
jedem neu Aufgenommenen bei der Aufnahme abzulegen. 


Die Ablegung des Huldigungseids iſt geregelt in der 
Min. Verf. vom 3. November 1823 (Reg. Bl. S. 836). Der⸗ 
ſelbe ijt indeſſen teilweiſe außer Uebung gekommen; ſ. auch § 10. 


§ 21. 1. Gleichheit der ſtaatsbürgerlichen 

Rechte und Pflichten. 2. Verfaſſungs— 
mäßiger Gehorſam. 

Alle Württemberger haben gleiche ſtaatsbürgerliche 

Reechte, und ebenſo ſind fie zu gleichen ſtaatsbürgerlichen 

Pflichten und gleicher Teilnahme an den Staatslaſten 
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verbunden, ſoweit nicht die Verfaſſung eine ausdr 
Ausnahme enthält; auch haben ſie gleichen nesta 
mäßigen Gehorſam zu leiſten. 

1. S. Note II vor § 19. 


2. Die Gleichheit der l n ges aim 
und Pflichten (ein beſonderer Fall ijt in § 22 f 
iſt jetzt in der Hauptſache durch die auf Grund des Y er 
R. V. erlaſſenen zahlreichen Reichsgeſetze gewährleiſtet. 8 85 
dieſe gelten, ijt durch fie § 21 in Wegfall eln 

3. Die Ausnahmen von der Gleichheit der ma 
lichen Rechte und Pflichten betreffen die Sonderrechte: 

a) der Mitglieder des kgl. 8 b) der Standesh 
e des ritterſchaftlichen Adels. S. hierüber Note III vor 8 8 

4. Ker Gehorſam iſt jetzt 
Pflicht, den Geboten und Verboten der Reichs- und Lan 
ſtaatsgewalt, welche in geſetzlicher Weiſe innerhalb der 8 
ſtändigkeit derſelben erlaſſen werden, Gehorſam zu leiſt er 
Die Grenzen dieſer Gehorſamspflicht, N übrigens au 
Ausländer während ihres Aufenthalts im Lande ſich er 
werden durch die Reichsgeſetzgebung, nämlich durch die 
ſchriften der Strafgeſetze über die Bedingungen des geſ 8 
erlaubten Widerſtands — §§ 110122, insbeſondere 8 85 113 a 8 
des R. Str. G. B. — beſtimmt“ (Gaupp⸗Göz S. 31). 8 


Sie 
ane 

§ 22. 1. Gleichheit der ſaatsbürgerlichen es 
Rechte und Pflichten: Verbot des Aus- 
ſchluſſes von einem Staatsamt wegen 
Geburt. ‘te 


Kein Staatsbürger kann wegen ſeiner Geburt von 
irgend einem Staatsamte ausgeſchloſſen werden. ae 


S. Note 1 und 2 zu § 21. § 22 iſt durch Reiehsredit 
nicht erſetzt. ss 
: ay 
5 7. 292 #4" 


ovate 


V. U. §§ 23, 24. 31 


3. Gleiche Wehrpflicht, 
Recht, Waffen zu tragen. 

Ae (J.) Die Verpflichtung zur Verteidigung des Vater- 
landes und die Verbindlichkeit zum Waffendienste 
g ist allgemein; es finden in letzterer Hinsicht keine 
andere, als die durch die Bundesakte und die be— 
stehenden Gesetze begründeten Ausnahmen statt. 
Hl.) Ueber das Recht, Waffen zu tragen, wird ein 
Geſetz die nähere Beſtimmung geben. 

I. Die Wehr mitre iſt vollſtändig reichsrechtlich geregelt. 
2. Das Recht, Waffen zu tragen iſt in dem Lan⸗ 
desgeſetz vom 1. Juni 1853 über den Beſitz und Gebrauch 


von Waffen (Reg. Bl. S. 151) geregelt. S. hierzu Schicker, 
7 Polizeiſtrafrecht 3. Aufl. 1899 S. 240 ff. 


? 
. 
8 24. 4.—8. Freiheit der Person, Gewis- 
2 sensfreiheit, Denkfreiheit, Freiheit des 
5 Eigentums, Auswanderungsfreiheit. 


4 Der Staat ſichert jedem Bürger Freiheit der Per- 
son, Gewissens- und Denkfreiheit, Freiheit des Eigen— 
tums und Auswanderungsfreiheit. 


1. S. Note II vor § 19. 

3 Freiheit der Perſon ſ. dazu §§ 25 und 26. Jetzt 
durch die Reichsgeſetzgebung über e und Zivilprozeß, 
= Strafrecht und Strafprozeß verwirklicht. S. dazu Gaupp⸗Goz 
S. 33, wo übrigens itberjehen wurde, daß jetzt auch das Zivil- 
recht einheitlich für das ganze Reich geregelt iſt. 

5 5 Gewiſſensfreiheit j. § 27. 

4 Denkfreiheit. Dies ijt ein durchaus unklarer 
2 juriſtiſcher Begriff. Schon in der verfaſſungsberatenden Stände— 
< verſammlung war man ſich über den Inhalt der Denkfreiheit 
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völlig im unklaren (ſ. Fricker, V. U. S. 237 ff.). Mit Recht n 
damals hervorgehoben, daß der § 24 bloß allgemeine Be 
mungen enthalte und daß die folgenden Paragraphen die genauere 
Beſtimmungen geben. Es iſt deshalb kein Zweifel dar 

daß die V. U. ſelbſt als hauptſächlichen Inhalt der Denkfrei 
die Freiheit der Preſſe und des Buchhandels § 28 V. U.) an 
ſieht. Die dogmatiſche Auslegung des § 24 hat aber, wie 
Mohl I S. 352 des näheren ausführt, weitere Rechte aus der 
Denkfreiheit abgeleitet. ; 


Irgendwelche pojitiven Rechte können aus der Dentjeid 
nach unjerer Auffaſſung nicht gefolgert werden. 5 


Unter Denkfreiheit verſteht man natürlich nicht das Recht, 2 
zu denken, was man will, da in das Gebiet des inneren 
Lebens das Recht nicht eingreifen kann (Gedanken ſind as! 
jrei). Aus der Denkfreiheit laßt ſich nur der bei der heutigen . 
Rechtsordnung ſelbſtverſtändliche Satz gewinnen, daß jedermann em 
ſich mit allen Gegenſtänden des menſchlichen Wiſſens Pt fee 
tigen und ſeine Gedanken ſchriftlich (auch durch den 
und mündlich jedem anderen, auch in Verſammlungen 3 
teilen darf, ſoweit dadurch nicht die beſtehenden Reichs⸗ — : 
Landesgeſetze verletzt werden. Vgl. z. B. für Beamte die Bee 
amtenpflichten, für Soldaten die Milisäriſch Pflichten, ſodann 
die Vorſchriften des R. Str. G.B. über Beleidigung u. ſ. w., die 
Vorſchrift des Polizeiſtrafgeſetzes über Ungebühr vor Behör⸗ 
den u. dgl. 

Hiernach iſt die Freiheit der Preſſe und des Bu dhe 8 
handels, die in § 28 V. U. beſonders genannt iſt, der weſent⸗ 
liche Inhalt der Denkfreiheit. Der Rechtszuſtand der Preſſe 
und des Buchhandels iſt aber jetzt durch die dleichsgeſetzgebung sf 
geregelt; 7. Reichspreßgeſetz r vom 7. Mai 1874 und Gew. Ordn. 
§§ 14, 43, 56 und 143. Der § 28 iſt damit in Wegfall ge⸗ 
kommen. Ueber einige württ. Beſonderheiten ſ. Gaupp⸗Gbz 
S. 36. 7 
Die Anſicht von Gaupp, V. U. S. 27, daß das Vereins- 
und Ve rſammlungsrecht unter den § 28 V. U. falle, iſt 
unrichtig. Zu Unrecht beruft er fd) dafür auf Mohl 1 S. 352 
Es könnte fic höchſtens um den § 24 V. U. handeln. Aber 
auch aus dieſem folgert Mohl nicht das Vereins- und Ver⸗ K 
ſammlungsrecht. Er behandelt letzteres nur gelegentlich * 8 


— 


* 


* 
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Beſprechung des Inhalts des § 24, während er bezüglich des 
Vereinsrechts S. 377 ff. beſonders hervorhebt, daß es in der 
V. U. überhaupt nicht erwähnt ſei. Auch Gaupp-Göz S. 37 
iſt der Anſicht, daß das Vereins- und Verſammlungsrecht in 
der V. U. als ſtaatsbürgerliche Rechte nicht erwähnt ſind. 

Auch die Unzuläſſigkeit einer polizeilichen Aufſicht 
über das Theater läßt ſich aus der Denkfreiheit nicht ab— 
leiten. Mangels beſonderer geſetzlicher Beſtimmungen iſt das 
auf das allgemeine Oberaufſichtsrecht der Staatsgewalt be— 
gründete Recht der Polizeibehörden, im Intereſſe des öffent— 
lichen Wohls Aufführungen, Schauſtellungen u. dgl. zu unter- 
ſagen und zu verhindern, maßgebend. Es hängt ganz von dem 
Ermeſſen der Polizeibehörden ab, in welchem Umfange ſie 
von dieſem Recht Gebrauch machen wollen. Hiernach ſind 
Repreſſiomaßregeln mit oder ohne förmliche Zenſur zuläſſig, 
d. h. es kann nicht nur die Aufführung einzelner Stücke aus 
Gründen des öffentlichen Wohls unterſagt, ſondern es kann 
auch die vorherige Vorlage ſämtlicher aufzuführender Stücke 
zwecks Prüfung und Genehmigung der Aufführung verlangt 
werden. Die erforderlichen Zwangsmaßregeln ergeben ſich aus 
Art. 2 der Polizeiſtrafnovelle vom 12. Auguſt 1879. Die 
Maßregeln der Polizeibehörden können weder vor den ordent— 
lichen Gerichten noch vor dem Verwaltungsgerichtshof mit 
Rechtsbeſchwerde angefochten werden. 

Allgemein wird zwar die Zenſur in Württemberg nicht 
ausgeübt; doch iſt ſchon in einzelnen Fällen die Vorlage von 
Theaterſtucken vor der Aufführung verlangt und nach Prüfung 
ein Verbot der Aufführung erlaſſen worden. Im übrigen be— 
gnügen ſich die Polizeibehörden mit allgemeiner Ueberwachung. 

Abgeſehen von der nunmehr reichsrechtlich gewährleiſteten 
Freiheit der Preſſe und des Buchhandels iſt alſo die Denk— 
freiheit der V. U. nur eine hohle Nuß in goldener Schale. 

5. Freiheit des Eigentums ſ. § 30. 

6. Aus wanderungsfreiheit ſ. § 32. 


§ 25. 4. Freiheit der Person. a) Leib— 
eigenschaft. 


Die Leibeigenschaft bleibt für immer aufgehoben. 
S. § 24 Note 1, 2. 


Bazille⸗Köſtlin, Verfaſſungsurkunde. 3 


. 
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§ 26. 4. Freiheit der Person. 
verfahren. 
Niemand darf seinem ordentlichen Richter ent- 


zogen, und anders, als in den durch das Gesetz be- 
stimmten Fällen, und in den gesetzlichen Formen 
verhaftet und bestraft, noch länger als einmal vier- 
undzwanzig Stunden über die Ursache seiner Ver- 


haftung in Ungewissheit gelassen werden. 
S. § 24 Note 1, 2. Nicht unter _§ 26 fällt das Recht 


der Polizeibehörden zur Feſtnahme und Detention von Personen N 


zur Durchführung polizeilicher Zwecke. 


§ 27. 5. Gewissensfreiheit. 


(I.) Jeder ohne Unterschied der Religion geniesst 
im Königreiche ungestörte Gewissensfreiheit. 

(II.) Den vollen Genuss der staatsbürgerlichen 
Rechte gewähren die drei christlichen Glaubensbe- 
kenntnisse. Andere christliche und nicht christliche 


Glaubensgenossen können zur Teilnahme an den 
bürgerlichen Rechten nur in dem Verhältnisse zu- 


gelassen werden, als sie durch die Grundsätze ihrer 
Religion an der Erfüllung der bürgerlichen Pflichten 
nicht gehindert werden. . 

1. Das Verfaſſungsgeſetz vom 31. Dezember 1861 (Reg. Bl. 
1862 S. 3 beſtimmt: 

„Einziger Artikel. 

An die Stelle des zweiten Absatzes des 
$27 der Verfassungsurkunde tritt folgende 
Bestimmung: 


b) Straf. 


* 


V. U. 
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Diestaatsbürgerlichen Rechte sind 
unabhängig von dem religiésen Be- 
kenntnisse.“ 


2. Der Begriff „Gewiſſensfreiheit“ (auch „Glau— 
vensfreiheit“) ijt juriſtiſch nicht ſcharf begrenzt. Nimmt 
man ihn völlig abſtrakt, ohne Berückſichtigung der einzelnen 
Staatsgeſetzgebungen, ſo laſſen ſich aus ihm eine Anzahl Sätze 
ableiten (ſ. z. B. Hinſchius, Allgemeine Darſtellung der Ver— 

iſſe von Staat und Kirche in dem Handbuch des öffent⸗ 
lichen Rechts von Marquardſen I. Bd. 1887 S. 233 ff.), die 
mit dem konkreten Recht nicht übereinſtimmen, Sätze, die man 
zwar de lege ferenda als aus der Gewiſſensfreiheit fließend 
aufſtellen kann, die aber de lege lata nicht beſtehen. Will 
man feſtſtellen, was das poſitive Recht unter Gewiſſensfreiheit 
verſteht, ſo muß man auf die konkrete Staatsgeſetzgebung 
zurückgehen. b 

Gewiſſensfreiheit iſt nun allgemein jedenfalls nicht die 
rechtliche Freiheit, in religiböſen Dingen zu denken, wie man 
will, da die religibſen Ueberzeugungen dem Gebiet des inneren 
Lebens angehören, mit dem das Recht naturgemäß nichts zu 
tun hat. Nach dem württ. Staatsrecht iſt die e 
(im Sinne des § 27) nur eine beſchränkte (vgl. § 27 Abſ. II 
alt, § 70), nämlich das Recht, ſeine religiöſen Ueberzeugungen 
ohne irgendwelchen Rechtsnachteil bekennen zu 
dürfen (Bekenntnisfreiheit), allerdings nur innerhalb der 
Schranken, welche die Strafgeſetze (Beleidigung, Gottesläſte— 
rung u. ſ. w.), die öffentliche d Alanis und Wohlfahrt (Geſetze 
über Vereins⸗ und Verſammlungsrecht, Straßenpolizei, Ein— 
ſchreiten gegen die Mormonenmiſſionen u. dgl.) ziehen. Ebenſo 
kann ſich niemand ſeinen bürgerlichen Pflichten unter Berufung 
auf ſein Glaubensbekenntnis entziehen. Dieſes Recht der Be— 
kenntnisfreiheit ijt nicht ein juriſtiſches Unding, wie Laband I 
S. 148 mit der Begründung meint, daß man dasſelbe von 
der Natur und nicht vom Recht habe. Von der Natur hat 
man nur die phyſiſche Fähigkeit, ſeine religiöſen Ueberzeugungen 
zu bekennen, vom Recht aber hat man die Freiheit, dies 
ohne Rechtsnachteile zu tun. (Die Frage, ob ein ſolches 
Recht ein ſubjektives öffentliches Recht iſt, iſt damit freilich 
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noch nicht entſchieden; dies hängt immer davon ab, ob die 
Geſetzgebung ein Individualrecht mit verwaltungsgerichtlichem a 
Schutz erlaſſen wollte.) 

Die Begrenzung des Inhalts der Gewiſſensfreiheit im 
Sinn des § 27 iſt nun aber, ſelbſt bei Beachtung der oben 
erwähnten Schranken, keineswegs einfach. Aus dem „Recht, 
ſeine religiöſen Ueberzeugungen ohne irgendwelchen Rechts 
nachteil bekennen zu dürfen“, läßt ſich gar mancherlei ableiten. 8 
Zudem iſt dieſer juriſtiſch unklare Begriff der Gewiſſensfreiheit 
ein Schlagwort des politiſchen Lebens; ſeine tatſächliche Aus⸗ 
legung iſt dem Wandel politiſcher Anſchauungen unterworfen 
und deshalb abhängig u. a. auch von der Auffaſſung des 
Verhältniſſes zwiſchen Staat und Kirche (vgl. § 71 Note 1), 
ſowie dem Einfluß, den man der Kirche auf die Schule und 
der Schule auf die Erziehung einräumt. * 

Eine feſtſtehende Auffaſſung des § 27 in jeder Richtung 4 
iſt bis jetzt nicht erreicht worden, obwohl im weſentlichen 
zwiſchen Regierung und Ständen Uebereinſtimmung beſteht. 
Der Geiſt der Verfaſſung läßt ſich natürlich für die eine oder 
andere Auffaſſung nicht anrufen. Denn was man unter Ge⸗ 3 
wiſſensfreiheit im Jahre 1819 verſtand, das läßt ſich Heute 
nicht mehr feſtſtellen. Dies iſt auch in der Sitzung der Kammer * 
der Abgeordneten vom 20. Oktober 1904 mit Recht, auch 1 
ſeitens der Regierung, betont worden. Eine Folge dieſer N 
Verhandlungen war eine Verfügung des Miniſteriums des 
Kirchen- und Schulweſens vom 3. November 1904, wonach ¥ 
die Kinder von Diſſidenten einem Religionsunterrichtszwang } 
in der Schule nicht mehr unterliegen jollen. Dieſe im Amts⸗ N 
blatt des Konſiſtoriums von 1904 Bd. XIII Nr. 25 S. 210 
bekannt gemachte Verfügung lautet: „Die Behandlung von 
Geſuchen um Befreiung vom Religionsunterricht in den öffent- 
lichen Schulen wird hiermit dahin geregelt, daß Kinder, die 1 
in gültiger Weiſe keiner Religionsgemeinſchaft oder einer 


ſolchen angehören, für die in den öffentlichen Schulen Reli⸗ 2 
gionsunterricht nicht erteilt wird, von der Teilnahme am 1 
Religionsunterricht zu entheben ſind, wenn und ſoweit der 8 


Erziehungsberechtigte dies beantragt.“ 
Daß die Gewiſſensfreiheit im Sinne des § 27 Abſ. 1 nicht 
als abſolute religiöſe Freiheit in jeder Richtung aufgefaßt 


V. U. §§ 27, 28. 37 


wurde, geht ſchon aus dem § 27 Abſ. LL alt und § 70 mit Sicherheit 
hervor. Auch die Geſetze und Verordnungen ſeit 1819 beweiſen dies. 

Jedenfalls geht die durch § 27 Abſ. J und II neu gewähr- 
leiſtete Gewiſſensfreiheit nicht über diejenige Gewiſſensfreiheit 
hinaus, die das R. G., betr. die Gleichberechtigung der Kon— 
feſſionen in bürgerlicher und ſtaatsbürgerlicher Beziehung vom 
3. Juli 1869 (B. G. Bl. S. 292, wiirtt. Reg. Bl. 1871 Anlage 
nach S. 48, S. 25) gewährleiſtet. Durch dieſes Reichsgeſetz 
iſt alſo § 27 überhaupt weggefallen. Aber auch dieſes Geſetz 
gibt keine unumſchränkte Gewiſſensfreiheit. 

Insbeſondere läßt ſich aus demſelben das Recht der freien 
öffentlichen Religionsübung, überhaupt die vollſtändige Gleich⸗ 
ſtellung der verſchiedenen Glaubensbekenntniſſe nach allen 
Richtungen (jo Gaupp⸗Obz S. 37, auch Gaupp, V. U. 
S. 26) jo wenig ableiten, wie aus V. U. § 27 Abſ. II neu 
das Recht der freien öffentlichen Religionsübung (jo Gaupp⸗ 
id; S. 405) gefolgert werden kann. Dies ergibt ſich aus 
V. U. § 70, wo dieſelbe nur den 3 chriſtlichen Konfeſſionen 
gewährleiſtet ijt. Erſt durch das Geſetz, betr. die religiöſen 
Diſſidentenvereine vom 9. April 1872 (Reg. Bl. S. 151) iſt fie 
auch ſonſtigen religiöſen Vereinen, deren Bildung gleichzeitig 
von ſtaatlicher Genehmigung unabhängig erklärt worden iſt, 
gegeben worden. Vgl. hierzu Hinſchius a. a. O. S. 359 Note 5, 
ſowie Friedberg, Kirchenrecht, 4. Aufl. 1895 S. 98 Note 45. 

3. Ueber den Rechtszuſtand der Israeliten von 1848 bis zu dem 
Geſetz vom 31. Dezember 1861 (ſ. Note 1) vgl. Gaupp⸗Göz S. 37. 

4. Eine bloße Konſequenz der Gewiſſensfreiheit iſt das 
Recht des Austritts aus den Kirchen. Geregelt iſt 
derſelbe jetzt für die evangeliſche Kirche durch Art. 6 Abſ. II 
und III des Geſetzes vom 14. Juni 1887 (Reg. Bl. S. 239), 
für die katholiſche Kirche durch Art. 43 Abſ. V des Geſ. vom 
14. Juni 1887 (Reg. Bl. S. 289). Die Erklärung des Austritts 
aus der israelitiſchen Kirche erfolgt gegenüber der israelitiſchen 
Oberkirchenbehörde durch Vermittlung der Oberämter. 


§ 28. 6. Denkfreiheit: Freiheit der 
Presse und des Buchhandels. 
Die Freiheit der Presse und des Buchhandels 
findet in ihrem vollen Umfange statt. jedoch unter 
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oder kiinftig zu erlassenden Gesetze. 9 
S. § 24 Note 4. 8 


§ 29. 9. Freiheit in der Wahl des Berufs 
und der Ausbildung zu demſelben. 


Jeder hat das Recht, ſeinen Stand und ſein Ge⸗ : 
werbe nach eigener Neigung zu wählen, und ſich dazu 
im In- und Auslande auszubilden, mithin auch aus- 
wärtige Bildungsanſtalten in Gemäßheit der geſetzichen 
Vorſchriften zu beſuchen. 


1. S. Note II vor § 19. 8 25 
2. Zu § 29 1 auch § 31. Letzterer ijt aber durch die 
Gew. Ordn. für das Deutſche Reich, ſowie die Reichspatent⸗ 2 
geſetzgebung (ſ. Gaupp-Göz S. 40) völlig erſetzt. 
3. Soweit die Gew. , eingreift, iſt § 29 durch dieſelbe 
erſetzt. 
4. Wegen der „geſetzlichen Vorſchriften“ über den Beſuch 
auswärtiger Bildungsanſtalten ſind die Verordnungen über 
die Dienſtprüfungen in den einzelnen Departements zu ver⸗ 
gleichen. 


S 30. 7. Freiheit des Eigentums. 

Niemand kann gezwungen werden, sein Eigen- 
tum und andere Rechte für allgemeine Staats- oder 7 
Korporationszwecke abzutreten, als nachdem der 
Geheime Rat über die Notwendigkeit entschieden 
hat, und gegen vorgängige volle Entschädigung. Ent- 
steht aber ein Streit über die Summe der Ent- 
schädigung, und der Eigentümer will sich bei der 


am 
— 

5 
nd 
* 
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Entscheidung der Verwaltungsbehörde nicht be— 
ruhigen; so ist die Sache im ordentlichen Rechts- 
wege zu erledigen, einstweilen aber die von jener 
Stelle festgesetzte Summe ohne Verzug auszubezahlen. 

1. Das Verfaſſungsgeſetz vom 20. Dezember 1888 
(Reg. Bl. S. 445) beſtimmt: 

Art. 1. 

An die Stelle des §30 der Verfaſſungs— 
urkunde tritt die nachfolgende Beſtimmung: 

(I.) Niemand kann gezwungen werden, 
ſein Eigentum und andere Rechte für all— 
gemeine Staats- oder Korporationszwecke 
abzutreten, ehe über die Notwendigkeit in 
dem geſetzlich beſtimmten Verfahren von 
der zuſtändigen Behörde entſchieden und 
volle Entſchädigung geleiſtet worden iſt. 
Entſteht aber ein Streit über die Summe 
der Entſchädigung und will ſich der Eigen— 
tümer bei der Entſcheidung der Verwal— 
tungsbehörde nicht beruhigen, ſo iſt die 
Sache im ordentlichen Rechtswege zu er— 
ledigen, einſtweilen aber die von jener 
Stelle feſtgeſetzte Summe ohne Verzug aus— 
zubezahlen. 

(II.) Den politiſchen Gemeinden ſind be— 
züglich der Zuläſſigkeit der Zwangsent⸗ 
eignung die Kirchen gemeinden gleichgeſtellt. 


A2. 830 in der neuen Faſſung gilt noch; ſ. Art. 109 des 
E. G. zum B. G. B. 
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3. Zur Ausführung des § 30 ijt das Landesgeſetz vom 


20. Dezember 1888 (Reg. Bl. S. 446) ergangen; dasſelbe ate 
geändert worden durch den Art. 209 des Ausf. Gef. zum B. G. B. 
(Reg. Bl. 1899 S. 488). 

4. Neben der durch das Landesgeſetz vom 20. Dezember 


biliarrechte beſchräankten Enteignung gibt es noch eine Reihe 
von Fällen, in welchen die Staatsgewalt zur Erfüllung ihrer 
Aufgaben gewiſſer Gegenſtände oder Berechtigungen bedarf, 
welche ſich im Vermögen von Privatperſonen oder Korpo⸗ 
rationen befinden. Der Staat bezw. das Reich iſt hier befugt, 
dieſe Gegenſtände durch einen Verwaltungsakt an ſich zu ziehen, 
bezw. über dieſelben zu verfügen, muß aber nach den hier 
eingreifenden beſonderen Geſetzen dem dadurch Betroffenen 
volle Entſchädigung gewähren. S. die Aufzählung bei Gaupp⸗ 
Göz S. 197 ff. 


$31. 9. Freiheit in der Wahl des Berufs: 
Handels- und Gewerbsprivilegien und 
Patente. 


(I.) Ausschliessliche Handels- und Gewerbsprivi- 


legien können nur zufolge eines Gesetzes, oder mit 


besonderer, für den einzelnen Fall gültiger Bei- 


stimmung der Stände erteilt werden. 

(II.) Dem Ermessen der Regierung bleibt über- 
lassen, nützliche Erfindungen durch Patente zu deren 
ausschliesslichen Benützung bis auf die Dauer von 
zehn Jahren zu belohnen. 

S. § 29 Note 2. 


S$ 32. 8 Freiheit der Auswanderung. 
Jedem Staatsbürger steht frei, aus dem Kénig- 


reiche, ohne Bezahlung einer Nachsteuer, auszu- 


— 
ra 
aS 


1888 (ſ. Note 3) geregelten, auf Grundeigentum und Immo⸗ 


V. U. §§ 32, 33. 41 


wandern, sobald er dem ihm vorgesetzten Beamten 
von seinem Vorsatze die Anzeige gemacht, seine 
Schulden und andere Obliegenheiten berichtigt, und 
hinreichende Versicherung ausgestellt hat, dass er 
innerhalb Jahresfrist gegen König und Vaterland 
nicht dienen, und ebensolange in Hinsicht auf die 
vor seinem Wegzuge erwachsenen Ansprüche vor den 
Gerichten des Königreichs Recht geben wolle. 

S. Note I vor § 19. Vgl. dazu auch, ſoweit es ſich 
nicht um Entlaſſung aus der Staatsangehörigkeit, ſondern um 
das Recht des freien Zugs im In⸗ und Ausland handelt, die 
Reichsgeſetze über Freizügigkeit, Unterſtützungswohnſitz und 


Paßweſen. 


§ 33. Verlust des Staatsbürgerrechts 
durch Auswanderung. 


(I.) Durch den Wegzug verliert der Auswandernde 
sein Staatsbürgerrecht für sich und seine mit ihm 
wegziehenden Kinder. 

(II.) Das Vermögen derjenigen Kinder, welche 
nicht mit den Eltern auswandern, wird im Lande 
zurückbehalten. 

1. S. Note I vor § 19. 

2. § 33 Abſ. II wird von Göz in Gaupp⸗Goz S. 27 als 
noch heute geltendes Recht angeführt. Dieſer Anſicht können 
wir nicht beitreten. Zwar ijt die Meinung von Müller, V. U. 


S. 21, wonach Abſ. II ſchon durch das Reichsgeſetz über die 
Staatsangehörigkeit weggefallen ſei, nicht richtig. Die Motive 
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zu § 17 dieſes Geſetzes ſagen in dieſer Richtung folgende 
„Die Partikularvorſchriften, nach welchen die Entlaſſung aus 
dem Staatsverbande mit Rückſicht auf beſtehende Privat⸗ und 9 
andere Verpflichtungen verweigert oder verzögert werden darf, 
kommen durch dieſen Paragraphen in Wegfall, während ſelbſt⸗ 
verſtändlich die Anwendung prozeßrechtlicher Sicherungsm 

regeln nicht ausgeſchloſſen werden ſoll.“ Der § 33 Abſ. II 
verhindert oder verzögert die Entlaſſung der Eltern aber in 

keiner Weiſe. 3 


Die Beſtimmung des § 33 Abſ. II findet ſich zum erſtenmal 
in dem ſtändiſchen Verfaſſungsentwurf von 1816, in 8 24 
Abſ. II (Fricker, V. U. S. 19, ſ. dazu das Vorwort der bee 


“4 


7 
* 


ſonderen Ausgabe des ſtändiſchen Verfaſſungsentwurfs von 
1816, Fricker S. XXIV und XXV). Die Beſtimmung findet 

ſich hier im Zuſammenhang mit weiteren Vorſchriften zum 
vermögensrechtlichen Schutz der im Lande bleibenden Kinder 
auswandernder Perſonen, iſt alſo privatrechtlicher Natur. Sie 
iſt ſodann in den fal. Verfaſſungsentwurf von 1817 in 873 
(Fricker S. 103) aufgenommen, desgl. in den Entwurf von 
1819 und iſt ſchließlich in die Verfaſſung gekommen, während 

die übrigen hierher gehörigen Vorſchriften des ſtändiſchen Ent⸗ 
wurfs von 1816 in die kgl. Verordn. vom 15. Auguſt 1817, 
betr. die geſetzlichen Beſtimmungen über die Auswanderungen 
(Reg. Bl. S. 403) übergegangen find; der § 23 dieſer 
Verordnung hat übrigens denſelben Inhalt wie § 38 
Abſ. II V. U. 


Die Beſtimmung ſtellt ſich, wie ſchon erwähnt, als eine 
Beſchränkung der väterlichen (elterlichen) Gewalt im Intereſſe 
der Kinder dar, iſt alſo privatrechtlicher Natur und damit 
durch die Vorſchriften des B.G. B. §$§ 1626 ff. weggefallen. 
An der prinzipiell privatrechtlichen Natur der Vorſchrift ändert 
auch der Umſtand nichts, daß ſie zugleich den Intereſſen der 
fürſorgepflichtigen Gemeinden dient. Die Intereſſen der Kinder 
werden jetzt nötigenfalls durch das Vormundſchaftsgericht wahr⸗ 
genommen. Zu erwähnen iſt noch, daß die kgl. Verordn. von 
1817 uber das Auswanderungsweſen, die dieſelbe Beſtimmung 
enthält, durch Art. 283 Ziff. 14 des Ausf. Geſ. zum B. G. B. 
vom 28. Juli 1899 aufgehoben worden iſt. a 


V.u. §§ 34—36. 43 


| 8 34. Verlust des Staatsbürgerrechts 
* Eintritt in auswärtigen Staats- 
dienst. 


Wer ohne einen ihm zugestandenen Vorbehalt des 
5 Staatsbürgerrechtes i in auswärtige Staatsdienste tritt. 
. 925 desselben verlustig. 

S . Note I vor § 19. 


8 35. Verlust des Staatsbürgerrechts 
durch Niederlassung im Ausland. 
Wer in einem fremden Staate seine bleibende 
Wohnung nimmt, kann sein württ. Staatsbürgerrecht 
nur mit kgl. Bewilligung und unter der Bedingung 
beibehalten, dass er den ihm obliegenden staats- 
bürgerlichen Pflichten in jeder Hinsicht Genüge leiste. 
St. Note I vor § 19. 


— 


8 36. 10. Recht der Beſchwerde a) bei den 
2 Staatsbehörden. 

Jeder hat das Recht, über geſetz- und ordnungs⸗ 
widriges Verfahren einer Staatsbehörde oder Ver— 
zögerung der Entſcheidung, bei der unmittelbar vor- 
geſetzten Stelle ſchriftliche Beſchwerde zu erheben, und 
nötigenfalls ſtufenweiſe bis zur höchſten Behörde zu 


verfolgen. 
I.. S. dazu §§ 27 und 38 und Note II vor 8 19. 


44 BU. § 36. 


2. Das Recht der Beſchwerdeführung, wie es ſich aus 


§ 36 ergibt, ijt durch die neuere Geſetzgebung weſentlich ver⸗ 1 


ändert worden: 


a) § 36 gilt nicht mehr für die jog. Rechtsbeſchwerde; 
ſ. hierüber das Geſetz über die Verwaltungsrechtspflege 


ee 16. Dezember 1876 (Reg. Bl. S. 485). 
b 


Staatsminiſterium zuläſſig: Gaupp-Göz S. 43. S. ferner 
Art. 77 der R. V. 

In allen anderen Fällen findet die ſog. Bermak 
tungsbeſchwerde nach §S 36—37 V. U. ſtatt, ob 
ſie ſich nun auf Rechtsgründe oder auf angebliche Ver⸗ 


6 


— 


Für das Beſchwerderecht im gerichtlichen Ver⸗ 
fahren gelten nur die Prozeßgeſetze. Dagegen iſt 
die Beſchwerde wegen Juſtizverzögerung bis an das 
Juſtizminiſterium, in Verwaltungsjuſtizſachen an das 


* 


cs ‘et rvs. Gigi 


letzung von Intereſſen bei Anwendung des adminiſtra⸗ cha 


tiven Ermeſſens ſtützt oder ob bloß die Verletzung ” 


formeller Vorſchriften über das Verfahren in Frage 
ſteht. Die letzte Inſtanz iſt hierbei regelmäßig das 
Miniſterium, zu deſſen Geſchäftskreis der Gegenſtand 
der Beſchwerde gehört. Aber auch in den Fällen lit. e 
iſt der Beſchwerdezug neuerdings vielfach teils durch 
Einführung von Notfriſten, teils durch unbedingte oder 
bedingte Ausſchließung der weiteren Beſchwerde, teils 
ng beſchränkt worden, daß eine Mittelbehörde als 
letzte Verwaltungsinſtanz bezeichnet wurde (Gaupp⸗Goz 
S. 43). 

3. Das Beſchwerderecht gegenuber den Kommunalbe⸗ 
hörden iſt in der V. U. nicht erwahnt. Selbſtverſtändlich 
beſteht auch ein ſolches (ſ. allgemeines Verwaltungsedikt § 64 
Abſ. 3 ſowie VU. §§ 63, 65). Der Inſtanzenzug regelt ſich 
nach § 36 V. U., ſoweit nicht in einzelnen Geſetzen etwas 
anderes beſtimmt iſt. 

4. Das Petitionsrecht, d. h. das Recht, einem ſtaat⸗ 
lichen Organ eine Bitte vorzutragen, wird in der V. U. nicht 
erwähnt. Dieſes Recht ſteht ſelbſtverſtändlich jedem, auch dem 


Ausländer zu. Doch folgt aus dem Recht zu petitionieren 


kein Recht auf Annahme und Beantwortung der Petitionen. 
Das Petitionsrecht beſteht ſowohl gegenüber den Kommunal⸗ 


BU. § 36. 45 
behörden, wie den Staatsbehörden und der Ständeverſammlung. 
Ueber Beſchränkungen des Petitionsrechts für Behörden, Be— 
amte, Gemeinden und andere öffentliche Korporationen val. 
SGaupp⸗Göz S. 42, uber die Ausübung des Petitionsrechts 
durch die Ständeverſammlung vgl. V. U. Ss 124, 179. 

4 Ueber das Petitionsrecht gegenüber dem Reichstag vgl. 
Art. 23 der R. V. 


5. § 36 erwähnt nur die ſchriftliche Beſchwerde. Be- 
ſchwerden und Petitionen können aber auch mündlich an 
gebracht werden. S. die kgl. Verordn. betr. die Schriftver⸗ 

faſſung in gußergerichtlichen Angelegenheiten vom 22. Januar 
1867 (Reg. Bl. S. 14 und Fleiſchhauer, Gemeindeverwaltung 
1893 S. 944). 

6. Friſten find fur die Beſchwerden nach §§ 36—38 
nicht geſetzt. Ebenſo iſt nichts darüber beſtimmt, ob ſie eine 
aufſchiebende Wirkung haben. Keine aufſchiebende Wirkung 
hat jedenfalls die Verfaſſungsbeſchwerde (§ 38). Ob die Ver⸗ 

waltungsbeſchwerde aufſchiebende Wirkung hat, hängt von der 
Natur der einzelnen Angelegenheiten ab, worüber die Behörden 
ſelbſt, deren Verfügung angegriffen wird, zu entſcheiden haben, 
ſofern nicht allgemein oder im einzelnen Fall ſeitens der 
höheren Behörden beſtimmte Verfügungen ergangen ſind. Maß⸗ 
gebend für die Beilegung der aufſchiebenden Wirkung wird es 
hierbei ſein, ob die Sache keinen weiteren Aufſchub duldet 
oder verzögert werden kann. Dies ſcheint auch die Auffaſſung 
des Miniſteriums des Innern zu fein. So verfügt z. B. § 1 
Abſ. 5 der Min. Verf. vom 9. November 1883, betr. den Vollzug 
der Gew. Ordn. (Reg. Bl. S. 234) hinſichtlich der Beſchwerden 
uber Einſtellung unerlaubter Gewerbebetriebe: „Eine den Voll— 
zug hemmende Wirkung iſt der Einlegung der Beſchwerde 
dann nicht einzuräumen, wenn dieſelbe offenbar unbegründet 
oder die Fortſetzung des einzuſtellenden Betriebs mit erheb⸗ 
lichen Mißſtänden verbunden iſt.“ Und § 12 der Verf. des 
Min. des Innern über die Wohnungsaufſicht vom 21. Mai 
1901 (Reg. Bl. S. 130) beſtimmt: „Gegen die polizeiliche Auf⸗ 
lage ſteht dem davon Betroffenen die Beſchwerde an die vor- 
geſetzten Behörden, zunächſt an das Oberamt zu. Durch Ein⸗ 
legung der Beſchwerde wird der Vollzug der Auflage gehemmt. 
Es kann jedoch bei oder nach der Erteilung der Auflage dem 
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Betroffenen von der Polizeibehörde eine Friſt zur Erhebung 2 
der Beſchwerde mit der Wirkung erteilt werden, daß, wenn * 
innerhalb dieſer Friſt Beſchwerde nicht erhoben wird, der 
zwangsweiſe Vollzug der Auflage nach Ablauf der fur ihre 
Erledigung geſetzten Friſt trotz nachträglich etwa erfolgter 
Beſchwerdeerhebung eingeleitet werden kann. Ebenſo kann, 
wenn es ſich um Mißſtände von ſolcher Bedeutung handelt, 
daß deren ſofortige Beſeitigung aus polizeilichen Gründen 
dringend geboten iſt, die zwangsweiſe Beſeitigung trotz redjt- 
zeitig erfolgter Beſchwerdeerhebung eingeleitet werden. Es iſt 
aber darüber, daß das geſchehen wird, dem Betroffenen aus⸗ 
drückliche Eröffnung zu machen und es ſoll in der Regel mit 
der zwangsweiſen Vollziehung der Auflage erſt vorgegangen 
werden, wenn ſeit dieſer Eröffnung 3 Tage verſtrichen ſind.“ 
7. Nicht erwähnt in den §$ 36—38 ſind Beſchwerden oder 


Petitionen an den König. Hieraus kann nicht gefolgert 
werden, daß dieſelben unſtatthaft ſind; ſie ſind vielmehr bs 
gelaſſen. Doch beſteht natürlich keinerlei Anſpruch auf Cre 
ledigung derſelben. a 
8. Eine ausführliche Darſtellung des Beſchwerderechts im a 
allgemeinen ijt zu finden bei Mayer, Otto, Deutſches Bere 
waltungsrecht, Leipzig 1895 S. 148 ff. A 
4 
vd 


§ 37. Pflicht zur Begründung der Be 
ſchwerdeabweiſung. — 

Wird die angebrachte Beſchwerde von der vorgeſetzten 
Behörde ungegründet gefunden, ſo iſt letztere verpflichtet, 
den Beſchwerdeführer über die Gründe ihres Urteils 


zu belehren. 2 
4 

§ 38. 10. Recht der Beſchwerde b) bei den 

Ständen. 

Glaubt der Beſchwerdeführer ſich auch bei der Ent? 
ſcheidung der oberſten Staatsbehörde nicht beruhigen g 
4 

2 


BAU. Ss 38, 39. 47 


zu können, ſo darf er die Beſchwerde den Ständen 
mit der ſchriftlichen Bitte um Verwendung vortragen. 
Haben ſich dieſe überzeugt, daß jene Stufenfolge be— 


obachtet worden, und die Beſchwerde eine Berückſichti— 


_—=_—— = ™ 
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gung verdiene, ſo iſt ihnen auf ihr Verlangen von dem 
königlichen Geheimen Rate die nötige Auskunft über 
den Gegenſtand zu erteilen. 


1. An Stelle des Geheimen Rats ijt nach dem Verfaſſungs⸗ 
geſetz vom 1. Juli 1876 Art. 8 und 9 (Beil. 3) das Staats- 
miniſterium getreten. 

2. Die Beſchwerde des § 38, über die Gaupp-Göz S. 43 


zu vergleichen iſt, heißt Verfaſſungsbeſchwerde. Es 


iſt beſtritten, ob dieſelbe nur den Württembergern oder auch 
ſonſtigen Deutſchen zuſteht. Für die Beſchränkung auf erſtere 
ſpricht ſich Bockshammer, das Indigenat des Art. 3 der deut⸗ 
ſchen Reichsverfaſſung S. 41 aus (ebenſo in bezug auf Bayern 
Seydel — ſ. Bockshammer S. 39, 40). 

3. Ueber das Petitionsrecht gegenüber den Ständen 
val. § 36 Note 4, § 124 Note 4. 

4. Stände: ſ. §§ 124—194. 

5. Beſchwerden und Petitionen an die Stände können nur 
ſchriftlich eingereicht werden: § 170. 


§ 39. Körperſchaften des ritterſchaft— 
lichen Adels. 

Der ritterſchaftliche Adel des Königreichs bildet zum 
Behuf der Wahl ſeiner Abgeordneten in die Stände— 
verſammlung und der Erhaltung ſeiner Familien in 
jedem der vier Kreiſe eine Körperſchaft. 

1. Die §§ 39—42 find durch die verfaſſungsberatende 


Ständeverſammlung in die V. U. gekommen (ſ. Fricker, V. U. 
S. 445, 472, 480, 482). 


48 BAU. §§ 39—42. 


2. Ueber den ritterſchaftlichen Adel und ſeine Sonderrechte 1 
ogl. Gaupp⸗Göz S. 54 ff. und Note III 3 vor § 19. 

3. Dieſe Körperſchaften und ihre Statute (§ 40) find bis 
jetzt nicht zuſtande gekommen. 


§ 40. Aufnahme in die Körperſchaften 4 

des ritterſchaftlichen Adels. Statute der 

ſelben. a 8 

Die Aufnahme in eine dieſer Körperſchaften hängt 
von ihrer Zuſtimmung und der Genehmigung des 
Königes ab. In Beziehung auf die Aufnahme adeliger 
Beſitzer immatrikulierter Rittergüter ſoll jedoch durch 
die Statute dieſer Körperſchaften das Nähere feſtgeſetzt 


werden. 


1. S. Noten zu § 39. ö 

2. Da die Körperſchaften und ihre Statute bis jetzt nicht 
rare gekommen ſind, jo mußte bisher von dem Erfordernis 
des § 40 abgeſehen werden (ſ. Gaupp⸗Göz S. 5556). 


§ 41. Statute des ritterſchaftlichen Adels. 


Gedachte Statute erhalten auf eben die Art wie 
andere Landesgeſetze verbindliche Kraft. 
S. Noten zu §§ 39, 40. 


§ 42. Rechte der Ritterſchaft. 
(J.) Den Mitgliedern der Ritterſchaft ſtehen alle 
allgemeinen ſtaatsbürgerlichen Rechte zu. 
(II.) Die näheren Beſtimmungen über die Ausübung 
der im XIV. Artikel der Bundesakte der Ritterſchaft 


zugeſicherten Rechte werden den Ständen mitgeteilt. 
1. S. Note 1 zu § 39. * 


4 
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j 2. Bundesakte vom 8. Juni 1815; ſ. Abſchn. I, Einl. § 1. 
0 3. Ein Teil der im XIV. Artikel der Bundesakte der 
RMitterſchaft zugeſicherten Rechte ſind durch die ſpätere Landes— 
2 und Reichsgeſetzgebung beſeitigt worden oder ſtehen nunmehr 
jedermann zu. Im übrigen vgl. Note III, 3 vor § 19. 


IV. Kapitel. 


Von den Staatsbehörden. 


* Das IV. Kap. (§§ 43—61) zerfällt in 2 Teile: 
; A. Allgemeine Beſtimmungen: §§ 43—53. 
B. Von dem Geheimen Rat insbeſondere: §§ 54—61. 
Hierzu kommt nunmehr, wiewohl formell in die 


7 Verfaſſungsurkunde nicht eingefügt: 
0 C. Das Verfaſſungsgeſetz, betr. die Bildung eines Staats- 
5 miniſteriums vom 1. Juli 1876 (Reg. Bl. S. 275). 
F Dasſelbe iſt als Beil. 3 abgedruckt. 


. 

‘ 

A. Allgemeine Beſtimmungen. 
ö 


§ 43. Ernennung der Staatsdiener. 
Die Staatsdiener werden, ſoferne nicht Verfaſſung 
oder beſondere Rechte eine Ausnahme begründen, durch 
den König ernannt, und zwar — die Kollegialvorſtände 
ausgenommen — auf Vorſchläge der vorgeſetzten Kol— 
1 legien, wobei jedesmal alle Bewerber aufzuzählen ſind. 
=. 1. Aus § 43 läßt ſich folgern, daß die betreffenden Stellen 
zur Bewerbung ausgeſchrieben werden müſſen, da anders die 
Vorſchrift, daß alle Bewerber aufzuzählen ſind, nicht erfüllt 
werden kann. Die Stellen, um die es ſich hierbei handelt, 
ſind nach § 43 alle Stellen, abgeſehen von den Stellen der 


Bazille⸗Köſtlin, Verfaſſungsurkunde. 4 


50 V. U. S5 43, 44. 


Kollegialvorſtande und denjenigen Stellen, welche Kollegien 
nicht untergeben ſind. Vgl. hierzu Gaupp⸗Göz S. 77, 146, 
ſowie den ausführlichen Bericht der ſtaatsrechtlichen Rommiſſion 
der Kammer der Abgeordneten, Landtagsverhandlungen 1904 a 
nee 362, und 74. Sitzung vom 3. Mai 1905. 58 

2. Der König, ebenſo der verantwortliche Miniſter (VU. 
§ 51) tit an die Vorſchlage nicht gebunden. 2 

3. Nicht vom König ernannt werden die ſtändiſchen Be⸗ 
amten (V. U. § 173; vgl. auch § 193), ebenſo nicht diejenigen 
Beamten, bezüglich deren beſondere Rechtstitel eine Ausnahme 
begründen. Das ſind insbeſondere gewiſſe Schulſtellen. 
(Gaupp⸗Göz S. 146.) 1 

4. Bei einigen Kategorien niederer Beamten hat der König 
das Recht der Ernennung oder Beſtätigung einigen höheren 
Staatsbehörden delegiert. 


S 44. Dienſtprüfungen der Beamten. Be⸗ 
vorzugung der Deutſchen. if 


Niemand kann ein Staatsamt erhalten, ohne zuvor 
geſetzmäßig geprüft und für tüchtig erkannt zu ſein. 
Landeseingeborene find bei gleicher Tüchtigkeit vorzugs— 
weiſe vor Fremden zu berückſichtigen. 

1. § 44 Satz 1 gilt natürlich nur für ſolche Stellen, be⸗ 
züglich deren die Erſtehung einer Dienſtprüfung vorgeſchrie⸗ 
ben iſt. 

2. Die einzelnen Dienſtprüfungen ſ. bei Gaupp⸗Göz unter 
den einzelnen Departements. 4 

3. Als Fremde gelten nach R. V. Art. 3 nicht mehr Deutſche: a 
Gaupp⸗Göz S. 146. 

4. § 44 gilt nicht für Miniſter und Departementschefs: 
Art. 2 des Verfaſſungsgeſetzes vom 1. Juli 1876; ſ. Beil. 3, 
ſowie für die Mitglieder des Geheimen Rats: V. U. § 57. 

5. Bezüglich der Befähigung zum Richteramt vgl. G. B. G. 
§§ 2 ff. 4 


oe. 


V. u. §§ 45, 46. 51 


§ 45. Dienft- und Verfaſſungseid der 
Beamten. 

In den Dienſteid, welchen ſämtliche Staatsdiener 
dem Könige abzulegen haben, iſt die Verpflichtung auf— 
zunehmen, die Verfaſſung gewiſſenhaft zu wahren. 

1. Nach Art. 3 des Beamtengeſetzes vom 28. Juni 1876 
(Reg. Bl. S. 275) werden die Vorſchriften über die dienſteid— 
lichen Verpflichtungen im Verordnungsweg erlaſſen. S. kgl. 
Verordn. vom 27. Oktober 1878 und die Verfügungen hierzu 
(Gaupp⸗Göz S. 147 Note 3). 


2. Bezüglich der Vorſteher der Gemeinden und Amtskörper— 
ſchaften: § 69. 


§ 46. Entlassung und Versetzung von 
Richtern. 


Kein Staatsdiener, der ein Richteramt bekleidet, 
kann aus irgend einer Ursache ohne richterliches 
Erkenntnis seiner Stelle entsetzt, entlassen, oder auf 
eine geringere versetzt werden. 

Aufgehoben durch Art. 116 des Beamtengeſetzes vom 
28. Juni 1876 (Reg. Bl. S. 275) für die unter dieſes Geſetz 
fallenden Beamten. Jetzt gilt für richterliche Beamte § 8 des 
G. V. G. vom 27. Januar 1877 (R. G. Bl. S. 41), Art. 19, 37 
und 69 ff. des Beamtengeſetzes; für die Mitglieder des Ver— 
waltungsgerichtshofs Art. 4 des Geſetzes über die Verwaltungs— 
rechtspflege vom 16. Dezember 1876 (R. Bl. S. 485). Für 
Verwaltungsbeamte und andere Perſonen, die gerichtliche Funk— 
tionen ausüben, z. B. die Mitglieder der Verwaltungsgerichte 
(mit Ausſchluß des Verwaltungsgerichtshofs, alſo die Kreis— 
regierungen, das Oberbergamt, die Kommiſſion für Aufhebung 
des Lehensverbandes, die Ablöſungskommiſſion: ſ. Gaupp-Göz 
S. 135) und die Mitglieder der Disziplinargerichte gilt § 46 
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nicht, ſondern die in den ee Fällen gegebenen geſetz⸗ 
lichen Beſtimmungen. Der § 46 ijt deshalb überhaupt außer 


Wirkſamkeit getreten. Bezüglich der Mitglieder des Staats 


gerichtshofs vgl. § 197. 
§ 47. Entlassung und Versetzung von 
Staats- und Kérperschaftsbeamten. 


(J.) Ein gleiches hat bei den übrigen Staats- 
dienern statt, wenn die Entfernung aus der bisherigen 
Stelle wegen Verbrechen oder gemeiner Vergehen 
geschehen soll. Es kann aber gegen dieselben wegen 
Unbrauchbarkeit und Dienstverfehlungen auch auf 
Kollegialanträge der ihnen vorgesetzten Behörden 
und des Geheimen Rats die Entlassung oder Ver- 
setzung auf ein geringeres Amt durch den König 
verfügt werden; jedoch hat in einem solchen Falle 
der Geheime Rat zuvor die oberste Justizstelle gut- 
ächtlich zu vernehmen, ob in rechtlicher Hinsicht 
bei dem Antrage der Kollegialstelle nichts zu er- 
innern sei. 

(II.) Nach diesem Grundsatze sind auch die Vor- 
steher und übrigen Beamten der Gemeinden und 
anderer Körperschaften zu behandeln. 


Die §§ 47 und 48 ſind nunmehr für ſämtliche Beamten— 
kategorien aufgehoben, und zwar: 

1. für die kath. Kirchendiener durch Art. 5 des Ge⸗ 
ſetzes vom 30. Januar 1862 (Reg. Bl. S. 59), formell aller⸗ 
dings nur bei Verfehlungen, welche dieſelben ſich hinſichtlich 
ihres Wandels oder der Führung ihres kirchlichen Amtes zur 
Schuld kommen laſſen. Da aber nach dieſem Art. 5 letzter 
Abſatz die Staatsbehörde befugt iſt, einem kath. Geiſtlichen 
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wegen Unbrauchbarkeit oder Dienſtverfehlungen die ihm ver— 
möge Geſetzes oder beſonderen Auftrags übertragenen ſtaatlichen 
Geſchäfte abzunehmen und einem Stellvertreter zu übertragen, 
und zwar ohne das im § 47 der V. U. vorgeſchriebene Ver— 
fahren (Gaupp⸗Göz S. 419), jo gelten die §§ 47, 48 für 


kath. Kirchendiener überhaupt nicht mehr. S. auch §§ 73 


und 81; 

2. für die unter das Beamtengeſetz fallenden 
Perſonen durch Art. 116 des Geſetzes, betr. die Rechts- 
verhältniſſe der Staatsbeamten, ſowie der Angeſtellten an den 


Latein⸗ und Realſchulen, vom 28. Juni 1876 (Reg. Bl. S. 275); 


3. für die Volks ſchullehrer durch Art. 43 des Ge- 
ſetzes, betr. die ut as der Volksſchullehrer, vom 
0. Dezember 1877 (Reg. Bl. S. 273); 

4. für die Vorſteher ah die übrigen Beamten 
der Gemeinden, Stiftungen und ſonſtigen unter 
der Aufſicht des Miniſteriums des Innern ſtehen⸗ 


den öffentlichen Körperſchaften durch Art. 70 des 


Geſetzes, betr. die Verwaltung der Gemeinden, Stiftungen und 

Amtskörperſchaften vom 21. Mai 1891 (Reg. Bl. S. 103); 
5. für die evang. Geiſtlichen durch Art. 1 des Ge— 

ſetzes, betr. das Disziplinarverfahren gegen evang. Geiſtliche, 


vom 18. Juli 1895 (Reg. Bl. S. 233). 


Gültig ſind nunmehr die Beſtimmungen dieſer Geſetze, 
welche kein Verfaſſungsrecht mehr enthalten, ſowie die §§ 31 ff. 
des R. St. G. B. 

Für die württ. Militärbeamten, die mittelbare Reichs— 
beamte ſind, gilt das rr (ſ. Laband IV 
S. 205 ff.), für die auigeporigen des ieee gn a 
die kgl. Verordn. vom 11. Oktober 1898 (Reg. Bl. S. 225). 
Die von der Staatsregierung ernannten Rab 8 können 
von derſelben „aus hinlanglichen Gründen“ entlaſſen werden. 
(Gaupp⸗Göz S. 423.) Für Lehrer und Lehrerinnen 
an den höheren Mädchenſchulen gilt das Geſetz vom 
30. Dezember 1877 (Reg. Bl. S. 294) mit den Abänderungen 
durch die Geſetze vom 22. März 1895 (Reg. Bl. S. 77) und 
3. Auguſt 1899 (Reg. Bl. S. 602). Für die Univerſitäts⸗ 


beamten gilt das Geſetz vom 30. März 1828 (Reg. Bl. 
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S. 157); aufgehoben iſt von demſelben nur Art. 12; modi⸗ TES 
fiziert ijt Art. 1 und 2 durch die Beil. I und II zum Be⸗ 3 
umtengeſetz. * 


§ 48. Suspension vom Amt. 


Die nämlichen Bestimmungen, wie bei Entlassungen 
und Versetzungen auf eine geringere Stelle, treten 
bei Suspensionen ein, welche mit Verlust des Amts- 
gehaltes verbunden sind. 


~ 


S. Note zu § 47. 


§ 49. Versetzung von Beamten. 


(J.) Versetzungen der Staatsdiener ohne Verlust 
an Gehalt und Rang können nur aus erheblichen 
Gründen und nach vorgängigem Gutachten des De- 
partementschefs verfügt werden. 

(II.) Staatsdiener, welche ohne ihr Ansuchen ver- 
setzt werden, erhalten für die Umzugskosten die ge- 
setzliche Entschädigung. 

Aufgehoben durch Art. 19 Abſ. 4 des Beamtengeſetzes vom 
28. Juni 1876 (Reg. Bl. S. 275). 


§ 50. Fürſorge für Beamte und deren 


Hinterbliebene. ; 

— 2 — — * . a 

Für die Staatsdiener, welche durch Krankheit oder 

‘> aT . * fore f 

Alter zu Führung ihres Amtes unfähig geworden ſind, 

ſowie für die Hinterbliebenen der Staatsdiener, iſt durch 
ein 7075 geſorgt. 

die verſchiedenen Geſetze und Verordnungen bei Gaupp⸗ 

Gos c an verſchiedenen Stellen. A 

: 

2 
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§ 51. Miniſterverantwortlichkeit (für die 
kgl. Verfügungen). 

Alle von dem Könige ausgehenden Verfügungen, 
welche die Staatsverwaltung betreffen, müſſen von dem 
Departements⸗Miniſter oder Chef kontraſigniert ſein, wel— 
cher dadurch für ihren Inhalt verantwortlich wird. 

1. Die Beſtimmung des § 51 hat ihren Grund in der 
völligen Unverantwortlichkeit des Königs; ſ. § 4 Note 5. 

2. Jede Handlung des Königs muß, wenn ſie ein Regie— 
rungsakt ſein ſoll, von dem verantwortlichen Miniſter „kontra— 
ſigniert“ (gegengezeichnet) ſein. Dies gilt auch für Beqna- 
digungen (§ 97), nicht dagegen in folgenden Fällen, da dieſe 
nicht als Regierungsakte gelten: Standes erhöhung, 
Beſtimmung der Rangordnung (mit Ausnahme der 
unter das Beamtengeſetz von 1876 fallenden Perſonen: Art. 3 
dieſes Geſetzes), Verleihung von Titeln (mit Ausnahme 
der Verleihung von Titeln ohne das entſprechende, wirklich be— 
ſtehende Amt: Gaupp⸗Göz S. 66), Errichtung und Ver⸗ 
leihung von Orden und Ehrenzeichen, Ausübung 
der Rechte als Oberhaupt des kgl. Hauſes. Der 
bei Gaupp⸗Göz S 70 Ziff. 6 Abſ. 2 mit „Jedoch“ eingeleitete 
Satz bildet keine Ausnahme hiervon; vgl. Art. 66 [nicht 56, 
wie bei Gaupp⸗Göz verſehentlich erwähnt]! des Hausgeſetzes). 
Wohl aber unterliegen die militäriſchen Dienſtbefehle des 
Königs der oes des Kriegsminiſters: Gaupp-Göz 
S. 440 Note 3. 

3. Zur Gültigkeit kgl. Verfügungen genügt ſtets die Gegen⸗ 
zeichnung des Departementsminiſters (ſ. § 56). Näheres bei 
Gaupp⸗Göz S. 140. 

4. Ueber den Inhalt der Verantwortlichkeit ſ. Note zu § 52. 


§ 52. Miniſterverantwortlichkeit (für die 
eigenen Verfügungen). 

Außerdem iſt jeder Departements-Miniſter oder Chef 

für dasjenige verantwortlich, was er für ſich verfügt, 
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oder was ihm vermöge des ihm zugewieſenen Gesche 
kreiſes zu tun oder zu verfügen obliegt. 


Die Verantwortlichkeit äußert ſich in dreifacher Richtung als: 


1. ſtraf rechtliche für alle unter die Strafgeſetze fallen⸗ 
den Handlungen nach den Vorſchriften dieſer Geſetze; 

2. privatrechtliche nach den Vorſchriften des bürger⸗ 
lichen Rechts (ſ. Gaupp-Göz S. 153); 

3. ſtaats rechtliche, namlich 

a) die rechtliche Verantwortung vor dem Staats⸗ 

gerichtshof (§§ 195 — 205); 

b) die politiſche parlamentarische) Verantwortung qeqenz 
über den Ständen, welche das Recht zur Kontrolle der 
ganzen Staatsverwaltung haben. (§§ 38, 124 ff.) 
Dieſe Verantwortlichkeit haben die Miniſter nicht nur 
in den Fällen der §§ 51, 52, ſondern auch für die 
Tatigkeit der ihnen untergebenen Beamten. Dieſelbe 
iſt aber eine bloß tatſächliche, da es von dem Ermeſſen 
des Staatsoberhaupts abhängt, welche Bedeutung einem 
gegen die Miniſter ausgeſprochenen Tadelsvotum bei⸗ 
gelegt werden will. (Gaupp-Göz S. 154.) Ueber die 
beſchränkte Verantwortlichkeit des Kriegsminiſters gegen⸗ 
über den Ständen ſ. Gaupp⸗Göz S. 443. Für die 
Abſtimmungen im Bundesrat und die Inſtruktion der 
Bevollmächtigten beſteht nur die politiſche, nicht 
aber die rechtliche Verantwortung, ſelbſt wenn es ſich 
um eine Verfaſſungsänderung oder das Aufgeben eines 
Reſervatrechts handelt: Gaupp-Göz S. 80 f. 


— 


§ 53. Verantwortlichkeit der übrigen Be— 
amten. 

(l.) Auf gleiche Weiſe (§ 52) ſind auch die übrigen 
Staatsdiener und Behörden in ihrem Geſchäftskreiſe 
verantwortlich; ſie haben bei eigener Verantwortlichkeit 
nur die ihnen von den geeigneten Stellen in der ord— 


* 
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nungsmäßigen Form zukommenden Anweiſungen zu 
beobachten. 

(II.) Sind jie im Zweifel, ob die Stelle, welche 
ihnen einen Auftrag erteilte, dazu kompetent ſei; ſo 
haben ſie darüber bei ihrer vorgeſetzten Behörde an— 
zufragen, ſowie ihnen auch obliegt, wenn ſie bei dem 
Inhalt einer höheren Verfügung Anſtände finden, ſolche 
auf geziemende Weiſe und unter Vermeidung jeder nach— 
teiligen Verzögerung, der verfügenden Stelle vorzutragen, 
im Fall eines beharrenden Beſcheides aber die Verfügung 
zu befolgen. 

1. Die Verantwortlichkeit der Beamten iſt die gleiche, wie 
im Falle des § 52. Es gilt alſo hierüber dasſelbe, was in 
der Note des § 52 ausgeführt iſt, mit Ausnahme des Falles 
3 b. An Stelle der politiſchen Verantwortung tritt nämlich 
bei den Beamten die disziplinäre Verantwortung. Ueber 
dieſe val. die einzelnen Geſetze, namentlich das Beamtengeſetz 
von 1876 und Gaupp⸗Göz S. 154. 

2. Art. 4 des Beamtengeſetzes von 1876 hält den § 53 
V. U. aufrecht, jest aber in Klammer die Worte bei ,,vgl. 
ubrigens insbeſondere § 113 des R. Str. G. B.“ Der Rechtszuſtand 
iſt alſo folgender: Der württ. Beamte iſt zum Gehorſam nur 
dann nicht verpflichtet, wenn er: 

a) einen ihm zukommenden Befehl wegen Unzuſtändigkeit, 
Formwidrigkeit oder wegen ſeines Inhalts beanſtandet, 
aber nur jo lange, bis ein „beharrender Beſcheid“ er— 
gangen iſt; 

b) durch die Vorſchrift des § 113 R. Str. G. B. bei Aus⸗ 
führung eines Befehls gegen Widerſtand nicht geſchützt iſt; 

e) durch Ausführung des Befehls eine ſtrafbare Hand— 
lung begehen würde. 

S. ausführlich über § 53 Gaupp⸗Göz S. 149. 

3. § 53 gilt für Richter, ſoweit es ſich um Akte der Recht— 

ſprechung handelt, nicht, da dieſelben nur dem Geſetz unter— 
worfen ſind: § 1 der G. V. G., § 93 V. U. 


es 
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B. Von dem Geheimen Rat iusbeſondere. 


Die §§ 54—61 handeln von dem Geheimen Rat. Dieſer he 
war, jolange es kein Staatsminiſterium gab (bis 1876), die 
oberſte, den König in allen wichtigeren Angelegenheiten be⸗ 
ratende Behörde. (§§ 54, 58, 59.) Außerdem war er 
oberſte entſcheidende und verfügende Behörde in 
Verwaltungsrechtsſachen, in Rekurſen von Straferkenntniſſen 
der Adminiſtrativſtellen und bei Zwangsenteignungen. (V. Uu. 
§ 60.) „Endlich ſollte der ganze geſchäftliche Verkehr zwiſchen 
dem König und den Ständen nur durch den Geheimen Rat 
vermittelt werden, indem einerſeits die Eröffnungen des Königs 
an die Stände durch den Geheimen Rat erlaſſen wurden, 
andererſeits die Stände durch letzteren ihre Erklärungen, Bitten 
und Wünſche an den König zu bringen hatten (§ 126 V. U., 
vgl. mit §§ 38 und 160), wobei der Geheime Rat die Anträge 
der Stände ſelbſtändig zu begutachten hatte — während doch 
andererſeits die Vertretung der Regierung vor den Ständen 
ausſchließlich den Miniſtern oblag.“ (Gaupp⸗Göz S. 130 f.) 

Durch das Verfaſſungsgeſetz vom 1. Juli 1876, ſ. Beil. 3, 
und einige weitere Geſetze iſt die Stellung des Geheimen Rats 
als oberſte beratende und entſcheidende Behörde (über den 
Miniſtern) beſeitigt worden. Er hat dadurch ſeine frühere 
politiſche Bedeutung verloren, wenn er auch formell dem 
Staatsminiſterium koordiniert ijt. Nur noch wenige Ueberreſte 
ſeiner früheren Funktionen find ihm verblieben, nämlich (Gaupp⸗ 
Göz S. 138): 

1. er iſt beratende Behörde in den Fallen des Art. 7 
des Verf. G. vom 1. Juli 1876, ſ. Beil. 3; 

2. er fungiert mit dem Reichsverweſer als Vormund⸗ 
ſchaftsrat für die Erziehung eines minderjährigen Königs 
(V. U. § 16); 

3. er hat bei der Einſetzung einer außer ordentlichen 
Reichsverweſung die Agnaten zuſammenzube⸗ 
rufen: V. U. § 13; 

4. er bildet mit den Mitgliedern des kgl. Hauſes den 
Familienrat in perſönlichen Angelegenheiten der Mitglieder 
des letzteren (Hausgeſetz Art. 66); 
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5. er wirkt bei Ausübung des landesherrlichen Kirchen— 
regiments im Fall der Zugehörigkeit des Königs zu einer 
andern als der evangeliſchen Konfeſſion mit: V. U. § 76 Note 2. 


§ 54. Stellung des Geheimen Rats. 


Der Geheime Rat bildet die oberste, unmittelbar 
unter dem Könige ſtehende, und ſeiner Hauptbeſtimmung 
nach bloß beratende Staatsbehörde. 


1. Abgeändert durch Verf. G. vom 1. Juli 1876 Art. 9, 
Beil. 3. S. dazu die Note vor § 54. 


§ 55. Mitglieder des Geheimen Rats. 
Mitglieder des Geheimen Rats ſind die Miniſter 
oder die Chefs der verſchiedenen Departements und 
diejenigen Räte, welche der König dazu ernennen wird. 


1. Der König iſt in der Ernennung der Zahl der Räte 
nicht beſchränkt; eine tatſächliche Schranke bildet aber die Ver— 
willigung des Gehalts durch die Stände: §§ 109 ff. 

2. Ueber die Miniſter ſ. § 56. 


§ 56. Die Departements. 


Die Verwaltungsdepartements, an deren Spitze die 
verſchiedenen Miniſter ſtehen, ſind folgende: 

das Ministerium der Justiz; 

das Ministerium der auswärtigen Angelegen- 
heiten; 

das Ministerium des Innern; das des Kirchen- 
und Schulwesens; 

das Ministerium des Kriegswesens, und 

das Ministerium der Finanzen. 
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1. S 56 iſt, ſoweit die Zahl der Departements in e, 


alse kein Verfaſſungsrecht mehr, da nach Art. 1 Abſ. 2 
s Verf. G. vom 1. Juli 1876, Beil. 3 die beſtehende Zahl 
oer Departements durch ein einfaches Geſetz geändert werden 


kann. Dagegen iſt § 56 noch inſoweit Verfaſſungsrecht, als 3 


darin die Einteilung in Verwaltungsdepartements überhaupt 
mit den Miniſtern als Vorſtänden ausgeſprochen iſt. 


Zurzeit beſtehen 6 Departements, in nachſtehender, durch 


§ 56 beſtimmten Reihenfolge: 

1. der Juſtiz; 

2. der auswärtigen Angelegenheiten; eine beſondere Ab⸗ 
teilung dieſes Departements bildet die Verwaltung der 
Verkehrsanſtalten; 

3. des Innern; 

des Kirchen- und Schulweſens. Dieſes Departement 
war bis 1848 mit dem Miniſterium des Innern ver⸗ 
einigt. Daß es rechtlich ein beſonderes Departement 
bilden ſollte, ergibt ſich aus der abſichtlich gewählten 


* 
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Faſſung und Interpunktion des § 56: Gaupp⸗Göz 


S. 139 Note 3; 

5. des Kriegsweſens; 

6. der Finanzen. 

Dieſe Reihenfolge der Departements kommt z. B. in § 7 
der Rangordnung vom 18. Oktober 1821 zum Ausdruck. (Hof⸗ 
und Staatshandbuch des Königreichs Württemberg 1904 
S. XXIII). Hiernach richtet ſich, wenn kgl. Diener von ver⸗ 
ſchiedenen Departements und Stellen in Amtsgeſchäften, in 


gleicher Dienſtkategorie, zuſammenzuwirken haben, die Ordnung 


derſelben nach der geſetzlich beſtehenden Reihenfolge der De— 
partements und Stellen ſelbſt. 
2. Ueber das Staatsminiſterium ſ. Beil. 3. 


§ 57. Ernennung und Entlaſſung der 
Mitglieder des Geheimen Rats. 

(J.) Der König ernennt und entläßt die Mitglieder 

des Geheimen Rates nach eigener freier Entſchließung. 
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* (II.) Wird ein Mitglied des Geheimen Rates ent— 
7 laſſen, ohne daß Dienſtentfernung gegen dasſelbe gericht— 
lich erkannt wäre; so behält ein Minister viertausend 
Gulden als Pension, und ein anderes Mitglied des 
Geheimen Rates die Hälfte seiner Besoldung, soferne 
dem einen oder dem andern nicht durch Vertrag 
* andere Summe, welche jedoch zwei Drittel des 
Gehalts nicht übersteigen wird, zugesichert worden ist. 
1. Abſ. 2 ijt in bezug auf die Höhe der Penſion durch 
die ſpätere Geſetzgebung aufgehoben worden. Jetzt gilt Art. 48 
des Beamtengeſetzes vom 28. Juni 1876 (Reg. Bl. S. 275), 
der fein Verfaſſungsrecht mehr darſtellt. 
2. Der Grundſatz des Abſ. 1 iſt bezüglich der Miniſter 
und Departementschefs in Art. 2 des Verf. G. von 1876 (Beil. 3) 
i 1 


5 58. Geschäftskreis des Geheimen 
Kats als beratender Behörde (im all- 
3 gemeinen). 

i Alle dem Könige vorzulegenden Vorschläge der 
Minister in wichtigen Angelegenheiten, namentlich in 
solchen, welche auf die Staatsverfassung, die Organi- 
sation der Behörden und die Abänderung der Terri— 
1 torialeinteilung, oder auf die Staatsverwaltung im 
allgemeinen und die Normen derselben sich beziehen, 
wie auch in Gegenständen der Gesetzgebung und 
allgemeiner Verordnungen, soweit es sich von deren 
Erlassung, Abänderung, Aufhebung oder authentischen 
Erklärung handelt, müssen, soferne nicht bei Gegen- 
* des Departements der auswärtigen Angelegen- 
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heiten oder des Kriegswesens die Natur der Sache 
eine Ausnahme begründet, in dem Geheimen Rate 
zur Beratung vorgetragen, und mit dessen Gutachten * 
begleitet an den König gebracht werden. ö 


§ 58 iſt jetzt durch Art. 6 und 7 des Verf. G. vom 1. Juli 
1876 (ſ. Beil. 3) erſetzt. 


§ 59. Geschäftskreis des Geheimen 
Rats als beratender Behörde (im be- 
sondern). 


Uebrigens gehören zu dem Geschäftskreise des 
Geheimen Rates als beratender Behörde 
1. alle ständischen Angelegenheiten; 

2. Anträge auf Entlassung oder Zuruck 
eines Staatsdieners nach § 47; 

3. Kompetenzstreitigkeiten e den Justiz 5 
und Verwaltungsbehörden; 

4. die Verhältnisse der Kirche zum Staate, oder 
auch Streitigkeiten einzelner Kirchen unter- 
einander, wenn die Zentralstellen dieser Kirchen 
sich nicht vereinigen können; 

5. alles, was dem Geheimen Rate von dem Könige 
zur Beratung besonders aufgetragen wird. 


1. § 59 Ziff. 1, 4 und 5 iſt durch das Verf. G. vom 
1 Juli 1876, Beil. 3 abgeändert und erſetzt. In Art. 9 dieſes 
Geſetzes iſt zwar Ziff. 5 nicht erwähnt; doch ijt dieſelbe erſetzt 
durch Art. 7 Abſ. I letzter Satz desſelben, welcher allerdings 
den Inhalt der aif 5 lediglich wiederholt. 

2. § 59 Ziff. 2 gilt nicht mehr; ſ. Noten zu § 47. 

3. 8 59 Ziff. 3 iſt gleichfalls weggefallen durch § 17 des 
G. V. G. Art. 3 des Geſetzes zur Ausführung der R. Str. P. O. 
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vom 4. März 1879 (Reg. Bl. S. 50) und das Geſetz, betr. die 
Entſcheidung von Kompetenzkonflikten vom 25. Auguſt 1879 
(Reg. Bl. S. 272). 


§ 60. Geschäftskreis des Geheimen 
Rats als entscheidender und ver- 
figender Behörde. 

Als entscheidende und verfiigende Be- 


hörde wirkt der Geheime Rat 


1. bei Rekursen von Verfügungen der Departe- 
mentsminister, wobei jedesmal die Vorstände 
des Obertribunals zuzuziehen sind; 

2. bei Rekursen von Straferkenntnissen der Ad- 
ministrativstellen, wobei 6 Rechtsgelehrte zu- 
gegen sein müssen, deren Zahl erforderlichen- 
falls durch Mitglieder des Obertribunals vom 
Präsidenten abwärts zu ergänzen ist; 

3. im Falle des § 30. 


1. § 60 Ziff. 1 und 2 ijt durch Art. 77 des Geſetzes über 
die Verwaltungsrechtspflege vom 16. Dezember 1876 (Reg. Bl. 
S. 485) formell aufgehoben worden, was Binding V. U. über— 
ſehen hat. 

2. § 60 Sif 3 ijt durch das Verf. G. vom 20. Dezember 
1888 (Jeg. Bl. S. 445) Art. 2 formell aufgehoben worden. 


§ 61. Verbot des Ausſchluſſes eines Mit— 
glieds des Geheimen Rats von den Be— 
ratungen. 


Kein Mitglied des Geheimen Rates kann außer dem 
Falle, wenn der Gegenſtand dasſelbe perſönlich angeht, 
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von der Teilnahme an den kollegialiſchen Beratſchlagungen 


ausgeſchloſſen werden. 
Dasſelbe gilt vom Staatsminiſterium: Beil. 3, Art. 4. 


V. Kapitel. 
Von den Gemeinden und Amtskörperſchaften. 


Das V. Kap. (§$ 62—69) gibt in großen Zügen Beſtim⸗ 


mungen über das Verhältnis des Staats zu den politiſchen ase 


Gemeinden (Ortsgemeinden und Amtskörperſchaften); in § 64, 


teilweiſe auch in § 65 finden ſich außerdem einige Normen 
über die Gemeindeverfaſſung. Bei der Regelung dieſer Ver⸗ 


hältniſſe ſind dem Staat rechtliche Schranken nicht gezogen; 


maßgebend ſind allein Erwägungen der inneren Politik, welche 
auch die Abgrenzung zwiſchen Selbſtverwaltung und Staats⸗ 


aufſicht 5 65) beſtimmen. 


Aus § 65 läßt ſich folgern, daß der Staat den politiſchen 
Gemeinden im Prinzip Selbſtverwaltung eingeräumt hat, wenn 
auch weder der Umfang ihrer „Rechte“ (pgl. aber 88 66—68) 


noch die Grenzen der Staatsaufſicht beſtimmt ſind. Dies iſt 


Sache der Gemeindegeſetzgebung, die hier nicht darzuſtellen 


iſt (über dieſelbe Gaupp⸗Göz S. 229 ff.). Nach § 62 find 
die Gemeinden ferner die Grundlage des Staatsvereins, ſelb⸗ 
ſtäandige Teile des ſtaatlichen Organismus und damit Korpo⸗ 
rationen des öffentlichen Rechts; außerdem ſind ſie Korporationen 
des Privatrechts (§ 86). Die Aufnahme der Gemeindebürger 
hängt von ihnen ab (§ 63). 


§ 62. Persönlicher und dinglicher Ge⸗ 
meindeverband. 


Die Gemeinden find die Grundlage des Staats- 


vereins. Jeder Staatsbürger muss daher, soferne nicht 


Yl. $F 62, 63. 65 


gesetzlich eine Ausnahme besteht, einer Gemeinde 
als Bürger oder Beisitzer angehören. 

1. Der 2. Satz des § 62 (perſönlicher Gemeindever— 
band) ijt erſt durch das Geſetz über die Gemeindeangehörigkeit 
vom 16. Juni 1885 (Reg. Bl. S. 257) weggefallen; ſ. Art. 37 
dieſes Geſetzes. Dazu Gaupp 2. Aufl. 1895 S. 225 Note 1. 

2. Nach Wegfall des 2. Satzes hat der 1. Satz nur noch 
die Bedeutung, daß der dingliche Gemeindeverband ſich auf 
ſämtliche Teile des Staatsgebiets erſtreckt; außerdem ergibt 
ſich aus dem 1. Satz, daß die Gemeinden öffentlich-rechtliche 
Korporationen ſind. 


§ 63. Aufnahme in das Gemeindebürger— 
recht. 

Die Aufnahme der Gemeindebürger and Beisitzer 
hängt von der Gemeinde ab, unter Vorbehalt der ge— 
ſetzmäßigen Entſcheidung der Staatsbehörden in ſtreitigen 
Fällen. Indeſſen ſetzt die Erteilung des Bürger- und 
Beisitzrechtes die vorgängige Erwerbung des Staats— 
bürgerrechtes voraus. 

1. Beiſitzer gibt es ſeit 1. Januar 1886 nicht mehr; 
ſ. das Geſetz über die Gemeindeangehörigkeit vom 16. Juni 
1885 (Reg. Bl. S. 257). 

2. Die Aufnahme in das Gemeindebürgerrecht 
iſt jetzt geregelt in dem Geſetz über die Gemeindeangehörigkeit 
vom 16. Juni 1885 (Reg. Bl. S. 257), die Entſcheidung in 
ſtreitigen Fallen in Art. 10 Ziff. 4 des Geſetzes über die 
Verwaltungsrechtspflege vom 16. Dezember 1876 (Reg. Bl. 
S. 485) und zwar in der Faſſung des Art. 62 Abſ. 5 b) des 
Gemeindeangehörigkeitsgeſetzes. 

3. § 63 Satz 2 findet ſich inhaltlich auch in Art. 6 des 
Geſetzes, betr. die Gemeindeangehörigkeit vom 16. Juni 1885 
(Reg. Bl. S. 257). Es kann deshalb die Frage aufgeworfen 
werden, ob dadurch § 63 Satz 2 erſetzt worden iſt, ſo daß 

Bazille⸗Köſtlin, Verfaſſungsurkunde. 


ol 
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dieſe Beſtimmung nicht mehr Verfaſſungsrecht, ſondern nur 
noch Verwaltungsrecht wäre. Die Frage iſt zu verneinen. 
In ſolchen Fällen kommt es darauf an, ob die betr. Be⸗ 


ſtimmung als Verfaſſungsrecht aufgehoben werden wollte, wobei 


§ 176 Wu. maßgebend ijt. Die Verhandlungen zu dem Ge⸗ 
meindeangehörigkeitsgeſetz ergeben, daß § 63 Satz 2 nicht ge⸗ 
ändert werden ſollte; die Aufnahme der Beſtimmung in das 
Gemeindeangehörigkeitsgeſetz hat alſo nur erläuternde Be⸗ 
deutung. 


§ 64. Amtskörperſchaft. 


Sämtliche zu einem Oberamte gehörige Gemeinden b 
bilden die Amtskörperſchaft. Veränderung der Ober⸗ 


amtsbezirke iſt Gegenſtand der Geſetzgebung. 

1. Auf bloße Aenderungen zer Markungsgrenzen 
findet § 64 keine Anwendung. Hierzu bedarf es nur einer 
Uebereinkunft der bürgerlichen Kollegien der beteiligten Ge⸗ 
meinden und der Genehmigung der Kreisregierung. 

2. Die in Anwendung des § 64 Satz 2 ergangenen 
Geſetze find: Geſetz vom 6. Juli 1842 (Reg. Bl. S. 385), 
vom 6. Juni 1882 (Reg. Bl. S. 211), vom 5. Februar 1901 
(Reg. Bl. S. 35) und vom 19. Febr. 1905 (Reg. Bl. S. 39). 


§ 65. Gemeinde- und Amtskörperſchaften. 
Selbſtverwaltung. Organe. 


Die Rechte der Gemeinden werden durch die Ge— 
meinderäte unter geſetzmäßiger Mitwirkung der Bürger⸗ 
ausſchüſſe, die Rechte der Amtskörperſchaften durch die 
Amtsverſammlungen verwaltet, nach Vorſchrift der Ge- 
ſetze und unter der Aufſicht der Staatsbehörden. 

1. Bürgerausſchüſſe. Der rechtliche Inhalt des § 65 
kann bezüglich der Bürgerausſchuſſe nur auf Grund der Ge⸗ 
ſchichte des württ. Gemeindeverfaſſungsrechts verſtanden wer⸗ 
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den. Es ijt namentlich zu beachten, daß ſchon zur Zeit des 
Herzogtums eine Vertretung der Bürger gegenüber dem Magi— 
ſtrat „nach und nach in Abgang gekommen war“. (Mohl II 
S. 149.) Der Magiſtrat zerfiel damals in Gericht und Rat; 
er ergänzte ſich ſelbſt durch Wahl des Gerichts. Während 
der abſoluten Regierung König Friedrichs war dann von 
Rechten der Gemeinde überhaupt nicht mehr die Rede. Infolge 
der ſtändiſchen Beſtrebungen auf Wiederherſtellung der alten 
„freien Munizipalverfaſſung“ wurden dann durch eine kgl. 
Verordn. vom 7. Juni 1817 die Bürgerausſchüſſe als Ver- 
tretung der Bürgerſchaft gegenüber den damals noch 
lebenslänglich angeſtellten, beſoldeten und nicht von den jamt- 
lichen Gemeindegenoſſen gewählten Magiſtraten eingeführt 
und ſpäter in § 65 der V. U. ſanktioniert. (Gaupp⸗Göz S. 252.) 


Sie wurden in dem Verwaltungsedikt von 1822 beibehalten 


und trotz der gänzlichen Umgeſtaltung der Zuſammenſetzung 
der Gemeinderäte durch die Geſetzgebung ſeit 1849 nicht be— 
ſeitigt. 


In dem § 65 der V. U. ſind alſo „Gemeinderäte“ und 
„Bürgerausſchüſſe“ nicht im heutigen Sinne des Wortes zu 
verſtehen. Er bedeutet negativ, daß es der Regierung unter- 
ſagt ijt, den Gemeinden zur Verwaltung ihrer Rechte Staats- 
beamte aufzuzwängen, wie es den Gemeinden unterſagt iſt, 
im Wege des Vertrags ihre Rechte an eine Regierungsbehörde 
zu übertragen (ogl. dazu Art. 24 des Geſetzes vom 6. Juli 
1849; Reg. Bl. S. 277). Poſitiv beſagt er, daß die Gemein- 
den ihre Verwaltung durch ihre eigenen Organe beſorgen und 
daß eines dieſer Organe eine Vertretung der Bürgerſchaft 
(„Bürgerausſchuß“) jein ſoll. Aus § 65 der V. U. kann alſo 
nicht gefolgert werden, daß die Erhaltung des Bürgerausſchuſſes, 
wie er heute neben dem Gemeinderat beſteht, unter dem 
Schutze der Verfaſſung ſtehe. Denn der Gemeinderat in ſeiner 
heutigen Zuſammenſetzung iſt auch ein „Bürgerausſchuß“ im 
Sinne des § 65 der V. U. Unter dem Schutze des § 65 der 
Verfaſſung ſteht in dieſer Beziehung nur der Satz, daß in der 
Gemeindeverfaſſung eine wirkliche Vertretung der Bürgerſchaft 
vorhanden ſein muß. A. A. der Miniſter des Innern in einer 
Rede in der Sitzung der Kammer der Abgeordneten vom 
12. November 1904. (Verhandlungen zur Gemeindeordnung.) 


| a 
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2. Ueber das Verhältnis des § 65 zu der Geſetzgebung 
uͤber die jog. verwahrloſten Gemeinden vgl. Mohl II 
S. 146. 

Solche gibt es zurzeit nicht mehr. 


§ 66. Schutz des Eigentums der Gemeinden 
und Amtskörperſchaften gegenüber den 
Staatsbehörden. 


Keine Staatsbehörde iſt befugt, über das Eigentum 5 
der Gemeinden und Amtskörperſchaften mit Umgehung 
oder Hintanſetzung der Vorſteher zu verfügen. 

1. § 30 gilt auch für die Abtretung von Gemeindeeigen⸗ 
tum zu Staats- oder Korporationszwecken (Gaupp⸗Göz S. 232 
Note 6). 

2. Wer „Vorſteher“ der Gemeinden und Amtskörperſchaften 
in den einzelnen Fällen iſt, ergibt ſich aus der jeweiligen E 
Gemeindegeſetzgebung. 9 


§ 67. Unzuläſſigkeit ungeſetzlicher Be⸗ 
laſtung der Amtskörperſchaften und Ge⸗ 
meinden. 

Weder die Amtskörperſchaften noch einzelne Ge⸗ J 
meinden follen mit Leiſtungen und Ausgaben beſchwert : 
werden, wozu fie nicht vermöge der allgemeinen Geſetze, 1 
oder kraft der Lagerbücher oder anderer beſondern 
Rechtstitel, verbunden ſind. 

1. Die Beſtimmungen der $$ 67 und 68 der V. U. er⸗ 


klären ſich hiſtoriſch durch die rechtswidrige Auferlegung von 
Laſten auf einzelne Gemeinden ſeitens der Herzoge. 
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2. Der Sinn des § 67 ijt, wie aus dem ganzen Zuſammen— 
hang ſich ergibt, nur der, daß die Staatsbehörden von 
den Amtskörperſchaften und Gemeinden keine anderen Leiſtungen 
und Ausgaben als die geſetzlichen u. ſ. w. verlangen können. 
Nicht aber gibt § 67 dieſen Korporationen eine Grenze für 
die Beſtimmung ihres Wirkungskreiſes durch jie ſelbſt (jo 
auch Amtsblatt des kgl. württ. Miniſteriums des Innern 1880 
S. 331). 


§ 68. Unzuläſſigkeit der Belaſtung der 
Gemeinden und Amtskörperſchaften für 
allgemeine Landesverbindlichkeiten. 

Was nicht auf örtliche Bedürfniſſe der Gemeinden 
oder Amtskörperſchaften, ſondern zu Erfüllung all- 
gemeiner Landesverbindlichkeiten zu verwenden iſt, kann 


nur auf das geſamte Land verteilt werden. 
S. Note 1 zu § 67. 


§ 69. Verpflichtung der Vorſteher der 
Gemeinden und Amtskörperſchaften auf 
die Verfaſſung. 

Sämtliche Vorſteher der Gemeinden und Amts— 
körperſchaften ſind ebenſo, wie die Staatsdiener, auf 
Feſthaltung der Verfaſſung, und insbeſondere auch auf 
Wahrung der dadurch begründeten Rechte der Gemeinden 
und Körperſchaften, zu verpflichten. 

1. Wer Vorſteher iſt, ergibt ſich aus der jeweiligen Ge— 
meindegeſetzgebung. 

2. Bezüglich der Vereidigung des Ortsvorſtehers ſ. Ver- 
waltungsedikt vom 1. März 1822 (Reg. Bl. S. 131) § 117 
Abſ. 6 und Fleiſchhauer, Die württ. Geſetzgebung über die 
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Verwaltung der Gemeinden u. ſ. w., Stuttgart 1893 S. 546; 
bezüglich der Mitglieder des Gemeinderats das Geſetz vom 
6. Juli 1849 (Reg. Bl. S. 277) Art. 12 Abſ. II und Fleiſch⸗ 
hauer a. a. O. S. 358 f.; bezüglich der Mitglieder der Amts⸗ 
verſammlung das Geſetz vom 21. Mai 1891 (Reg. Bl. S. 103) 
Art. 34 und die Vollz. Verf. hierzu vom 18. November 1891 
(Reg. Bl. S. 279) § 28. 
3. Bezüglich der Staatsdiener: § 45. 


VI. Kapitel. 


Von dem Verhältniſſe der Kirchen zum Staate. 


Das VI. Kap. (§§ 70—84) handelt in den §§ 70-83 von 
dem Verhältnis der Kirchen zum Staat, in dem § 84, der 
durch den verfaſſungsberatenden Landtag eingefügt worden iſt, 
und teilweiſe auch in dem § 74 („Schuldiener“) vom Unter⸗ 
richtsweſen. Unter Kirchen ſind die evangeliſch-lutheriſche, die 
reformierte, die katholiſche und die jüdiſche Kirche verſtanden. 
Das Verhaltnis des Staats zu den übrigen Religionsgeſell⸗ 
ſchaften iſt in der Verfaſſung nicht geregelt, abgeſehen etwa 
von der Beſtimmung des § 27 über Gewiſſensfreiheit. Es 
galten alſo für dieſe die allgemeinen Geſetze, namentlich die 
Normen über Vereins- und Verſammlungsrecht. Die gegen⸗ 
wärtige geſetzliche Regelung iſt in den Noten zu §§ 27 und 71 
kurz geſchildert. 

Der Staat Württemberg hat ſein Verhältnis zu den Kirchen 
vom Standpunkt der Souveränität aus geordnet, hat aber 
den Kirchen in §§ 71, 75, 76, 78 innerhalb der Grenzen der 
Staatsverfaſſung die Autonomie im Sinne der Selbſtgeſetz⸗ 
gebung und der Selbſtverwaltung für ihre inneren Angelegen⸗ 
heiten eingeräumt. Er hat den Kirchen auch die Regelung 
ihrer eigenen Verfaſſung überlaſſen und dieſer Befugnis nur 
wenige Schranken in der Staatsverfaſſung ſelbſt gezogen; 
ſ. §$ 75, 76, 78 mit Noten. Das Aufſichtsrecht des Staates 
behandeln die §§ 72, 79, die perſönlichen Verhältniſſe der 
Kirchendiener die $$ 73, 74, 80, 81, die Vermögensverhält⸗ 
niſſe der Kirchen die $$ 77, 82 und 83. 
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§ 70. Rechte der Z chriſtlichen Konfeſſionen. 

Jeder der drei im Königreiche beſtehenden chriſtlichen 
Konfeſſionen wird freie öffentliche Religionsübung und 
der volle Genuß ihrer Kirchen-, Schul- und Armenfonds 


zugeſichert. 

1. Unter den 3 chriſtlichen Konfeſſionen ſind die evangeliſch— 
lutheriſche, die katholiſche und die reformierte Kirche ver- 
ſtanden. In bezug auf die reformierte Kirche ſ. Note zu 


2. S. § 2 mit Noten. 

3. Die Zuſage wegen des vollen Genuſſes der Kirchen-, 
Schul⸗ und Armenfonds ijt erſt durch die infolge des Ausf. 
Geſ. zum Unterſtutzungswohnſitzgeſetz vom 17. April 1873 
Art. 11 ff. (Reg. Bl. S. 109) geregelte Ausſcheidung der Stif- 
tungen für Armenzwecke, ſowie durch die beiden ſtaatlichen 
Geſetze, betr. die Vertretung der evang. Kirchen- und der kath. 
Pfarrgemeinden vom 14. Juni 1887 (Reg. Bl. S. 239 und 289) 
in Verbindung mit der Gemeindeverwaltungsnovelle vom 
21. Mai 1891 (Reg. Bl. S. 103) vollſtändig verwirklicht worden: 
Gaupp⸗Göz S. 405. 


§ 71. Kirchliche Autonomie. 


Die Anordnungen in betreff der innern kirchlichen 
Angelegenheiten bleiben der verfaſſungsmäßigen Auto- 
nomie einer jeden Kirche überlaſſen. 

1. Autonomie (Selbſtgeſetzgebung und Selbſt⸗ 
verwaltung), Verhältnis des § 71 zu § 72. Aus 
der Souveränität des Staates folgt, daß die Kirchen und 
ſonſtigen religidjen Vereinigungen im Staatsgebiet der Herrſchaft 
des Staates unterworfen ſind. Kraft ſeiner Souveränität 
beſtimmt der Staat ganz allein die Beziehungen zwiſchen ſich 
einerſeits und den Kirchen und ſonſtigen Religionsgeſellſchaften 
andererſeits. Die Staatsgewalt in ihrer Beziehung zu den 
Kirchen wird in der ſtaatsrechtlichen und kirchenrechtlichen Lite⸗ 
ratur als „Kirchenhoheit“ oder Jus circa sacra“ 
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bezeichnet (im Gegenſatz zu dem „jus in sacra“, der Kirchen⸗ 


gewalt, welche der Kirche zuſteht). Die Souveränität ſchließt 
aber nicht aus, daß der Staat den Kirchen Selbſtändigkeit in 
der Ordnung und Verwaltung ihrer Angelegenheiten (Auto⸗ 
nomie) einräumt. Dieſen Grundſatz ſtellt auch § 71 der 
V. U. auf; in den $§ 75, 76, 78 wird derſelbe ſodann für die 
exes und kath. Kirche naher ausgeführt. Aber ſofort wird 
dem § 71 der § 72 gegenübergeſtellt, ohne daß ubrigens 
Autonomie (§ 71) und Staatsaufſicht (§ 72) genau abge⸗ 
ſchieden werden. 


Die Entwicklung des Verhältniſſes zwiſchen Staat und 
Kirche von 1819 bis zur Gegenwart ijt denn auch juüriſtiſch 
lediglich eine Geſchichte der Abgrenzung zwiſchen Autonomie 
und Staatsaufſicht: nach den jeweiligen politiſchen Anſ 
ungen und Machtverhältniſſen der Zeit erfolgte die rechtliche 


Regelung des Verhältniſſes des § 71 zu dem § 72. Zunächſt 


wurden nämlich die beiden Paragraphen ganz im Sinne des 


joſephiniſchen Staatskirchentums ausgelegt, dem die Religion 4 


Erziehungsmittel, die Kirche Polizeianſtalt war; vgl. nament⸗ 


lich die kgl. Verordn., betr. die Ausübung des verfaſſungs⸗ 
mäßigen Schutz⸗ und Aufſichtsrechts des Staates über die 
kath. Landeskirche vom 30. Januar 1830 (Reg. Bl. S. 81). 
Erſt die ſpätere Geſetzgebung hat, durch die Bewegungen des 
Jahres 1848 genötigt, den Boden der ſtaatskirchlichen An⸗ 
ſchauungen verlaſſen und in Anerkennung der Weſensver⸗ 


ſchiedenheit von Staat und Kirche eine Trennung derſelben 


in gewiſſem Umfang vollzogen. Bezüglich der kath. Kirche iſt 
hier in erſter Linie das in § 72 Note 1 genannte Geſetz vom 
30. Januar 1862 zu erwähnen, während in der evang. Kirche 
hauptſächlich die Ausbildung der Presbyterialſynodalverfaſſung 
ausſchließlich im Wege der kirchlichen Geſetzgebung anzuführen 
ijt. Die in § 71 V. U. verbürgte Autonomie iſt dadurch zur 
Wahrheit geworden; die kirchliche Geſetzgebung und das Kirchen⸗ 
regiment, ja ſelbſt die Regelung der Kirchenverfaſſung (val. 
aber Noten zu §§ 75, 76, 78) ſteht nach der von Regierung 
und Ständen jetzt anerkannten Auslegung der 8s 71, 72, 75, 
76, 78 nunmehr in der Tat den Kirchen zu. Vgl. namentlich 
Verhandlungen der württ. Kammer der een 1870 
bis 1874 I. Beil. Bd. S. 2273 und VI. Prot. Bd. S. 5684 ff., 
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5736; 1895. 1899 III. Beil. Bd. S. 48 ff, IX. Beil. Bd. S. 58, 


ſowie I., II., III., IV. Prot. Bd. bei den bezüglichen Verhand- 


lungen uber das Staatsgeſetz vom 28. März 1898 (Reg. Bl. 


S. 75). Streit herrſcht darüber, ob unter den Worten „verfaſ⸗ 
ſungsmäßigen Geſetzen“ in § 75 die kirchenverfaſ— 
ſungs mäßigen oder die ſtaatsverfaſſungsmäßigen 


HGeſetze zu verſtehen find. Richtig iſt, daß das Wort, „ver⸗ 


faſſungsmäßig“ ſowohl in § 71 als auch § 75 die Staats- 
verfaſſung bezeichnet, ſo daß in § 75 eee „verfaſſungs⸗ 
mäßigen Geſetzen“ die innerhalb der Grenzen der Staats- 


verfaſſung zu erlaſſenden Kirchengeſetze zu verſtehen ſind. 


Ebenſo Gaupp⸗Göz S. 407. Bal. über dieſe Frage nament⸗ 
lich Rieker, Die evang. „Kirche Württembergs in ihrem Verhalt- 
nis zum Staat 1887 S. 29. 


2. Die Schranken, die der Autonomie der Kir⸗ 
chen geſetzt find, find die Staatsverfaſſung (ſ. Note 1), 
überhaupt die Staatsgeſetzgebung und die ſtaatlichen Intereſſen. 
Dies folgt aus dem Weſen der Souveränität. Dem Staat 
gebührt deshalb das Aufſichtsrecht über die Kirchen (§ 72). 
Vermöge desſelben ſteht ihm die Befugnis zu, ſich darüber zu 
vergewiſſern, ob die Kirchen ſich innerhalb der Grenzen ihrer 


Aufgaben halten. Das Prüfungsrecht, das er ſich demgemäß 


vorbehalten hat (ſ. § 72 Satz 2) heißt in der ſtaats- und 
kirchenrechtlichen Literatur das Placet. Das kgl. Placet kann, 
wenn eine kirchliche Vorſchrift mit der Staatsverfaſſung oder 
einem Staatsgeſetz in Widerſpruch ſteht, nur in der Form 


eines Staatsverfaſſungsgeſetzes, bezw. . einfachen Geſetzes 


gegeben werden. Dies ergibt fic) aus V. U. §§ 88, 102 ff., 


172. Kirchliche Anordnungen, die mit der Staatsgeſetzgebung 


in Widerſpruch ſtehen, ſind nichtig. 

3. Ob eine Angelegenheit eine in nerkirchliche iſt oder 
in das ſtaatliche Gebiet übergreift, wird von den Organen 
des Staates ausſchließlich entſchieden. Dies folgt aus dem 
Weſen der Souveränität. 

4. Außer der evang. und kath. Kirche (wegen der refor- 
mierten vgl. § 83 Note) ijt in Württemberg nur noch die 
is raelitiſche Kirche als öffentliche Korporation 


anerkannt. Bezüglich ihrer hat ſich die Staatsgewalt nicht 
auf die Geltendmachung eines Oberaufſichtsrechts beſchränkt, 
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ſondern hat ihre Organiſation ſelbſt geregelt. Noch heute ſind 


die Verhältniſſe der israelitiſchen Kirche vom Standpunkt des 
Staatskirchentums aus geordnet. Die Aufſicht über die israe⸗ 
litiſche Kirche wird von der unter dem Miniſterium des Kirchen⸗ 


und Schulweſens ſtehenden Oberkirchenbehörde ausgeübt. 


Näheres bei Gaupp⸗Göz S. 423 f. 
5. Die griechiſch-kath. und die anglikaniſche 


Kirche, ſowie die anderen Religionsgeſellſchaften * 


ſind in Württemberg nicht als öffentliche Korporationen an⸗ 
erkannt. Sie unterliegen ſämtlich den Vorſchriften des Geſetzes 
vom 9. April 1872 über die religiöſen Diſſidentenvereine 
(Reg. Bl. S. 151). S. dazu § 27 Note 2. 

6. Eine beſondere Stellung in kirchlicher und politiſcher 
Beziehung haben die beiden zur evang.-luth. Kirche, nicht aber 
zur Landeskirche gehörigen Gemeinden Korntal und Wil⸗ 
helmsdorf; ſ. die vor Gründung der Verfaſſung erlaſſene 


kgl. Verordn. vom 22. Auguſt 1819 (Ergänzungsband zum 


Reg. Bl. 1838 S. 311 für Korntal). Durch kgl. Dekret vom 
26. September 1825 ſind die Vorrechte von Korntal auf Wile 
helmsdorf ausgedehnt worden. Ein Teil der dieſen Gemeinden 


eingeräumten Privilegien iſt durch die Reichsgeſetzgebung außer 


Wirkung geſetzt worden. S. hierzu Gaupp⸗Göz S. 408 Note 1. 
Die Gemeinden ſtehen unter der direkten Aufſicht des Mini⸗ 
ſteriums des Kirchen- und Schulweſens. 


§ 72. Staatliches Schutz- und Aufſichts⸗ 


recht über die Kirchen. 

Dem Könige gebührt das oberſthoheitliche Schutz⸗ 
und Aufſichtsrecht über die Kirchen. Vermöge desſelben 
können die Verordnungen der Kirchengewalt ohne vor⸗ 
gängige Einſicht und Genehmigung des Staatsober- 
hauptes weder verkündet noch vollzogen werden. 


1. Das Geſetz vom 30. Januar 1862, betr. die Regelung 
des e der Staatsgewalt zur kath. Kirche (Reg. Bl. 


S. 59), beſtimmt: 


x 


Bll. 8 72. 75 


Art. 1. 


(I.) Die von dem Erzbiſchof, dem Biſchof 
und den übrigen kirchlichen Behörden aus— 
gehenden allgemeinen Anordnungen und 
Kreisſchreiben an die Geiſtlichkeit und Diö— 
zeſanen, wodurch dieſelben zu etwas ver⸗ 
bunden werden ſollen, was nicht ganz in 
dem eigentümlichen Wirkungskreiſe der 
Kirche liegt, ſowie auch ſonſtige Erlaſſe, 
welche in ſtaatliche oder bürgerliche Verhält— 
niſſe eingreifen, unterliegen der Genehmi⸗ 
gung des Staates. Solche allgemeine kirch— 
liche Anordnungen und öffentliche Erlaſſe 
dagegen, welche rein geiſtliche Gegenſtände 
betreffen, ſind der Staatsbehörde gleich— 
zeitig mit der Verkündigung zur Einſicht 
mitzuteilen. 


(IL) Denſelben Beſtimmungen unterliegen 
die auf Diözeſan⸗ und Provinzialſynoden 
gefaßten Beſchlüſſe; ebenſo die päpſtlichen 
Bullen, Breven und ſonſtigen Erlaſſe, welche 
immer nur von dem Biſchof verkündet und 
angewendet werden dürfen. 


(III.) Die vorſtehenden Beſtimmungen 
treten bezüglich der Verordnungen der kath. 
Kirchengewalt an die Stelle des hierdurch 
unter Beobachtung der Vorſchrift des 8176 


1 
9 
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der Verfaſſungsurkunde aufgehobenen zwei⸗ 


ten Satzes des §72 der Verfaſſungsurkunde. 

2. Ueber das Verhältnis des § 72 zu § 71 und 
die ſtaatsrechtliche Terminologie fj. § 71 Noten. Das 
„Schutzrecht“ hat keine praktiſche Bedeutung. Man verſteht 
darunter jede Tätigkeit, durch welche der Staat die Kirchen 
fördert und im Genuß der ihnen garantierten Rechte ſichert. 
Es iſt richtigerweiſe als Pflicht aufzufaſſen und findet ſeinen 
Ausdruck im Schutz der Kirchen in ihrer verfaſſungsmäßigen 
Stellung und ihren Rechten und in den ſtaatlichen Vorſchriften 
über Verbot von Beſchimpfungen der Kirchen, Heilighaltung der 
Sonntage, Privilegien der Kirchen u. ſ. w. Vgl. z. B. Hin⸗ 
ſchius, Allg. Darſtellung der Verhältniſſe von Staat und Kirche 
in Marquardſens Handbuch des öffentlichen Rechts 1887 
Bd. I S. 268 f. a 

3. Evang. Kirche. Der Miniſter des Kirchen⸗ und 
Schulweſens hat die ſtaatshoheitlichen Rechte des Königs gegen⸗ 
über der Kirche geltend zu machen (kgl. Verordn. vom 20. De⸗ 
zember 1867 Reg. Bl. S. 211). Solange der König evang. 
Landesbiſchof iſt und der Kultminiſter der evang. Kirche an⸗ 
gehört, hat das Oberaufſichtsrecht für dieſe keine praktiſche 
Bedeutung, da die Entſchließungen des Königs als Landes⸗ 
biſchof durch den Kultminiſter an die Organe der kirchlichen 
Verwaltung vermittelt werden (fal. Verordn. vom 20. Dezem⸗ 
ber 1867 Reg. Bl. S. 211). Für den Fall der Zugehörigkeit 
des Königs zu einer andern als der evang. Konfeſſion (§ 76) 
beſtimmt Art. 2 des Staatsgeſetzes vom 28. März 1898 
(Reg. Bl. S. 75): „Das Miniſterium des Kirchen- und Schul⸗ 
weſens hat in dem in § 76 der V. U. vorausgeſetzten Falle 
die in Anwendung des § 72 der V. U. ergehenden Entſchlie⸗ 
ßungen des Königs auf die Anträge der evang. Kirchen⸗ 
regierung an dieſe zu vermitteln.“ 

4. Kath. Kirche. Das Aufſichtsrecht über die kath. 
Kirche wird nach V. U. § 79 ausgeübt. Während eine Aus⸗ 
ſcheidung der in dem Aufſichtsrecht enthaltenen Befugniſſe ſich 
bisher gegenüber der evang. Kirche als nicht erforderlich er⸗ 
wies, da der König bisher auch evang. Landesbiſchof war (f. 
V. U. § 75 Noten), it dies der kath. Kirche gegenüber in dem 
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Geſetz vom 30. Januar 1862 (ſ. Note 1) geſchehen. Vgl. 

hierüber Gaupp⸗Göz S. 417 ff. 

5. Reformierte Kirche: § 83 Rote. 

6. Korntal und Wilhelmsdorf: § 71 Note 6. 
Israelitiſche Kirche: § 71 Note 4. 

. 8. Sonſtige eellcoften 1 

Note 5 und § 27 Note 2. 

§ 73. Unterwerfung der Kirchendiener unter 
den Staat in bürgerlichen Angelegen— 
heiten. 

Die Kirchendiener ſind in Anſehung ihrer bürger— 
lichen Handlungen und Verhältniſſe der weltlichen Obrig— 
keit unterworfen. 


Die Beſtimmung des § 73 findet ſich auch in den Reichs- 
geſetzen und iſt alſo inſoweit erſetzt; ſ. auch § 81 Note 1. 


4 74. e der Kirchen- und Schul— 
diener. 


+ irchen⸗ un uldiener, welche dur ersſchwäche 
f Ki > Schuldi (he durch Alters 
oder eine ohne Hoffnung der Wiedergeneſung andauernde 
Kränklichkeit zu Verſehung ihres Amtes unfähig wer— 
den, haben Anſpruch auf einen angemeſſenen lebens— 

länglichen Ruhegehalt. 

1. S. die Geſetze und Einrichtungen, welche in Vollziehung 
des § 74 gegeben worden find, bei Gaupp⸗Göz an verſchie⸗ 
denen Stellen. 

2. Schuldiener. Das VI. Kap., zu dem § 74 gehört, 
handelt „von dem Verhältnis der Kirchen zum Staate“. Die 
oe der Fürſorge für die Schuldiener, welche durch den 


verfaſſungsberatenden Landtag hier eingefügt worden ſind, ge⸗ 
hört eigentlich nicht hierher. Die Nennung der Schuldiener 
in 8 74 erklärt ſich aus dem engen Verhältnis zwiſchen Kirche 
* Schule in Württemberg; ſ. auch § 84. 


* 


78 BU. § 75. 


§ 75. Kirchenregiment der evangeliſch⸗ 
lutheriſchen Kirche. 


Das Kirchenregiment der evang. -luther. Kirche wird 
durch das kgl. Konſiſtorium und den Synodus nach den 
beſtehenden oder künftig zu erlaſſenden verfaſſungs⸗ 
mäßigen Geſetzen verwaltet. 

1. Der rechtliche Inhalt des § 75 iſt einmal der, daß 
das Kirchenregiment nach der beſtehenden und innerhalb der 
Landesverfaſſung künftig zu erlaſſenden Kirchengeſetzen 
verwaltet wird (ſ. § 71 Note 1) und ijt inſofern nur eine 
nähere Ausführung des § 71 hinſichtlich der evang. Kirche. 
Die vor der Gründung der Verfaſſung erlaſſenen Kirchengeſetze 
waren nach damaligem Recht Staatsgeſetze. 

2. Sodann aber ſetzt § 75 der kirchlichen Autonomie, der 
ja auch die Regelung der Kirchenverfaſſung (§ 71 Note 1) 
unterliegt, eine ſtaatsverfaſſungsmäßige Schranke inſofern, als 
die Ausſchaltung des Konſiſtoriums und des 
Synodus aus dem Kirchenregiment, die Auf⸗ 
hebung ihrer Exiſtenz und Organiſation durch ein 
Kirchenverfaſſungsgeſetz nur dann möglich iſt, wenn gleichzeitig 
eine Aenderung der Staatsverfaſſung (§ 176) erfolgt. Ebenſo 
Friedberg, Kirchenrecht, 4. Aufl. 1895 S. 190, Hinſchius, 
Staat und Kirche in Marquardſens Handbuch des öffentlichen 
Rechts 1887 I S. 346, Rieker, Die evang. Kirche Württem⸗ 
bergs in ihrem Verhältnis zum Staat S. 36 ff. A. A. ſcheint 
Gaupp⸗Göz zu ſein, welcher S. 406 Note 5 die Meinung aus⸗ 
ſpricht, daß die Beſtimmungen der §§ 75 und 78 in bezug 
auf die Organe der evang. und kath. Kirche nach heutigem 
Recht nur referierenden Charakter haben. g 

3. Nicht aber kann aus § 75 gefolgert werden, daß auch 
das landesherrliche Kirchenregiment (ſ. Note 4) ein Beſtandteil 
der Landesverfaſſung geblieben iſt und der Organiſation der 
evang. Kirche durch die §§ 75 und 76 ihre vollſtändige Rege⸗ 
lung zuteil geworden ſei, ſo daß jede Aenderung hieran als 
eine Aenderung der Staatsverfaſſung ſelbſt 12 betrachten ſei. 
Vielmehr iſt, abgeſehen von der in Note 2 erwähnten Be⸗ 
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ſchränkung und abgeſehen von dem Budgetrecht der Stände 
der Autonomie der evang. Kirche bezüglich ihrer Kirchenver— 
faſſung keine weitere ſtaatsverfaſſungsmäßige Schranke 
gezogen. Hierüber herrſcht zwiſchen Regierung und Ständen 
Uebereinſtimmung. Vgl. namentlich die in § 71 Note 1 er⸗ 


wähnten Kammerverhandlungen. 


4. Träger der Kirchengewalt in der evang. -luther. Kirche 
iſt der König als Landesbiſchof, ſofern er ſelbſt der evang. 
Konfeſſion angehört (ſ. § 76). Dabei ijt aber zu beachten, 
daß die württ. Staatsgeſetzung ſelbſt (ſ. Note 3) das landes— 
herrliche Kirchenregiment nicht mehr als Ausfluß der landes— 
herrlichen Gewalt, als ein dem Landesherrn als ſolchem zu— 
ſtehendes Recht, ſondern als etwas von dem letzteren Ver— 
ſchiedenes, als ein ſelbſtändiges kirchliches Recht und bloßes 
Annex der weltlichen Souveränität und der darin begriffenen 
Rechte und Pflichten betrachtet. 

5. Aus den Worten „verwaltet“ iſt ſchon gefolgert 
worden, daß § 75 nur die Verwaltung, nicht aber die Geſetz⸗ 
gebung im Auge habe. Dies ijt, wie ſich aus den Verhand- 
lungen des verfaſſungsberatenden Landtags zu § 75 ergibt, 
unrichtig. 

6. Der Synodus beſteht aus dem Konſiſtorium und den 
ſechs Generalſuperintendenten. 

7. Bal. im übrigen über die Verfaſſung der evang. Kirche 
Gaupp⸗Göz S. 406 ff. 


§ 76. Epiſkopalrechte eines nichtevange— 
liſchen Königs. 

Sollte in künftigen Zeiten ſich der Fall ereignen, 
daß der König einer andern als der evang. Konfeſſion 
zugetan wäre, ſo treten alsdann in Hinſicht auf deſſen 
Epiſkopalrechte die dahin gehörigen Beſtimmungen der 
früheren Religionsreverſalien ein. 


1. Unter evang. Konfeſſion iſt die lutheriſche und 
die reformierte verſtanden; ſ. Gaupp⸗Göz S. 412. 


80 BU. Ss 76, 77. 


2. Der rechtliche Inhalt des § 76 iſt lediglich ein negativer, 
nämlich der, daß ein nichtevangeliſcher König nicht Landes⸗ 
biſchof ſein kann. Einen poſitiven Inhalt in der Richtung, 
daß er die Kirchenregierung ſelbſt ſchon beſtimmt, hat er nicht. 
Dies iſt ſpäterer Ausführung überlaſſen, und zwar nach rich⸗ 
tiger Auffaſſung durch ein Kirchengeſetz auf Grund des § 71 
V. U. innerhalb der Schranken des § 75. Ebenſo Gaupp, 
2. Aufl. 1895 S. 382. Von dieſem Standpunkt iſt auch das 
Staatsgeſetz vom 28. März 1898 (Reg. Bl. S. 75) ausgegangen, 
welches nur einige Beſtimmungen des kirchlichen Geſetzes vom 
28. März 1898 (Reg. Bl. S. 76) als der ſtaatlichen Geneh⸗ 
migung bedürftig erachtet hat. Dieſes Kirchengeſetz hat nun⸗ 
mehr eine beſondere Kirchenregierung im Fall des § 76 ein⸗ 
geführt. 

3. Entſprechend der rein negativen Bedeutung des § 76 
konnten die Worte „Religionsreverſalien“ nicht lateiniſch ge⸗ 
druckt werden, was zur Vermeidung von Mißverſtändniſſen 
beſonders zu bemerken iſt. Von denſelben gilt, wie wieder⸗ 
holt wird, nur die Beſtimmung, daß ein nichtevang. König 
die Epiſkopalrechte nicht haben ſolle. Inſoweit gelten dieſelben 
aber auch heute noch. 


§ 77. Das evangeliſche Kirchengut. 


Die abgeſonderte Verwaltung des evang. Kirchen— 
guts des vormaligen Herzogtums Württemberg wird 
wieder hergeſtellt. Zu dem Ende wird ungeſäumt eine 
gemeinſchaftliche Kommiſſion niedergeſetzt, welche zu— 
vörderſt mit der Ausſcheidung des Eigentums dieſer 
Kirche in dem alten Land und mit Beſtimmung der 
Teilnahme der Kirche gleicher Konfeſſion in den neuen 
Landesteilen ſich zu beſchäftigen, und ſodann über 
die künftige Verwaltungsart desſelben Vorſchläge zu 
machen hat. 
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4 Das evang. Kirchengut ijt durch Generalrejfript vom 

2. Januar 1806 mit dem Staatstammergut (§§ 102 ff.) ver⸗ 
einigt worden und iſt auch heute noch mit ihm vereinigt, da 
die Zuſage des § 77 noch nicht erfüllt iſt. Dasſelbe gilt von 
* der Zuſage des 8 82 bezüglich der kath. Kirche und von der 
ähnlichen Zuſicherung des § 83 bezuglich der reformierten 
1 che. Dagegen beſtreitet der Staat aus ſeinen Mitteln einen 
N erheblichen Teil des Aufwandes dieſer Kirchen, welcher im 
Etatsgeſetz mit den Ständen verabſchiedet wird. S. auch 
S 102 Note 1. 


8 78. Kirchenregiment der katholiſchen 
Kirche. 


Die Leitung der innern Angelegenheiten der kath. 
Kirche ſteht dem Landesbiſchofe nebſt dem Domkapitel 
zu. Derſelbe wird in dieſer Hinſicht mit dem Kapitel 
alle diejenigen Rechte ausüben, welche nach den Grund— 

ſätzen des kath. Kirchenrechts mit jener Würde weſent— 
lich verbunden ſind. 


: 1. § 78 ijt eine nähere Ausführung von § 71; ſ. aber 
auch Note 2 
2. Von Landesbiſchof und Domkapitel gilt dasſelbe, 
was in § 75 Note 2 vom 1 und Synodus geſagt 
worden iſt. 
3. Das Bistum Rottenburg fällt mit dem Staat Württem⸗ 
berg zuſammen. Das Domkapitel beſteht aus einem Dekan 
und ſechs Kapitularen. Das Bistum Rottenburg iſt ein Teil 
der durch die Zirkumſkriptionsbulle Provida solersque vom 
16. Auguſt 1821 errichteten oberrheiniſchen Kirchenprovinz. 
Dieje Bulle, ſowie die weitere päpſtliche, die Biſchofswahl 
regelnde Bulle „Ad dominici gregis custodiam“ vom 11. April 
1827 iſt durch gl. Reſkript vom 24. Oktober 1827 (Reg. Bl. 
S. 435) genehmigt worden. 


Ba zille⸗Köſtlin, Verfaſſungsurkunde. 6 
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§ 79. Ausübung des ſtaatlichen Aufſichts⸗ 


rechts über die katholiſche Kirche. 


Die in der Staatsgewalt begriffenen Rechte über 
die kath. Kirche werden von dem Könige durch eine aus 
kath. Mitgliedern beſtehende Behörde ausgeübt, welche 
auch bei Beſetzung geiſtlicher Aemter, die von dem 
Könige abhängen, jedesmal um ihre Vorſchläge vernom— 
men wird. 

1. Dieſe Behörde heißt „Kath. Kirchenrat“. Derſelbe ſteht 
nicht unmittelbar unter dem König, ſondern iſt, wie eine ge⸗ 
wöhnliche Mittelſtelle dem bezüglich der Handhabung der 
ſtaatlichen Hoheitsrechte verfaſſungsmäßig verantwortlichen 
Miniſter des Kirchen- und Schulweſens untergeordnet. 

2. S. V. U. § 72 Note 4. 


§ 80. Perſönliche Rechte der katholiſchen 
Kirchendiener. 

Die kath. Kirchendiener genießen ebendieſelben per- 
ſönlichen Vorrechte, welche den Dienern der proteſt. 
Kirchen eingeräumt ſind. € 

Das Reichsrecht hat hieran zwar nichts geändert, doch iſt 
§ 80 durch dasſelbe erſetzt, ſoweit Reichsgeſetze in Betracht 
kommen. 


§ 81. Verſorgung von katholiſchen, vom 
Amt entſetzten Geiſtlichen. 

Auch wird darauf Rückſicht genommen werden, daß 

kath. Geiſtliche, welche ſich durch irgend ein Vergehen 

die Entſetzung vom Amte zugezogen haben, ohne zugleich 
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ihrer geiſtlichen Würde verluſtig geworden zu ſein, ihren 
hinreichenden Unterhalt finden. 


1. Durch ſtrafrichterliches Urteil kann ein kath. Geiſtlicher 
ſeines Kirchenamts nicht entſetzt werden, da das R. Str. G. B. 
das geiſtliche Amt nicht als öffentliches Amt im Sinne der 

§ 31, 33—37 auffaßt, auch die Amtsvergehen der Geiſtlichen 
(s 130 a, 338 des R. Str. G. B. und § 67 des Perſonenſtands— 
geſetzes vom 6. Februar 1875) nicht mit Entſetzung von ihrem 
geiſtlichen Amt bedroht. S. auch § 47 Note, Ziff. 1 und 
§ 73. 

2. Der § 81 findet ſeine Erklärung in hiſtoriſchen Vor— 
gängen und in Vorſchriften des kath. Kirchenrechts. Nach 
kath. Kirchenrecht haben nämlich die zu den ſog. höheren 
Weihen zu Promovierenden den Nachweis zu erbringen, daß 
ihr künftiger Unterhalt geſichert iſt. Dieſe Forderung iſt da— 
durch begründet, daß der Kleriker, der ſich dem Dienſte Gottes 
gewidmet hat, nicht zur Schande für ſeinen Stand betteln 
oder einem „ſchmutzigen“ Erwerb nachgehen darf. Durch die 
Säkulariſationen im Anfang des 19. Jahrhunderts waren die 
Staaten als Nachfolger im Beſitze des Kirchenguts in die da— 
mit verbundenen Verpflichtungen eingetreten, hatten alſo auch 
für eine genügende Anzahl von Geiſtlichen, ſowie für deren 
Unterhalt zu ſorgen. So entſtand der landesherrliche 
Diſchtitel (titulus mensae), wie er in § 81 V. U. aus⸗ 
geſprochen iſt. 

Der Tiſchtitel wird jetzt vom Biſchof aus dem Interkalar— 
fonds verliehen im Betrag von 3 & auf den Tag für un⸗ 
verſchuldet dienſtunfähige unſtändige Geiſtliche und von 2 ~% 
für die aus Verſchulden außer Dienſt befindlichen Geiſtlichen; 
ſ. Pfaff, Geſetzeskunde, Zuſammenſtellung kirchlicher und ftaat- 
licher Verordnungen für die Geiſtlichkeit des Bistums Rotten⸗ 
burg. Rottenburg a. N. Verlag von W. Bader 1897 S. 71 f. 


§ 82. Katholiſcher Kirchenfonds. 


Die kath. Kirche erhält zu Beſtreitung derjenigen 
kirchlichen Bedürfniſſe, wozu keine örtlichen Fonds vor— 
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handen ſind, oder die vorhandenen nicht zureichen, und 
beſonders für die Koſten der höheren Lehranſtalten, einen 


eigenen, dieſen Zwecken ausſchließlich gewidmeten Kirchen 


fond. Zum Behufe der Ausſcheidung desſelben vom 
Staatsgut, und der näheren Beſtimmung der künftigen 
Verwaltungsweiſe, wird auf gleiche Art, wie oben (§ 77) 
bei dem altwürttembergiſchen Kirchengute feſtgeſetzt iſt, 
eine Kommiſſion niedergeſetzt werden. 

Für die kath. Kirche beſtehen zwei beſondere Fonds, die 
Bistumsdotation und der Interkalarfonds; ſ. im 
ubrigen Note zu § 77. 


§ 83. Die reformierten Kirchengemeinden. 


Was die in dem Königreiche befindlichen reformierten 
Kirchengemeinden betrifft, jo wird ſowohl auf Verbeſſe⸗ 
rung ihrer kirchlichen Einrichtung und beſonders ihrer 
Unterrichtsanſtalten, als auch auf Ausmittlung hin— 
reichender Einkünfte zum Unterhalt ihrer Kirchen- und 
Schuldiener und zu Beſtreitung der übrigen kirchlichen 
Bedürfniſſe geſorgt werden. 

Die wenigen reformierten Kirchengemeinden des Landes 
wurden 1823 ohne Aenderung ihres Bekenntniſſes mit der 
luth. Landeskirche vereinigt, d. h. in den Organismus und den 
Mitgenuß der Anſtalten dieſer Kirche aufgenommen. Seitdem 
hat ſich wieder in Stuttgart und Cannſtatt eine nicht unierte 
reformierte Gemeinde gebildet, welche unmittelbar unter der 
Aufſicht des Kultminiſteriums ſteht: Gaupp-Göz S. 405 Note 1. 


§ 84. Die Unterrichtsanſtalten. 


Für Erhaltung und Vervollkommnung der höheren 
und niederen Unterrichtsanſtalten jeder Art und nament⸗ 


an 
a 
— 


Pa. 


BA. Ss 84, 85. 85 


lich der Landesuniverſität wird auch künftig auf das 
zweckmäßigſte geſorgt. 

§ 84 iſt rechtlich belanglos. Er gehort eigentlich nicht in 
das VI. Kap., das „von dem Verhältnis der Kirchen zum 
Staate“ handelt. S. auch § 74 Note 2. Es iſt durch den 
verfaſſungsberatenden Landtag eingefügt worden. 


VII. Kapitel. 


Von Ausübung der Staatsgewalt. 


Das VII. Kap. behandelt in den §§ 85—101 die Aus⸗ 
übung der Staatsgewalt, und zwar handeln: 

1. die §§ 85—87 von der Vertretung des Staats nach 
außen und von den Staatsverträgen; 

2. die §§ 88, 90 von der Geſetzgebung; 

3. die §§ 89, 90 von dem Verordnungsrecht; 

4. die §§ 92.98 von der Gerichtsbarkeit; 

5. die §§ 99—101 vom Kriegsweſen; 

6. § 91 iſt die in den Geſetzen übliche Klauſel über Auf⸗ 
hebung früherer Beſtimmungen; ſie ſteht ſonſt regelmäßig am 
Schluß der Geſetze. 


§ 85. Die Vertretung des Staates in ſei— 
nem Verhältnis zu auswärtigen Staaten. 
Staatsverträge. 


Der König vertritt den Staat in allen ſeinen Ver⸗ 
hältniſſen gegen auswärtige Staaten. Es kann jedoch 
ohne Einwilligung der Stände durch Verträge mit Aus— 
wärtigen kein Teil des Staatsgebietes und Staats— 
eigentums veräußert, keine neue Laſt auf das König— 
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reich und deſſen Angehörige übernommen, und kein 
Landesgeſetz abgeändert oder aufgehoben, keine Ver⸗ 
pflichtung, welche den Rechten der Staatsbürger Ein⸗ 


trag tun würde, eingegangen, namentlich auch kein 


Handelsvertrag, welcher eine neue gesetzliche Ein- 
richtung zur Folge hätte, und kein Subsidienvertrag 
zu Verwendung der kgl. Truppen, in einem Deutsch- 
land nicht betreffenden Kriege, geschlossen werden. 


1. Die Beſtimmung über Handels- und Subſidien⸗ 
verträge iſt durch die R.V. unwirkſam geworden. (Art. 4 
Ziff. 2, 33, 35, 57 ff. der R. V.) 

2. Die Vertretung des Staats im Verhältnis 
zu auswärtigen Staaten äußert ſich teils im Abſchluß 
von Verträgen, teils in der Wahrung der Rechte und Intereſſen 
des Staates und ſeiner Angehörigen gegenüber dem Ausland 
(Miniſterium der auswärtigen Angelegenheiten, aktives und 
paſſives Geſandtſchaftsrecht, Konſulate7). Der Art. 11 der 
R. V. hat nun zwar den Einzelſtaaten das Recht des Abſchluſſes 
von Staatsverträgen und des diplomatiſchen Verkehrs unter⸗ 
einander und mit dem Ausland nicht entzogen, wohl aber 
weſentlich beſchränkt. S. darüber Laband III 1 ff. und unten 
Note 3 und 5. 

3. Zurzeit übt Württemberg noch das aktive und paſſive 
Geſandtſchaftsrecht in den durch die R. V. gezogenen Grenzen. 
Es unterhält Gejandte in Preußen (zugleich für Sachſen) und 
in Bayern (zugleich für Baden und Heſſen); von den aus⸗ 
wärtigen Geſandtſchaften am kgl. Hofe wohnen innerhalb 
Württemberg (in Stuttgart) die Geſandten von Bayern, Oeſter⸗ 
reich-Ungarn, Preußen und Rußland. Konſuln kann Württem⸗ 
berg im Reichsausland nicht mehr unterhalten, wohl aber 
innerhalb des Reichsgebiets; dieſelben ſind aber ohne alle 
rechtliche und politiſche Bedeutung; zurzeit ſind es zehn. 
Fremde Konſulate befinden ſich in größerer Zahl in Württemberg. 


4. Ueber die Vertretung Württembergs gegenüber dem 
Reich ſ. Note 2 zu § 4. 
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5. Infolge des Art. 11 der R. V. (ſ. Note 2) kann Wiirt- 
temberg nur noch Verträge abſchließen: 

a) in denjenigen Angelegenheiten, bezuglich welcher eine 
Kompetenz des Reiches zur Geſetzgebung überhaupt 
nicht beſteht, aber nur innerhalb der Schranken des 
Art. 2 R. B; 
in ſolchen Angelegenheiten, für welche die Reichs— 
kompetenz beſteht, ſolange von derſelben noch kein Ge— 
brauch gemacht iſt oder ſofern das Reich der Autonomie 
der Einzelſtaaten zur Ergänzung der Reichsgeſetzgebung 
noch Raum gelaſſen hat. Dieſe Verträge verlieren 
aber ihre Geltung, ſobald die Reichsgeſetzgebung die 
bezuügliche Materie regelt. Streitfrage ijt es, ob dies 
auch für die vor Eintritt in das Reich geſchloſſenen 
Einzelſtaatsverträge gilt (ſ. Gaupp⸗Göz S. 189 Note 2 
und Laband II S. 157 Note 2). 


6. Die Erzwingung der Verträge iſt jetzt gegenüber 
anderen Bundesſtaaten nur noch nach Art. 76 Abſ. 1 R. V., 
gegenüber fremden Staaten nach Art. 11 R. V. möglich. 


7. Aus § 85 folgt, daß Verträge, ſoweit fie in das Ge⸗ 
biet der Geſetzgebung (materielle und formelle Geſetze) 
eingreifen, ſtändiſcher Genehmigung bedürfen. Es gelten da- 
her auch für § 85 die Ausführungen zu § 88. 

8. Wegen Veräußerung von Staatsgebiet und 
Staatseigentum: §§ 2, 107. 


9. Soweit ſtändiſche Genehmigung erforderlich ijt, bedingt 
dieſelbe auch die völkerrechtliche Gültigkeit der Verträge. 


10. Einer Verkündung der Staatsverträge bedarf es 
nur, ſoweit dieſelben nach ihrer ſtaatsrechtlichen Seite Geſetze 
im materiellen Sinn (§ 88 Note 1 a) ſind. 

11. Vgl. außer der bei Gaupp⸗Göz aufgeführten Literatur 
auch Rieß, Dr.: Die Mitwirkung der geſetzgebenden Körper— 
ſchaften bei Staatsverträgen nach deutſchem Staatsrecht, 
10. Heft der Abhandlungen aus dem Staats- und Verwal⸗ 
tungsrecht, herausgegeben von Profeſſor Dr. Brie, Breslau 
1904 S. 37 ff. 


b 


— 
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§ 86. Mitteilung von Staatsverträgen 
an die Stände. 


Der König wird von den Traktaten und Bündnissen, 
welche von ihm mit auswärtigen Mächten angeknüpft 
werden, die Stände in Kenntnis ſetzen, ſobald es die 
Umſtände erlauben. 

1. S. Noten zu §85. Bündniſſe im Sinne des § 86, 
d. h. Verträge auf dem Gebiet der auswärtigen Politik, kann 
Württemberg nicht mehr abſchließen, da das geſamte Gebiet 
der auswärtigen Politik der Einwirkung der Einzelſtaaten durch 
internationale Verträge entzogen iſt: Laband II S. 156. 


2. Unter Traktaten verſteht man ſowohl Vertragsver⸗ 
handlungen, als die Verträge ſelbſt, und zwar Verträge 
aller Art. 


§ 87. Erwerbungen des Königs durch 
Staatsverträge u.ſ.w. ſind Staatseigentum. 


Alle Subſidien und Kriegskontributionen, ſowie 

andere ähnliche Entſchädigungsgelder und ſonſtige Er- 
werbungen, welche dem Könige zufolge eines Staats⸗ 
vertrags, Bündniſſes oder Krieges zuteil werden, ſind 
Staatseigentum. 
1. Subſidien, Kriegskontributionen und ähnliche Entſcha⸗ 
digungsgelder, ſowie überhaupt ſämtliche Erwerbungen infolge 
von Bündniſſen (ſ. § 86 Note 1) und Kriegen können dem 
König als Träger der Landesſtaatsgewalt jetzt nur noch mittel⸗ 
bar, nämlich durch Zuweiſungen ſeitens des Reichs, zuteil 
werden. 

2. Wegen Gebietserwerbungen ſ. § 2 Note 1. 
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§ 88. Geſetzgebung. 


Ohne Beiſtimmung der Stände kann kein Geſetz 
gegeben, aufgehoben, abgeändert oder authentiſch er— 
läutert werden. 

1. Der Inhalt des § 88 iſt ein doppelter. Der Vorſchrift 
des § 88 unterliegt: 

a) Jeder Befehl der Staatsgewalt, welcher einen Rechts— 
ſatz aufſtellt und damit die Handlungsfreiheit beſchränkt 
(Geſetz im materiellen Sinn). 

b) Jeder Befehl der Staatsgewalt, welcher abgeſehen von 
den Fällen unter a) durch Uebereinkunft von Regierung 
und Ständen in die Form eines Geſetzes gekleidet 
wird (hier gilt § 88 nur bezüglich der Aufhebung, Ab⸗ 
anderung oder authentiſchen Erklärung) oder für welchen 
durch Verfaſſung (ſ. §$ 13, 104, 111 f.) oder Geſetz 
Geſetzesform (ſ. Note 7) vorgeſchrieben iſt (Geſetz im 
formellen Sinn). 

2. Soweit die vor der Verfaſſung von 1819 er⸗ 
laſſenen Normen Geſetze im materiellen Sinn (1 a) ſind, 
gilt § 88 bezuglich ihrer Aufhebung, Abänderung oder authen⸗ 
tiſchen Erklärung. 

3. Die Or ganiſation der Behörden kann im Weg 
der Verordnung (§ 89) vorgenommen werden, ſoweit nicht 
ſtändiſche Zuſtimmung erforderlich iſt: 

a) wegen des ſtändiſchen Etatsrechts: $$ 109 ff.; 

b) weil die beſtehende Organiſation auf Verfaſſung oder 
Geſetz beruht; 

e) weil die neue Behörde mit obrigkeitlichen Rechten aus- 
geſtattet werden ſoll. 

A, Die Regelung des Gebührenweſens im Wege der 

Verordnung nimmt die Regierung im Widerſpruch mit der 
Abgeordnetenkammer für den Fall in Anſpruch, daß dieſelben 
unter den Geſichtspunkt 

a) der Dienſtaufſicht fallen (dies ſind namentlich die Ge⸗ 
bühren, welche Beamte oder öffentlich angeſtellte Per 
ſonen für ſich erheben ſollen); 


ug 
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b) der rein privatrechtlichen Gegenleiſtung für eine im 
Gewerbebetrieb des Staats verrichtete Tätigkeit fallen 
(namentlich die Tarife und Gebühren im internen Poſt⸗, 
Telegraphen- und Eiſenbahnverkehr). 

5. Württ. Geſetze können nur noch erlaſſen werden, ſoweit 
nicht die Reichskompetenz begründet iſt. Reichsgeſetze 
gehen den Landesgeſetzen vor. (Art. 2 der R. V.) Wegen 
der Unzuläſſigkeit der Erlaſſung von Ausführungsbeſtimmungen 
zu den Reichsgeſetzen in Geſetzesform, wenn von dieſen eine 
andere Form vorgeſchrieben iſt, ſ. § 89 Note 2. 

6. Neben dem Geſetzesrecht gibt es in Württemberg auch 
noch Gewohnheitsrecht, aber nur innerhalb der Schran⸗ 
ken des Art. 2 der R. V. Es ſpielt insbeſondere auf dem 
Gebiet des öffentlichen Rechts, infolge deſſen mangelhafter 
Ausbildung, eine Rolle. 

7. Zum Zuſtandekommen eines Geſetzes, deſſen Erlaſſung 
nach § 4 dem König zuſteht, iſt Genehmigung der Stände 
(S§ 124—194) erforderlich. Der Geſetzesvorſchlag 
(Recht der geſetzgeberiſchen Initiative) kann vom 
König mit Gegenzeichnung eines Miniſters (§ 51) und nach 
Vorberatung durch das Staatsminiſterium, unter Umſtänden 
auch durch den Geheimen Rat (Verfaſſungsgeſetz von 1876 
Art. 6 und 7, Beil. 3), oder von einer der beiden Stände⸗ 
kammern a bsgebez für letztere beſteht aber eine Einſchränkung 
des Initiativrechts durch § 172. Ueber Vermittlung des Ver⸗ 
kehrs zwiſchen König und Ständen vgl. § 126 (Ausnahme 
§ 111) und § 178. Vgl. im übrigen § 173 ff., § 186 Note 4, 
namentlich bezüglich der Verfaſſungsaͤnderungen § 176. Wegen 
der Kommiſſionsberatungen iſt auf § 173 zu verweiſen. Ab⸗ 
geſehen hiervon können die den Kammern zur Beſchlußfaſſung 
unterſtellten Gegenſtände nach deren Ermeſſen zur Vorberatung 
an eine Kommiſſion verwieſen werden. Soweit die Stände 
das Recht der Initiative haben, ſind ſie auch bezüglich der 
Abänderung einer Regierungsvorlage nicht beſchränkt. 

8. Wenn der Geſetzesinhalt durch übereinſtimmende 
Erklärung von Regierung und Ständen feſtgeſtellt iſt, ijt da⸗ 
mit das Geſetz noch nicht zuſtande gekommen. Vielmehr be⸗ 
darf es noch der Sanktion und Verkündung (§ 172 
Abſ. II alt). Die Sanktion beſteht in dem Befehl des Königs, 
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daß der mit den Ständen vereinbarte Inhalt des Entwurfs Ge— 
ſetz ſein ſoll. Die Verkündung erfolgt gewöhnlich, aber nicht 
notwendig und nicht allein ſeit 1807 durch das Regierungsblatt. 
Eine Vorſchrift über den Beginn der Wirkſamkeit eines ver— 
kündeten Geſetzes für den Fall, daß nicht in dem Geſetz ein 
Anfangstermin beſonders beſtimmt ijt, beſteht nicht. Maß⸗ 
gebend iſt nach Gaupp⸗Göz S. 77 derjenige Tag, an welchem 
an den einzelnen Orten das Regierungsblatt eintrifft, nach 
Binding, V. U. S. 1 der Tag der Publikation. Der Streit 
läßt ſich in ſchlüſſiger Weiſe nicht löſen. 
9. Authentiſche Erläuterung (Interpretation, Auslegung) 
heißt Auslegung durch die geſetzgebenden Organe ſelbſt. Eine 
ſolche Erläuterung iſt keine eigentliche Auslegung, ſondern 
Erſetzung des ſeinem Inhalt nach zweifelhaften Rechtsſatzes 
durch einen neuen. Beiſpiele authentiſcher Erläuterung ſ. 
8 190 Note 1 und 4. 
10. Eine Dispenſation von geſetzlichen Vorſchriften 
ſteht dem König (vgl. aber auch § 97) und den Organen der 
Verwaltung nur zu, wenn das Geſetz ſelbſt 

a) eine Ermächtigung hierzu gibt; 

D) die nähere Ausführung ſeiner Beſtimmungen der Ver— 
waltung überlaſſen hat, aber felbjtverftandlic) nur 
innerhalb der Grenzen des freien Spielraums, den 
das Geſetz den bezüglichen Behörden gegeben hat. 


eg Verordnungen (auch Notverord— 
nungen). 


Der König hat aber das Recht, ohne die Mitwir— 
kung der Stände die zu Vollſtreckung und Handhabung 
der Geſetze erforderlichen Verordnungen und Anſtalten 
zu treffen, und in dringenden Fällen zur Sicherheit des 
Staates das Nötige vorzukehren. 


1. Verordnung im weiteren Sinn ijt jeder Befehl der 
Staatsgewalt, welcher nicht in Geſetzesform (§ 88) erlaſſen 
wird. Die Verordnungen find Rechts verordnungen 
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(Verordnungen im engeren Sinn), wenn innerhalb der Grene 
zen des § 88 eine Rechtsregel für allgemein verbindlich er⸗ 
klärt wird, Verwaltungsverordnungen, wenn nur 
innerhalb des Kreiſes der Verwaltung ein Dienſtbefehl an die 
Beamten erlaſſen wird. Die Rechtsverordnung kann eine 
Aus führungsverordnung (1. Fall des § 89) oder eine 
Verordnung mit interimiſtiſcher Geſetzeskraft, eine ſog. Not⸗ 
verordnung (2. Fall des § 89) fein. 

2. Ausführungsverordnungen können, falls fie 
Geſetze im materiellen Sinn ſind (§ 88 Note 1 a), nur kraft 
beſonderer geſetzlicher Ermächtigung und nur innerhalb der 
Grenzen der erteilten Vollmacht erlaſſen werden. Im übrigen 
können ſie nach § 89 gegeben werden, dürfen aber in dieſem 
Fall nur Folgerungen ziehen, die aus den Geſetzen ſelbſt ſich 
ergeben. Aus § 89 ergibt ſich nicht, daß nur der König das 
Verordnungsrecht hat. Maßgebend iſt vielmehr das Geſetz 
ſelbſt, das bald dem König, bald den Miniſtern, bald auch 
anderen Staatsbehörden, ja auch Gemeindebehörden das Ver⸗ 
ordnungsrecht gibt. Iſt nichts beſtimmt, ſo hängt es von 
dem Ermeſſen des Königs ab, ob die Vorſchriften im Weg 
der kgl. Verordnung oder durch das betreffende Miniſterium 
oder durch andere Behörden erlaſſen werden ſollen. Aus⸗ 
führungsbeſtimmungen zu den Reichsgeſetzen 
können, wenn dieſe eine Form hierfür vorgeſchrieben haben, 
nur in dieſer Form erlaſſen werden; iſt keine Form vor⸗ 
geſchrieben, ſo ſind für die Frage, ob ein Landesgeſetz not⸗ 
wendig iſt oder eine Verordnung genügt, die Vorſchriften des 
Landesrechts über Geſetzgebungs- und Verordnungsgewalt 
($§ 88, 89) maßgebend. Vgl. hierzu außer Gaupp⸗Göz auch 
Gaupp, 2. Aufl., S. 171 Note 1 und Gaupp, Die neueſten 
Bearbeitungen des württ. Staatsrechts Freiburg 1885 S. 47 fl. 

3. Notverordnung: Durch dieſe kann der König jede 
Aenderung des beſtehenden Rechtszuſtands gültig anordnen, 
alſo auch eine Verfaſſungsbeſtimmung abändern oder außer q 
Wirkung jesen. Sie kann erlaſſen werden, auch wenn die 
Stände verſammelt ſind, und dauert fort, bis ſie durch Geſetz 
oder eine neue Notverordnung aufgehoben wird (j. z. B. die 
Notverordnung Beil. 1). § 89 gilt in dem das Notverord⸗ 
nungsrecht betreffenden Teil nicht mehr, ſoweit es ſich um 
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die unter dem Schutz der Reichsgeſetzgebung ſtehenden Rechts- 
verhältniſſe handelt (Art. 68 der R. V.). S. hierzu Gaupp⸗Göz 
S. 29 ff 


§ 90. Polizeiliche Geſetze und Verord— 
nungen. 

Eben dieſe Beſtimmungen (§§ 88, 89) finden auch 
bei den Geſetzen, Verordnungen und Anſtalten im Landes— 
polizeiweſen ſtatt. 

Nach § 90 iſt das Verordnungsrecht in Polizeiſachen durch 

eine ausdrückliche geſetzliche Ermächtigung bedingt; die früheren 
Streitigkeiten in dieſer Beziehung zwiſchen Regierung und 


Ständen ſind durch das Landespolizeiſtrafgeſetz vom 27. De- 
zember 1871 beſeitigt worden. 


§ 91. Aufhebung fund Reviſion früherer 
Geſetze und Verordnungen. 


Alle Geſetze und Verordnungen, welche mit einer aus— 
drücklichen Beſtimmung der gegenwärtigen Verfaſſungs— 
urkunde im Widerſpruche ſtehen, ſind hierdurch auf— 
gehoben. Die übrigen ſind der verfaſſungsmäßigen 

Rerviſion unterworfen. 

§ 91 ijt die in den Geſetzen übliche Klauſel über Auf⸗ 


hebung früherer Beſtimmungen; ſie ſteht ſonſt regelmäßig am 
Schluß der Geſetze. 


§ 92. Gerichtsbarkeit. 


Die Gerichtsbarkeit wird im Namen des Königs 
und unter deſſen Oberaufſicht durch kollegialiſch gebil— 
dete Gerichte in geſetzlicher Inſtanzenordnung verwaltet. 


94 V. U. § 92. 

1. Geltungsgebiet des § 92. Der § 92 bezieht 
ſich auf die geſamte Gerichtsbarkeit, die ſtreitige wie die frei⸗ 
willige. Als die Verfaſſung gegeben wurde, gab es noch keine 
Verwaltungsgerichtsbarkeit im heutigen Sinn; dieſelbe fällt 
jetzt ebenfalls unter den § 92. Ueber den Begriff „Gerichts 
barkeit“ ſ. Laband III S. 346; Göz, Die Verwaltungsrechts⸗ 
pflege in Württemberg 1902 S. 6. 

Der § 92 V. U. it durch die Reichsgeſetzgebung in folgen⸗ 
den Richtungen weſentlich geändert worden: 

a) Wo die Gerichtsbarkeit dem Reiche zuſteht (Reichs⸗ 

gericht, Konſulargerichte u. ſ. w. Laband III S. 381) 
gilt § 92 in ſeinem ganzen Umfange nicht mehr. 
Wo die Gerichtsbarkeit dem Staate Württemberg ver⸗ 
blieben ijt (Laband III S. 275 ff., Gaupp⸗Göz S. 278), 
iſt ihre Ausübung ganz oder teilweiſe durch Reichs⸗ 
geſetze geregelt. Insbeſondere iſt die ordentliche ſtreitige 
Gerichtsbarkeit (bürgerliche Rechtsſtreitigkeiten und 
Strafſachen; ſ. § 13 des G. V. G.), jetzt durch G. V. G., 
Zivil⸗ und Strafprozeßordnung geregelt. Inſoweit die 
Reichsgeſetze mit dem § 92 V. U. in Widerſpruch ſtehen 
(eS gilt z. B. die Vorſchrift der kollegialen Zuſammen⸗ 
ſetzung nach den eben erwähnten Reichsgeſetzen nicht 
mehr unbeſchränkt) oder die in ihm enthaltenen Rechts⸗ 
ſätze ſelbſt ausſprechen, iſt er durch dieſe Geſetze außer 
Wirkſamkeit geſetzt. 

2. Im Namen des Königs. Abgeſehen von den 
Fällen La wird die Gerichtsbarkeit auch heute noch im Namen 
des Königs verwaltet. Denn außer den Fällen La ijt die 
Ausübung der Gerichtsbarkeit den deutſchen Einzelſtaaten kraft 
eigenen Rechts und in eigenem Namen verblieben. Die Vor⸗ 
ſchrift, daß die Gerichte im Namen des Königs Recht ſprechen, 
bedeutet einmal eine Ehrenbezeugung, ſodann aber bringt ſie 
zum Ausdruck, daß der König als Trager der Staatsgewalt 
auch Träger der in der Staatsgewalt enthaltenen Juſtiz⸗ 
hoheit iſt. 

3. Unter der Oberaufſicht des Königs. Die 
Oberaufſicht iſt, ſoweit die rechtſprechende Tätigkeit der Gee - 
richte (einſchließlich der im Inſtanzenzug erfolgenden Entſchei⸗ 
dungen in Sachen der freiwilligen Gerichtsbarkeit) in Betracht 


b 
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kommt, nur eine formelle. S. G. V. G. § 1, VU. § 93, 
Gaupp⸗Göz S. 78, 187, 279. Ueber die Funktionen des 
Bundesrats und des Kaiſers auf dieſem Gebiet val. Art. 7 
Ziff. 3, Art. 17 und Art. 77 der R. V. 


§ 93. Unabhängigkeit der Gerichte. 
Die Gerichte, ſowohl die bürgerlichen als die pein— 
lichen, ſind innerhalb der Grenzen ihres Berufes unab— 


hängig. 

1. Peinliche Gerichte find die Strafgerichte; der Gegen- 

ſatz hierzu ſind die bürgerlichen Gerichte, wozu auch die 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit und jetzt auch ſämtliche Ver⸗ 

waltungsgerichte (§ 46 Note), der Disziplinarhof und der 

Disziplinarhof für Körperſchaftsbeamte gehören. 

2. Die Unabhängigkeit der Gerichte bedeutet, daß ſie 
nur nach dem Geſetz zu urteilen haben, daß ihre Urteile jedem 
Eingriff der Verwaltung entzogen find, auch keiner Beſtätigung 
bedürfen. Soweit die Unabhängigkeit der Gerichte durch 
Reichsrecht gewährleiſtet ijt (ſ. G. V. G. § 1) findet § 93 keine 
Anwendung. Wegen der Dienſtaufſicht vgl. § 92 Note 3. 

3. Nicht garantiert iſt durch § 93 die perſönliche Sicher— 
ſtellung der Richter. S. darüber § 46 mit Note. 


§ 94. Rechtsweg bei Privatrechts- 
streitigkeiten des Fiskus. 
Der Kgl. Fiskus wird in allen Privatrechtsstreitig- 
keiten bei den ordentlichen Gerichten Recht geben 
und nehmen. 


Jetzt gilt § 4 des CG. zur Z. P. O., wonach für bürger⸗ 
liche Rechtsſtreitigkeiten, für welche pa dem Gegenſtand 
oder der Art des Anſpruchs der Rechtsweg zuläſſig iſt, aus 
dem Grunde, weil als Partei der Fiskus beteiligt iſt, der 
Rechtsweg durch die Landes geſetzgebung nicht ausgeſchloſſen 
werden darf. 
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§ 95, Zulässigkeit des Rechtswegs bei 
Verletzungen von Privatrechten 
seitens der Staatsgewalt. 


Keinem Biirger, der sich durch einen Akt der 
Staatsgewalt in seinem auf einem besondern Titel 
beruhenden Privatrechte verletzt glaubt, kann der 


Weg zum Richter verschlossen werden, 

Der § 95 will ungeachtet der Hervorhebung eines beſon⸗ 
deren Titels die Zuläſſigkeit des Rechtswegs für privatrecht⸗ 
liche Anſprüche überhaupt bei Verletzungen durch einen Akt 
der Staatsgewalt ausſprechen. Seit dem Geſetz über die 
Verwaltungsrechtspflege vom 16. Dezember 1876 (Reg. Bl. S. 
485) iſt § 95 hinfällig geworden. S. das Nähere bei R. Geßler, 
2. Aufl. der „Normen des württ. Landesrechts“ von L. Gaupp 
1902 S. 204 ff. 


§ 96. Keine kgl. Bestätigung von 
Urteilen in Strafsachen. 
Die Erkenntnisse der Kriminalgerichte bedürfen, 
um in Rechtskraft überzugehen, keiner Bestätigung 


des Regenten. 

1. Weggefallen durch das G. V. G. und die R. Str. P. O., 
welche jetzt, ſelbſt bei Todesurteilen (R. Str. P. O. § 485) die⸗ 
ſelbe Vorſchrift geben. 

2. Ueber das Begnadigungsrecht ſ. § 97. 


§ 97. Begnadigungs- und Niederſchla⸗ 
gungsrecht des Königs. 


(J.) Dagegen ſteht dem Könige zu, Straferkenntniſſe 
vermöge des Begnadigungsrechtes auf erforderten und 
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erſtatteten Bericht des erkennenden Gerichts aufzuheben 
oder zu mildern. Es ſind daher die Kriminalgerichte 
nicht nur verbunden, in ſchweren Fällen die Akten ſamt 
ihrem Erkenntniſſe vor der Eröffnung desselben durch 
das kgl. Juſtizminiſterium dem König zum Behuf einer 
etwaigen Begnadigung vorzulegen; ſondern es kann 
auch nach Eröffnung des Erkenntniſſes der Verurteilte 
ſich an die Gnade des Königs wenden. 


(II.) Auf gleiche Weiſe kann auch, wenn nach dem 
Gutachten des kgl. Juſtizminiſteriums hinlängliche 
Gründe dazu vorhanden ſind, vermöge des dem König 
zuſtehenden Abolitionsrechts, noch ehe das Verbrechen 
oder Vergehen unterſucht, oder über die Beſtrafung er- 
kannt worden iſt, alles Verfahren gegen den Beſchul— 
digten eingeſtellt und niedergeſchlagen werden. 


(III.) Der König wird jedoch bei Ausübung ſowohl 
des einen als des andern Rechtes darauf Rückſicht 
nehmen, daß dem Anſehen und der Wirkſamkeit der 
Strafgeſetze dadurch nicht zu nahe getreten werde. 


1. § 97 ijt durch die Reichsgeſetzgebung nur inſoweit ge— 
än dert, als die Worte „vor der Eröffnung desſelben“ nicht 
mehr gelten im ſchwurgerichtlichen Verfahren nach § 315 der 
Str. P. O. Im übrigen würden fie zwar nach der Reichsgeſetz⸗ 
gebung in dem Rahmen des § 267 der Str. P. O. noch gelten; 
doch ſind fie in Wirklichkeit ſchon nach der älteren württ. 
Prozeßgeſetzgebung weggefallen (ſ. Gaupp⸗Göz S. 79 Note 3). 
Nach dem nunmehr neben der Str. P. O. maßgebenden Art. 8 
des Ausf. G. zu derſelben vom 4. März 1879 (Reg. Bl. S. 50) 
und dem § 4 der fal. Verordn., betr. das Verfahren im Be⸗ 
gnadigungsweſen vom 25. September 1879 (Reg. Bl. S. 353) 
gelten ſie gleichfalls nicht mehr. 


Bazille⸗Köſtlin, Verfaſſungsurkunde. : 7 
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adigungsr echt im engern Sinn (§ 97 Abf. 1 


2. Das Begnadigungsrecht nach § 97 umfaßt ſowohl das 5 
5 


eqn 
ls das jog. Abolitions- oder Niederſchlagungsrecht (§ 97 
(bj. 2). 9 


3. Das Begnadigungsrecht des Königs findet keine An⸗ ea 


wendung, ſoweit dasjelbe dem Kaiſer reichsgeſetzlich zuſteht. 


Darüber und über den Umfang des Begnadigungsrechts in 
anderer Richtung Gaupp⸗ 3 S. 78 ff. 

4. Schwere Fälle im Sinne des § 97 ſind nach § 4 
der kal. Verordn., betr. das Verfahren im Begnadigungsweſen 


vom 25. September 1879 (Reg. Bl. S. 353) diejenigen Fälle, 


in welchen das Urteil auf Todesſtrafe oder auf mindeſtens 


10jährige nicht bloß durch das Zuſammentreffen begründete 0 


ene ne lautet. 
5. § 97 gilt natürlich auch für Uebertretungen und für das 
Verwaltungsſtrafverfahren; j. kgl. Verordn. vom 3. April 1835 


(Reg. Bl. S. 209), betr. die Begnadigungsgeſuche in Verwal⸗ 


tungsſtrafſachen. 
6. Für die Ausübung des Begnadigungsrechts gilt § 51 
V. U. Eine Einſchränkung des Begnadigungsrechts enthält 


§ 98. Vermigenskonfiskation unzulässig. 


Die Strafe der Vermögenskonfiskation ist allge- 
mein aufgehoben. 


§ 98 ijt durch die Reichsgeſetzgebung über Strafrecht, welche 
ebenfalls die Vermögenskonfiskation nicht kennt, erſetzt. S. 
namentlich das R. Str. G. B. und § 5 des E. G. zu demſelben. 


§ 99. Kriegswesen. 

Was die Militärverfassung betrifft, so wird die 
Zahl der zu Ergänzung des kgl. Militärs jährlich 
erforderlichen Mannschaft mit den Ständen ver- 
abschiedet. 
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Die §$ 99—101 find durch die R. V. Art. 4 Ziff. 14, 
Art. 53 und 57 ff. und die in Ausführung derſelben erlaſſenen 
Reichsgeſetze in Wegfall gekommen. Die in der Schlußbe⸗ 
ſtimmung zum Xl. Abſchnitt (nach Art. 68) der R. V. erwähnte 
Militärkonvention mit Württemberg iſt unten Beil. 2 abgedruckt. 

S. über die württ. Beſonderheiten: Gaupp⸗Göz S. 440 ff. 


§ 100. Kriegswesen (Fortsetzung von § 99). 


Die Auswahlordnung, die nähere Bezeichnung der 
iibrigen Landesverteidigungsanstalten und der Ver- 
bindlichkeit der Staatsbiirger, sich ausserhalb des 
regulären Militärs zu dem Waffendienste tüchtig zu 
machen, die bürgerlichen Verhältnisse der unter dem 
Militär befindlichen Staatsangehörigen, die milita- 
rischen Strafgesetze, wie auch die Bestimmung der 
Fille, in welchen das kgl. Militär ausnahmsweise 
bei den Bürgern einquartiert werden kann, sind 
Gegenstände der Gesetzgebung und Gesetzrevision. 

S. Note zu § 99. 


§ 101. Kriegswesen (Fortsetzung: 
Militärpensionen). 


Für die Unterstützung der Militärpersonen, welche 
im Dienste des Vaterlandes ihre Kräfte aufgeopfert 
haben, sowie ihrer Hinterbliebenen, ist durch ein 
Gesetz gesorgt. 

S. Note zu § 99. 


— 
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VIII. Kapitel. 


Von dem Finanzweſen. 


Das XVIII. Kapitel umfaßt die §§ 102 — 123. Es be⸗ 
handeln §§ 102 — 103, 107 das Kammergut, § 104 die Zivil⸗ 


liſte, §S 105 die Bezüge der Mitglieder des fal. Hauſes, § 106 


die Bezüge des Reichsverweſers, § 108 das Hofkammergut, 
§§ 109—118 die Steuern, §§ 119—123 die Staatsſchulden⸗ 
verwaltung. 4 


§ 102. Kammergut. 


Sämtliche zu dem vormaligen herzoglich württem— 
bergiſchen Familienfideikommiſſe gehörigen, ſowie die 
von dem Könige neu erworbenen Grundſtücke, Gefälle 
und nutzbaren Rechte, bilden, mit Ausſchluß des ſog. 
Hofdomänenkammerguts, das kgl. Kammergut. 


1. Geſchichte: Das Kammergut war urſprünglich Privat⸗ 
vermögen der landesherrlichen Familie; es hatte ſeit Ent⸗ 
wicklung der Landeshoheit aus der Landesherrlichkeit ſowohl 
die Koſten der landesherrlichen Familie als den Aufwand für 
die Staatsregierung zu tragen. Die Art der Verwendung 
dieſes Vermögens ſtand rein im Belieben der Fürſten. Da 
dieſe aber immer wieder von der Landſchaft die Bezahlung 
ihrer Schulden verlangten, ſo gewann dieſe Einfluß auf die 
Verwaltung des Kammerguts, das dadurch mehr und mehr, 
wenn auch nicht rechtlich, ſo doch tatſächlich die Natur eines 
Staatsguts annahm. 

Bei der gewaltſamen Aufhebung der altwürtt. Verfaſſung, 
30/31. Dezember 1805, wurde das Kammergut mit dem 
Kirchengut (ſ. § 77) unter Beſeitigung ihrer bisherigen ſelb— 
ſtändigen Verwaltung, zu einem ungetrennten, der freien Vers 
waltung und Verfügung des Königs unterſtellten Staatsgute 
vereinigt. 
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Die Entwicklung erhielt ihren Abſchluß durch Verzicht 
König Wilhelms auf das bisherige Eigentumsrecht des Regenten— 
hauſes am Kammergut gegen Bezahlung einer Zivilliſte (§ 104). 

Im einzelnen ſ. Gaupp⸗Göz S. 70 f. 

2. Zu dem Kammergut gehören außer den Domänen und 
Forſten u. a. auch die Verkehrsanſtalten und die Staats— 
gewerbe. Der Reinertrag des Kammerguts iſt für 1904 
bis 1905 auf über 32 Millionen Mark berechnet. 

3. Ueber das Hofdomänenkammergut ſ. § 108. 


§ 103. Verwendung des Kammerguts. 


Auf demſelben haftet die Verbindlichkeit, neben den 
perſönlichen Bedürfniſſen des Königes als Staatsober— 
hauptes und der Mitglieder des kgl. Hauſes, auch den 
mit der Staatsverwaltung verbundenen Aufwand, ſo— 
weit es möglich iſt, zu beſtreiten; es kommt ihm daher 
die Eigenſchaft eines von dem Königreich unzertrenn— 
lichen Staatsgutes zu. 

1. Die Zivilliſte (§ 104) und die Bezüge der Mitglieder 
des fal. Hauſes (§ 105) ſind auf dem Kammergut radiziert 
und aus dem Ertrage desſelben vor allen anderen Staats— 


ausgaben zu entrichten. ; 
2. Ueber die Unveräußerlichkeit des Kammerguts ſ. § 107. 


§ 104. Zivilliſte. 

Für den Aufwand, welchen die Bedürfniſſe des 
Königes und der Hofſtaat erfordern, wird auf die Regie— 
rungszeit eines jeden Königes eine teils in Geld, teils 
in Naturalien beſtehende Zivilliſte verabſchiedet, deren 
Betrag in beſtimmten Raten an die von dem Könige 
zu benennende Verwaltungsſtelle abgegeben wird. 
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1. Ueber die Radizierung der Zivilliſte auf dem 
Kammergut ſ. § 103. aa 

2. Die Aenderung der Zivilliſte während der 8 
Regieru ngzeit ſtellt eine Abänderung der Verfaſſung dar 
und kann daher nur im Weg des Verf. Geſ. (§ 176) beſchloſſen 
werden. 

.Die Zivilliſte beträgt jetzt ſeit dem wegterne ee 
König Wilhelms II. nach Art. 1 des Geſ. vom 6. November 
1891 (Reg. Bl. S. 271) an Geld 1800 000 %, wozu noch 
Naturalien im Wert von 2— 300000 % kommen. Art. 2 
dieſes Geſetzes beſtimmt, welche Ausgaben ohne weitere An⸗ 
forderung an die Staatskaſſe aus der Zivilliſte zu beſtreiten 
ſind. . 
4. In engſter Verbindung mit der Zivilliſte ſteht die 
in der V.U. nicht genannte Krondotation. Es iſt dies 
ein im Eigentum des Staats ſtehender, dem König zum Genuß 
überlaſſenen Komplex von Immobilien und Mobilien Guwen 8 
Silbergeſchirr, Kunſtgegenſtünden u, ſ. 600 . 9 

.Die Verpflichtung des Staats gegen die Zivilliſtever⸗ 
waltung zum Aufbau des am 19/20. Januar 1902 ab⸗ 
gebrannten Hoftheaters in Stuttgart iſt erörtert in einer von 
der Regierung der Abgeordnetenkammer am 26. Mai 1902 
übergebenen Denkſchrift, welcher auch das Krondotationsedikt 
vom 20. Januar 1819 beigedruckt iſt; Verh. der K. der Abg. 
19011902, Beil. Bd. III S. 371. 1 

6. Im übrigen ſ. Gaupp⸗Göz S. 71 ff. adi. 


~ 


§ 105. Bezüge der Mitglieder des 
kgl. Hauſes. 
Die Apanagen, Wittume, Heiratgüter und andere 
dergleichen Leiſtungen, welche die Mitglieder des kgl. 
Hauſes in Anſpruch zu nehmen haben, werden an dieſe 


von der Staatskaſſe unmittelbar entrichtet. 


1. Ueber die Radizierung dieſer Bezüge auf dem Kammer⸗ 
gut ſ. § 103. 


ers V. u. Ss 105, 106. 103 


2. Nach Art. 23 ff. des Hausgeſetzes (§ 18) kommen in 
Betracht: 
a) Die Apanagen: Es ſind dies die von der Staats- 

5 kaſſe zu zahlenden ſtandesmäßigen Jahresrenten eines 

a kgl. Prinzen, deſſen Vater nicht mehr lebt. Sie 
; vererben ſich auf die männliche Nachkommenſchaft nach 

Kopfteilen. 
b) Die Suſtentationen, d. h. die von der Staats- 
kaſſe zu bezahlenden, nicht vererbbaren, ſtandesmäßigen 

— Einkommen von Mitgliedern d der kgl. Familie, und zwar 

- unterſcheidet man die Suſtentationen der Sohne und 

Enkelſöhne eines regierenden Königs und die Suſten— 

tationen elternloſer, nicht apanagierter Prinzeſſinnen. 

Die Mitgaben: Alle Prinzeſſinnen erhalten bei ihrer 

erſten hausgeſetzlichen Vermählung eine Mitgabe. 

d) Die Wittume: Auf Wittum hat jede zum kgl. Hauſe 
gehörige verwitwete Prinzeſſin Anſpruch, ſolange ſie 

lebt und Witwe bleibt, ſollte auch ihr verſtorbener Ge— 
mahl noch keine Apanage bezogen haben. 

e) Die Donativgelder: Sie wurden 1753 dem Her⸗ 
zog Friedrich Eugen aus Anlaß ſeiner Vermählung mit 
einer Nichte Friedrichs des Großen für ſich und ſeine 

männliche Nachkommenſchaft gegen die Verpflichtung, 
dieſe, ſowie die weibliche Nachkommenſchaft in der 
evangeliſch⸗lutheriſchen Religion erziehen zu laſſen, 
verwilligt. Sie betragen jährlich 25 000 fl. und vererben 
ſich ſtammgutsweiſe. 

3. Ueber dieſe ſämtlichen Bezüge, beſonders auch über die 

Anſpruche der Mitglieder der katholiſchen Linie zu e) ſ. Gaupp⸗ 

Sd; S. 47 ff. (S. 50 1. Linie iſt, wie ſchon in der II. Aufl. 

S. 15 verſehentlich ſtatt Friedrich Eugen Herzog Ludwig Eugen, 

genannt). 


§ 106. Koſten der Reichsverweſung. 

Die Koſten der Hofhaltung des Reichsverweſers 
werden aus den Mitteln der Zivilliſte beſtritten; die 
Apanage desſelben wird bis zum Betrag der einem 
Kronprinzen gebührenden erhöht. 


JL 


— 


104 V. Uu. SS 106, 107. 


1. Reichs verweſer: ſ. SS 11 ff. 

2. Gemäß § 104 ſind aus der Zivilliſte auch die Koſten 
des Unterhalts des an der Ausübung der Regierung ver⸗ 
hinderten Königs zu decken, welchem auch die Einkünfte des 
Familienfideikommiſſes und ſeines Privatvermögens verbleiben. 


3. Der 2. Satz iſt ungenau; er will ſagen: Die Apanage 
oder Suſtentation desſelben wird für die Dauer der Regent⸗ 
ſchaft auf den Betrag der einem Kronprinzen gebührenden 


Suſtentation für ſich und ſeine Gemahlin erhöht (Art. 36 des 
Hausgeſetzes V. U. § 18). 


§ 107. Unveräußerlichkeit des Kammerguts.“ 


(J.) Das Kammergut iſt in ſeinem weſentlichen Be— 
ſtande zu erhalten, und kann daher ohne Einwilligung 
der Stände weder durch Veräußerung vermindert, noch 
mit Schulden oder ſonſt mit einer bleibenden Laſt be— 
ſchwert werden. 

(II.) Als eine Verminderung des Kammerguts iſt 
es jedoch nicht anzuſehen, wenn zu einer entſchieden 
vorteilhaften Erwerbung ein Geldanlehen aufgenommen, 
oder zum Vorteil des Ganzen eine Veräußerung oder 
Austauſchung einzelner minder bedeutender Beſtandteile 
desſelben vorgenommen wird. Es muß aber den Stän— 
den in jedem Jahre eine genaue Berechnung über den 
Erlös aus ſolchen Veräußerungen und über deſſen Wieder— 
verwendung zum Grundſtocke vorgelegt werden. 

(III.) Auch ist unter Veräusserung der Fall 
nicht begriffen, wenn vom Könige ein heimfallendes 
Lehen zur Belohnung ausgezeichneter Verdienste 
um den Staat wieder verliehen wird. 


“gl 
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1. Abſ. 3 iſt gegenſtandslos geworden durch das Geſ., 
betr. die Aufhebung des Lehenverbandes, vom 8. Oktober 
1874 (Reg. Bl. S. 223 ff.). 

2. Ueber das Kammergut ſ. Ss 102 und 103. 

3. Unter Schulden und Geldanlehen ſind gewöhnliche 
Staatsſchulden nicht zu verſtehen, da dieſe nicht auf dem 
Kammergut als ſolchem haften, ſondern auf den Kredit des 
Landes aufgenommen werden. 

4. Im einzelnen ſ. Gaupp⸗Göz S. 86 f., vergl. auch § 85. 


§ 108. Hofdomänenkammergut (jetzt Hof— 


kammergut genannt). 


Das oben (§ 102) erwähnte Hofdomänenkammer⸗ 
gut iſt ein Privateigentum der kgl. Familie, deſſen 


Verwaltung und Benützung dem Könige zuſteht; der 


Grundſtock darf nicht vermindert werden; es gelten je— 
doch, was die Aufnahme von Geldanlehen zu einer 
vorteilhaften Erwerbung und die Veräußerung oder 
Austauſchung einzelner minder bedeutenden Beſtandteile 
zum Vorteil des Ganzen betrifft, die in dem vorigen 
Paragraphen bei dem Kammergut angegebenen Verwal— 
tungsgrundſätze. Zu den allgemeinen Landeslaſten liefert 
das Hofdomänenkammergut ſeinen Beitrag, und zwar, 
ſoweit es bisher ſteuerfrei war, gleich andern früher 
ſteuerfreien Gütern. 

1. Geſchichtliches: Herzog Eberhard III. hatte die 
Zuſtände nach dem 30 jährigen Krieg zu zahlreichen käuflichen 
Erwerbungen benützt. Er vereinigte dieſe nicht mit dem 
Kammergut (§ 102), damit die Landſchaft nicht bei der Ver⸗ 
waltung und Verwendung mitzuſprechen habe, und damit dieſes 
Vermögen nicht beim Ausſterben des Mannsſtamms an Oeſter⸗ 
reich heimfalle (Oeſterr. Anwartſchaftsrecht begründet durch den 
Prager Vertrag 1599), ſondern gründete in ſeinem Teſtament 


106 BAL. §§ 108, 109. 


von 1664 und in dem Kodizill von 1674 aus dieſem beſon⸗ 
deren Vermögen ein neues Familienfideikommiß, das jog. 
Kammerſchreibereigut. Dieſes ſollte ſich ausſchließlich 
nach dem Rechte der ee vererben, beim Ausſterben des 
Mannsſtamms aber nicht an Oeſterreich, ſondern an die weib⸗ 
liche Linie fallen. Dieſes neue Familienfideikommiß blieb auch a 
nach der Erklärung des alten (des Kammerguts) zum Staats⸗ 
gut als Hofdomänenkammergut, d. h. als privates Födeitomnß; 
der landesherrlichen Familie erhalten und wird nun als Hof⸗ 
kammergut bezeichnet. tn 
2. Das Hofkammergut iſt wie jedes andere Privateigentum yt. 
den Staats-, Körperſchafts- und Gemeindeſteuern 
unterworfen. 55 


3. Neuerwerbungen eines regierenden Königs wachſen 
dem Fideikommiß nur zu, wenn ſie von dem Erwerber aus⸗ 
drücklich mit demſelben vereinigt werden (ſ. auch §§ 2, 87). 

4. Ueber die Nachfolge im Familienfideikommiß im Fall 3 
des Ausſterbens des Mannsſtamms ſ. Gaupp⸗Göz S. 78 f., 
wo der Anſicht Mohls beigetreten wird, daß es an einem ge⸗ 
nügenden Grund fehle, für die Nachfolge in dieſes Privat⸗ 
eigentum die Grundſätze über die Thronfolge (§ 7) zur An⸗ 
wendung zu bringen. i 


: 

7 

— 
* 


§ 109. Steuern und deren Verwilligung. 
Soweit der Ertrag des Kammerguts nicht zureicht, 
wird der Staatsbedarf durch Steuern beſtritten. Ohne 
Verwilligung der Stände kann weder in Kriegs- noch 
in Friedenszeiten eine direkte oder indirekte Steuer 
ausgeſchrieben und erhoben werden. 


.Die Regierung darf auch ſolche Abgaben ohne jedes⸗ 
malige beſondere Verwilligung durch das Finanzgeſetz (§ 112) 
nicht erheben, deren Erhebung auf beſonderen, im Wege den 
ordentlichen Geſetzgebung verabſchiedeten Geſetzen beruht. Dieſem 
Grundſatze unterliegen alle direkten und indirekten Steuern des 
württ. Etats, auch die Sporteln und die Gebühren der frei⸗ 


N 
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willigen Gerichtsbarkeit (ausgenommen find die auf R. G. be— 
ruhenden von landesgeſetzlichen Vorausſetzungen unabhängigen 
Gerichtskoſten). 

Dagegen bedürfen die Einnahmen, welche der Staat nach 
der Reichsgeſetzgebung aus der Reichskaſſe vom Ertrag der 
Zölle und der ſtatiſtiſchen Gebühr, der Verbrauchsſteuern und 
der Stempelabgaben bezieht, ſowie die Erträgniſſe aus dem 
vorhandenen Staatsvermögen (Kammergut ſ. oben § 102) 
zu ihrer Erhebung keiner beſonderen Verwilligung der Stände. 


oA Ueber das Steuerverwilligungsrecht der Stände ſ. auch 
8 1 
95 Ueber Weitererhebung der verwilligten Steuern im erſten 
Drittel des neuen Jahrs ſ. § 114. 


§ 110. Begründung der Steuerforderungen. 
Dem Anſinnen einer Steuerverwilligung muß jedes— 
mal eine genaue Nachweiſung über die Notwendigkeit 
oder Nützlichkeit der zu machenden Ausgaben, über die 
Verwendung der früheren Staatseinnahmen und über 
die Unzulänglichkeit der Kammereinkünfte vorangehen. 
1. Ueber die Prüfung der Verwendung der früheren 
Staatseinnahmen durch den ſtänd. Ausſchuß ſ. § 188 Abſ. II. 
5 Verwilligung der für notwendig erkannten Steuern 
3. Ueber die Unvereinbarkeit des Inſtituts der Reſtver— 


waltung (ſ. § 112 Note 5) mit § 110 val. Gaupp II. Aufl. 
S. 86, 87, Gaupp⸗Göz S. 91. 


§ 111. Hauptetat. 


Zu dem Ende hat der Finanzminiſter den Haupt- 
etat den Ständen zur Prüfung vorzulegen. Die ein— 
zelnen Miniſter haben die Ausgaben für ihre Miniſterien 
zu erläutern. 
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1. Ueber die rechtliche Natur des Etats 7. Gaupp⸗ Gz 


S. 89 ff., 216 ff. und unten die Noten 4—7 zu § 112. 


2. Der Hauptetat iſt immer in der II. Kammer einzu⸗ 5 


bringen (§ 178), über Verhandlung des Etats ſ. §. 181. 


§ 112. Dreijährige Gültigkeit des Etats. 
Der von den Ständen anerkannte und angenommene 
Hauptetat iſt in der Regel auf drei Jahre gültig. 
1. Zurzeit ſind die Etats zweijährig. 


2. Ueber die Beſonderheiten der ſtändiſchen Verhandlungen 


uber Abgabenverwilligungen ſ. § 181. 
3. Ob eine Kammer auch über die regelmäßige Dauer von 


3 Jahren hinaus einen in die Wahlperiode einer folgenden 


Kammer eingreifenden Etat beſchließen könne, iſt beſtritten, 
doch ſprechen erhebliche Gründe für die auch von der Praxis 
anerkannte Zuläſſigkeit eines ſolchen Beſchluſſes (Gaupp⸗Göz 
S. 90). 

4. Die Hauptbedeutung des Etats iſt, daß die Regierung 
keine Ausgabe machen darf, die nicht durch den Etat genehmigt 
iſt. Ueberſchreitet die Regierung den Etat, ſo trägt ſie die 
Verantwortung bis zur nachträglichen Genehmigung durch die 
Stände, die allerdings für notwendige Ausgaben nicht verſagt 
werden kann. 

5. Die zeitliche Beſchränkung des Etatsgeſetzes äußert ſich 
darin, daß eine für die Finanzperiode verwilligte, aber inner⸗ 
halb derſelben ganz oder teilweiſe nicht ausgegebene Summe 
der ſog. Reſtverwaltung anheimfällt, ſoweit nicht die 
Uebertragbarkeit auf eine folgende Etatsperiode im voraus 
von ſeiten der Stände beſchloſſen oder die Summe der Mee 
gierung im neuen Budget für den fraglichen Zweck abermals 
verwilligt wird; dabei begründet es keinen Unterſchied, ob es 
fic) um Summen handelt, welche zum laufenden Dienſt be⸗ 
ſtimmt ſind, oder um ſolche, welche der Regierung außerhalb 
des Etats (aus der Reſtverwaltung oder vom Grundſtocke) 
verwilligt worden ſind. Infolge der Trennung des laufenden 
Dienſtes von den ſog. Reſten und von den Grundſtocksver⸗ 
änderungen beſteht nämlich in Württemberg ſeit 1818 eine 


; 
; 
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bejondere Reſtverwaltu ng. In dieſe fallen die in den 
vorangegangenen Jahren erzielten Einnahmeüberſchüſſe und 
die zwar verwilligten, aber ganz oder teilweiſe nicht ausge⸗ 
gebenen Beträge, ſowie die unerwarteten, im Etat nicht vor- 
geſehenen Einnahmen (3. B. aus der Reichskaſſe). 

6. Die Regierung iſt nicht berechtigt, den Einzug von 
Einnahmen zu unterlaſſen, welche in dem Geſetz be— 
gründet ſind, ſofern nicht das Finanzgeſetz ſelbſt bloß eine 
Ermächtigung zur Realiſierung gewiſſer Einnahmen ausſpricht. 

7. Aus der Spezialität des Etats folgt, daß eine 
nicht verwilligte Ausgabe oder die Ueberſchreitung einer ver— 
willigten nicht damit gerechtfertigt werden kann, daß an anderen 
Ausgabepoſten Erſparniſſe gemacht werden. Eine ſolche Ueber— 

tragbarkeit der Erſparniſſe findet nur ſtatt, wo dieſe aus⸗ 
drücklich vorbehalten oder gewohnheitsmaßig zugelaſſen iſt, oder 
aber, wenn in Wirklichkeit eine Spezialiſierung gar nicht vor⸗ 
liegt, jondern eine Geſamtſumme gefordert und bewilligt it, 
für welche nach der Abſicht der geſetzgebenden Faktoren die 
ſpezielle Liquidation nur als Begründung dienen ſoll. 


§ 113. Verbot, Bedingungen an die 
Steuerverwilligung zu knüpfen. 
Die Verwilligung der Steuern darf nicht an Be⸗ 
dingungen geknüpft werden, welche die Verwendung 
dieſer Steuern nicht unmittelbar betreffen. 


Auch ſteht den Ständen nicht zu, an Stelle einer vorge- 
ſchlagenen eine andere Steuer zu ſetzen, oder eine angeſonnene 
Steuer zu erhöhen; in beiden Beziehungen ſind ſie auf die 
Erklärung der Bereitwilligkeit oder 1 55 ihrer Wahl auf den 
Petitionsweg (§§ 124, 179) beſchränkt, ſ. § 172, Abſ. II. 


§ 114. Weitererhebung der verwilligten 
Steuern im erſten Drittel des neuen Jahrs. 


Die auf einen gewiſſen Zeitraum verwilligten Jahres- 
ſteuern werden nach Ablauf dieſes Zeitraumes, in 
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gleichem Maße, auch im erſten Drittel des folgenden 
Jahres auf Rechnung der neuen Verwilligung einge? 
zogen. : 


§ 115. Umlage der Steuern. 


Die verwilligten Steuern werden auf die Amts- 
körperſchaften ausgeſchrieben, und von dieſen sowohl 
auf die einzelnen Gemeinden, als auch auf die in 
keinem Gemeindeverbande stehenden Güterbesitzer 
verteilt. Letztere liefern ihre Steueranteile 9 5 
bar an die Amtspflegen. s 


.Das lateiniſch Gedruckte iſt infolge der Ausdehnung des 

Gemeindeverbands auf alle Teile des Staatsgebiets durch das 
Geſetz vom 18. Juni 1849 (Reg. Bl. S. 207) gegenſtandslos 
ser eee 
Die §§ 115 und 116 gelten — für die bis 1. April 
1305 beſtehende Kapital-, Renten-, Dienjt- und Berufs⸗Ein: 
kommenſteuer und ebenſo nicht für d die vom 1. April 1905 ab 
geltende neue allgemeine Einkommenſteuer und 
neue Ka pitalſteuer (Geſetze vom 8. Auguſt 1903, Reg. Bl. 
S. 261, 313). Dieſe ſämtlichen Steuern werden vielmehr 
durch die Staatsſteuerbehörden eingezogen, die neue Cine 
kommenſteuer indeſſen in denjenigen Gemeinden, welche ſich 
hierzu bereit erklären, im ſtaatlichen Auftrag durch die Gemein⸗ 
den, falls ſich in denſelben nicht der Sitz eines Bezirksſteuer⸗ 
amts befindet. 

„Dagegen gilt § 115 und 116 noch für die auch nach 
dem 1. April 1905 fortheſtehende Grund-, Gebäude- und Se- 
werbeſteuer (Geſetz vom 8. Auguſt 1903, Reg. Bl. S. 329, 
344). 

4. Was die „Verteilung“ der Steuern auf die Gemeinden 
betrifft, ſo iſt jetzt, da dieſe Steuern aus Repartitionsſteuern 
zu Quotitätsſteuern geworden ſind, eine Repartition der im 
Finanzgeſetz vorher feſtgeſetzten Summe ausgeſchloſſen; der 
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b os Etat aufgenommene Betrag hat bloß die Bedeutung einer 
Schätzung auf Grund der neuen Kataſter. 

Die „Verteilung“, „Repartition“ (§§ 115, 117, 118) kommt 
nur noch darin zum Ausdruck, daß die Gemeinden den Amts⸗ 
körperſchaften, dieſe dem Staat für die richtige, koſtenfreie und 
rechtzeitige Ablieferung der auf ſie fallenden Steuerbeträge 
haften und daß ſie etwaige Steuerausfälle zu tragen haben. 


§ 116. Einzug und Ablieferung der 
Steuern. 


5 Von den Amtspflegern, ſowie von den Oberein- 
bringern der indirekten Steuern, werden die Steuer⸗ 
gelder teils an die Staatskaſſe, teils an die Schulden⸗ 
zahlungskaſſe, nach der deshalb bei der Verwilligung 
zu treffenden Verabſchiedung, eingeliefert. Die er⸗ 
wähnten Steuereinnehmer ſind dafür verantwortlich, 
daß ſie die eingehenden Steuergelder unter keinem Vor⸗ 
wand an eine andere, als an die durch die Verab⸗ 
ſchiedung beſtimmte Kaſſe, oder auf eine von derſelben 
im geſetzlichen Wege ausgeſtellte Anweiſung verabfolgen. 


1. S. die Noten zu § 115. 

2. Der zweite Satz iſt unklar geſetzt. Er will ſagen, daß 
die Steuereinnehmer die Steuergelder nur an die durch die 
Verabſchiedung beſtimmte Kaſſe abliefern dürfen, oder bei 
Ablieferung an eine andere Kaſſe oder Perſon einer Anweiſung 
ae der durch die Verabſchiedung beſtimmten Kaſſe bedürfen. 


1 
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§ 117. Zentralſteuerbehörde. 
Die höhere Leitung des Einzugs der direkten und 
indirekten Steuern iſt einer Zentralbehörde übertragen. 
Dieſe hat die Akkorde über indirekte Steuern zu ſchließen, 


r 
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die Repartition der direkten zu entwerfen, für deren 
Beitreibung zu ſorgen, über Steuernachläſſe nach ver- 
abſchiedeten Grundſätzen Anträge zu machen, und dieſe, 
ſowie die Steuer-Repartition, dem Finanzminiſterium 
vorzulegen. 

1. Die Zentralbehörde iſt das Steuerkollegium. 

2. Akkorde kommen nur noch vor beim Umgeld. 

3. Steuerrepartition: ſ. § 115, Note Le An Stelle des 
Wortes Repartition wäre alſo etwa das Wort „Ueberſchlag“ 
zu ſetzen. 


§ 118. Mitteilung des Steuerüberſchlags 
und des Kaſſenberichts an die Stände. 
Das Finanzminiſterium hat den Ständen die ihm 
vorgelegte Steuer-Repartition, ſowie monatlich den 
Kaſſenbericht über die eingegangenen Steuern und 
etwaigen Ausſtände, mitzuteilen. 
Steuerrepartition: ſ. S 115, Note 4, § 117, Note 3. 


§ 119. Staatsſchuld. 

Die Staatsſchuld, worunter auch diejenige begriffen 
iſt, welche derzeit noch auf den neuen Landesteilen 
haftet, iſt unter die Gewährleiſtung der Stände geſtellt. 

1. Art. 1 des revidierten Staatsſchuldenſtatuts (ſ. § 120 
Note 2) vom 22. Februar 1837 (Reg. Bl. S. 105) bezeichnet als 
Staatsſchuld „diejenigen Paſſipkapitalien, welche ſchon ein 
erworbenes Recht auf die Staatsſchuldenzahlungskaſſe haben, 
oder welche durch gemeinſchaftliche Verabſchiedung zwiſchen der 
Regierung und den Ständen künftig auf die Staatsſchulden— 
zahlungskaſſe werden übernommen werden“. Damit iſt von 
ſelbſt ausgeſprochen, daß ohne eine ſolche Verabſchiedung eine 
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Staatsſchuld nicht gültig aufgenommen werden kann, ein 
Grundſatz, welcher, wenn er auch in der V. U. (§ 119) nicht 
ausdrücklich ausgeſprochen wurde, anerkannten Rechtens iſt. 

Der Geſamtbetrag der Staatsſchuld am 1. April 1903 
berechnet ſich auf 520 Mill. Mark, darunter 486,7 Mill. für 
Zwecke der Eiſenbahnverwaltung und der übrigen Verkehrs— 
anſtalten. 


8 120. Verwaltung der Staatsſchulden— 
kaſſe. 


Die Schuldenzahlungskasse wird nach den Normen 
eines zu verabſchiedenden Statuts von ſtändiſchen, durch 
die Regierung beſtätigten Beamten, unter Leitung und 
Verantwortlichkeit der Stände, verwaltet. 


1. Die Staatsſchuldenverwaltung durch die Stände knüpft 
an die altwürtt. Verfaſſung an. Sie bedeutet eine Abweichung 
von dem Prinzip des konſtitutionellen Staatsrechts, nach 
welchem die Ausübung der Staatsgewalt der Regierung, den 
Ständen aber nur eine mitwirkende, bezw. kontrollierende Tätig— 
keit zuſteht. 

2. Das revidierte Staatsſchuldenſtatut vom 22. Fe⸗ 
bruar 1837 (Reg. Bl. S. 105) und die Novelle dazu vom 
4. September 1853 (Reg. Bl. S. 359) ſind ordentliche Geſetze, 
können alſo nicht durch einfachen Beſchluß der Abgeordneten— 
kammer gelegentlich der Feſtſtellung des Etats abgeändert 
werden. 

3. Ueber die übrigen hierher gehörenden Geſetze ſ. Gaupp⸗ 
Göz S. 92. 

4. Ueber die Wahl der Somer und deren Beſtätigung 
durch den König ſ. § 193 Abſ. 2 und 3. Die Beamten 
werden neben ihrem Dienſteid als Staatsdiener noch beſonders 
auf das Statut und darauf verpflichtet, daß ſie allein von der 
ſtändiſchen Behörde Zahlungsverfügungen annehmen (Art. 10 
des Statuts von 1837). 

5. Die Verwaltung der Kaſſe wird, ſolange der Landtag 
nicht verſammelt ijt, durch den Ausſchuß (FS 187 ff.), bei 
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verſammeltem Landtage durch die von beiden Kammern ge⸗ 
meinſchaftlich gewählte Staatsſchuldenverwaltungs⸗ 
kommiſſion (ein Mitglied der Kammer der Standesherrn 
und vier Mitglieder der Kammer der Abgeordneten) unmittelbar 
geleitet. 

6. Die Kaſſe heißt jetzt „Staatsſchuldenkaſſe“; a 
Reg. Bl. 1896 S. 145. 


§ 121. Staatsſchuldenkaſſe: Kaſſen⸗ 
berichte. 
Es werden dem ſtändiſchen Ausſchuſſe monatliche 
Kaſſenberichte gedoppelt ausgefertigt übergeben, und 
jener hat jedesmal ein Exemplar dem Finanze 


mitzuteilen. 
Ueber den ſtänd. Ausſchuß ſ. SS 187 ff. 


§ 122. Staatsſchuldenkaſſe: Oberauf—⸗ 
ſichtsrecht der Regierung. 


Der Regierung ſteht vermöge des Oberaufſichtsrechtes 
frei, von dem Zuſtande dieſer Kaſſe zu jeder Zeit Ein⸗ 
ſicht nehmen zu laſſen. 


Geſchieht durch einen kgl. Kommiſſär; monte Kaſſen⸗ 
reviſion durch ein Mitglied der Oberrechnungskammer, welchem 
der ſtänd. Ausſchuß ein Mitglied beizuordnen hat (Art. 12 
des Statuts von 1837, ſ. § 120 Note 2). 


§ 123. Staats ſchuldenkaſſe: Abhör der 
Jahresrechnung, Veröffentlichung des 
Reſultats. 
Die Jahresrechnung über dieſelbe wird von einer 
kgl. und einer ſtändiſchen Kommiſſſon abgehört, das 
Reſultat aber öffentlich durch den Druck bekanntgemacht. 
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1. Vorher wird die Jahresrechnung von der Oberrechnungs— 
kammer abgenommen und geprüft (Art. 13 des Statuts von 
1837). 


2. Die anweſenden Mitglieder des ſtänd. Ausſchuſſes haben 
zur Abhör der Jahresrechnung die abweſenden Mitglieder 
einzuberufen ($ 190 Note 4). 


IX. Kapitel. 
Von den Landſtänden. 


1. Das IX. Kap. enthält die SS 124 —194. 
2. Geſchichtliche Vorbemerkung: Das IX. Kap. 
iſt von Anfang an als der wichtigſte Teil der V. U. angeſehen 
worden; die mannigfachen Beſtrebungen auf Abänderung der 
Verf. drehten ſich in erſter Linie um dieſes Kap., namentlich 
um die Frage der Entfernung der ſog. Privilegierten aus der 
II. Kammer. Ueber die Geſchichte der Verſuche einer Ver⸗ 
faſſungsreviſion vgl. Gaupp⸗Göz S. 10 ff. und S. 82 ff., 
Schott „Die Verſuche einer Verfaſſungsreviſion in Württem⸗ 
berg“, Ulm 1890, Klumpp, „Geſchichte und Reform der Zu— 
ſammenſetzung der Kammer der Standesherren“, Stuttgart 
1903. Neuerdings haben die Beſtrebungen auf Abänderung 
des IX. Kap. der V. U. wieder mit neuer Kraft eingeſetzt. 
Trotzdem der im Juni 1897 von der Regierung eingebrachte 
Entwurf ſchon in der II. Kammer zu Fall gebracht wurde, iſt 
doch kein Zweifel, daß die Frage der Verfaſſungsreviſion vor 
ihrer Löſung nicht mehr zur Ruhe kommen wird. Abgeändert 
wurde das IX. Kap. bisher durch die Verf. Geſ. von 1868 und 
1874 (ſ. Abſchn. I. Einl. § 3). 


3. Weitere nicht im IX. Kap. enthaltene, die 
Stände betreffende Beſtimmungen, finden ſich in 
SS 10 und 14. Gelöbnis des Thronfolgers und des Reichs— 
verweſers gegenüber den Ständen über unverbrüchliche 
Feſthaltung an der Verfaſſung. 


* 
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$ 13. Mitwirkung bei der Regelung der Reid core ne 
S$ 38. Beſchwerde an die Stände. 
S 42. Rechte der Ritterſchaft. 4 
S 64. Mitwirkung bei der Veränderung der Oberamts⸗ 


bezirke. 
$$ 85. 86. Mitwirkung bei Verträgen. 
SS 88. 90. ‘7 „ Geſetzgebung. 
§ 104. „ Feſtſtellung der Zivilliſte. 
SS 107. 108. Veräußerung und Belaſtung des Kammer⸗ 


guts und Hofkammerguts. 
$$ 109—113. Steuerverwilligung. 
S$ 118. Mitteilungen an die Stände über Steuern. 
S$ 119—123. Ständiſche Gewährleiſtung und Verwaltung 
der Staatsſchuld. =a 
S$ 196 ff. Staatsgerichtshof. 


§ 124. Aufgabe der Stände im allgemeinen. 


Die Stände ſind berufen, die Rechte des Landes 
in dem durch die Verfaſſung beſtimmten Verhältniſſe 
zum Regenten geltend zu machen. Vermöge dieſes Be⸗ 
rufes haben ſie bei Ausübung der Geſetzgebungsgewalt 
durch ihre Einwilligung mitzuwirken, in Beziehung auf 
Mängel oder Mißbräuche, die ſich bei der Staatsver⸗ 
waltung ergeben, ihre Wünſche, Vorſtellungen und Be⸗ 
ſchwerden dem Könige vorzutragen, auch wegen ver⸗ 
faſſungswidriger Handlungen Klage anzuſtellen, die nach 
gewiſſenhafter Prüfung für notwendig erkannten Steuern 
zu verwilligen, und überhaupt das unzertrennliche Wohl 
des Königes und des Vaterlandes mit treuer Anhäng⸗ 
lichkeit an die Grundſätze der Verfaſſung zu befördern. 

1. Ueber den Regenten ſ. §$ Aff. 
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2. Das Gebiet, auf dem die geſetzgeberiſche Tätigkeit der 
Stände in Betracht kommt, iſt durch die Zuſtändigkeit des 
Reichs ſehr eingeſchränkt, ſ. darüber die R. V. 

3. Ausübung der Geſetzgebungsgewalt: § 88. 

4. Das Recht, ſchriftliche Bitten (Petitionen) von ein- 
zelnen oder von Korporationen über Gegenſtände, welche ihre 
Rechte oder Intereſſen betreffen, anzunehmen, iſt zwar in der 
V. U. nicht ausdrücklich anerkannt aber ſowohl für die Stände⸗ 
verſammlung im ganzen, als für die einzelnen Kammern nie 
bezweifelt worden. Vgl. dagegen über Empfang und Abord— 
nung von Deputationen § 170. Ueber Beſchwerde- und 
Petitionsrecht vgl. auch § 36 Note 4, § 38; über den Ver⸗ 
kehr mit dem König § 126. 

5. Ueber Klagen wegen Verfaſſungsverletzungen ſ. §§ 195 ff. 

6. Steuerverwilligung: § 109. 


§ 125. Verbot der Umgehung der Stände. 


Angelegenheiten, welche, der (§ 124) angegebenen 
Beſtimmung zufolge, vor die geſamten Stände gehören, 
werden in keinem Falle, weder von dem Könige und 
der Regierung, noch von den Landſtänden und dem 
ſtändiſchen Ausſchuſſe, an einzelne Stände gebracht, 
oder die Erklärungen einzelner ſtändiſcher Mitglieder, 
Städte oder Oberamtsbezirke darüber eingefordert werden. 

1. Ständiſcher Ausſchuß: $$ 187 ff. 

2. Die Vorſchrift gilt nicht für die Vorbereitung von Ge— 
ſetzentwürfen u. dgl., ſofern dadurch nur nicht den Rechten 
der Stände Eintrag geſchieht. Vgl. Mohl I S. 536— 537. 


§ 126. Vermittlung des Verkehrs zwiſchen 
König und Ständen durch das Staats— 
miniſterium. 


(J.) Der Geheime Rat iſt die Behörde, durch 
welche ſowohl der König ſeine Eröffnungen an die 


1 
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Stände erlaſſen wird, als auch letztere ihre Erklärungen, 
Bitten und Wünſche an den König zu bringen haben. 

(II.) Der Geheime Rat hat dieſelben jedesmal 
dem Könige vorzulegen, wenn er nicht Anſtände dabei 
findet, welche ihn veranlaſſen, vor der Vorlegung an 
den König mit den Landſtänden Rückſprache zu nehmen. 

(III.) Die Anträge der Stände ſind von ihm mit 
ſeinen auf die Verfaſſung gegründeten Berichten und 
Gutachten zu begleiten. 

An Stelle des Geheimen Rats iſt jetzt das Staatsmini⸗ 
ſterium zuſtändig (Art. 8 und 9 des Verf. Geſ. vom 1. Juli 
1876, Beil. 3). 


§ 127. Einberufung eines ordentlichen 
und außerordentlichen Landtags. 


(J.) Der König wird alle drei Jahre die Ver— 
ſammlung der Stände (Landtag) einberufen; und außer⸗ 
ordentlicherweiſe, ſo oft es zur Erledigung wichtiger 
oder dringender Landesangelegenheiten erforderlich iſt. 

(II.) Auch werden bei jeder Regierungsverände— 
rung die Stände innerhalb der erften | vier Wochen ver- 


jammelt werden. 

1. Vorgeſchrieben iſt die Einberufung eines außerordent⸗ 
lichen Landtags ferner nach einer Auflöſung der Ständever⸗ 
ſammlung (§ 186), und wenn eine Miniſteranklage vor dem 
Staatsgerichtshof erfolgen ſoll (§ 188). 

2. Ein außerordentlicher Landtag hat dieſelben Rechte und 
Pflichten wie ein ordentlicher. Die Unterſcheidung hat wenig 
Bedeutung mehr, ſeitdem an Stelle der dreijährigen Finanz⸗ 
perioden, mit denen früher der ordentliche Landtag zuſammen⸗ 
fiel, zweijährige, mitunter noch kürzere Finanzperioden ge⸗ 
treten ſind. 


V. Uu. §§ 128, 129. 119 


§ 128. Zwei Kammern. 


Die Stände teilen ſich in zwei Kammern. 

Die Teilung der Stände in zwei Kammern hat die Be— 
deutung, daß ein Ständebeſchluß in der Regel nur bei Ueber— 
einſtimmung beider Abteilungen zuſtande kommen kann. Aus⸗ 
nahme hiervon ſ. §§ 161 und 181 Abſ. 3. Die der Beſchluß— 
faſſung der Stände unterliegenden Angelegenheiten werden 
daher in jeder Kammer beſonders verhandelt, vgl. § 177 mit 
Noten. 


§ 129. Zuſammenſetzung der Kammer der 
Standesherren. 


Die erſte Kammer (Kammer der Standesherrn) 

beſteht 

1. aus den Prinzen des kgl. Hauſes; 

2. aus den Häuptern der fürſtlichen und gräflichen 
Familien, und den Vertretern der ſtandesherr— 
lichen Gemeinſchaften, auf deren Beſitzungen vor- 
mals eine Reichs- oder Kreistagsſtimme geruht 
hat; f 

3. aus den von dem Könige erblich oder auf Lebens— 
zeit ernannten Mitgliedern. 


1. Vorausſetzung iſt bei den Prinzen und den übrigen erb— 
lichen Mitgliedern Volljährigkeit, ſ. § 134. 

2. Ueber die ſtandesherrlichen Familien ſ. Gaupp-Göz 
S. 97, 98 und oben Note III 2 vor § 19. 

Die Zahl der Häupter ſtandesherrlicher Familien mit 
Standſchaft beträgt zurzeit 18 (ſ. Staatshandbuch 1904 S. 25). 

3. Wenn es dem Haupte einer zur Landſtandſchaft be⸗ 
rufenen Familie zurzeit der Einberufung des Landtags per- 
ſönlich an einer der geſetzlichen Eigenſchaften eines Stände— 
mitglieds (ſ. §§ 134, 135) fehlt, jo gilt ſeine Stimme als 
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ruhend. Ueber die Wirkung einer ruhenden Stimme f. 
§ 132 Note 1 (Ernennung erblicher und lebenslänglicher Mit⸗ 
glieder), § 160 Note 2 (Beſchlußfähigkeit). 


4. Ueber das Erlöſchen der Mitgliedſchaft in den 


Kammer der Standesherren enthält die V. U., abge⸗ 
ſehen von der Ausſchließung von der Landſtandſchaft durch 
den Staatsgerichtshof (§ 203), keine Beſtimmungen. Doch 
unterliegt die analoge Anwendung des an ſich nur für die 
Mitglieder der Kammer der Abgeordneten geltenden § 158 
keinem Bedenken (ſ. Note 1 zu § 158). 


5. Ueber „Geſchichte und Reform der Zuſammenſetzung der 
Kammer der Standesherren“ vgl. die unter dieſem Titel er⸗ 
ſchienene Diſſertation von Heinrich Klumpp, Stuttgart 1903. 


6. Ueber das Wahlrecht der Standesherren zu den 
allgemeinen Wahlen der Städte und Oberamtsbezirke 
ſ. § 142 Note 3. 


§ 130. Beſchränkung des Königs in der 
Ernennung erblicher Mitglieder der 
Kammer der Standesherren. 


Zu erblichen Mitgliedern wird der König nur ſolche 
Gutsbeſitzer aus dem ſtandesherrlichen oder ritterſchaft— 
lichen Adel ernennen, welche von einem mit Fidei— 
kommiß belegten, nach dem Rechte der Erſtgeburt ſich 
vererbenden Grundvermögen im Königreiche, nach Ab— 
zug der Zinſen aus den darauf haftenden Schulden, 
eine jährliche Rente von ſechstauſend Gulden beziehen. 

1. Ritterſchaftlicher Adel: Note III 3 vor § 19. 

2. Die Namen der erblichen Mitglieder ſ. § 132 Note 2. 
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§ 131. Ernennung der lebenslänglichen 
Mitglieder der Kammer der Standes— 
herren. 


Die lebenslänglichen Mitglieder werden vom Könige, 
ohne Rückſicht auf Geburt und Vermögen, aus den 
würdigſten Staatsbürgern ernannt. 

‘ 1. Der König kann ein kraft Amts der zweiten Kammer 
angehöriges Mitglied nicht in die erſte Kammer berufen. 

2. Der zu Ernennende muß die perſönliche Befähigung 
zum Ständemitglied (§ 135) beſitzen; eine Altersvorſchrift be— 
ſteht nicht (§ 134 Note 4). 

§ 158 jowie Klumpp, Geſchichte und Reform der Zuſammen⸗ 
ſetzung der Kammer der Standesherren, Stuttgart 1903, 


S. 41 ff. 


§ 132. Zahl der erblichen oder lebens— 
länglichen Mitglieder der Kammer der 
Standesherren. 

Die Zahl ſämtlicher von dem Könige erblich oder 
auf lebenslang ernannten Mitglieder kann den dritten 
Teil der übrigen Mitglieder der erſten Kammer nicht 
überſteigen. 

1. Maßgebend ijt das Zahlenverhältnis zurzeit des Cine 
tritts eines neuernannten Mitglieds. Die etwa ruhenden 
Stimmen der Häupter ſtandesherrlicher Familien (Note 3 zu 
§ 129) werden hierbei mitgezählt (Klumpp, Geſchichte und 
Reform der Zuſammenſetzung der Kammer der Standesherren, 
Stuttgart 1903, S. 10). Ein fog. Pairsſchub ijt in Württem⸗ 
berg nicht möglich. (Gaupp⸗Göz S. 98.) 

2. Zurzeit ſind es zwei erblich (Graf v. Rechberg und 
Rothenlöwen und Graf v. Neipperg) und ſechs lebenslänglich 
ernannte Mitglieder (ſ. Staatshandbuch 1904 S. 26). 
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Abgeordneten. a 
Die zweite Kammer (Kammer der Abgeordneten) . 
zuſammengeſetzt 

1. aus dreizehn Mitgliedern des ritterfcbajtliden 
Adels, welche von dieſem aus jeiner Mitte ge 8 
wählt werden; 7 

2. aus den ſechs proteſtantiſchen Generalſuperinten⸗ 
denten; ‘ 

3. aus dem Landesbiſchof, einem von dem Dom⸗ 
kapitel aus deſſen Mitte gewählten Mitgliede und 
dem der Amtszeit nach älteſten Dekan katholiſcher 
Konfeſſion; 

4. aus dem Kanzler der Landesuniverſität; 

5. aus einem gewählten Abgeordneten von jeder 
der Städte Stuttgart, Tübingen, Ludwigsburg, 
Ellwangen, Ulm, Heilbronn und Reutlingen; 

6. aus einem gewählten Abgeordneten von jedem 
Oberamtsbezirke. 

. Die Geſamtzahl beträgt hiernach 98, da die Zahl 

der Oberamtsbezirke (Ziff. 6), abgeſehen von dem ſchon in 5 
enthaltenen, mit dem Gemeindebezirt inan Stadt⸗ 
direktionsbezirk Stuttgart (die Stadtdirektion iſt das Oberamt 
für die Stadt Stuttgart) 63 beträgt. 1 

2. Ueber den ritterſchaftlichen Adel ſ. oben Note 

III 3 vor § 19. 

3. Seit dem Jahre 1845 iſt der Landesbiſchof nicht 

mehr in die Ständekammer eingetreten. 

4. Die Wahl des Abgeordneten des Domkapitels 

wird in dem für die Wahl der Abgeordneten der Städte und 


Oberamtsbezirke beſtimmten Termin unter Leitung eines von 
dem König zu beſtellenden Wahlkommiſſärs durch Stimm⸗ 
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zettel nach der abjoluten Stimmenmehrheit vorgenommen. 
Ueber die dem gewählten Mitglied des Domkapitels auszu— 
folgende Wahlurkunde, ſ. § 154 Note 2, über das Wahl— 
recht der Mitglieder des Domkapitels zu den allgemeinen 
Wahlen der Städte und Oberamtsbezirke ſ. § 142 Note 3, 
über das Mindeſtalter des Gewählten ſ. § 134 Abſ. II 
und daſelbſt Note 3. 

5. Die in Ziffer 5 genannten 7 Städte ſind die ſog. „guten 

Südte“. 


§ 134. Mindeſtalter für die Mitgliedſchaft 
in der Ständeverſammlung. 


(J.) Der Eintritt in die erſte Kammer geſchieht bei 
den Prinzen des kgl. Hauſes und den übrigen erb— 
lichen Mitgliedern nach zurückgelegtem Alter der Minder— 
jährigkeit, deren Dauer bei den erſteren von der haus— 
geſetzlichen, bei den letzteren von der gemeinrechtlichen 
Bestimmung abhängt. 

(II.) In die zweite Kammer kann keiner gewählt 
werden, welcher noch nicht das dreißigſte Lebensjahr 
zurückgelegt hat. 

1. Der Kronprinz wird mit zurückgelegtem 18., die übrigen 
Prinzen werden mit zurückgelegtem 21. Jahre volljährig. Vgl. 
Art. 15 des Hausgeſetzes (ſ. V.U. § 18), Art. 1 des Geſetzes, 
betr. die weitere Herabſetzung des Alters der Volljährigkeit 
vom 7. März 1873 (Reg. Bl. S. 54), § 2 des B. G. B. und 
Art. 3 und 57 des Einf. Geſ. zum B. G. B. 

2. Die Worte „von der gemeinrechtlichen Beſtimmung“ 
gelten nicht mehr. Maßgebend iſt jetzt B.G. B. § 2, wonach 
die Volljährigkeit mit zurückgelegtem 21. Lebensjahr eintritt 
(ogl. Art. 4 des Einf. Geſ. zum B. G. B.). 

3. Die Vorſchrift des Abſ. II gilt auch für das von dem 
Domkapitel gewählte Mitglied. 
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4. Für die lebenslänglichen Mitglieder der erſten Kammer 
(S 131 und die nichtgewählten der zweiten Kammer (§ 133) 


Mitglieds der Ständeverſammlung. 


Die allgemeinen Erforderniſſe eines Mitglieds der 
Ständeverſammlung ſind folgende: 

1. dasſelbe muß einem der drei christlichen 
Glaubensbekenntnisse angehören, und das 
württembergiſche Staatsbürgerrecht haben; 

2. dasſelbe darf weder in eine Kriminalunterſuchung 
verflochten, noch durch gerichtliches Erkenntnis 
zur Dienſtentſetzung, zur Feſtungsſtrafe mit Zwang 
zu öffentlichen Arbeiten oder angemeſſener Be— 
ſchäftigung, oder zum Zuchthaus verurteilt mor- 
den, oder wegen eines angeſchuldigten Verbrechens 
bloß von der Inſtanz entbunden ſein; 

3. es darf kein Konkurs gegen dasſelbe gerichtlich 
eröffnet fein; und ſelbſt nach geendigtem Kon⸗ 
kursverfahren dauert ſeine Unfähigkeit fort, wenn 
es wegen Vermögenszerrüttung geſtraft worden 
iſt. Jedoch werden die erblichen Mitglieder 
der ersten Kammer durch die Erkennung einer 
Debitkommission von der Stimmführung nicht 
ausgeschlossen, wenn ihnen eine Kompetenz 
von wenigstens Zweitausend Gulden ausgesetzt 
ist. Endlich 


beſteht keine Altersvorſchrift. 

§ 135. Allgemeine Erforderniſſe eines N 
7 
: 
ö 
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4. darf ein Mitglied der Ständeverſammlung weder 
unter väterlicher Gewalt, noch unter Vormund— 
ſchaft, noch unter Privatdienstherrschaft ſtehen. 


1. Zu Ziffer 1: Das lateiniſch Gedruckte iſt durch das 
Geſetz, betr. die Unabhängigſtellung der ſtaatsbürgerlichen 
Rechte von dem religiöſen Bekenntniſſe, vom 31. Dezember 
1861 (Reg. Bl. 1862 S. 3) formell aufgehoben worden. Auch 
reichsrechtlich wäre eine derartige Beſtimmung jetzt nicht mehr 
* ig j. oben § 27 Note 2. 

2. Zu Ziffer 2: Infolge der wiederholten Aenderung 
der Straf⸗ und Prozeßgeſetze ſeit 1819 gilt jetzt folgendes. 
Ausckeſchloſſen find dermalen: 

a) diejenigen, welche vor Einführung des R. Str. G. B 
nach dem früheren württ. Recht zu einer Zuchthaus⸗, 
Arbeitshaus⸗ oder Feſtungsſtrafe oder zum bleibenden 
Verluſt der bürgerlichen Ehren- und Dienſtrechte ver— 
urteilt worden ſind, ſoweit nicht eine Wiedereinſetzung 
in dieſe Rechte nach Maßgabe des Art. 18 des Geſetzes 
vom 13. Auguſt 1849 (Reg. Bl. S. 515), des Art. 13 
des Einf. Geſ. zum Str. G. B. vom 26. Dezember 1871 
(R. G. Bl. S. 380), Art. 7 und 15 des Ausf. Geſ. zum 
G. V. G. vom 24. Januar 1879 (Reg. Bl. S. 3) ſtatt⸗ 
gefunden hat; 

b) diejenigen, welchen durch rechtskräftiges Urteil auf 
Grund des R. Str. G. B. (§§ 32— 37) die bürgerlichen 
Ehrenrechte aberkannt ſind; 

e) diejenigen, welche in eine Kriminalunterſuchung ver- 
flochten ſind, jedoch nur ſofern mit der Eröffnung des 
Hauptverfahrens von der Strafkammer die zeitliche 
Entziehung der Wahl- und Wählbarkeitsrechte deshalb 
ausgeſprochen worden iſt, weil als wahrſcheinlich an⸗ 
zunehmen, daß die Verurteilung eine Entziehung jener 
Rechte zur Folge haben werde. Art. 4 des Ausf. Geſ. 
zur Str. P. O. vom 4. März 1879 (Reg. Bl. S. 50). 
Gegen dieſe Entſcheidung der Strafkammer findet keine 
Beſchwerde ſtatt. 

3. Zu Ziffer 3: Entſcheidend iſt jetzt die wirkliche Er⸗ 

öffnung des Konkurſes nach Maßgabe des § 102 der K. O. 


— 
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vom 20. Mai 1898 (R. G.Bl. S. 612), welche ſofort die Un⸗ 
fähigkeit zur Folge hat, da die Veſchwerde ohne aufſchiebende 
Wirkung iſt. Die Unfähigkeit endet mit Aufhebung des Er⸗ 
öffnungsbeſchluſſes „ jowie mit dem Aufhören des Ronfurs- 
verfahrens (K. O. §§ 116, 163, 190, 202, 204). Im erſteren 
Fall wirkt die Aufhebung rückwärts, wie wenn keine Eröffnung 
ſtattgefunden hätte. 

Die Fortdauer der Unfähigkeit nach beendigtem Konkurſe 
findet jetzt ſtatt in allen Fällen, in welchen nach gültig er⸗ 
öffnetem Konkurſe eine Strafe nach §§ 239 —241 der K. O. ver⸗ 
hängt worden iſt. 

Das lateiniſch Gedruckte iſt jetzt weggefallen, da im Kon⸗ 
kursverfahren eine Debitkommiſſion nicht mehr eingeſetztswer⸗ 
den kann. 3 

4. Zu Ziffer 4: Das lateiniſch Gedruckte iſt aufgehoben 
durch Art. 1 des Verf. Geſ. vom 26. März 1868 (Reg. Bl. 
S. 178 

5. Männliches Geſchlecht iſt von der V. U. nicht aus⸗ 
drücklich als Erfordernis bezeichnet, aber offenbar nur deshalb, 
weil man dies Erfordernis, und zwar auch für Mitglieder der 
erſten Kammer, als ſelbſtverſtändlich betrachtete. 

6. Ueber Unſtatthaftigkeit der gleichzeitigen Mitgliedſchaft 
von Vater und Sohn in der Ständeverſammlung ſ. § 148. 


§ 136. Wahl der ritterſchaftlichen Mit⸗ 
glieder der zweiten Kammer. 


Die dreizehn ritterſchaftlichen Mitglieder der zweiten 
Kammer werden von den immatrikulierten Beſitzern 
oder Teilhabern der Rittergüter nach den vier Kreiſen 
des Königreichs, in den Kreisſtädten, unter der Leitung 
des betreffenden Regierungspräſidenten mit Zuziehung 
zweier Mitglieder der Ritterſchaft, aus ſämtlichen Mit⸗ 
gliedern ritterſchaftlicher Familien gewählt. 


1. Ueber den ritterſchaftlichen Adel ſ. oben Note III 977 
vor § 19. 


Te, fe" 


sil 


V. U. §§ 136, 137. 127 


q 2. Ueber Wahlrecht von Rittergutsbeſitzern in mehreren 
Kreiſen ſ. § 145. 
3. Vier Mitglieder werden im Donaukreis, drei in jedem 
er übrigen Kreiſe gewählt. 
4. Ueber das Wahlverfahren vgl. Gaupp⸗-Göz S. 106, 
107, die Inſtruktionen vom 12. Dezember 1819 Gieg. Bl. 
S. 879) und vom 15. November 1831 (Reg. Bl. S. 580), 
Min. Verf. vom 5. November 1900 (Reg. Bl. S. 9779 Ziff. 10. 
5. Ueber die auszuſtellende Wahlurkunde ſ. § 154 und 
Note 2b hierzu. 
6. Ueber das Wahlrecht der Rittergutsbeſitzer zu den 
eee Wahlen der Städte und Oberamtsbezirke 
ſ. § 142 Note 3. 
7. Ueber die Nichtwählbarkeit der zugezogenen zwei Mit⸗ 
es der Ritterſchaft ſ. § 151 Abſ. III. 


8137. Wahl der Abgeordneten der Städte 
und Oberamtsbezirke. 


Die Abgeordneten von den Städten, die eigenes 
sandstandschaftsrecht haben, und von den Ober- 
mtsbezirken, werden durch die besteuerten Bürger 
jeder einzelnen Gemeinde gewählt. 
1. Durch Art. 2 des Verf. Geſ. vom 26. März 1868 (Reg. Bl. 
S. ate) dahin abgeändert: 
' „Die Abgeordneten der Städte und Ober⸗ 
amtsbezirke (§ 133 Ziff. 5 und 6) werden durch 
diejenigen sischen Staatsbürger 
direkt gewählt, welche in dem Wahlbezirk ihren 
Wohnſitz oder ihren nicht bloß vorübergehen⸗ 
den Aufenthalt haben und nicht nach § 142 aus⸗ 
drücklich ausgeſchloſſen Rs 
2. Nach einem Erlaß des kgl. Miniſteriums des Innern 
vom 20. Mai 1868 ſind die Worte: „nicht bloß vorüber⸗ 
en Aufenthalt“ dahin zu verſtehen, daß in der Haupt⸗ 
ſache nur ſolche Perſonen ausgeſchloſſen werden ſollen, welche 
; die Abſicht haben, ſich ganz vorübergehend an einem Orte 
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aufzuhalten, z. B. Badgäſte, Durchreiſende u. ſ. w., wogegen 
Pächter, Dienſtboten, überhaupt alle diejenigen Perſonen, die 
ihr Gewerbe oder ihren Beruf in Verhältniſſen ausüben, welche 
ihrer Natur nach einen nicht bloß vorübergehenden Aufenthalt 
vorausſetzen, in ihrem Aufenthaltsort wahlberechtigt ſind.“ 


§ 138. Wahl kollegien. 


Die Zahl der Wählenden verhält sich zur Zahl | 


der sämtlichen Bürger einer Gemeinde wie eins zu 


sieben, so dass z. B. auf 140 Bürger (ungefähr 


700 Einwohner) zwanzig Wahlmänner kommen. 
ec ae durch Art. 3 des Verf. Geſ. vom 26. März 1868 
(Reg. Bl. S. 175). 


§ 139. Die höchstbesteuerten Bürger 
als Wahlmänner. 

Zwei Dritteile der Wahlmänner bestehen aus den- 
jenigen Bürgern, welche im nächstvorhergegangenen 
Finanzjahre die höchste ordentliche direkte Steuer, 
sei es aus eigenem oder aus nutzniesslichem Ver- 
mögen, an den Staat zu entrichten hatten. Diese 
werden jedesmal vor Anstellung einer Wahl von dem 
Ortsvorsteher nebst dem Steuereinbringer, dem Ob- 
mann des Bürgerausschusses und dem Ratsschreiber, 


oder, wenn dessen Amt mit der Stelle eines Orts- 


vorstehers vereinigt ist, dem ersten Gemeinderat, 
aus dem Steuerregister, als Wahlmänner ausge- 
zeichnet. 


3 aes durch Art. 3 des Verf. Geſ. vom 26. März 1868 
(Reg. Bl. S. 175). 
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§ 140. Die gewählten Wahlmänner. 


Das letzte Dritteil der Wahlmänner wird von 
den übrigen Steuerkontribuenten, unter der Leitung 
des Ortsvorstehers mit Zuziehung der (§ 139) er- 
wähnten Personen gewählt. Die Stimmen müssen 
einzeln (im Durchgang) abgegeben werden. 


Aufgehoben durch Art. 3 des Verf. Geſ. vom 26. März 
1868 (Reg. Bl. S. 175). 


§ 141. Wählerlisten. 

Die Liste der Wahlmänner, sowohl derjenigen, 
welche wegen der Grösse ihres Steueranteils von 
selbst zur Wahl berechtigt sind, als der gewählten, 
wird der Gemeinde bekannt gemacht. 


Aufgehoben durch Art. 3 des Verf. Geſ. vom 26. März 1868 
(Reg. Bl. S. 175). 


§ 142. Persönliche Erfordernisse der 
Wähler. 

Zur Ausübung des Wahlrechtes jeder Art werden 
eben die persönlichen Eigenschaften erfordert, welche 
nach § 135 der Abzuordnende selbst haben muss, 
nur mit der Ausnahme, dass das Alter der Voll- 
jabrigkeit hinreicht. 

Durch das Verf. Geſ. vom 26. März 1868 (Reg. Bl. S. 175), 
Art. 4, iſt dieſer Paragraph folgendermaßen abgeändert worden. 

Von der Ausübung des aktiven Wahl— 
rechts jeder Art ſind ausgeſchloſſen: 


Bazille⸗Köſtlin, Verfaſſungsurkunde. 9 
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1. Perſonen, welche unter Vormundſchaft 


ſtehen, oder das 25. Lebensjahr noch 
nicht zurückgelegt haben; 

2. Perſonen, gegen welche ein Gantver⸗ 
fahren gerichtlich eröffnet iſt, während 
der Dauer desſelben; 

3. Perſonen, gegen welche wegen eines 
Verbrechens, das den Verlust der 
bürgerlichen Ehren- undDienstrechte 


zur Folgehat, Untersuchung verhängt 


ist, oder denen durch rechtskräftige 


Verurteilung der Vollgenuß der ſtaats⸗ 


bürgerlichen Rechte entzogen iſt, ſofern 
jie in dieſe Rechte nicht wieder einge- 
ſetzt worden ſind; 

Perſonen, welche — den Fall eines 
vorübergehenden Unglücks ausgenom⸗ 
men — eine Armenunterſtützung aus 
öffentlichen Mitteln beziehen oder im 
letzten der Wahl vorangegangenen 
Finanzjahr bezogen und dieſe zur Zeit 
der Wahl nicht wieder erſtattet haben. 


1. Vgl. § 3 der Vollz. Verf. zum Landtagswahlgeſetz vom 
28. Februar 1900 (Beilage 6), ſowie BU. § 135 mit Noten. 

2. Darüber, daß nur Perſonen männlichen Geſchlechts das 
Wahlrecht haben, gilt das in Note 5 zu § 135 Geſagte. 

3. Ueber die Frage, ob Standesherren, Ritterguts⸗ 
beſitzer und Mitglieder des Domkapitels von dem all⸗ 
gemeinen Wahlrecht der Städte und Bezirke ausgeſchloſſen find, ſ. 
eee ee Kammer der Abgeordneten 1868-1870, Prot. 
Bd. S. 418 ff., Sarwey, Staatsrecht II S. 177. Die Frage 


5 
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ijt auch in dem neuen Wahlgeſetz vom 28. Januar 1899 
(Beil. 6) nicht entſchieden, auch die Vollz. Verf. zu dieſem Geſetz 
vom 28. Februar 1900 (Beil. 6) berührt die Frage nicht. 
Eine Entſcheidung der Frage iſt nur möglich im Wege der 
authentiſchen Interpretation. Eine einheitliche Praxis beſteht 
bezüglich der Standesherren und Rittergutsbeſitzer nicht. In 
Stuttgart werden ſie in die Wählerliſten aufgenommen. Die 
Mitglieder des Domkapitels werden in Rottenburg in die 
Wählerliſten aufgenommen. 


§ 142 a. Geheime Stimmgebung. 


„Die Wahlen erfolgen durch geheime 
Stimmgebung.“ 

1. Eingeſchaltet als beſonderer Paragraph nach § 142 
(ohne Benennung als § 142 a) durch Art. 5 des Verf. Geſ. 
vom 26. März 1868 (Reg. Bl. S. 175). 

2. Der § 142 a gilt auch für die Wahlen der Ritterſchaft 
und des Domkapitels. 

3. Fur die Wahl der Abgeordneten der Städte und Ober— 
amtsbezirke iſt die geheime Abſtimmung noch beſonders geſchützt 
worden durch Einführung der amtlich geſtempelten Wahl- 
umſchläge und der Abſonde rungs vorrichtung im 
Wahlraum (val. Art. 14 des Landtagswahlgeſetzes in der 
Faſſung vom 2. Februar 1899, und §§ 15 und 15a der 
Vollz. Verf. hierzu in der Faſſung vom 28. Februar 1900, 
Beil. 6). 


§ 143. Perſönliche Ausübung des Wahl— 
rechts. 

(I.) Eine gültige Wahl kommt nur durch die 
Abstimmung von wenigstens zwei Dritteilen der 
Wahlberechtigten zustande. 

(II.) Die Ausübung des Wahlrechts kann nicht 
durch einen Bevollmächtigten geschehen; den Fall 
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ausgenommen, wenn der Wahlberechtigte durch Dienst- 
verhältnisse verhindert ist, sich am Wahlorte einzu- 
finden. 5 

An Stelle dieſes Paragraphen iſt infolge des Art. 6 des 
Verf. Geſ. vom 26. März 1868 (Reg. Bl. S. 175) und des 
Art. IV des Geſetzes vom 16. Juni 1882 (Reg. Bl. S. 212) 
folgende Beſtimmung getreten: 


„Die Ausübung des Wahlrechts kann 
nicht durch einen Bevollmächtigten geſchehen; 
den Fall ausgenommen, wenn bei den 


Wahlen der Ritterſchaft der Wahlberechtigte 3 4 


durch Dienſtverhältniſſe verhindert iſt, ſich 
am Wahlort einzufinden.“ 
1. Daß die Mehrheit der Wahlberechtigten von ihrem Wahl⸗ 
recht Gebrauch gemacht habe, iſt jetzt nicht mehr erforderlich. 
2. § 143 gilt für ſämtliche Wahlen, auch für die ritter⸗ 
ſchaftlichen und die des Domkapitels. 


§ 144. Wahl nach abſoluter Stimmen⸗ 
mehrheit. 

(J.) Die Wahlen geschehen nach relativer 
Stimmenmehrheit; jedoch darf diese niemals weniger 
als den dritten Teil der abgegebenen Stimmen be- 
tragen. Nur in dem Falle des § 140 findet die 
letztere Beschränkung nicht statt. 

(II.) Im Falle der Stimmengleichheit zwischen 
zwei Gewählten geht der Altere dem Jüngeren vor. 

(III.) Niemand kann sich selbst die Stimme 
geben. 


Der Paragraph lautet jetzt nach Art. 7 des Verf. Geſ. vom 
26. März 1868 (Reg. Bl. S. 175): 
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„Die Wahlen geſchehen nach abſoluter 
Stimmenmehrheit.“ 

Gilt für ſämtliche Wahlen, auch für die ritterſchaftlichen 
und die des Domkapitels. 


§ 145. Mehrfaches Stimmrecht der Ritter— 
gutsbeſitzer. 


Wer in mehreren Kreisen als Rittergutsbesitzer, 
oder in mehreren Orten als Gemeindebürger be- 
steuert wird, kann in mehreren Kreisen oder Ge- 
meinden das Wahlrecht ausüben. 


Dieſer Paragraph hat durch Art. 8 des Verf. Geſ. vom 
26. März 1868 (Reg. Bl. S. 175) folgende Faſſung erhalten: 


„Wer in mehreren Kreiſen als Ritter— 
gutsbeſitzer beſteuert wird, kann in mehreren 
Kreiſen das Wahlrecht ausüben.“ 


§ 146. Paſſives Wahlrecht, beſonders der 
Staats- und Kirchendiener. 


(J.) Wählbar ijt jeder, welchem die oben (§§ 134 
und 135) vorgeſchriebenen Eigenſchaften nicht fehlen. 
Jedoch können Staatsdiener nicht innerhalb des Be— 
zirks ihrer Amtsverwaltung, und Kirchendiener nicht 
innerhalb des Oberamtsbezirkes, in welchem ſie wohnen, 
gewählt werden und eine anderwärts auf sie gefallene 
Wahl nur mit Genehmigung der ihnen vorgesetzten 
höchsten Behörde annehmen. 
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(II.) Auch können weder die Häupter der fin 1 
herrlichen Familien, noch die Rittergutsbeſitzer (§ es 
gewählt werden. Be 

(II.) Beamte bedürfen zur Annahme einer 
Wahl keines Urlaubs. — 

(IV.) Wenn ein gewähltes Kammermit⸗ 
glied ein beſoldetes Reichs- oder Staats⸗ 
amt annimmt oder im Reichs- oder Staats 
dienſt in ein Amt eintritt, mit welchem ein 
höherer Rang oder Gehalt verbunden ö 
jo verliert es Sitz und Stimme in der Ram 
mer und kann ſeine Stelle in derſelben nur 
durch neue Wahl wieder erlangen. ied 


1. § 146 gilt auch für die ritterſchaftlichen Wahlen und 
für die des Domkapitels. Abſ. I Satz 2 kommt indeſſen ſelbſt⸗ 
verſtändlich nur für die Wahlen der Städte und Oberamts⸗ 
bezirke in Betracht (vgl. auch Note 2). 

2. Auf Gemeinde- und Korporationsdiener findet die Be⸗ 
ſtimmung des Abſ. I keine Anwendung; auch erſtreckt fie ſich 
auf Staatsdiener nur inſoweit, als dieſelben ein Bezirks- oder 
örtliches Amt unmittelbar verwalten, ſo daß alſo nach der 
feſtſtehenden Auslegung die Mitglieder einer Zentral⸗ oder 
Kreisſtelle nicht unter dieſe Beſtimmung fallen. 

Das lateiniſch Gedruckte des Abſ. J iſt durch Art. 1 des 
Verf. Geſ. vom 23. Juni 1874 (Reg. Bl. S. 175) aufgehoben. 

. Die Beſtimmung des Abſ. II, daß die Rittergutsbeſitzer 
nicht gewählt werden können, kann ſich ſelbſtverſtändlich nur 
auf die Wahlen der Städte und Oberamtsbezirke und des 
Domkapitels bezieheu. 

Die Abſätze III und IV find durch Art. 1 des eben 
erwähnten Verf. GGeſ. hinzugekommen. Sie ſind ganz dem 
Art. 21 der R. V. 9 und daher wie dieſer ane 
(vgl. Laband, I. Bd. S. 311 und 315). 


/ 


BU. §§ 146—148. 135 


5. Bezüglich der Koſten der Stellvertretung der Beamten 
ſ. Geſ. vom 20. März 1886. Reg. Bl. S. 85, Gaupp⸗Goz 
S. 110, und unten § 194 Note 5. 

6. Ueber Fehlen des paſſiven Wahlrechts bei Mitgliedern 
der Wahlkommiſſionen und Urkundsperſonen ſ. § 151 Abſ. II 
und III. 


§ 147. Wählbarkeit jedes im Königreich 


wohnenden Staatsbürgers. Annahme nur 


einer Wahl zuläſſig. 
Die Wahlmänner eines Kreiſes, eines Oberamts 


oder einer Stadt ſind in Anſehung der Perſon des 


Abgeordneten nicht auf ihren Wahlbezirk beſchränkt; 
ſie können auch einem anderswo im Königreiche wohnen— 
den Staatsbürger ihre Stimme geben. Wer aber an 
mehreren Orten gewählt worden iſt, kann nur Eine der 
auf ihn gefallenen Wahlen annehmen. 

1. Statt „Wahlmänner“ muß es jetzt „Wähler“ 
heißen. 

2. § 147 gilt auch für die ritterſchaftlichen Wahlen, Gaupp⸗ 
Göz S. 101 Note 2. 


§ 148. Ausſchluß des Sohnes aus der 

Ständeverſammlung durch den Vater. 

Tritt der Fall ein, daß Vater und Sohn zugleich 
Mitglieder der Ständeverſammlung werden, ſo wird, 


wenn der Vater nicht aus eigener Entſchließung zurück— 
tritt, der Sohn durch denſelben ausgeſchloſſen. 


Gleichgültig iſt, ob die Mitgliedſchaft in der erſten oder 


zweiten Kammer beſteht; vgl. Gaupp⸗Göz S. 96. 


136 V. u. §§ 149—181. 


§ 149. Wahlverfahren. 


Was das Wahlverfahren betrifft, so müssen von 
den Städten und Oberamtsbezirken längstens binnen 
acht Tagen von der Zeit an, da das Einberufungs- 
reskript zu ihrer amtlichen Kenntnis gekommen ist, 
die Listen sämtlicher Wahlmänner an das Oberamt 
eingeschickt werden; worauf sodann von letzterer 
Behörde längstens binnen zehn Tagen, von dem 
Empfange jenes Reskripts an gerechnet, ein Wahl- 
termin zu bestimmen ist, dessen Bekanntmachung 
acht Tage vor dem Eintritte geschehen muss. 

1. S. § 151 Note 1. 


§ 150. Stimmzettel. 


Die Wahl geschieht in der Amtsstadt durch die 
persönlich anwesenden Wahlmänner vermittelst der 
Ubergabe eines von ihnen geschriebenen oder wenig- 
stens unterschriebenen oder, wenn der Wahlmann 
nicht schreiben kann, mit dessen beglaubigtem 
Handzeichen statt der Unterschrift versehenen 
Stimmzettels. 

1. S. § 151 Note 1. 


§ 151. Leitung der Wahl. 


(J.) Die Leitung der Wahl steht dem Oberamt- 
mann zu, bei den zu eigener Landstandschaft be- 
rechtigten Städten, unter Zuziehung eines aus wenig- 
stens vier Personen bestehenden Ausschusses von dem 
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Stadtrate und dem Biirgerausschusse; bei den Ober- 

amtsbezirken besteht dieser Ausschuss aus vier Mit- 

gliedern der Amts versammlung, nebst einem Mitgliede 

_ des Biirgerausschusses von der Stadt und einem von 

dem Lande; das Protokoll hat der betreffende Aktuar 
zu führen. 

(II.) Die Mitglieder dieses Ausschusses sind 
nicht wählbar in ihrem Bezirke, und ebensowenig 
bei den Wahlen der Ritterschaft die zur Leitung 
der Wahlhandlung zuzuziehenden ritterschaftlichen 
Mitglieder (§ 136). 

1. Die §§ 149—151 ſind durch Art. 9 und 10 des Verf. Geſ. 


vom 26. März 1868 (Reg. Bl. S. 175) aufgehoben und durch 
folgende Beſtimmungen erſetzt worden: 


§ 149—§ 151. Wahlverfahren. 

(J.) Die Vorſchriften über das Verfahren 
bei der Wahl der Abgeordneten der Städte 
und Oberamtsbezirke werden durch ein Geſetz 
näher beſtimmt. 

(II.) Die Mitglieder der Wahlkommiſ— 
ſionen, ſowie die Urkundsperſonen können 
nicht durch die Wahlhandlung, bei deren 
Leitung ſie als ſolche beteiligt ſind, zu Ab— 
geordneten gewählt werden. 

(III.) Ebenſo find bei den Wahlen der 
Ritterſchaft die zur Leitung der Wahlhand— 
lung zuzuziehenden ritterſchaftlichen Mit— 
glieder (§ 136) nicht wählbar. 


E 
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2. Zu Abſ. I. Das Wahlverfahren für die Wahl der a 
Abgeordneten der Städte und Oberamtsbezirke war mit dem 
Geſetz vom 16. Juni 1882 (Novelle zum Wahlgeſetz vom a 
23. März 1868) dem Reichswahlgeſetz vom 31. Mai 1869 
und dem Reglement vom 28. Mai 1878 angepaßt, hat dann 1 
aber durch die Einführung von amtlich geſtempelten Um⸗ 
ſchlägen und Abſonderungsvorrichtungen gemäß dem Geſetz 
vom 28. Januar 1899 (Reg. Bl. S. 27) Modifikationen erlitten. : 
Zu ſeinem Vollzug ift die Min. Verf. vom 28. Februar 1900 
(Reg. Bl. S. 232 und 797) ergangen. Das Wahlgeſetz ſelbſt 
hat gemäß Bekanntmachung vom 2. Februar 1899 (Reg. Bl. 
S. 31) eine neue Faſſung erhalten. S. den Kommentar von 2 
Nieder, Ellwangen 1900. Wir bringen das Wahlgeſetz und J 
die Rolls. Verf. dazu in Beil. 6 zum Abdruck. 4 

3. Abſ. II gilt auch für den mit der Leitung der Wahl 
des Mitglieds des Domkapitels von dem König beſtellten ; 
Wahlkommiſſar, falls er Mitglied des Domkapitels iſt (.. 
§ 133 Note 4 und Mohl Bd. I S. 586). 1 

4 


—~ 


§ 152. Dauer der Wahlhandlung. 


Die Wahlhandlung darf nicht über drei Tage 
dauern, welche sich in ununterbrochener Reihe folgen 
müssen. 


Aufgehoben Bet Art. 11 des Verf. Geſ. vom 26. März 
1868 (Reg. Bl. S. 175). f 


§ 
12 
: 


§ 153. Nichtannahme der Wahl; Erforder— 
nis der abſoluten Mehrheit; engere Wahl. 


(I.) Kann oder will der Gewählte die Wahl nicht 
annehmen, so kann der nächste in der Stimmenzahl 
fiir ihn eintreten, vorausgesetzt, dass dieser nicht 
weniger als den dritten Teil der abgelegten Stimmen 


1 


V. U. SS 158, 154. 139 


erhalten hat; ausserdem muss eine neue Wahl vor— 
genommen werden. 

(II.) Das letztere muss auch dann geschehen, 
wenn nach bereits angenommener Wahl die Stelle 
des Abgeordneten wieder erledigt wird. 


Dieſer Paragraph ijt durch Art. 12 des Verf. Geſ. vom 
26. März 1868 (Reg. Bl. S. 175) dahin abgeändert: 

(J.) Hat der Gewählte die Wahl nicht an— 
genommen, oder keiner der Kandidaten mehr 
als die Hälfte der abgegebenen Stimmen 
erhalten, jo ijt eine neue Wahl anzuordnen. 

(II.) In dem letzteren Fall ijt nur unter 
den zwei Kandidaten zu wählen, welche bei 
der erſten Wahl die meiſten Stimmen er— 
halten haben. Bei Stimmengleichheit ent- 
ſcheidet das Los. 

1. „Bei Stimmengleichheit entſcheidet das Los“, d. h. bei 
Stimmengleichheit bezüglich einzelner der für die engere Wahl 
in Betracht kommenden Kandidaten. Bei der engeren Wahl 
iſt dann wieder abſolute Mehrheit erforderlich; 4 in Ermanglung 
einer ſolchen bedarf es einer Neuwahl; das Los iſt hier aus⸗ 
geſchloſſen (anders im Reichswahlgeſetz § 12). Die Neuwahl 
iſt in letzterem Falle eine Stichwahl, da der Mangel nur der 
Stichwahl, nicht der erſten Wahl anhängt (Gaupp-Göz S. 103). 


2. § 153 gilt für ſämtliche Wahlen, alſo auch für die 
ritterſchaftlichen und die des Domkapitels. 


§ 154. Wahlurkunde. 


Nach dem Schlusse der Wahlhandlung muss für 
den Gewählten zu dessen Legitimation eine Wahl- 
urkunde mit der Unterschrift sämtlicher zur Leitung 
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und Beurkundung der Wahl zugegen gewesenen 
Personen ausgefertigt werden. 


Dieſer Paragraph iſt Sea Art. 13 des Verf. Geſ. vom 
26. März 1868 (Reg. Bl. S. 175) dahin abgeändert: ng 

„Nach dem Schluſſe der Wahlhandlung 
wird für den Gewählten zu deſſen Legiti⸗ 
mation eine Wahlurkunde mit der Unter⸗ 
ſchrift der zu Feſtſtellung des Wahlergeb— 
niſſes geſetzlich berufenen Perſonen aus⸗ 
gefertigt.“ 

1. S. Art. 20 des Wahlgeſetzes (Beil. 6). 

2. Wahlurkunde: 

a) Ueber die Wahlurkunden der Abgeordneten der 

Städte und Oberamtsbezirke, die von dem 
e auszuſtellen ſind, ſ. Art. 20 des Wahl⸗ 
geſetzes vom 2. Februar 1899 (Beil. 6), § 28 der Vollz.⸗ 
Verf. vom 6. November 1882 (Beil. 6) und das For⸗ 
mular Beil. E hierzu, endlich den autographierten Min.⸗ 
Erlaß an die Oberämter vom 23. Februar 1895 Nr. 2945. 
Ueber die Wahlurkunde der ritterſchaftlichen Ab⸗ 
geordneten, die von dem Regierungspräſidenten 
ausgeſtellt wird, vgl. § 18 der Inſtruktion für die ritter⸗ 
ſchaftlichen Wahlen vom 12. Dezember 1819 (Reg. Bl. 
S. 879) und Ziff. 10 lit. d der Min. Verf. vom 5. No⸗ 
vember 1900 (Reg. Bl. S. 779). 
Auch dem Abgeordneten des Domkapitels 
wird nach ſeiner Wahl eine Wahlurkunde ausgeſtellt, 
die von dem Wahlkommiſſar und dem zum Wahlatt 
berufenen Protokollführer unterzeichnet wird. 


§ 155. Der Gewählte iſt Vertreter ace 
ganzen Landes. 
(I.) Der Gewählte iſt als Abgeordneter, nicht des 
einzelnen Wahlbezirkes, fondern des ganzen Landes an⸗ 
zuſehen. 


b 


— 
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(I.) Es kann ihm daher auch keine Inſtruktion, 
an welche er bei ſeinen künftigen Abſtimmungen in der 
Ständeverſammlung gebunden wäre, erteilt werden. 
1I.̃. § 155 gilt für ſämtliche gewählten Mitglieder der zweiten 
Kammer, alſo auch für die von der Ritterſchaft und dem Dom— 
f apitel gewählten. 

2. Aus § 155 darf keineswegs geſchloſſen werden, daß 
gegenuber den nicht gewählten Mitgliedern der Ständeverſamm— 
| die Erteilung einer Inſtruktion, etwa durch die vorgeſetzte 
Behörde, zuläſſig wäre. Die gewählten Mitglieder ſind nur 
deshalb beſonders genannt, weil bei ihnen nach der geſchicht— 
lichen Entwicklung der Ständeverſammlung der Gedanke an 
ie Erteilung einer Inſtruktion beſonders nahe lag. („Die 
Vertreter der Amtskorporationen in der altwürtt. Landſchaft 
waren nicht Vertreter des Volks, ſondern nur privatrechtliche 
Mandatare der Korporationen, von welchen fie entſendet, be⸗ 
zahlt und wieder abberufen wurden, wie ſie auch an die In⸗ 
ſtruktionen derſelben gebunden waren“; Gaupp-Göz S. 82.) 
Ueber die Inſtruktion des e der erblichen Mit⸗ 
* der erſten Kammer ſ. § 156 Note 4. 


8 156. Perſönliche Ausübung des Stimm— 
N rechts; Stimmübertragung. 


L.) Die Mitglieder beider Kammern haben ihr 
Stimmrecht in Perſon auszuüben; nur den erblichen 
Mitgliedern der erſten Kammer iſt geſtattet, ihre Stimme 
einem andern in der Verſammlung anweſenden Mit— 
gliede dieſer Kammer oder einem Sohne oder dem 
ſonſtigen präſumtiven Nachfolger in der Standesherr— 
ſchaft zu übertragen. 

(I.) Dieſes beſondere Recht der Stimmübertragung 
kann auf gleiche Weiſe auch für einen wegen Minder— 
jährigkeit oder anderer perſönlichen Unfähigkeit unter 
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Vormundſchaft ſtehenden Standesherren von deen 
Vormund 1 werden. 5 
(II.) In jedem Fall aber kann ein Mitglied ‘ae 
erſten Kammer oder ein Stellvertreter desfelben niemals : 
mehr als Eine übertragene Stimme führen. 


1. Unter den erblichen Mitgliedern der erſten Kammer 
ſind zu verſtehen die in § 129 Ziff. 1 und 2 genannten Per⸗ 
ſonen, ſowie die in § 129 Ziff. 3 genannten von dem König 
erblich ernannten Mitglieder. 


2. Der Stellvertreter muß die allgemeine perſönliche Be⸗ 4 
fähigung zum Eintritt in die Ständeverſammlung beſitzen. 
§§ 134. 135. 


3. Die Uebertragung kann auch an ein lebenslängliches ; 
Mitglied oder an den Stellvertreter eines erblichen Wie a 
erfolgen. 8 


4. An eine Inſtruktion iſt der Stellvertreter nicht gebunden, 
doch kann das Mandat jederzeit widerrufen werden. 


5. Die Stimmübertragung hat durch ſchriftliche Vollmacht 
zu erfolgen (§ 159). 


.Der Vormund kann, wenn er die perſönliche Befähigung 
(Note 2) beſitzt, die Stimme auch auf ſich ſelbſt übertragen, 
alſo das Stimmrecht ſelbſt ausüben. 


7. Die Anſicht von Bitzer (Regierung und Stände, Stutt⸗ 
gart 1882, S. 189) und Gaupp-Göz S. 99, daß auch eine 
weibliche Perſon in ihrer Eigenſchaft als Vormünderin die 
Stimmübertragung, allerdings nicht auf ſich ſelbſt (ſ. Note 6), 
ausüben könne, iſt unrichtig. Die Stimmübertragung des 
Vormunds iſt ein durch § 156 dem Vormund eingeräumtes 
politiſches Recht, ebenſo wie der Sitz in der erſten Kammer 
ein politiſches Recht darſtellt; wenn daher nach der allgemein 
anerkannten Auslegung der V.U. Frauen von dem Recht der 
Landſtandſchaft ausgeſchloſſen find (vgl. Note 5 zu § 135), jo 
find fie zweifellos auch ausgeſchloſſen von dem politiſchen⸗ 
Recht, in ihrer Eigenſchaft als Vormund die Stimmübertragung 
auszuüben. 


N 
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§ 157. Ordentliche Neuwahl der Ab— 
geordnetenkammer. 
Alle ſechs Jahre muß eine neue Wahl der Abgeord— 


neten, welche nicht amtshalber Sitz und Stimme in der 


zweiten Kammer haben, vorgenommen werden; die bis— 
herigen ſind wieder wählbar. 


1. Die Wahlperiode beginnt nach der ſeit 1861 (val. die 
K. V. O. vom 31. Dezember 1861, Reg. Bl. 1862 S. 4) von 


Regierung und Ständen übereinſtimmend angenommenen Aus— 


legung der V. U. mit dem Tage, an welchem die letzte der all— 


gemein angeordneten Wahlen (jet dies nun eine ritterſchaft⸗ 


liche oder eine andere, insbeſondere eine engere Wahl) voll— 


zogen wurde. 


2. § 157 bezieht ſich auch auf die Abgeordneten der Ritter- 
ſchaft und den des Domkapitels. 


§ 158. Außerordentlicher Austritt aus 
der Abgeordnetenkammer. 

(J.) Während dieſes ſechsjährigen Zeitraumes er— 
folgt der Austritt eines Mitgliedes der Kammer, außer 
dem Falle des freiwilligen Entſchluſſes oder der gericht— 
lich erkannten Ausſchließung (§ 199) nur dann, wenn 

1. ein Mitglied das Grundvermögen, den Stand 

oder das Amt, worauf deſſen Befähigung beruht, 
zu beſitzen aufhört; 

2. wenn das Mitglied in der Zwiſchenzeit eine der 

oben (§ 136) feſtgeſetzten Eigenſchaften verliert. 

(II.) In ſolchen Fällen wird, wenn das austretende 
Mitglied ein gewählter Abgeordneter war, eine neue 
Wahl von einem neuen Wahlkollegium vorgenommen. 
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1. Der § 158 bezieht ſich, wie aus ſeinem Wortlaut und i 


jeinem Zuſammenhang mit § 157 hervorgeht, nur auf die Ab⸗ 
geordnetenkammer. A. A. Bitzer, „Regierung und Stände“, 
Stuttgart 1882, S. 171. Ueber den Austritt aus der 
Kammer der Standesherren vgl. Note 4 zu § 129. 5 

2. Ueber den Austritt eines Beamten bei Annahme eines 
Amtes mit höherem Rang oder Gehalt ſ. § 146 Abſ. IV. 


3. Ueber den Ausſchluß des Sohns durch den Vater }. 
§ 148. 

4. Statt § 199 ſollte es heißen: § 203; ſtatt § 136: 135. 

Bezüglich dieſer und eines weiteren Fehlers iſt zu erwähnen 
der Rechenſchaftsbericht des ſtändiſchen Ausſchuſſes an die am 
1. Dezember 1823 eröffnete Ständeverſammlung (Verhand⸗ 
lungen der Kammer der Abgeordneten 18231824, außer⸗ 
ordentliches Beil. Heft S. 10 f.): ö 

„VIII. Ausfertigung der VU. auf Pergament. 

Dem ſtändiſchen Ausſchuß ſchien es geeignet, vorzugsweiſe 
der Ausfertigung der V.U. auf Pergament, und der Aus⸗ 
wechſlung der alſo gefertigten beiden Exemplare, hier zu ge— 
denken. 

Einer Note des Vorſtandes des kgl. Geh. Rates vom 
10. März l. Is. an das diesſeitige Präſidium zufolge, lagen 
die beiden auf Pergament ausgefertigten Exemplare der V. U. 
zur Auswechſlung zwiſchen Regierung und Ständen bereit, 
und es wurde damit von ſeiten der Stände dem Grafen von 
Reiſchach die Ehre, zu dieſem Zwecke mitzuwirken. 

Beide Kommiſſarien nahmen bei der nochmaligen Durch⸗ 
gehung des wirklichen Inhalts des Grundgeſetzes wahr, daß 
aus der einſtweiligen Urſchrift in beide Exemplarien folgende 
Irrtümer übergangen waren. 

1. In dem § 158, welcher von dem Austritte eines Mit⸗ 
glieds der Kaner der Abgeordneten henden iſt der § 199 
der Urkunde und ebendaſelbſt Nr. 2 der § 136 unrichtig ane 
gezogen. Statt jenes ſollte auf den § 203, ſtatt dieſes auf 
den § 135 der V. U. hingewieſen ſein. 

2. In dem § 162, die Sitzordnung der Ständemitglieder 
in beiden Kammern betreffend, iſt ſich ebenſo unrichtig auf 
den § 187 bezogen, und ſollte vielmehr der § 133 der Urkunde 
angezogen ſein. 
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Dieſe Irrtümer ſchienen den beiden Kommiſſarien jo une 
weſentlich, zugleich aber ſo augenfällig und notoriſch, daß ſie 
keinen Anſtand nahmen, auf die oben angegebene Art die 
Verbeſſerung in beiden Exemplarien vornehmen zu laſſen; 
worauf der Akt der Auswechſlung, unter Zuziehung zweier 
gegenſeitigen Kanzleibeamten in dem Sitzungsſaale des fal. 
Geh. Rats am 22. Mai d. Is. unter dem erneuten Glück⸗ 
wunſch zu dem Inhalt dieſer wichtigen Urkunde förmlich voll 
zogen wurde.“ 

5. Zu Abſ. II vgl. Art. 24 des Wahlgeſetzes, Beil. 6. 

6. Das Wort „Wahlkollegium“ gilt nicht mehr für 
die Wahlen der Städte und Oberamtsbezirke, da nach dem 


geltenden Wahlgeſetz (Beil. 6) die Wahl nicht mehr wie früher 


(val. §§ 137 ff. alt) von Wahlkollegien vorgenommen wird. 


§ 159. Legitimation der Stände— 
mitglieder. 


(.) Die Mitglieder beider Kammern haben ſich vor 
Eröffnung des Landtages zu legitimieren, und zu dem 
Ende einige Tage vor dem in dem Einberufungsreſkripte 
vorgeſchriebenen Termin an dem beſtimmten Orte der 
Verſammlung ſich einzufinden. Die Legitimation ge⸗ 
ſchieht, für den erſten künftigen Landtag, auf die bis- 
her übliche Weiſe, in der Folge aber bei dem ſtändiſchen 
Ausſchuſſe (§ 187) durch Vorlegung des Einberufungs— 
ſchreibens, welches in dem (§ 156) erwähnten Falle der 
Stimmübertragung mit der hierauf gerichteten Voll— 
macht begleitet ſein muß, und vermittelſt der Wahl— 
urkunde. 

(II.) Die zur Verſammlung aufs neue gewählten 
Mitglieder des Ausſchuſſes ſelbſt werden zur Prüfung 

Bazille⸗Köſtlin, Verfaſſungsurkunde. 10 
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ihrer eigenen Legitimation durch die zuerſt legitimierten 8 

Abgeordneten erſetzt. 3 
(III.) Es hängt von dem Könige ab, zu dem Legiti 7 

mationsgeſchäfte Kommiſſarien abzuordnen. * 


1. Ueber die ee ch der Legitimation ſ. Art. 22 
des Wahlgeſetzes vom 2. Februar 1899 (Beil. 6) über die 
Legitimation ap nach Eröffnung der Kammer eintreffenden 
Mitglieder ſ. § 160 Abſ. IV. N F 

2. Einberufungsſchreiben: Die Mitglieder der 
erſten Kammer und die nicht durch Wahl berufenen Mitglieder 
der zweiten Kammer erhalten beſondere Einberufungsſchreiben 
durch den Miniſter des Innern. ; 

3. Ueber die Wahlurkunde ſ. § 154. 


§ 160. Beſchluß fähigkeit der Kammern; 
Landtagseröffnung; Fortſetzung des 
Legitimationsgeſchäfts. 

(I.) Die erſte Kammer wird durch die Anweſenheit 
der Hälfte, die zweite Kammer durch das Erſcheinen 
von zwei Dritteilen ihrer Glieder als vollſtändig beſetzt 
angeſehen. 

(I.) Der ſtändiſche Ausſchuß hat am Tage vor 
dem in dem Einberufungsſchreiben beſtimmten Termin 
dem Geheimen Rate von dem Erfolge des Legitimations⸗ 
geſchäfts Anzeige zu machen. 

(III.) Der König wird hierauf, wenn jene Zahl 
durch ſolche Abgeordnete erfüllt ijt, bei deren Legiti⸗ 
mation ſich kein Anſtand gefunden hat, den Landtag 
in den für dieſen Fall vereinigten Kammern eröffnen; 
wobei der vom König ernannte Präſident der erſten 
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Kammer, oder, wenn noch keiner ernannt iſt, derjenige, 
welcher es bei der vorigen Verſammlung war, die Stelle 
des Vorſtandes vertritt. 

(IV.) Die Legitimation der etwa ſpäter eintreffen— 
den Mitglieder, ſowie die Erledigung der noch übrigen 
Legitimationsanſtände, geſchieht bei der betreffenden 
Kammer. Das Reſultat muß dem Geheimen Rate 
vorgelegt werden; auch iſt der andern Kammer davon 
Nachricht zu erteilen. 


1. An die Stelle des Geheimen Rats in Abſ. II und IV 
iit nach Art. 8 und 9 des Verf. Geſ. vom 1. Juli 1876 (Beil. 3) 
das Staatsminiſterium getreten. 

2. Bei der Feſtſtellung, ob die Kammer der Standesherren 
nach Abſ. I beſchlußfähig ijt, werden die durch Stimmüber⸗ 
tragung vertretenen Mitglieder (§ 156) als anweſend behandelt, 
die ruhenden Stimmen (§ 129 Note 3) nach einer von der 
Regierung nicht beanſtandeten Uebung außer Betracht gelaſſen. 

3. Ueber die Ernennung des Präſidenten der erſten Kammer 
ſ. § 164 Abſ. 2. 


§ 161. Beſchlußunfähigkeit einer der 
Kammern. 

Sollte bei Einberufung eines Landtages eine der 
beiden Kammern nicht in der nach § 160 erforderlichen 
Anzahl zuſammenkommen, ſo wird ſie als einwilligend 
in die Beſchlüſſe der andern angeſehen. Jedoch ſteht 
es in dieſem Falle den erſchienenen Mitgliedern der 
unvollzähligen Kammer frei, den Sitzungen der andern 
mit Stimmrecht beizuwohnen. 


1. Ueber die Feſtſtellung der Beſchlußunfähigkeit der 
erſten Kammer ſ. Note 2 zu § 160. 
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2. Eine ſpätere Ergänzung einer bei der Eröffnung nicht 


vollſtändig beſetzten Kammer iſt unmöglich, weil nach Eröffnung 


des Landtags (S 159) die Legitimation der neueintretenden 
Mitglieder bei der betreffenden — alſo beſetzten — Kammer 
zu geſchehen hat (§ 160 Abſ. IV), eine nicht vollſtändig beſetzte 
Kammer ſich ſomit durch die Legitimation ſpäter eintretender 


Mitglieder nicht ergänzen kann (Bitzer, „Regierung und Stände“, 


Stuttgart 1882, S. 187). 

.Der § 161 iſt analog anzuwenden im Falle der nach⸗ 
träglich eintretenden bleibenden Beſchlußunfähigkeit, Gaupp⸗ 
Göz S. 114 


2. 


beiden Kammern. 


(l.) In der erſten Kammer nehmen die Prinzen 
des kgl. Hauſes den erſten Platz ein; auf ſie folgen 
die Standesherren, beide unter ſich nach ihrem ſonſt 
beſtehenden Range; ſodann die übrigen erblichen und 
die auf Lebenszeit vom König ernannten Mitglieder, 
nach der Zeit ihrer Ernennung. 

(II.) In der zweiten Kammer ſitzen die verſchiedenen 
Klaſſen, woraus fie zuſammengeſetzt iſt, in der § 187 an- 
gegebenen Ordnung; unter den Gliedern jeder einzelnen 
Klaſſe entſcheidet, je nach Beſchaffenheit derſelben, das 
Amts- oder das Lebensalter, und unter den Geiſtlichen 
katholiſcher Konfeſſion der Vorzug der Amtswürde. 

(III.) Die Abſtimmungen geſchehen nach der Sitz— 
ordnung, jedoch ſo, daß in der zweiten Kammer bei 
dem Stimmenaufrufe immer zwiſchen den vier erſten 
und den zwei übrigen Klaſſen gewechſelt wird, bis jene 
erſchöpft ſind. 


162. Sitz⸗ und Stimmordnung in den 
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1. Fur die gemeinſchaftlichen Sitzungen beider Kammern 
(. § 160. 190. 191. 193 u. 196) vgl. § 4 der äußeren Ge— 
ſchäftsordnung vom 23. Oktober 1841 (Beil. 4). 

2. § 187: Im Text der V. U. im Reg. Bl. ijt ſtatt § 133 
der § 187 genannt. Dies iſt ein Redaktionsfehler; ſ. § 158 
Mote 4. 

3. Der Vorzug der Amtswürde entſcheidet natürlich nur 
bei den in § 133 Ziff. 3 genannten, nicht auch bei den etwa 
in den allgemeinen Wahlen gewählten kath. Geiſtlichen. 


§ 163. Ständeeid. 


(I.) Jedes Mitglied der erſten und der zweiten 
Kammer hat bei ſeinem erſtmaligen Eintritte in die— 
ſelbe den Ständeeid abzulegen: Dieſer lautet ſo: 

Ich ſchwöre, die Verfaſſung heilig zu halten, und in 
der Ständeverſammlung das unzertrennliche Wohl 
des Königs und des Vaterlandes, ohne alle Neben— 
rückſicht nach meiner eigenen Überzeugung, treu 
und gewiſſenhaft zu beraten. So wahr mir Gott 
helfe! 

(II.) Der Ständeeid wird von einem bei Eröffnung 
eines Landtages neu eintretenden Mitglied in die Hände 
des Königs ſelbſt, oder des zur Eröffnung bevoll— 
mächtigten Miniſters, außerdem in die Hände des Präſi— 
denten einer jeden Kammer abgelegt. 


Der Ständeeid kann von den Angehörigen einzelner Reli— 
gionsgeſellſchaften in der für dieſe beſtimmten Beteuerungs⸗ 
formel geleiſtet werden; val. darüber R. Geßler, „Die württ. 
Landesgeſetze und Verordnungen zur Zivilprozeßordnung de.“ 
Tübingen und Leipzig 1902, S. 268. 269. 
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§ 164, Präſidenten, Vizepräſidenten und 
Schriftführer. . 


(l.) Der Vorstand der Ständeversammlung be- 
steht aus einem Präsidenten und einem Vizeprisi- 
denten in jeder der beiden Kammern. Das Amt 
desselben dauert bis zum Ablaufe des sechsjährigen 
Zeitraums. (S 157.) 


(II.) Den Präsidenten der ersten Kammer er- 4 
nennt der König ohne Vorschlag; fiir die Stelle des 
Vizepräsidenten werden von der ersten Kammer drei 
standesherrliche Mitglieder durch absolute Stimmen- 
mehrheit gewählt, aus welchen der König eines er- 
neunt. 


(III.) Ebenso wählt die zweite Kammer aus | 
ihrer Mitte, ohne Unterschied der Klassen, drei Mit- 
glieder zur Stelle ihres Präsidenten, und wenn hier- 
auf die kgl. Ernennung erfolgt ist, auf gleiche Art 
zu dem Amte des Vizepräsidenten, welchen der 
König ebenfalls aus den hiezu vorgeschlagenen 
drei Mitgliedern ernennt. 


(IV.) Kommt nach Ablauf des sechsjährigen 
Zeitraumes die zweite Kammer zum erstenmal zu- 
sammen, oder sollte sonst der Fall eintreten, dass 
bei derselben beide Präsidialstellen zugleich erledigt 
wären, so vertritt bis zur Ernennung des Präsidenten 
das älteste rechtsgelehrte Mitglied die Stelle des 
Vorstandes. : 


— 
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(V.) Jede der Kammern wählt auf die Dauer 
eines Landtages einen oder mehrere Sekretäre aus 
ihrer Mitte. 

Durch Art. 2 des Verf. Geſ. vom 23. Juni 1874 (Reg. Bl. 
S. 177) hat der § 164 folgende Faſſung erhalten: 

(J.) Der Vorſtand der Ständeverſamm— 
lung beſteht aus einem Präſidenten und 
einem Vizepräſidenten in jeder der beiden 
Kammern. Das Amt desſelben erſtreckt ſich 
je auf die Dauer einer ordentlichen Land- 
tagsperiode ($$ 127 und 190). 

(I.) Den Präſidenten der erſten Rammer 
ernennt der König ohne Vorſchlag. Der 
Vizepräſident wird von der erſten Kammer 
aus der Zahl ihrer ſtandesherrlichen Mit— 
glieder durch abſolute Stimmenmehrheit ge— 
wählt. 

(III.) Die Kammer der Abgeordneten wählt 
durch abſolute Stimmenmehrheit aus ihrer 
Mitte ihren Präſidenten und ihren Vize— 
präſidenten. 

(IV.) Hat ſich bei einer der obigen Wahlen 
eine abſolute Mehrheit nicht ergeben, ſo 
ſind diejenigen drei Mitglieder, melche die 
meiſten Stimmen erhalten haben, auf eine 
engere Wahl zu bringen. 

(V.) Wird auch bei dieſer Wahl keine ab— 
ſolute Mehrheit erreicht, ſo ſind diejenigen 
beiden Mitglieder, welche die meiſten Stim: 
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men in der engeren Wahl erhalten haben, 
auf eine zweite engere Wahl zu bringen. 
Tritt in dieſer letzten Wahl Stimmengleich⸗ 
heit ein, ſo entſcheidet das Los. Bei Aus⸗ 
mittelung derjenigen Mitglieder, welche 


nach den vorſtehenden Vorſchriften auf die 


engere Wahl zu bringen ſind, entſcheidet bei 
Stimmengleichheit ebenfalls das Los. 

(VI.) Solange für die betreffende Kammer 
weder ein Präſident noch ein Vizepräſident 
beſtellt iſt, ſowie im Falle der Verhinderung 
derſelben, verſieht in jeder Kammer die 
Stelle des Präſidenten das im Lebensalter 
älteſte anweſende Kammermitglied. Das 
Amt des Alterspräſidenten geht im Falle 
der Ablehnung ſeitens des Berufenen auf 
das im Lebensalter ihm am nächſten ſtehende 
Kammermitglied über. 

(VII.) Jede der Kammern wählt auf die 
Dauer eines Landtags mit relativer Stim⸗ 
menmehrheit die erforderliche Zahl von 
Schriftführern aus ihrer Mitte. 

(VIII.) Von ſämtlichen Wahlen iſt dem 
Könige Anzeige zu machen. 


§ 164 a. Geſchäftsordnung. 
Jede Kammer regelt innerhalb der ver⸗ 
faſſungsmäßigen Schranken ihre Geſchäfts⸗ 
ordnung. 


ene 
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I. Eingeſchaltet nach § 164, wenn auch nicht mit der Be⸗ 
zeichnung „§ 164 a“ durch das Verf. Geſ. vom 23. Juni 1874 
(Reg. Bl. S. 177) Art. 3. 

2. Geſchäftsordnung der Kammer der Abge— 
ordneten: Die Kammer der Abgeordneten hat unter dem 

19/24. Juni 1875 ihre Geſchäftsordnung feſtgeſtellt. Seit— 


dem wird in der Abgeordnetenkammer in der erſten Sitzung 


nach der Eröffnung der Ständeverſammlung ein Beſchluß über 
die Annahme dieſer Geſchäftsordnung gefaßt, wozu einfache 
Mehrheit genügt; iſt dann die Annahme erfolgt, ſo bedarf 
nunmehr auf Grund des § 99 derſelben jede Abänderung 
oder Abweichung von ihren Beſtimmungen währezzd des betr. 
Landtags einer Mehrheit von */s der Abſtimmenden. Die Ge— 
ſchäftsordnung iſt mit den erfolgten Abänderungen in Beil. 5 
abgedruckt. 

3. Geſchäftsordnung der Kammer der Standes- 
herrn: Die Kammer der Standesherrn hat ihre Geſchäfts— 
ordnung am 21. Juni 1876 feſtgeſtellt. Sie gilt bis zu ihrer 
Abänderung ohne Rückſicht auf die Landtagsperioden. Sie iſt 
in Beil. 4 abgedruckt. 

4. Die äußere Geſchäftsordnung für den Verkehr 
der Kammern unter ſich und mit der Regierung iſt im Ein⸗ 
vernehmen beider Kammern durch die fal. Verordn. vom 20. Of 
tober 1841 (Reg. Bl. S. 489) feſtgeſtellt worden. Sie bildet 
jetzt äußerlich einen Teil der Geſchäftsordnung der Kammer 
der Standesherrn und ijt in Beil. 4 ($3 1—18) abgedruckt. 


§ 165. Befugnisse der Präsidenten. 


Der Präsident einer jeden Kammer sorgt für die 
Aufrechthaltung der Ordnung, bestimmt die Sitzungs- 
tage, eröffnet und schliesst die Sitzungen, ordnet 
den Gang der Verhandlungen, und leitet die Be- 
ratungen und Abstimmungen. 


1. Das Verf. Geſ. vom 23. Juni 1874 (Reg. Bl. S. 177) 
beſtimmt in Art. 10: 
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„Die §§ 165, 166, 171, 173 Abſ. 1, 174, 185 Abſ. 2 2 


werden aufgehoben“. 

2. Jetzt geregelt in den Geſchäftsordnungen: Geſchäfts⸗ 
ordnung der Kammer der Standesherren §§ 22 und 23 (Beil. 4, 
der Kammer der Abgeordneten § 5 (Beil. 5). 


§ 166. Urlaub der Stände mitglieder. 


(J.) Die Mitglieder der Kammern sind verbunden, 
jeder Sitzung anzuwohnen; im Fall eines gegründeten 
Hindernisses haben sie solches dem Präsidenten an- 
zuzeigen. 

(II.) Während der Dauer der Versammlung 
dürfen sie sich nicht ohne Erlaubnis des Präsidenten 
entfernen, und bei einer über acht Tage dauernden 
Abwesenheit nicht ohne Bewilligung der Kammer; 
jedoch kann der Präsident in besonders dringenden 
Fällen auch einen solchen längeren Urlaub erteilen, 
hat aber davon der Kammer in der folgenden Sitzung 
Kenntnis zu geben. 

Aufgehoben; ſ. § 165 Note 1; jetzt geregelt in den Ge— 
ſchäftsordnungen: Geſchäftsordnung der Kammer der Standes- 


herren § 34 (Beil. 4), der Kammer der Abgeordneten § 12 
(Beil. 5). 


§ 167. Oeffentlichkeit und Druck der 
Kammerverhandlungen. 
(J.) Die Sitzungen der zweiten Kammer sind 


öffentlich; auch hat sie ihre Verhandlungen durch 
den Druck bekannt zu machen. Von der ersten 


Kammer muss wenigstens das letztere geschehen. 


5 V. u. Ss 167, 168. 155 


(II.) Die Zuhörer, die ein Zeichen des Beifalls 
oder der Mißbilligung geben, werden unverzüglich ent 


. 


1. Abſ. I ijt durch Art. 4 des Verf. Geſ. vom 23. Juni 
1874 (Reg. Bl. S. 177) dahin abgeändert: 


(J.) Die Sitzungen beider Kammern ſind 


öffentlich; auch haben dieſelben ihre Ber: 


handlungen durch den Druck bekannt zu 


machen. 


2. Ueber a aa eee wahrheitsgetreuer Berichte ſ. 
R. Str. G. B. § 1 


§ 168. Geheime Sitzungen. 


Die Sitzungen werden geheim, teils auf das Be— 
gehren der Miniſter und kgl. Kommiſſarien bei Vor⸗ 
trägen, die ſie, ihrer Erklärung nach, im Namen des 
Königes zu machen haben, und welche nur im Fall einer 
ſolchen Erklärung für amtliche Außerungen zu halten 
ſind; teils auf den Antrag von wenigstens drei Mit- 
gliedern, wenn diesen, nach vorläufigem Abtritt der 
Zuhörer, die Mehrheit der Kammer beistimmt. 

Der 2. Satz des § 168 iſt nach den Worten „zu halten 
ſind“ durch Art. 5 des Verf. Geſ. vom 23. Juni 1874 (Reg. Bl. 
S. 177) dahin abgeändert: 

teils auf den Antrag von wenigſtens drei 
Mitgliedern in der erſten Kammer und von 
wenigſtens zehn Mitgliedern in der zweiten 
Kammer, wenn dieſen, nach vorläufigem Ab⸗ 
treten der Zuhörer, die Mehrheit der Kam 
mer beiſtimmt. 


yee es 


156 V. U. $$ 168—170. 


Der Druck des Protokolls einer geheimen Sitzung kann 


von der Kammer beſchloſſen werden, jedoch nur unter Zu⸗ 
ſtimmung der Regierung, wenn die Sitzung auf Begehren der 
Miniſter oder kgl. Kommiſſarien eine geheime geworden war. 


§ 169. Teilnahme der Miniſter an den 
Verhandlungen beider Kammern. 


Die Miniſter ſind befugt, den Verhandlungen der 
beiden Kammern anzuwohnen und an den Beratſchla— 
gungen teilzunehmen. Sie können ſich auch von andern 
Staatsdienern begleiten laſſen, welche etwa den vor- 
liegenden Gegenſtand beſonders bearbeitet haben, oder 
ſonſt vorzügliche Kenntnis davon beſitzen. An den 


Sitzungen der ſtändiſchen Kommiſſionen ſteht ihnen im 


Fall einer ausdrücklichen Einladung gleichfalls Teil— 
nahme zu. 

1. S. Geſchäftsordnung der Kammer der Standesherren 
§ 62 (Veil. 4), der Kammer der Abgeordneten § 56 (Beil. 5). 

2. Eine Pflicht der Miniſter, vor der Kammer oder in 
einer Kommiſſion zu erſcheinen, beſteht nicht, abgeſehen von 
der Vorſchrift des § 111, nach welcher die einzelnen Miniſter 
den Ständen die Ausgaben für ihre Departements zu er— 
läutern haben. Die Miniſter können hiernach auch die Be⸗ 
antwortung von Interpellationen verweigern. Die geſchäft⸗ 
liche Behandlung ſolcher Anfragen iſt geregelt in der Geſchäfts— 
ordnung der Kammer der Abgeordneten §§ 46—50 (Beil. 5), 
der Kammer der Standesherren § 58 (Beil. 4). S. näheres 
in Gaupp⸗Göz S. 119. 


§ 170. Deputationen an die Stände und 
Deputationen derſelben. 


Deputationen kann die Ständeverſammlung weder 
annehmen, noch ohne Erlaubnis des Königes abordnen. 


. 


V. u. §§ 170—172. 157 


1. Auch die Kommiſſionen laſſen Deputationen nicht zu, 
Geſchäftsordnung der Kammer der Abgeordneten § 93 (Beil. 5). 

2. Auch Einzelnen iſt nach den Geſchäftsordnungen 
nicht geſtattet, perſönlich vor den Ständen zu erſcheinen. Ge— 
ſuche ſind an dieſelben ſtets ſchriftlich zu richten; Geſchäfts— 
ordnung der Kammer der Standesherren § 55, der Kammer 
der Abgeordneten § 42 (Beil. 4 und 5). 

3. Ueber die Ernennung der ſtändiſchen Depu⸗ 
tationen nach erfolgter Zuſtimmung des Königs ſ. Geſchäfts— 
ordnung der Kammer der Standesherren § 16, der Kammer 
der Abgeordneten § 94 (Beil. 4 und 5). 


§ 171. Form der Vorträge in den 
Kammern. 

Nur den Ministern oder kgl. Kommissarien, den 
Berichterstattern der ständischen Kommissionen und 
den Mitgliedern, welche einen Gegenstand zur Be- 
ratung in Antrag zu bringen (eine Motion zu machen) 


haben, steht die Befugnis zu, schriftliche Reden in 


der Versammlung abzulesen. Ausserdem finden bloss 
mündliche Vorträge statt. 

Aufgehoben; ſ. § 165 Note 1. Vgl. jest Geſchäftsordnung 
der Kammer der Standesherren § 67, der Kammer der Ab- 
geordneten § 66 (Beil. 4 und 5). 


§ 172. Geſetzesvorſchläge. Sanktion und 
Verkündigung der Geſetze. 

(J.) Gesetzesentwürfe können nur von dem 
Könige an die Stände, nicht von den Ständen an 
den König gebracht werden. Den Ständen ist aber 
unbenommen, im Wege der Petition auf neue Gesetze 


158 B. U. § 172. 3 


sowohl, als auf Abänderung oder Aufhebung der des 
stehenden anzutragen. as 

(II alt, VI neu.) Der König allein ſaukibt SS 
und verkündet die Geſetze unter Anführung der Ver⸗ 4 
nehmung des Geheimen Rats und der erfolgten gu- . 
ſtimmung der Stände. 8 a 

1. Abſ. I 16 durch Art. 6 des Verf. Geſ. vom 23. . 
1874 (Reg. Bl. S. 177) dahin abgeändert: 24 

(.) 892 Recht, Geſetze vorzuſchlagen, 
ſteht dem Könige wie jeder der beiden Kam: 
mern zu. a 

(I.) Geſetzesentwürfe über Auflegung 
von Steuern, über die Aufnahme von An⸗ 
lehen, über die Feſtſtellung des Staatshaus⸗ 
halts oder über außerordentliche, im Etat 
nicht vorgeſehene Ausgaben können nur 
vom Könige ausgehen. Auch können Aus⸗ 
gabepoſten nicht über den Betrag der von 
der Regierung vorgeſchlagenen Summe er⸗ 
höht werden. 82 

(III.) Von Kammermitgliedern ausgehende 
Geſetzesvorſchlaäge müſſen in der erſten 
Kammer von mindeſtens fünf, in der zweiten 
Kammer von mindeſtens fünfzehn Mitglie- 
dern unterzeichnet ſein. 

(IV.) Auf die von der einen Kammer auf 
einen Geſetzesvorſchlag gefaßten Beſchlüſſe 
finden die Beſtimmungen der §§ 179 Abſ. 1 
und 182 Anwendung. 


BU. §§ 172, 173. 459 


(V.) Den Ständen bleibt unbenommen, 
auch im Wege der Petition auf neue Geſetze 
ſowohl als auf Abänderung oder Aufhebung 
der beſtehenden anzutragen. 


2. Abſ. II alt ijt durch die Abänderung des Abſ. I nun⸗ 
mehr zum Abſ. VI des § 172 geworden. In demſelben find 
die Worte „Geheimen Rats“ durch „Staatsminiſteriums“ erſetzt; 
ſ. Art. 8 und 9 des Verf. Geſ. von 1876 (Beil. 3). 
0 3. In Abſ. IV muß es ftatt § 179 Abſ. 1 heißen § 179 
Satz 1. 

4. val. im übrigen § 88 mit Noten und G. O. der K. d. 
St. §§ 51 ff., der K. d. Abg. §§ 17 ff. (Beil. 4 und 5). 


8 173. Verweiſung fol. Anträge an eine 
: Kommiſſion. 


(J.) In der Regel soll kein Gegenstand der Be- 
ratung in derselben Sitzung, worin der Antrag dazu 
gemacht wird, zur Verhandlung und Abstimmung 
gebracht werden. Wenn jedoch drei Vierteile der 
Mitglieder einstimmen, kann ein Gegenstand für so 
dringend oder so unwichtig erklärt werden, dass 
von jener Regel abgegangen werden darf. 

(II.) Kgl. Anträge sind, ehe sie zur Beratung 
in der Versammlung kommen können, an Kommis- 
sionen zu verweisen, welche über deren Inhalt 
Vortrag zu erstatten haben. 


4 8 173 Abſ. I ijt aufgehoben; ſ. § 165 Note 1. 
2. § 173 Abſ. II 1 durch Art. 7 des Verf. Geſ. vom 
23. Juni 1874 (Reg. Bl. S. 177) dahin abgeändert: 


(II.) „Kgl. Anträge ſind, wenn dies von 
ſeiten der Regierung vor der Beſchlußnahme 


160 V. U. §§ 173—176. 


über ihre Geſchäftsbehandlung verlangt : 
wird, an eine Kommiſſion zu verweijen” — 


3. Im übrigen können die den Kammern zur Beſchluß⸗ 
faſſung unterſtellten Gegenſtände nach deren Ermeſſen zur 
Vorberatung an eine Kommiſſion verwieſen werden; val. Ge- * 
ſchäftsordnung der Kammer der Standesherrn §$ 41 ff., der 
Kammer der Abgeordneten §§ 17 ff. (Beil. 4 und 5). 


§ 174. Abstimmung. & 

Bei der Abstimmung ist der Antrag, mit den 

während der Beratschlagung in Vorwurf gekommenen 

Modifikationen, in einzelne, einfache Fragen so auf- 

zulösen, dass jedes Mitglied durch blosse Bejahung 
oder Verneinung seine Stimme abgeben kann. 


Aufgehoben; ſ. § 165 Note 1. Vgl. jetzt Geſchäftsordnung 
der Kammer der Standesherren §§ 71 ff., der Kammer der 
Abgeordneten §§ 76 ff. (Beil. 4 und 5). 


§ 175. Vollſtändige Beſetzung iſt Voraus⸗ 
ſetzung eines gültigen Beſchluſſes. N 
Zu Faſſung eines gültigen Beſchluſſes wird in jeder 
Kammer, die zur vollſtändigen Beſetzung derſelben 
(§ 160) notwendige Anzahl von Mitgliedern erfordert. 


Vgl. Geſchäftsordnung der Kammer der Standesherren 
§ 79, der Kammer der Abgeordneten § 87 (Beil. 4 und 5). 


§ 176. Abſolute und relative Stimmen— 
mehrheit; Zweidrittelmehrheit bei Ver⸗ 
faſſungsänderungen. 


Die Beſchlüſſe werden nach der Stimmenmehrheit, 
welche nach Beſchaffenheit des Gegenſtandes eine ab— 


8 176. 161 


ſolute oder relative ſein kann, abgefaßt, ſo daß im 


Falle der Stimmengleichheit der Präſident den Aus— 
ſchlag gibt. Wenn jedoch von Abänderung irgend eines 
Punktes der Verfaſſung die Rede iſt, ſo iſt die Bei— 
ſtimmung von zwei Dritteilen der anweſenden Mit⸗ 
glieder in beiden Kammern notwendig. 


1. Es iſt nicht ganz klar, was in Satz 1 mit den Worten 
„welche nach Beſchaffenheit des Gegenſtands eine abſolute oder 
relative ſein kann“ geſagt werden will. Doch iſt anzunehmen, 
daß gemeint iſt, die Kammer habe eben im einzelnen Fall nach 


Zbweckmäßigkeitsrückſichten zu entſcheiden, ob die Stimmen⸗ 


mehrheit eine abſolute oder relative ſein ſoll, falls nicht in 
der Verfaſſung ſelbſt darüber eine bindende Vorſchrift enthalten 
iſt. Daß die Frage auch für alle Fälle, wo die Verfaſſung 
nichts vorſchreibt, durch die Geſchäftsordnung geregelt werden 
kann, erſcheint zweifellos (vgl. Geſchäftsordnung der Kammer 
der Standesherren § 79 Abſ. II (Beil. 4), wonach die Be— 
ſchlüſſe, ſoweit nicht für beſtimmte Fälle eine größere Mehr— 
heit erfordert wird, mit abſoluter Stimmenmehrheit gefaßt 
werden, während § 87 der Geſchäftsordnung der Kammer der 
Abgeordneten (Beil. 5) den Wortlaut des § 76 der V. U. 


wiederholt). 


Satz 1 bezieht ſich trotz des etwas engen Worts „Be— 
ſchlüſſe“ zweifellos auch auf die von den einzelnen Kammern 
vorzunehmenden Wahlen, ſoweit für dieſe nichts beſonderes 
in der V. U. beſtimmt ijt (wie in § 164 für die Wahl des 
Vizepräſidenten der erſten und des Präſidenten und Vize— 
präſidenten der zweiten Kammer und der Schriftführer der 
beiden Kammern). Es ſteht alſo im Ermeſſen der einzelnen 
Kammern, ob ſie die Wahlen (es kommen in Betracht die 
Wahlen des Regiſtrators und der Kanzelliſten jeder Kammer; 
§ 193 Abſ. II) mit abſoluter oder relativer Mehrheit vor— 
nehmen wollen; die Geſchäftsordnungen enthalten darüber 
nichts. Nach der beſtehenden Gewohnheit wird relative Mehr— 
heit als genügend angenommen (ngl. über die Frage beſonders 
Verhandlung der Kammer der Abgeordneten 1854 — 1855, 
I. Beil. Band, 1. Abt. S. 431, 652 ff., II. Prot. Band S. 952 ff.) 


Bazille⸗Köſtlin, Verfaſſungsurkunde. 11 


162 V. U. § 176. 


Eine Stichentſcheidung durch den Präſidenten kommt bei d 
Wahlen nicht in Betracht; vgl. Geſchäftsordnung der Kamm 
der Standesherrn § 81 (Beil. 4), der Kammer der Abgeor 
neten § 92 (Beil. 5). 

Ueber die von beiden Kammern gemeinſam vor; 
nehmenden Wahlen vgl. Note 1 zu §S 190. 


2. Der Präſident hat, abgeſehen vom Stichentſcheid 11 5 2 
Stimmengleichheit, keine Stimme. Ueber den Stichent⸗ 
ſcheid des Präſidenten der zweiten Kammer bei dcr, 
willigung im Falle der Durchzählung der Stimmen der beiden 
Kammern ſ. § 181 Ziff. 3. 1 


3. Unter Punkten der Verfüſſung find nur Beſtimmunge q 
zu verſtehen, welche formell in der V. U. enthalten ſind oder 
welchen, obgleich ſie in einem einfachen Geſetz enthalten ſind, 
ausdrücklich die formelle Kraft einer Verfaſſungsnorm beigelegt N 
worden iſt; auf Normen anderer Art, auch wenn ſie ihrer * 
Natur nach, namentlich mit Rückſicht auf die Folgen für den a 
öffentlichen Rechtszuſtand noch ſo wichtig jein ſollten, findet 
dagegen die Vorſchrift keine Anwendung (dagegen liegt eine 
Verfaſſungsänderung auch dann vor, wenn zwar der Wortlaut 
der V. U. beſtehen bleibt, materiell aber — für den Wirkungs⸗ a 
kreis des Geſetzes — die Verfaſſung geändert wird). Im 
ubrigen ijt, ſoweit es ſich um eine Textesänderung handelt, * 
zu unterſcheiden. Soll die an die Stelle der mit einer Mehr⸗ . 4 
heit von zwei Dritteln aufgehobenen Norm tretende Be⸗ 
ſtimmung ſelbſt wieder eine Verfaſſungsnorm werden, ſo be⸗ * 
darf es zur Beſchlußfaſſung über dieſe neue Vorſchrift wiederum 
einer Mehrheit von zwei Dritteln, während im entgegengeſetzten Ye 
Falle die einfache Stimmenmehrheit genügt, und dann auch die 
neue Norm ſelbſt wieder der Abänderung durch einfache Mehr⸗ 
heit unterliegt. Bei einem Entwurfe, welcher ſeinem ganzen 
Inhalte nach Verfaſſungsgeſetz werden ſoll, iſt der Vorſchrift 
des § 176 genügt, wenn auch nur bei der Schlußabſtimmung 
die Zweidrittelsmehrheit ausdrücklich feſtgeſtellt wird, ſollte 
auch bei einzelnen Artikeln eine ſolche nicht vorgelegen haben 
oder nicht feſtgeſtellt worden ſein. Sollen dagegen nur einzelne 
Beſtimmungen eines Entwurfs Verfaſſungsnorm werden oder 
an die Stelle einer ſolchen treten, fo bedarf es für dieſe einer 
ſpeziellen Feſtſtellung der erforderlichen Mehrheit. maa 25 


“a 
94 


* 


Meinungsverſchiedenheit uber die Vorfrage, ob es fic) um eine 
Verfaſſungsänderung handle, ſo entſcheidet hierüber nach der 
beſtehenden Uebung die einfache Mehrheit, wodurch die ganze 
* des § 176 Satz 2 umgangen werden kann (Gaupp— 
Göz S. 115, 116, Verhandlungen der Kammer der Abgeord— 
neten 18951899 Beilagen-Band IX Seite 1 ff.). 

4. Ueber Verfaſſungsänderung während einer Reich s- 
verweſung ſ. § 15. 


§ 177. Abgeſonderte Verhandlungen der 
einzelnen Kammern; gemeinſame vertrau— 


liche Beſprechungen beider Kammern. 

Die zum Wirkungskreiſe der Stände gehörigen An- 
gelegenheiten werden in jeder Kammer beſonders ver— 
handelt. Doch können, um eine Ausgleichung verſchie— 
dener Anſichten zu verſuchen, beide Kammern ſich mit— 
einander zu vertraulichen Beſprechungen, ohne Protokoll— 
führung und Beſchlußnahme, vereinigen. 

1. Ueber den Fall, daß bei Eröffnung des Landtags eine 
der beiden Kammern nicht beſchlußfähig iſt, vgl. § 161. 

2. Die vertraulichen Beſprechungen haben niemals prak— 
tiſche Bedeutung erlangt. Solche vertrauliche Beſprech— 
ungen ſind auch verlangt vor einer Verwilligung von Abgaben 
und im Falle einer auf zwei ſich folgenden Landtagen fort⸗ 
dauernden Meinungsverſchiedenheit beider Kammern (§§ 181 
Ziff. 1, 183). 

3. Ueber die von den vertraulichen Beſprechungen zu 
ſcheidenden Fälle, in welcher die beiden . z u 
einer Verſammlung zuſammentreten, 8 160 
(Eröffnung des Landtags), S$ 190, 193, 196 Gun 
Wahlen), § 191 (Ablegung des Rechenſchaftsberichts des Aus⸗ 
ſchuſſes); endlich iſt eine gemeinſame Verſammlung üblich bei 
der Schließung der Ständeverſammlung. 


164 V. u. §§ 177—179. 


Kammern ift das in § 181 Ziff. 3 vorgeſchriebene Verfahren 
der Durchzählung Sere Stimmen beider Kammern. 
5. Vgl. Aeußere Geſchäftsordnung § 9 (Beil. 4). 


4. Nicht zu e mit dem Zuſammentritt beider ; 
7 
2 


§ 178. Einbringung von Geſetzentwürfen 


bei der einen oder andern Kammer nach Be⸗ 

lieben des Königs; Vorrang der zweiten 
Kammer beim Etatsgeſetz. 

Es hängt von dem Könige ab, die Geſetzesentwürfe 


oder andere Vorſchläge an die erſte oder an die zweite 


Kammer zu bringen, ausgenommen, wenn ſie Ver⸗ 
willigung von Abgaben betreffen; in welchem Falle 
ſolche immer zuerſt an die zweite Kammer gelangen. 


Unter Geſetzentwürfen, die Verwilligung von Abgaben be— 
treffen, ſind hier nur die Etatsgeſetze ($$ 109 ff.) zu verſtehen. 


S$ 179. Gegenſeitige Mitteilung der Be⸗ 

ſchlüſſe vorgeſchrieben, abgeſehen von Pe— 

titionen, Beſchwerden und Anklagen wegen 
Verfaſſungsverletzung. 

Die von der einen Kammer gefaßten Beſchlüſſe wer⸗ 
den der andern zu gleichmäßiger Beratung mitgeteilt. 
Nur zu Ausübung des Rechts der Petitionen und Be— 
ſchwerden, ſowie zu einer Anklage wegen verletzter Ver- 
faſſung (§ 199) ijt jede Kammer auch einzeln be- 
rechtigt. 


1. Ueber Petitionen der Stände ſ. § 12 24 (dunſche) 
und § 172 Abſ. V, über Beſchwerden der Stände § 124, 


ou 


. 1 
* 4 
* — 


V. Uu. §§ 179-181. 165 


uber Beſchwerden des ſtändiſchen Aus ſchuſſes 
§ 188 Abſ. I. 
2. Vgl. Aeußere G. O. §$ 17, 18 (Beil. 4). 


§ 180. Beſchlußfaſſung in der andern 
Kammer; Vornahme von Modifikationen. 

Die Kammer, an welche die Mitteilung geſchieht, 
kann den Antrag der mitteilenden verwerfen oder an— 
nehmen, und zwar entweder unbedingt, oder mit beige— 
gefügten Modifikationen. Die Verwerfung muß aber 
jederzeit mit Anführung der Gründe geſchehen. 

Der Ausdruck „Antrag“ iſt ungenau. Die mitteilende 


Kammer ſtellt bei der anderen keinen Antrag, ſondern teilt 
einen Beſchluß mit. 


§ 181. Beſondere Beſtimmung über Be— 
ſchlußfaſſung bei Abgabenverwilligungen. 
Von der vorſtehenden Regel (§ 180) macht die Ab— 
gabenverwilligung eine Ausnahme in folgenden Punkten: 
1. Eine Abgabenverwilligung wird in der zweiten 
Kammer, nach der von ihr in Gemäßheit des 
S 110 vorgenommenen Unterſuchung, in Bera- 
tung gezogen, und nach vorgängiger vertraulicher 
Beſprechung mit der erſten Kammer G 177) Be⸗ 
ſchluß darüber in der zweiten gefaßt; 
2. dieſer Beſchluß wird ſodann der erſten Kammer 
mitgeteilt, welche denſelben nur im ganzen, ohne 
Aenderung, annehmen oder verwerfen kann; 


166 V. U. SS 181, 182. 


3. erfolgt das letztere, ſo werden die bejahenden 
und die verneinenden Stimmen beider Kammern 


zuſammengezählt, und nach der Mehrheit ſämt⸗ 


licher Stimmen wird alsdann der Ständebeſchluß 
abgefaßt. Würde in dieſem Falle Stimmengleich⸗ 
heit eintreten, ſo hat der Präſident der zweiten 
Kammer die Entſcheidung. 

1. Darüber, daß Geſetzesvorſchläge über Abgabenverwilli⸗ 
gung nur vom König ausgehen können, vgl. § 172 Abſ. II, 
daß ſie bei der II. Kammer einzubringen ſind, ſ. § 178. 

2. Die vertrauliche Beſprechung nach Ziff. 1 iſt in Abgang 
gekommen. 


3. Die Beſtimmung der Ziff. 2, wonach die IL. Kammer 


Aenderungen an dem von der Abgeordnetenkammer gefaßten 
Beſchluß über Abgabenverwilligung nicht vornehmen kann, iſt 
für die neue Einkommenſteuer (Geſ. v. 8. Aug. 1903, 
Reg. Bl. S. 261) durch Art. 19 Abſ. II dieſes Geſ. in ihrer 
Wirkung beſchränkt worden, indem — allerdings nur unter ge⸗ 


wiſſen Umſtänden — eine Erhebung der Einkommenſteuer in 


einem höheren als dem in Art. 18 beſtimmten Einheitsſatze 
der ordentlichen Geſetzgebung vorbehalten bleibt, wo⸗ 
bei alſo die I. Kammer nach § 180 der V. U. das Recht zur 
Vornahme von Aenderungen hat (ogl. über die Entſtehungs⸗ 
geſchichte dieſes Art. 19 Abſ. II Piſtorius, Geſetz, betr. die 
Einkommenſteuer, Ravensburg 1903, S. 114 ff.). 


$ 182. Nur übereinſtimmende Beſchlüſſe 
können an den König gebracht und von ihm 
beſtätigt werden. 

In allen andern Fällen gilt der Grundſatz, daß nur 
ſolche Beſchlüſſe, worüber beide Kammern, nach gegen— 
ſeitiger Mitteilung einverſtanden ſind, an den König 
gebracht und von dem Könige beſtätigt werden können. 
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Iſt ein übereinſtimmender Beſchluß zuſtande gekommen, ſo 
ſoll er nach § 10 der K. Verordn. iiber die äußere Geſchäfts— 
ordnung vom 23. Oktober 1841 (Beil. 4) von jeder Kammer 
beſonders der Regierung vorgelegt, im anderen Falle von 
jeder Kammer eine Anzeige gemacht werden. Nach der be— 
ſtehenden Uebung werden jedoch die übereinſtimmenden Be⸗ 
ſchluſſe in der Form einer gemeinſchaftlichen an den König 


gerichteten Adreſſe dem Staatsminiſterium (§ 126) übergeben, 


welches ſie dem König vorlegt. 


8 183. Verfahren im Fall der Nichtüber⸗ 


einſtimmung der beiden Kammern. 

Der von der einen Kammer verworfene Antrag der an— 
dern kann auf demſelben Landtage nicht wiederholt wer— 
den. Wird aber ein ſolcher Antrag bei der nächſten 
Ständeverſammlung erneuert und abermals verworfen, ſo 


treten die zwei Kammern zu einer vertraulichen Beſpre— 


chung über den Gegenſtand zuſammen. Sollte auch hie— 
durch die Verſchiedenheit der Anſichten nicht ausgeglichen 
werden, ſo haben die Kammern, wenn die Frage einen 
ihnen von dem Könige zugekommenen Gegenſtand be— 
trifft ihre Nichtübereinſtimmung dem Könige bloß an— 
zuzeigen, woferne ſie nicht miteinander übereinkommen, 


die Entſcheidung dem Könige zu überlaſſen. 


1. Ueber den Ausdruck „Antrag“ ſ. Note zu § 180. 
; 2. Ueber die praktiſche Bedeutungsloſigkeit der vertrau- 
lichen Beſprechungen ſ. Note 2 zu § 177. 


§ 184. Schutz der Ständemitglieder gegen 
Unterſuchung und Verhaftung während der 
Sitzungsperiode. 

Kein Mitglied der beiden Kammern kann wäh- 
rend der Dauer der Ständeversammlung ohne Ein- 


168 BU. § 184. 


— 


willigung der betreffenden Kammer zu Verhaft ge- 


bracht werden, den Fall der Ergreifung auf frischer 
Tat wegen eines Verbrechens ausgenommen. iin 


letzterem Fall ist aber die Kammer von der ge- 


schehenen Verhaftung mit Angabe des Grundes un- 


verzüglich in Kenntnis zu setzen. Bee 
Durch Art. 8 des Verf. Geſ. vom 23. Juni 1874 8 
(Reg. Bl. S. 177) dahin abgeändert: Bs 
(l.) Kein Mitglied der Ständeverſamm⸗ 


lung kann während der Dauer der Sitzungs⸗ et 
periode ohne Genehmigung der betreffenden 


Kammer wegen einer mit Strafe bedrohten 
Handlung zur Unterſuchung gezogen oder 
verhaftet werden, außer wenn es bei Aus⸗ 
übung der Tat oder im Laufe des nachſtfol. 
genden Tages ergriffen wird. ; 

(II.) Gleiche Genehmigung ist bei einer 
Verhaftung wegen Schulden erforderlich. 

(III.) Auf Verlangen der Kammer wird 
jedes Strafverfahren gegen ein Mitglied 
derſelbenundjede Unterſuchungs-oder zivil 
haft für die Dauer der Sitzungsperiode eer 
gehoben. 

1. Weitere Vorſchriften zum Schutz der Stände⸗ 
mitglieder find enthalten im R. Str. G. B. § 105 (Verſuch 
der Sprengung der Verſammlung, der Nötigung derſelben zur 
Faſſung oder Unterlaſſung von Wee der gewaltſamen 
Entfernung von Mitgliedern aus ihr); $$ 106 und 339 (Ver⸗ 


hinderung eines Mitglieds ſich an den Drt der Verhandlung 
zu begeben oder zu ſtimmen!. 
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2. Die Vorſchriften des Abſ. I und III find durch die 
R. Str. P. O. nicht aufgehoben worden, da § 6 Abſ. II Ziff. 1 
des Einf. Geſ. zu derſelben beſtimmt: „Unberührt beiben die 
landesgeſetzlichen Beſtimmungen: 1. über die Vorausſetzungen, 
unter welchen gegen Mitglieder einer geſetzgebenden Ver— 
ſammlung während der Dauer einer Sitzungsperiode eine 
Strafverfolgung eingeleitet oder fortgeſetzt werden kann.“ 

3. Abſ. I-III ſind vollſtändig dem Art. 31 der R. V. 
nachgebildet und deshalb auch wie dieſer zu erklären mit Aus— 
nahme des Wortes „Sitzungsperiode“ (ſ. u. Note d zu Abſ. D; 
ogl. namentlich Laband I S. 329 ff. 

a) Die Genehmigung des Landtags iſt eine ſtrafprozeſſuale 
Vorausſetzung oder Bedingung, ohne welche die Be⸗ 
hörden eine ſtrafgerichtliche Unterſuchung nicht eröffnen 
bezw. vornehmen dürfen. 

Die Verjährung der Strafverfolgung ruht während 
der Zeit, in welcher auf Grund dieſer Beſtimmung die 
Strafverfolgung nicht begonnen oder nicht fortgeſetzt 
werden kann; § 69 des R. Str. G. B. in der Faſſung 
nach dem Geſ. vom 26. März 1893, R. G. Bl. S. 133. 
c) Auf die Feſtnahme eines Landtagsmitglieds zum Zwecke 
der Vollſtreckung einer rechtskräftig erkannten Frei⸗ 
heitsſtrafe kann die Vorſchrift ihrem Wortlaute nach 
keine Anwendung finden. 

Die Frage, was unter Sitzungsperiode zu ver— 
ſtehen ijt, wird für den Art. 31 der R. V. dahin aus⸗ 
gelegt, daß der durch den Artikel gewährte Schutz der 
Reichstagsmitglieder auch während einer Vertagung 
des Reichstags beſteht (Urteil des III. Strafſenats 
des Reichsgerichts vom 25. Februar 1892, Laband 
a. a. O. S. 332); nach dem Weſen des Württ. Land— 
tags muß dagegen angenommen werden, daß hier das 
Wort „Sitzungsperiode“ ſo zu verſtehen iſt, daß es 
die Zeit nicht umfaßt, während welcher die Stände 
durch den König gemäß § 186 Abſ. II vertagt ſind. 
In dieſer Zeit genießen alſo die Ständemitglieder die 
Immunität nicht; val. beſonders Beſchluß des Straf— 
ſenats des Oberlandesgerichts Stuttgart vom 24. März 
1897, Jahrbücher der württ. Rechtspflege Bd. 9 S. 201 


b 
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Dar Ig; 
Zu Abſ. I. 


c 


Zu Abſ. IJ. 


Zu Abſ. III. 
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und die dort angeführte Literatur; "By _indejjen auch 
Verhandlungen der K. d. Abg. vom 1. Februar 1905 
S. 1251 und vom 17. Juni 1905. 
Dieſer Abſatz iſt jetzt erſetzt durch die bezüglichen Ber 9 
ſtimmungen der Z. P. O. über die Verhaftung wegen Verwei⸗ 
gerung des Offenbarungseids, und 99 des perſön⸗ . 
lichen, Sicherheitsarreſtes, nämlich § 904 Ziff. 1 und § 933, 
wo beſtimmt iſt: . 
§ 904 Ziff. 1. „Die Haft ijt unſtatthaft: 1. gegen Mit 
glieder einer deutſchen geſetzgebenden Verſammlung während 
der Sitzungsperiode, ſofern nicht die Verſammlung die Voll⸗ 
ſtreckung genehmigt. 4 
§ 933. „Die Vollziehung des perſönlichen Sicherheits⸗ 0 
arreſtes richtet ſich, wenn ſie durch Haft erfolgt, nach den 
Vorſchriften der §$ 904 — 913 (hier ijt allein maßgebend § 904 2 
Ziff. 1) und, wenn ſie durch ſonſtige Beſchränkung der per⸗ 
ſönlichen Freiheit erfolgt, nach den vom Arreſtgerichte zu a 
treffenden beſonderen Anordnungen, für welche die Delia es 
kungen der Haft maßgebend find.” 
a) Bezüglich der Bedeutung des Worts ,Sitangsperide’ 
ſ. oben zu Abſ. J lit. d. 
b) Die lateiniſch gedruckten Worte „oder Zivilhaft“ ud 
jest erſetzt durch § 905 Ziff. 1 der B.BO., die lautet: 
„Die Haft wird unterbrochen 1. gegen Mitglieder einer 
deutſchen geſetzgebenden Verſammlung für die Dauer 
der Sitzungsperiode, wenn die Verſammlung die Frei⸗ 
laſſung verlangt.“ 
Auf eine Strafvollſtreckung kann Abſ. III nicht 
bezogen werden, weil dieſelbe erſt nach Beendigung des 
Strafverfahrens eintritt, nicht mehr zum Strafver⸗ 
fahren ſelbſt gehört und weil die ausdrückliche * 
vorhebung „jeder Unterſuchungs⸗ oder Zivilhaft“ es 
unzweifelhaft macht, daß die Strafhaft dieſer Regel 
nicht mit unterworfen werden ſollte. 


C 


$185. Verantwortlichkeit d. Ständemitglieder. 


(J.) Niemand kann wegen seiner, in der Ständever- 
sammlung gehaltenen Vorträge und gegebenen Abstim- 
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. mungen zur Verantwortung gezogen werden. Jedoch 
sind Beleidigungen oder Verleumdungen der Regie- 
1 rung, der Stiindeversammlung oder einzelner Per- 
sonen der Bestrafung nach den bestehenden Gesetzen 
in dem ordentlichen Wege des Rechts unterworfen. 


(II.) Verfehlungen gegen die Gesetze des An- 
Standes oder der innern Polizei oder gegen die Ge- 
schäftsvorschriften hat der Präsident zu bemerken 
und, wenn sie bedeutend sind, solche zur Kenntnis 
der Kammer zu bringen, welche nach Beschaffen- 
heit der Umstände ihre Missbilligung ausdrücken, 
Verweis erteilen, oder auch Widerruf verlangen kann. 


Abs. II dieſes Paragraphen iſt aufgehoben (ſ. Note 1 
zu § 165), an Stelle des Abſ. I pid nach Art. 9 des Verf.⸗ 
Geſ. vom 23. Juni 1874 (Reg. Bl. S. 177) folgende Beſtim⸗ 
mung getreten: 

(J.) Kein Ständemitglied darf zu irgend 
einer Zeit wegen ſeiner Abſtimmung oder 
wegen der in Ausübung ſeines Berufs ge 
tanen Aeußerungen gerichtlich oder diszipli— 
nariſch verfolgt oder ſonſt außerhalb der 
Ständeverſammlung zur Verantwortung 
gezogen werden. 

(II.) Dagegen hat, wenn ein Ständemit⸗ 
glied ſeine Stellung in der Kammer zu 
einer Beleidigung oder Verleumdung der 
Regierung, der Stände oder einzelner Per⸗ 
ſonen mißbraucht, die betreffende Rammer 
dies zu rügen. 
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1. Der Abſ. J neu wiederholt einerſeits vollſtändig den mt 


. 


Art. 30 der HB. (abgeſehen natürlich von den Worten 
„Ständemitglied“, an Stelle deren in der R. V. „Mitglied des 
Reichstages“ ſteht), 1 iſt er beinahe gleichlautend 
mit § 11 des R. Str. G. B. Der letztere lautet: 


„Kein Mitglied eines Landtags oder einer Kammer 955 
eines zum Reich gehörigen Staats darf außerhalb der 
Verſammlung, zu welcher das Mitglied gehört, wegen 


ſeiner Abſtimmung oder wegen der in Ausübung ſeines 


Berufs getanen Aeußerungen zur Verantwortung ge: 


zogen werden.“ 

2. Aus der Uebereinſtimmung mit § 11 des R. Str. G. B. 
ergibt ſich folgendes: Es fragt ſich, ob der Abſ. J des Art. 9 
des ee vom 23. Juni 1874 ſich dem Sinn nach mit 
dieſem § 11 deckt oder ob er durch die Aufnahme der nicht 


in dem § 11 ſtehenden Worte „gerichtlich oder disziplinariſch— 


verfolgt oder ſonſt“ über dieſen § 11 hinausgeht. Aus den 
Motiven zu Art. 9 (Verhandlungen der K. d. Abg. 1870/74, 
1. Beil. Bd., 4. Abt., S. 1817) ijt die Abſicht eines Hinausgehens 
über den Sinn des § 11 nicht zu entnehmen; es iſt dort vielmehr 
geſagt, durch die neue Beſtimmung werde, um einen gleichmäßigen 
Rechtszuſtand für die Beteiligten herbeizuführen, die Verfaſſungs⸗ 
beſtimmung über den Schutz der Redefreiheit und der perſön⸗ 
lichen Freiheit der Ständemitglieder mit den einſchlägigen Be- 
ſtimmungen der R. V. bezw. mit dem Art. 11 des R. Str. G. B. 
in Einklang gebracht. Daraus wäre zu ſchließen, daß die Re⸗ 
gierung den § 11 Str. G. B. jo ausgelegt hat, daß nach ihm 
der Abgeordnete jeder im rechtlichen Verfahren feſtzuſtellenden 
Verantwortung entzogen ſein ſolle, alſo der ſtrafrechtlichen 
und disziplinariſchen ſowohl wie der zivilrechtlichen. Dieſe 
Auffaſſung entſpricht auch der gewöhnlichen Auslegung des 
§ 11 des R. Str. G. B., vgl. Olshauſen, Kommentar, 6. Aufl., 
Note 4 zu § 11. Iſt dieſe Auslegung richtig, ſo deckt ſich 
dem Sinn nach der Abſ. I völlig mit dem § 11 R. Str. G. B. 
und iſt demnach hinfällig, da Landesgeſetze, welche Rechtsſätze, 
die in einem Reichsgeſetz enrages ſind, wiederholen, unſtatt⸗ 
haft und wirkungslos ſind; Laband II S. 105 (dieſe unſtatthafte 
Wiederholung der Beſtimmung des § 11 des R. Str. G. B. 
findet ſich allerdings auch in anderen Verfaſſungsge ſo 
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1 in dem Sächſ. Verf. Geſ. vom 12. Oktober 1874 und in der 


braunſchweigiſchen Geſchäftsordnung Art. 59). — Iſt dieſe Er— 
klärung des § 11 des Str. G. B. aber unrichtig, umfaßt der 
8 11 alſo nicht die disziplinäre und die zivilrechtliche Verant⸗ 
wortung, ſo iſt jedenfalls die Beſtimmung des Abſ. I, ſoweit 
ſie ſich auf die zivilrechtliche Verantwortung bezieht, 
ungültig. Denn die Aufſtellung zivilrechtlicher Rechtsſätze 
5 kommt den Landesgeſetzen, ſoweit nicht ein beſonderer Vor— 
behalt des Reichsrechts beſteht, nicht zu; ſoweit ſich Abſ. 1 
dagegen auf disziplinäre Verantwortung bezieht, 
würde er gültig ſein, allerdings nur im Bereiche der witrttem- 
bergiſchen Disziplinargewalt. 
4 3. Abſ. I neu in ſeinem ganzen Umfang ſtellt alfo 
jedenfalls kein württembergiſches Verfaſſungsrecht dar; ja 
ſelbſt die Frage, ob er wenigſtens teilweiſe gilt (bezüglich 
des Wortes disziplinariſch), iſt eher zu verneinen als zu be— 
jahen; es iſt eine reine Auslegungsfrage bezüglich des § 11 
R. Str. G. B. Folgerichtig wäre Abſ. Jalſo auch hier nur injo- 
weit zu erläutern, als er möglicherweiſe württembergiſches 
Verfaſſungsrecht darſtellt. Der Wichtigkeit der Sache wegen 
ſollen hier aber einige Ausführungen über das . Recht 
überhaupt gegeben werden (ſ. namentlich Laband II S. 331). 


a) Unter den Worten „zur Verantwortung gezogen werden“, 
kann nur ein obrigkeitliches Ziehen zur Verant- 
wortung verſtanden werden, weil nur dieſes einen 
rechtlichen Charakter hat (Gegenſatz iſt die politiſche 
Verantwortung, welche von dem Ständemitgliede durch 
Fraktionen, Wahlkomites, Wählerverſammlungen, poli— 
tiſche Vereine, Organe der Preſſe u. ſ. w. etwa ge- 
fordert wird. Eine ſolche Forderung kann rechtlich 
nicht erzwungen werden, iſt rechtlich aber auch nicht 
unterſagt). 

b) Von der Zeugnispflicht ſind die Ständemitglieder auch 

bezüglich der in Ausübung ihres Berufs getanen Aeuße— 

rungen nicht befreit. 

Zweifellos gilt die geſetzliche Unverantwortlichkeit auch 

für die Abſtimmungen und Aeußerungen in Ausübung 

der Mitgliedſchaft in einer Kommiſſion des Landtags 
oder im ſtändiſchen Ausſchuß. 


C 


— 
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Im übrigen vgl. die Auslegung des § 11 Str. G. B. 
in den Lehrbüchern und Kommentaren des deutſchen 
Strafrechts. 8 
4. Ueber die Verantwortlichkeit vor dem Staats 
gerichtshof ſ. §§ 195 ff. 2 
5. Zu Abſ. II iſt in dem II. Bericht der ſtaatsrechtlichen 
Kommiſſion der Kammer der Standesherrn bemerkt: „Wenn 
hier die Rüge als Pflicht der betreffenden Kammer bezeichnet 
wird, ſo iſt damit gewiß nicht ausgeſchloſſen, daß die Rüge 
nach Umſtänden auch von dem Präſidenten der Kammer er⸗ 
teilt werden kann, welcher ſchon durch ſeine Obliegenheit, für 
Aufrechterhaltung der Ordnung zu ſorgen und Verfehlungen 
gegen die Geſetze des Anſtands nicht zu dulden, ſich berufen 
fühlen kann, grobe Beleidigungen von Amts wegen zu rügen. 
Im übrigen iſt wohl unzweifelhaft, daß der durch eine se 

1 

5 

: 


ad 


Beleidigung oder Verleumdung Gekränkte einen Antrag auf 
Rüge an die Kammer ſtellen kann.“ 5 
Vgl. hierzu Geſchäftsordnung der Kammer der Abgeordneten 
vom 24. Juli 1875 §§ 5 und 67 (Beil. 5), Geſchäftsordnung 
der Kammer der Standesherrn vom 21. Juni 1878 § 238 
(Beil. 4). 


§ 186. Eröffnung, Entlaſſung (Schließung), 
Vertagung und Auflöſung der Ständever⸗ 
ſammlung. 3 


(I.) Der König eröffnet und entläßt die Stände⸗ 
verſammlung entweder in eigener Perſon, oder durch 
einen dazu bevollmächtigten Miniſter. 

(II.) Dem Könige ſteht auch das Recht zu, die Ver⸗ 
ſammlung zu vertagen oder ganz aufzulöſen. 

(III.) Im Falle der Auflöſung wird ſpäteſtens binnen 
ſechs Monaten eine neue Verſammlung einberufen wer- 
den; es iſt hiezu eine neue Wahl der Abgeordneten 


V. U. 


§ 186. 175 


nötig, bei welcher jedoch die vorigen Mitglieder wieder 
5 gewählt werden können. 
1. Ueber Einberufung des Landtags ſ. § 127. 
2. Ueber Eröffnung des Landtags ſ. auch § 160. 
3. Die Tätigkeit eines einmal eröffneten Landtags dauert 
ſo lange, bis derſelbe durch kgl. Befehl verta gt oder ge- 
ſchloſſen wird. Der Landtag ſelbſt kann ſeine Funktion 
nur inſoweit ausſetzen, als er die nächſte Sitzung auf einige 
Tage hinausſchiebt, während welcher Zeit dann die Stände als 
verſammelt gelten und die Mitglieder ihre Taggelder fortbeziehen. 
ia 4. Die Entlaſſung (Schließung) der Stände findet nach 
Herkommen im Zuſammentritt beider Kammern ſtatt. Mit 
ihr hört jede fernere Tätigkeit des Landtags auf. Von der 
Regierung hängt es ab, ob ſie in dem neuen Landtag die 
früher eingebrachten Geſetzentwürfe wieder einbringen will, 
8 wie die Wiederaufnahme der aus der Verſammlung hervor⸗ 
gegangenen Anträge, die Benützung begonnener Arbeiten von 
dem Ermeſſen der neuen Verſammlung abhängt. Die Schlie⸗ 
: ßung kann nur ſtattfinden, wenn die Stände verſammelt find. 
Sie ſteht ganz im Ermeſſen der Regierung. Ueber das Cin- 
3 ſetzen der Tätigkeit des Ausſchuſſes ſ. § 192. 
fi 5. Vertagung ijt der Befehl des Königs, die Sitzungen 
; auf unbeſtimmte Zeit oder bis zu einem beſtimmten Tag zu 
unterbrechen; die Geſchäfte werden deshalb nachher in der 
ge in der fie ſich bei der Vertagung befanden, wieder auf⸗ 
genommen. Mit Genehmigung der Regierung kann der Aus⸗ 
ſchuß ermächtigt werden, während der Vertagung Kommiſſionen 
zur Tätigkeit einzuberufen, und können die in Tätigkeit befind⸗ 
lichen Kommiſſionen ihre Arbeit fortſetzen. Während der Ver— 
tagung hört der Taggeldbezug der Abgeordneten auf, der 
Ausſchuß tritt in Wirkſamkeit. Die ganz im Ermeſſen der 
Regierung ſtehende Vertagung kann in derſelben Seſſion 
mehrmals erfolgen. — Ueber Hinausſchiebung der 
Sitzungen auf einige Tage ſ. Note 3. Darüber, daß 
die Ständemitglieder während der kgl. Vertagung keine Im⸗ 
munität genießen, ſ. Note 3 d zu § 184. 
6. Auflöſung: Sie kann adh geſchehen, wenn die 
Stände nicht verſammelt ſind. Wegen der Vorſchrift des 
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§ 192 über Erneuerung des Ausſchuſſes müßten jedoch in 
dieſem Fall die Stände zur Ausſchußwahl nochmals einbe⸗ 
rufen werden. Die Auflöſung hat die Wirkung, daß die 
Exiſtenz des Landtags dadurch aufgehoben wird, jo daß die 
auf Wahl beruhende Mitgliedſchaft erliſcht. 


§ 187. Ständiſcher Aus ſchuß. 


1 
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Solange die Stände nicht verſammelt ſind, beſteht, 


als Stellvertreter derſelben, ein Ausſchuß für diejenigen 
Geſchäfte, deren Beſorgung von einem Landtage zum 
andern zur ununterbrochenen Wirkſamkeit der Reprä⸗ 
ſentation des Landes notwendig iſt. 

1. Geſchichtliches: In der altwürtt. Verfaſſung war 
der ſtändiſche Ausſchuß ein Organ, welches den größten poli⸗ 
tiſchen Einfluß ausübte und allmählich den Landtag ganz aus 
ſeiner ordentlichen Wirkſamkeit verdrängt hatte. Sowenig 
dieſes aus der korporativen Grundlage der früheren Land— 
ſchaft hervorgewachſene Inſtitut in die neue repräſentative 
Verfaſſung paßte, und ſo manche ſchlimme Erinnerungen ſich 
an dasſelbe knüpften, ſo wurde der ſtändiſche Ausſchuß dennoch 
infolge des zähen Feſthaltens der württ. Verfaſſungspartei 
an dem „alten Recht“ im Jahre 1819 in die jetzt in Geltung 
befindliche Verfaſſung aufgenommen. Gaupp⸗Göz S. 119, 120. 

2. Außer in dieſem und den folgenden Paragraphen iſt 
der ſtändiſche Ausſchuß noch beſonders erwähnt: 


S 121 (monatliche Kaſſenberichte der Staatsſchuldenkaſſe an 
den Ausſchuß); 

$ 125 (Verbot an den Ausſchuß, die Stände zu umgehen); 

§ 159, 160 Abſ. II (Beſorgung des Legitimationsgeſchäfts 
durch den Ausſchuß); 

S$ 193 Abſ. VI Aufſicht des Ausſchuſſes über das ſtändiſche 
Amts- und Dienſtperſonal; 

§ 194 Beſoldung der Ausſchußmitglieder; 

§ 199 Anklage von Ausſchußmitgliedern vor dem Staats⸗ 


gerichtshof. 


V. U. § 188. 177 


(I.) In dieſer Hinſicht liegt dem Ausſchuß ob, die 


ihm, nach der Verfaſſung, zur Erhaltung derſelben zu— 


ſtehenden Mittel in Anwendung zu bringen, und hie— 
von bei wichtigen Angelegenheiten die in dem König— 
reich wohnenden Ständemitglieder in Kenntnis zu ſetzen, 
in den geeigneten Fällen bei der höchſten Staatsbehörde 
Vorſtellungen, Verwahrungen und Beſchwerden einzu— 
reichen, und nach Erfordernis der Umſtände, beſonders 
wenn es ſich von der Anklage der Miniſter handelt, 


um Einberufung einer außerordentlichen Ständever— 


ſammlung zu bitten, welche in letzterem Falle nie ver— 
weigert werden wird, wenn der Grund der Anklage 
und die Dringlichkeit derſelben gehörig nachgewieſen iſt. 

(II.) Außerdem hat der Ausſchuß am Ende der in 
die Zwiſchenzeit fallenden Finanzjahre nach Maßgabe 
deſſen, was § 110 feſtgeſetzt ijt, die richtige, der Ver— 


abſchiedung angemeſſene Verwendung der verwilligten 


Steuern in dem verfloſſenen Jahre zu prüfen, und den 
Etat des künftigen Jahrs mit dem Finanzminiſterium 
zu beraten. Auch ſteht dem Ausſchuſſe die Aufſicht über 
die Verwaltung der Staats⸗Schulden⸗Zahlungs-Kaſſe zu. 

(II.) Insbeſondere gehört es zu ſeinem Wirkungs— 
kreiſe, die für eine Ständeverſammlung ſich eignenden 
Geſchäftsgegenſtände, namentlich die Erörterungen vor— 
gelegter Geſetzesentwürfe, zur künftigen Beratung vor— 
zubereiten, und für die Vollziehung der landſtändiſchen 
Beſchlüſſe Sorge zu tragen. 


Bazille⸗Köſtlin, Verfaſſungsurkunde. 12 
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1. Zu Abſ. I: 


a) die von der Regierung (dem König und den Mini⸗ 
ſterien) erlaſſenen Verordnungen und Ver⸗ 
fügungen (8 89) hat der Ausſchuß auf ihre Geſetz⸗ 


und Verfaſſungsmäßigkeit zu prüfen; 

über das Verbot der Umgehung der Stände 

durch den Ausſchuß ſ. § 125; 

c) über Anklage der Miniſter ſ. §§ 193 ff. 

2. Zu Abſ. II: 

a) der Ausſchuß hat die Staatsrechnungen zu prü⸗ 
fen; über die Veränderungen, welche die Regierung 


b 


N 


1 


mit dem Kammergut vorgenommen hat, muß ihm 


jährlich Rechnung abgelegt werden (§ 107 Abſ. II); 


b) die Beratung des (von den Ständen bereits feſt⸗ 


geſtellten) Etats des künftigen Jahrs, des ſog. Ver⸗ 


waltungsetats, iſt außer Uebung gekommen; 
5 


heißt, ſ. §§ 120 ff.; 

d) im Zuſammenhang mit der Aufſicht über die Verwal⸗ 
tung der Staatsſchuldenkaſſe hat der Ausſchuß nach 
der beſtehenden Uebung auch die Aufnahme verab⸗ 


über die Kaſſe, die jetzt Staatsſchuldenkaſſe 


ſchiedeter Staatsanlehen unter Beiziehung des Finanz 


miniſters zu beſorgen. 

3. Zu Abſ. III. Die Vorbereitung der Erörterung künf⸗ 
tiger Geſeßentwürfe geſchieht jetzt durch die betr. Kommiſſionen 
der Kammern ſelbſt. Ueber Geſetzgebung ſ. § 88. 

4. Außer den erwähnten Geſchäften kommt dem 
Ausſchuß zu: 

a) die Prüfung der Legitimation der Ständemitglieder 

(S 159); 
b) die Aufſicht über das ſtändiſche Amts- und Dienſt⸗ 
perſonal (§ 193 Abſ. VI). 


§ 189. Grenzen der Zuſtändigkeit des 
ſtändiſchen Ausſchuſſes. 

Dagegen kann ſich der Ausſchuß auf ſolche Gegen— 

ſtände, welche verfaſſungsmäßig eine Verabſchiedung 


18 


* 


ahs VB. u. S$ 189, 190. 179 


gebungsanträge, Steuerverwilligungen, Schuldenüber⸗ 
nahmen und Militäraushebungen, nicht anderſt als auf 


eine vorbereitende Weiſe einlaſſen. 


1. Weitere Befugniſſe als die durch die Verfaſſung ge⸗ 


gebenen (ſ. S 188 und Noten hierzu) können dem Ausſchuß 


auch nicht durch Auftrag der Ständeverſammlung oder einer 


einzelnen Kammer übertragen werden. Innerhalb ſeines Ge— 
ſchäftskreiſes darf er zwar mit dem Staatsminiſterium und 


r 7 2 
2 


3 


* 


mit den einzelnen Miniſterien, nicht aber mit anderen Be- 


hörden verkehren. 


„Infolge der Reichsgeſetzgebung gehören die Militär⸗ 
aushebungen nicht mehr zu dem Geſchäftskreis der Stände. 
3. Geſetzgebung ſ. § 88. 
4. Steuerverwilligung ſ. § 109. 
5. Schuldübernahmen ſ. § 119. 


§ 190. Zuſammenſetzung des Ausſchuſſes; 
„Anweſende“ und „Abweſende“. 


(I.) Der ſtändiſche Ausſchuß beſteht aus zwölf Per⸗ 
ſonen, nämlich den Präſidenten der beiden Kammern, 
zwei Mitgliedern aus der erſten, und acht aus der 
zweiten Kammer. Die Wahl derſelben geſchieht von 
den zu dieſem Zwecke vereinigten Kammern nach rela- 
tiver Stimmenmehrheit auf die Zeit von einem ordent- 
lichen Landtage zum andern (auf drei Jahre), und iſt 
jedesmal dem Könige anzuzeigen. 

(II.) Ein in der Zwiſchenzeit abgehendes Ausſchuß— 
mitglied wird von der nächſten Verſammlung der Stände 
wieder definitiv erſetzt; bis dahin rückt an deſſen Stelle 
dasjenige Ständemitglied ein, welches bei der letzten Aus⸗ 
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ſchußwahl die meiſten Stimmen nach den Gewählten 


erhalten hatte. 
(III.) In Verhinderung der Präſidenten treten die 


Vizepräſidenten für ſie ein; ſind letztere ſchon Mitglie⸗ 


der des Ausſchuſſes, ſo werden deren Stellen auf die 
ſoeben feſtgeſetzte Weiſe erſetzt. 

(IV.) Sechs Mitglieder des Ausſchuſſes, die Präſi⸗ 
denten der beiden Kammern mit eingeſchloſſen, müſſen 
in Stuttgart anweſend ſein. Die übrigen ſechs Mit⸗ 
glieder können außerhalb Stuttgart ihre Wohnungen 


haben, und werden, ſo oft es die Umſtände erfordern, 


von den Anweſenden einberufen. 

. Die in Abſ. ſchon feſtgeſetzte Wahl nach relativer 
Stimmenmehrheit iſt für die im Zuſammentritte beider 
Ständekammern erfolgenden Wahlen (§§ 190, 193, 196) all⸗ 
gemein angeordnet worden durch das Geſetz, betr. den Wahl⸗ 
modus bei gemeinſchaftlichen Wahlen durch die vereinigten 
Kammern der Ständeverſammlung vom 6. Juni 1855 (Reg. Bl. 
S. 157), welches beſtimmt: 

„Um die Zweifel darüber, welche Mehrheit bei den im 
Zuſammentritte beider Ständekammern erfolgenden Wahlen 
erforderlich ſei, durch authentiſche Erläuterung zu beſeitigen, 
verordnen und verfügen Wir, nach Anhörung Unſeres 
Geheimen Rates nnd mit Zuſtimmung Unſerer getreuen 
Stände, wie folgt: 

Einziger Artikel. 5 

Bei den von der Ständeverſammlung im Zuſammentritte 
beider Kammern vorzunehmenden Wahlen entſcheidet relative 
Stimmenmehrheit. 

Unſere ſämtlichen Miniſter ſind mit der Vollziehung des 
gegenwärtigen Geſetzes beauftragt.“ 

2. Der Abſ. II Halbſatz 2 iſt durch eine nicht in Geſetzes⸗ 
form gefaßte Vereinbarung beider Kammern und der Regie⸗ 
rung (fal. Reſkript vom 5. April 1830, abgedruckt in den Ver⸗ 
handlungen der Kammer der Abgeordneten 1830, 7. Heft 


1 R ne 


. 
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S. 2140), dahin ergänzt werden: Für einen „Anweſenden“ 
(. § 190 Abſ. IV) tritt der erſte Abweſende aus der be⸗ 
treffenden Kammer (nach der Stimmenzahl im Wahlakte) ein, 
für einen „Abweſenden“ der mit den meiſten Stimmen, gleich⸗ 
{tig in welcher Wahlſerie, Nachgewählte von der betr. 
mer. Bei Stimmengleichheit geht nach der Praxis der 
ltere dem Jungeren vor. Ein Anweſender kann bei ſeinem 
stritt (aus dem jog. engeren Ausſchuß) verlangen, nun 
unter die Abweſenden einzutreten. Iſt die Zahl der Nach⸗ 
gewahlten aus der betr. Kammer erſchöpft, ſo kommt die 
Reihe an dasjenige Mitglied der andern Kammer, welches die 


meiſten Stimmen bei der Ausſchußwahl erhalten hatte, jedoch 


nur bis zum nächſten Landtag, von welchem unter allen Um⸗ 
ſtänden ein Mitglied aus jener Kammer neugewählt werden 


3. Den Vorſitz im Ausſchuß führt der Präſident der 


I. Kammer, die erſte Stimme hat der Präſident der II. Kammer. 


4. Die Beiziehung der Abweſenden iſt . geregelt 
durch das Geſetz vom 20. Juni 1821 (Reg. Bl. S. 322), das 
beſtimmt: 

„In Erwägung, daß der § 190 der V. U. zwar im allge⸗ 
meinen feſtſetzt, daß die abweſenden Mitglieder des Stände⸗ 
ausſchuſſes von den anweſenden Mitgliedern desſelben ſo 
oft einberufen werden ſollen, als es die Umſtände erfordern, 
letztere aber nicht näher bezeichnet ſind, ſo verordnen und 
verfügen Wir in gedachter Beziehung nach Anhörung Unſeres 
Geheimen Rats und unter Zuſtimmung Unſerer getreuen 
Stände wie nachſteht: 


2 


1. 


Die anweſenden Mitglieder des ſtändiſchen Ausſchuſſes 
ſind verbunden, die abweſenden Mitglieder desſelben in fol⸗ 
genden Fallen einzuberufen: 

1. So oft die anweſenden Mitglieder dafür halten, daß 
die Regierung um Einberufung einer außerordentlichen 
Ständeverſammlung zu bitten ſein möchte; 

2. wenn nach Verfluß eines Etatsjahrs das Finanzmini⸗ 
ſterium dem ſtändiſchen Ausſchuſſe die richtige, der 
Verabſchiedung angemeſſene Verwendung der verwilligten 
Steuern in dem verfloſſenen Etatsjahre nachweiſt, und 


SS ; 
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ſeinen hierauf gegründeten Etat für das folgende Jahr a: a 
dem Ausſchuſſe zur Beratung mitteilt; 
3. bei Abhör der Jahresrechnung der Schuldenzahlungs- 
und Suſtentationskaſſe; 4 
4. bei der Beratung des 1 (V. U. § 191). 2 : 


In Beziehung auf andere, in vorſtehendem Paragraphen te 
nicht genannte möglicherweiſe eintretende Fälle bleibt die 1 
Frage von Einberufung der Abweſenden der verfaſſungsmäßigen 
Beurteilung der anweſenden Mitglieder des ſtändiſchen Aus⸗ 2 
ſchuſſes anheimgegeben. 


5 

3. 

Von jeder Einberufung der Abweſenden hat der anweſende . 

Teil des ſtändiſchen Ausſchuſſes Uns Anzeige zu erſtatten. 
Unſer Miniſter des Innern iſt mit Vollziehung des 

gegenwärtigen Geſetzes beauftragt.“ f 


Nach einer feſtſtehenden Uebung findet die Beiziehung der 
„Abweſenden“ auch ſtatt zur Abſchließung von An⸗ 
lehensverträgen. Statt: „Schuldenzahlungs⸗“ muß es 
jetzt „Staatsſchulden-“ heißen; ſ. $120 Note 6. Bezüglich é 
der Suſtentationskaſſe ſ. § 194. f 2 

5. Ueber den Gehalt der Mitglieder des ſtändiſchen $ 
Ausſchuſſes ſ. $194 Abſ. II und Note 5 dazu. 3 

6. Die Mitglieder des Ausſchuſſes ſtehen in Beziehung 3 
auf ihre Funktion im Ausſchuſſe unter demſelben perſön⸗ 
lichen Schutze, wie die Mitglieder der Ständeverſammlung 
während eines verſammelten Landtags (§ 185). 

7. Bezüglich der Beſchlußfähigkeit im engeren und vollen 3 


Ausſchuß wird zwar (geſetzliche Beſtimmungen fehlen) an der 
Vollzähligkeit als Regel feſtgehalten, doch wird bei bloß vorüber? 
gehender Verhinderung einzelner Mitglieder, ſofern nur wenig⸗ 

ſtens 2 Dritteile der verfaſſungsmäßigen Mitgliederzahl des ‘ 
engeren bezw. des vollen Ausſchuſſes zugegen find, von der 0 
Einberufung der Stellvertreter abgeſehen; Gaupp-Göz S. 124. 


8 191. Rechenſchaftsablegung des Ausſchuſſes. 


Bei jeder Ständeverſammlung hat der Ausſchuß 
über dasjenige, was von ihm in der Zwiſchenzeit ver— 


N. Uu. SS 191, 192. 183 


handelt worden iſt, in einem Zuſammentritte beider 


Kammern Rechenſchaft abzulegen. 

1. Von dem Zuſammentritt wird ſeit Jahren Umgang 
genommen und der Bericht des Ausſchuſſes gedruckt — ſoweit 
er ſich nicht zur Veröffentlichung eignet, ſchriftlich — den 


beiden Kammern mitgeteilt, und von dieſen nach beiderſeitigem 


Einverſtändniſſe als verleſen angenommen, worauf derſelbe 
von jeder Kammer einzeln beraten und über das Ergebnis 
unter gegenſeitiger Mitteilung desſelben, ſoweit erforderlich, 
zwiſchen den Kammern verhandelt wird. 

2. Ueber den Inhalt des Berichts ſ. Gaupp-Göz S. 123. 

3. Zur Beratung des Rechenſchaftsberichts haben die an— 
weſenden Mitglieder des Ausſchuſſes die abweſenden einzu— 
berufen, ſ. § 190 Note 4. 


§ 192. Zeitliche Begrenzung der Tätig⸗ 
keit des Ausſchuſſes; ſeine Erneuerung. 

(I.) Die Verrichtungen des Ausſchuſſes hören mit 
der Eröffnung eines neuen Landtages auf, und werden 
nach einer bloßen Vertagung desſelben, oder nach Be— 
endigung einer außerordentlichen Ständeverſammlung, 
wieder fortgeſetzt. 

(II.) Bei der Auflöſung eines jeden Landtages und 
bei der Entlaſſung eines ordentlichen muß ein neuer 
Ausſchuß gewählt werden, wobei die vorigen Mitglieder 
wieder wählbar ſind. Zu dieſer Wahl wird den Ständen 
jedesmal, auch bei einer Auflöſung der Verſammlung, 
die erforderliche Sitzung noch geſtattet. 

(III.) Sollten außerordentliche Umſtände es ihnen 
unmöglich machen, dieſe Sitzung noch zu halten, ſo 
haben die bisherigen Mitglieder oder deren Stellver— 
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treter (§ 190), ſoferne ſie zugleich Ständemitgliedern — 


ſind, die Verrichtungen des Ausſchußkollegiums wieder 
zu übernehmen. 
1. Ueber Eröffnung des Landtags ſ. §§ 160 und 186, 


über Beendigung (gleichbedeutend mit Entlaſſung oder Schlie⸗ 


ßung) und über Vertagung ſ. § 186. 


2. Bei einer bloßen Vertagung oder bei dem Schluſſe 


eines außerordentlichen Landtages (§ 127) findet keine Neu⸗ 


wahl ſtatt, ſondern es tritt bis zur Wiedereröffnung der 
Sitzungen der frühere Ausſchuß wieder ein; jedoch mit einer 
Ausnahme, wenn nämlich die nach vorangegangenen Neu⸗ 


wahlen eröffnete Ständeverſammlung erſtmals vertagt wird; 
denn in dieſem Falle wird nach einer feſtſtehenden Praxis 


entgegen dem Wortlaut des § 192 in Anwendung des Stell⸗ 


vertretungsprinzips ein neuer Ausſchuß gewählt. 


§ 193. Ständiſches Amts- und Dienſt⸗ 
perſonal. 


(l.) Das ſtändiſche Amtsperſonal beſteht, außer den 


Beamten der Schuldenzahlungsfaſſe, für beide Kam⸗ 
mern aus einem Archivar, für jede Kammer aus einem 
Regiſtrator und den erforderlichen Kanzelliſten; die 
Regiſtratoren haben zugleich bei dem Ausſchuß das 
Sekretariat zu verſehen. 

(II.) Jede Kammer wählt ihren Regiſtrator und 
Kanzelliſten; die Beamten der Schuldenzahlungskaſſe, 


ſowie der Archivar, werden von den hiezu vereinigten 


Kammern gewählt. 

(III.) Dem König iſt die Beſtellung der Kaſſen⸗ 
beamten, des Archivars und der Regiſtratoren zur Be⸗ 
ſtätigung vorzulegen, und von der Wahl der Kanzelliſten, 
Anzeige zu machen. 


F 
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(IV.) Die Dienstentlassung dieser Beamten ge- 
schieht auf gleiche Art, wie deren Anstellung, durch 
die einzelnen oder durch die vereinigten Kammern, 
und richtet sich im übrigen nach den deshalb bei 
den Königlichen Beamten geltenden Gesetzen. 

(V.) Die Annahme und Entlassung der ſtändiſchen 
Kanzleidiener hängt von den Präſidenten ab. 
(VI.) Das geſamte Amts- und Dienſtperſonal ſteht 


bei nicht verſammeltem Landtag unter der Aufſicht und 


den Befehlen des Ausſchuſſes, welcher auch in der 


Zwiſchenzeit die erforderlichen Amtsverweſer zu be— 


ſtellen, und ungetreue oder ſonſt ſich vergehende Diener 
in den geſetzlichen Fällen den Gerichten zu über— 
geben hat. 


1. Die Kaffe heißt jetzt Staatsſchuldenkaſſe (Reg. Bl. 1896 
S. 140). 

2. Ueber die Beamten der Staatsſchuldenkaſſe ) § 120 
und Art. 10 des revidierten Staatsſchuldenſtatuts vom 22. Fe⸗ 
bruar 1837 (Reg. Bl. S. 105). 

3. In Abſ. II ſollte es heißen „die erforderlichen Kanzel— 
liſten“. 

Bei den gemeinſchaftlichen Wahlen durch die 
vereinigten Kammern entſcheidet relative Mehrheit nach dem 
Gej. vom 6. Juli 1855, ſ. Note 1 zu § 190, bezüglich der 
Wahlen der einzelnen Kammern ſ. Note 1 zu S 176. 

4. Abſ. IV und das lateiniſch Gedruckte in Abſ. W ijt er⸗ 
ſetzt durch die bezüglichen Beſtimmungen des Beamtengeſetzes 
vom 28. Juni 1876 (Reg. Bl. S. 211). Art. 1 Abſ. II des⸗ 
ſelben beſtimmt nämlich: „Die Beſtimmungen des gegen— 
wärtigen Geſetzes treten ferner ein in Hinſicht auf das nach 
§ 193 der V. U. beſtellte ſtändiſche F 

5. Danach gelten für die Dienſtentlaſſung der 
ſtändiſchen Beamten, auch der in Abſ. V genannten Kanzlei⸗ 
diener, ganz die Beſtimmungen des Beamtengeſetzes. Da— 


186 ; V. U § 193. 


gegen gelten auch fernerhin die in § 193 gegebenen Beſtin⸗ 
mungen über die Anſtellung der ſtändiſchen Beamten, auch 
der e da das Beamtengeſetz nicht beſtimmt, von 


V. l.); im übrigen finden natürlich bezüglich der Form der J 
unten, ihrer Rechtsfolgen u. ſ. w. auch die Beſtimmungen 4 
s Beamtengeſetzes Anwendung. N 


Für die Dienſtentlaſſung gilt danach folgendes: 
a) Die lebenslänglich angeſtellten ſtändiſchen 
Beamten, alſo der Archivar, die Regiſtratoren und 
Kanzliſten der beiden Kammern, der Kaſſier, der Kon⸗ 4 
trolleur und die Buchhalter der Staatsſchuldenkaſſe = 
(ſ. Ziff. III der Beilage I zum Beamtengeſetz), können, 
abgeſehen von dem Fall der Verurteilung durch den 
Staatsgerichtshof (SS 199 und 203) nur im förmlichen 
Disziplinarverfahren vom Amt entfernt werden (Art. 81 ff. 

des Beamtengeſetzes). 14 
b) Die Entlaſſung der unter dem Vorbehalt a: a 

Kündigung oder des jederzeitigen Wider 

rufs angeſtellten ſtändiſchen Beamten erfolgt 

nach Art. 20 des B.G. durch diejenige „Behörde“, 
welche die Anſtellung verfügt hat, ohne Geſtattung 
eines Rekurſes. Unter „Behörde“ iſt in Anwendung 
dieſes Artikels auf die ſtändiſchen Beamten die zur An⸗ 
ſtellung zuſtändige Perſon oder Körperſchaft, alſo wo 
die Anſtellung dem Präſidenten obliegt, dieſer zu ver⸗ 
ſtehen. 
Die in Art. 20 des B. G. genannte Strafver⸗ 
ſetzung und Beſchwerde iſt natürlich hier nur in 
einer durch die Natur des ſtändiſchen Dienſtes be⸗ 

ſchränkten Weiſe möglich. 

6. Von den übrigen Beſtimmungen des Beamten⸗ 
geſetzes iſt beſonders zu nennen Art. 79 Abſ. III, der be⸗ 
ſtimmt, daß gegen die Verfügung von Ordnungsſtrafen der 
Präſidenten der beiden Kammern oder des ſtändiſchen Aus⸗ 
ſchuſſes gegen die ſtändiſchen Beamten eine Beſchwerde nicht 
zuläſſig iſt; ſodann Art. 117, der beſtimmt, daß die durch das 
Beamtengeſetz den vorgeſetzten Miniſterien beigelegten Befug- 
niſſe (val. z. B. Art. 8, 9 Abſ. II und III, 36, 38, 81, 82, 


1 
: 


Bl. Ss 193, 194. 187 


9, 90—94, 103, 110 und 111) in Abſicht auf das ſtändiſche 
Amtsperſonal durch die einzelnen oder durch die vereinigten 

Kammern (je nachdem es ſich um von beiden Kammern zu⸗ 

ſammen oder von den einzelnen Kammern gewählte Beamte 
5 andelt), bei nicht verſammeltem Landtag durch den ſtändiſchen 

Sſchuß ausgeübt werden. 

Die Ausführungsverordnungen und Inſtruktionen der 
Staatsregierung zu dem B. G. finden auf die ſtändiſchen Be⸗ 
amten keine unmittelbare Anwendung (Gaupp⸗Göz S. 94). 
; 7. Ueber den Ausſchuß 7. $$ 187 ff. : 


8 194. Ständiſche Suſtentationskaſſe. 


(I) Eine eigene ſtändiſche Kaſſe, welche die für jie 
jedesmal zugleich mit dem Finanzetat zu verabſchiedende 
Summe aus der Staatskaſſe in beſtimmten Raten er⸗ 
hält, beſtreitet den ſtändiſchen Aufwand. 
LI.) Hieher gehören die Taggelder und Reiſekoſten 
der Mitglieder der Ständeverſammlung, die Beſoldungen 
der ſtändiſchen Ausſchußmitglieder, Beamten und 
Diener, die Belohnungen derjenigen, welche durch be— 
ſondere Aufträge der Stände oder des ſtändiſchen 
Ausſchuſſes bemüht geweſen ſind, die Unterhaltung 
einer angemeſſenen Bücherſammlung, die Kanzleikoſten 
überhaupt, und andere mit der Geſchäftsführung ver⸗ 
bundene Ausgaben. 

(II.) Die jährliche Kaſſenrechnung, welche mit An⸗ 
gabe aller einzelnen Einnahmen und Ausgaben zu 
führen iſt, wird von einer beſonderen ſtändiſchen Kom⸗ 
miſſion probiert, in der Ständeverſammlung zum Vor— 
trag gebracht, und von dieſer juſtifiziert. Jedes Mit⸗ 
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glied der Verſammlung kann die eigene Einſicht dieſer 


Rechnung verlangen. 
(IV.) Die Beſoldungen der Mitglieder und der 


Beamten des Ausſchuſſes, ſowie die Taggelder und 
Reiſekoſten der Ständemitglieder, werden durch Ver⸗ 


abſchiedung beſtimmt werden. 


(V.) Die nicht in Stuttgart anweſenden Mitglieder 


des Ausſchuſſes erhalten, wenn ſie einberufen werden, 
gleiche Diäten und Reiſegelder, wie die Ständemitglieder, 
und beziehen ſolche aus der ſtändiſchen Kaſſe. 


„Die ſtändiſche Kaſſe führt den Namen „ſtändiſche 


Suſtentationskaſſe“ (= Unterhaltungskaſſe). 
2. Abſ. III: probiert, d. h. geprüft; juſtifiziert, 
d. h. für richtig erklärt. Ueber Abhör derſelben durch den 
weiteren ſtändiſchen Ausſchuß ſ. § 190 Note 4. 
3. Die Kaſſe wird von einem ſtändiſchen Beamten geführt. 
4. Abſ. III: Die ſtändiſche Kommiſſion beſteht aus Mit⸗ 
gliedern beider Kammern. 
5. Abſ. IV und V. Vgl. das Geſetz, die Gehalte, Tag⸗ 
gelder und Reiſekoſten der Mitglieder der Ständeverſammlung 
und des Ausſchuſſes, ſowie der ſtändiſchen Beamten und 
Diener betr. vom 22. Juni 1821 (Reg. Bl. S. 319), die 
Novellen hiezu vom 31. Juli 1849 (Reg. Bl. S. 343) und 
20. März 1886 (Reg. Bl. S. 85), § 2 der kgl. Verordn. vom 
2. Juli 1848 (Reg. Bl. S. 309) und Verfügung des Miniſteriums 
der auswärtigen Angelegenheiten, betr. die Gewährung freier 
Eiſenbahnfahrt für die Mitglieder der Ständeverſammlung 
vom 14. „Januar 1876 (Reg. Bl. S. 37). Hiernach bezieht: 
a) Der Präſident der I. Kammer (§ 164) jährlich 7500 fl. 
(12 857 . 

b) Der Präſident der II. Kammer (§ 164) jährlich 5000 fl. 
(8571 Mb). 

c) Die 4 Mitglieder des engeren Ausſchuſſes (8 190 


* 


Abſ. IV) 1800 fl. (3085 „ 68 Pf.); während der 


Dauer eines Landtags erhalten dieſelben aber an 


BU. § 194. 189: 


Stelle dieſes Gehalts die Taggelder der übrigen 
Ständemitglieder (d). 


d) Die Mitglieder der Kammer der Abgeordneten (§ 133) 


erhalten ohne Unterſchied, von der I. Kammer (§ 129) 
dagegen nur die ſtandesherrlichen, die erblichen und 
die nicht in Stuttgart wohnenden lebenslänglichen, 
und auch dieſe nur dann, wenn ſie darauf ei 
machen, Reiſekoſtenerſatz und Taggelder. Das 
Taggeld beträgt 5 fl. 30 kr. (9 / 43 Pf.) und hört 
während der Beurlaubung oder Abweſenheit ohne Ur— 
laub, nicht aber auch während der Verhinderung durch 
Krankheit eines M itglieds auf (über Aufhören des 
Taggeldbezugs während einer kgl. Vertagung ſ. § 186 
Note 5). Die durch Wahl berufenen Mitglieder der 
Abgeordnetenkammer, die gleichzeitig Beamte im Sinne 
des § 1 des Beamtengeſetzes von 1876 ſind, erhalten 
hiervon aber nur 7 &“ ausbezahlt, wogegen der weitere 
Betrag von der ſtändiſchen Suſtentationskaſſe an die 
Staatshauptkaſſe abgeliefert wird, welche die Koſten 
der Stellvertretung zu beſtreiten hat. Eine Ausnahme 
hiervon machen die n der Landesuniverſität, 
die lebenslänglichen Volksſchullehrer, die Inhaber ge— 
wiſſer Nebenamter, der Präſident der Kammer und 
die „anweſenden“ Mitglieder des ſtändiſchen Ausſchuſſes, 
ſolange letztere ſtatt der Taggelder feſten Gehalt (e) 
beziehen. An Stelle der Reiſekoſtenentſchädi⸗ 
gung erhalten die nicht in Stuttgart wohnenden 
Ständemitglieder auf ihren Wunſch . den Staats⸗ 
eiſenbahnen während der Dauer des Landtags, ferner 
zu den Sitzungen des weiteren ſtändiſchen Ausſchuſſes 
(§ 190) und der Kommiſſionen (§ 88 Note 7), ſowie 
für je 2 Tage zuvor und nachher freie Fahrt in der 
Richtung von ihrem Wohnort nach Stuttgart und um— 
gekehrt. 


190 V. U. § 195. 


X. Kapitel. 


Von dem Staats⸗-Gerichtshofe. a 


Das X. Kapitel enthält die §§ 195—205. 


§ 195. Zweck. 
Zum gerichtlichen Schutze der Verfaſſung wird ein 


Staatsgerichtshof errichtet. Dieſe Behörde er⸗ 


kennt über Unternehmungen, welche auf den Umſturz 
der Verfaſſung gerichtet ſind, und über Verletzung 
einzelner Punkte der Verfaſſung. 


1. Die Aufgabe des Staatsgerichtshofs beſteht nicht darin, 
Verfaſſungsſtreitigkeiten zu entſcheiden; Art. 76 Abſ. II 


der R. V., der die Erledigung von Verfaſſungsſtreitigkeiten 
durch den Bundesrat in ſolchen Bundesſtaaten vorſieht, in 
deren Verfaſſung nicht eine Behörde zur Entſcheidung ſolcher 
Streitigkeiten beſtimmt iſt, gilt daher für Württemberg in 
vollem Umfang. 

. Der St. G. H. iſt jetzt ausſchließlich ein politiſcher Ge⸗ 
richtshof zum Schutz der Verfaſſung (nicht auch der R. V.) und 
damit zur Verwirklichung der ſtaatsrechtlichen Verantwortlich⸗ 
keit der ihm unterworfenen Perſonen. Seine Zuſtändigkeit 
erſtreckt ſich zwar auch auf Handlungen, welche der Straf⸗ 
gerichtsbarkeit der bürgerlichen Gerichte unterliegen (Str. G. B. 
§§ 80 ff.), kann aber in ſolchen Fällen deren Tätigkeit nach 
den jetzt maßgebenden Vorſchriften der R. Str. P. O. in keiner 
Weiſe beeinfluſſen. S. auch § 203 Abſ. ID. 

3. Durch die Beſtimmungen des 5. Abſchnitts des 
Beamtengeſetzes vom 28. Juni 1876 („Von den Dis⸗ 
ziplinarſtrafen und dem Disziplinarverfahren“) wurden die 
Beſtimmungen über den Staatsgerichtshof (V. U. §§ 195205) 
für die unter das Beamtengeſetz fallenden Beamten nicht auf⸗ 
gehoben, vielmehr durch Art. 116 des Beamtengeſetzes aus⸗ 
drücklich aufrecht erhalten. 


oe 
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4. Der St.G.H. ijt nur einmal in Tätigkeit ae, 
5 der Anklage der Landesverſammlung (j. I. Abſchn. 
Einleitung § 2) vom 27. Juni 1850 gegen den proviſoriſchen 
Chef des Departements der auswärtigen Angelegenheiten 
Frhr. v. Wächter⸗Spittler wegen des Beitritts der württem⸗ 
bergiſchen Staatsregierung zu dem Vertrage zwiſchen Oeſter⸗ 
reich und Preußen vom 30. September 1849 uber die Ein⸗ 
ſetung einer interimiſtiſchen Bundesgewalt (Verletzung des 
8 85 der V. U.). 


§ 196. Zuſammenſetzung. 

(I.) Der Staatsgerichtshof beſteht aus einem Präſi⸗ 
denten, welcher von dem Könige aus den erſten Vor— 
ſtänden der höheren Gerichte ernannt wird, und aus 
zwölf Richtern, wovon der König die Hälfte aus den 
Mitgliedern jener Gerichte ernennt, die Ständeverſamm⸗ 

lung aber die andere Hälfte nebſt drei Stellvertretern 
im Zuſammentritte beider Kammern außerhalb ihrer 
Mitte wählt. 

HU.) Unter den ſtändiſchen Mitgliedern müſſen 
wenigſtens zwei Rechtsgelehrte ſein, welche auch, mit 
Vorbehalt der Einwilligung des Königes, aus König— 
lichen Staatsdienern gewählt werden können. Außerdem 
müſſen die Mitglieder alle zur Stelle eines Stände⸗ 
mitgliedes erforderliche Eigenſchaften haben. 

5 (II.) Das Kanzleiperſonal wird aus dem Ober— 
tribunal genommen. 


1. Der Präſident und die vom König ernannten Richter 
durfen zwar nicht dem Wortlaut, wohl aber dem Sinne des 
Paragraphen nach nicht Mitglieder der Ständeverſammlung 
ſein. 


192 V. U. 88 196, 197. 


2. Bei den Wahlen der ſtändiſchen Mitglieder entſcheidet 
relative Stimmenmehrheit (Geſetz vom 6. Juli 1855, oben 
§ 190 Note 1). 

3. Nach der beſtehenden Uebung können nicht nur die 
rechtsgelehrten, ſondern auch die anderen ſtändiſchen Mit⸗ 
glieder mit Einwilligung des Königs aus den Staatsbeamten 
gewählt werden. 


4. Ueber die zur Stelle eines Ständemitglieds erforder⸗ 
lichen Eigenſchaften ſ. oben §§ 134, 135. 


5. An die Stelle des Obertribunals iſt das Oberlandes⸗ 
gericht getreten. 


6. Die Namen der Mitglieder des St. G.H. find im Staats⸗ 
handbuch angegeben (1904 S. 178). 


§ 197. Verpflichtung der Richter; Auf⸗ 
hören der Mitgliedſchaft im St. G.H. 


Sämtliche Richter werden für dieſen ihren Beruf 
beſonders verpflichtet, und können gleich den übrigen 
Juſtizbeamten nur durch Urteilsſpruch ihrer Stelle als 
Mitglieder dieſes Gerichtshofes entſetzt werden. Nimmt 
jedoch ein ſtändiſcher Richter ein Staatsamt an, ſo 
hört er dadurch auf, Mitglied dieſer Stelle zu ſein, 
kann aber von der Ständeverſammlung wieder gewählt 
werden. Ebenſo tritt ein vom Könige ernanntes Mit⸗ 
glied aus dem Gerichte, wenn es aufhört, ſein richter— 
liches Hauptamt zu bekleiden. 

Die Mitgliedſchaft im Staatsgerichtshof hört auch auf, 
wenn ein ſchon im Staatsdienſt ſtehender ſtändiſcher Richter 
in demſelben auf eine höhere Stelle vorrückt; ebenſo wenn 


ein vom König ernanntes oder ein ſtändiſches Mitglied in 
die Ständeverſammlung eintritt. 


Bul. 8s 198, 199. 193 


§ 198. Einberufung und Auflöſung des 
Gerichts; Vollzug ſeiner Beſchlüſſe. 
(J.) Das Gericht verſammelt ſich auf Einberufung 
durch den Präſidenten, welche von dieſem ſogleich ge— 
ſchehen muß, wenn er dazu einen von dem Juſtiz— 
1 miniſter kontraſignierten Befehl des Königes oder eine 
Aufforderung mit Angabe des Gegenſtandes von einer 
der beiden Kammern durch deren Präſidenten erhält. 
(II.) Das Gericht löſt ſich auf, wenn der Prozeß 
geendigt iſt. Der Präſident hat für die Vollziehung 
der Beſchlüſſe zu ſorgen, und in Anſtandsfällen das 
Gericht wieder zu verſammeln. 

S. dazu § 188 Abſ. I. 


§ 199. Zuſtändigkeit; Verfahren. 

(J.) Eine Anklage von!) dem Staatsgerichtshofe 
wegen der oben (§ 195) erwähnten Handlung kann ge— 
ſchehen von der Regierung gegen einzelne Mitglieder 
der Stände und des Ausſchuſſes und von den Ständen 
ſowohl gegen Miniſter und Departementschefs als gegen 
einzelne Mitglieder und höhere Beamten der Stände— 
verſammlung. Andere Staatsdiener als Miniſter und 
Departementschefs können vor dieſem Gerichte nicht 
angeklagt werden, außer wegen Uebertretung der § 53 
enthaltenen Vorſchrift. 

(I.) Anklage und Verteidigung geſchieht öffentlich. 
Die Protokolle werden mit den Abſtimmungen und 
Beſchlüſſen durch den Druck bekannt gemacht. 


Bazille⸗Köſtlin, Verfaſſungsurkunde. 13 
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ſowohl wie in dem im e ee geiviebenen + 
Exemplar der V. U. ſteht „vor“. 
2. Jede der beiden Kammern kann einzeln, alſo ſelbſt im 
Widerſpruch mit der anderen, klagend auftreten (§ 1799. 

3. Zu den einzelnen Mitgliedern der Ständeverſammlung, 
gegen welche die Stände die Anklage erheben können, gehe * 
auch die 1 des Ausſchuſſes. j 

4. Ueber die Verantwortlichkeit der Miniſter und Veamten 
im allgemeinen val. $$ 51—53. 

5. Unter den höheren Beamten der Ständeverſummlung 
ſind der Staatsſchuldenkaſſier und der Kontrolleur, der Archivar 
und die Regiſtratoren zu verſtehen. 

6. Andere Staatsdiener als Miniſter und Departementeee 
chefs können vor dem Staatsgerichtshof nur dann angeklagt 
werden, wenn ſie die Verfaſſung verletzt haben entweder N 

a) ohne höheren Befehl durch eine ſelbſtändig vorge⸗ ; 

nommene amtliche Handlung oder Unterlaſſung; oder 1 
b) durch eine in Befolgung eines höheren Befehls vor⸗ 
genommene amtliche Handlung oder Unterlaſſung, wenn 
jie nach Art. 53 der V. U. verpflichtet geweſen wären, 
bei der vorgeſetzten Behörde anzufragen (ihre Remon⸗ 
ſtrationspflicht auszuüben), dies aber unterlaſſen haben. 

7. Die Zuſtändigkeit des Staatsgerichtshofs wird durch 
den Verluſt des Amts bezw. der Funktion, durch welche dies 
ſelbe begründet wurde, nicht aufgehoben. 


a 
8. Ueber das Verfahren im engeren Sinne ent⸗ 
hält die V.U. nur ganz wenige und ungenügende BeſtimK 
mungen, deren Lücken nach der richtigen Anſicht durch die 
Autonomie des Gerichts aus der Natur dieſes weſentlich 
politiſchen Gerichtshofs im Sinne des reinen Parteiprozeſſes, 
alſo ohne ſubſidiäre Anwendung der zurzeit gültigen Str. P. O. 
zu ergänzen ſind. Ein Geſetz über das Verfahren vor dem 
Staatsgerichtshof ijt bis jetzt nicht zuſtande gekommen, trotztem 
Mohl ſchon 1840 in ſeinem Staatsrecht ſchrieb: „Ein Geſez 
zu näherer Beſtimmung desſelben (des Verfahrens) ſcheint 
daher unumgänglich notwendig, wenn nicht bei dem erſten 
vorkommenden Falle entweder die Regierung durch eine Ver⸗ 
ordnung, oder der Staatsgerichtshof ſelbſt durch Dekrete die 


Rr ‘ 
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wichtigſten Punkte rein nach Willkür beſtimmen ſoll, was 
beides weder im Intereſſe der Parteien, noch in dem des 
Volkes noch endlich im Sinne der Verfaſſung liegen möchte.“ 
9. Aus der Oeffentlichkeit der Anklage und Verteidigung 
ergibt ſich auch die Mündlichkeit derſelben. 


§ 200. Unterſuchung. 

Wenn es erforderlich iſt, Inquirenten zu beſtellen, 
ſo wählt der Gerichtshof dieſelben aus den Räten der 
Kriminalgerichte. Der Unterſuchung hat jedesmal ein 
Königliches und ein ſtändiſches Mitglied des Gerichts— 
hofs anzuwohnen. 

Inquirenten d. h. Unterſuchungsrichter. 


§ 201. Referenten. 


Es werden jedesmal zwei Referenten beſtellt. Iſt 
der erſte Referent ein Königlicher Richter, ſo muß der 
Korreferent ein ſtändiſcher ſein, und umgekehrt. 


§ 202. Abſtimmung. 

(I) Bei jedem Beſchluſſe muß eine gleiche Anzahl 
von Königlichen und ſtändiſchen Richtern anweſend ſein. 
Sollte durch Zufall eine Ungleichheit der Zahl eintreten, 
welche nicht ſogleich durch anderweitige Ernennung oder 
Eintritt eines Stellvertreters gehoben werden könnte, 
ſo tritt der Jüngſte im Dienſte von der überzählenden 
Seite aus; doch darf die Zahl der Richter nie unter 
zehn ſein. 


196 V. U. Ss 202—204. 


(II.) Im Verhinderungsfalle vertritt die Stelle des 3 


Präſidenten der erſte Königliche Richter. 

(III.) Dem Präſidenten ſteht keine Stimme zu; im 
Falle der Stimmengleichheit entſcheidet die für den 
Angeklagten günſtigere Meinung. 


§ 203. Strafarten; Befugnis der ordent- 
lichen Gerichte. 

(I.) Die Strafbefugnis des Gerichtshofes erſtreckt 
ſich nur auf Verweiſe und Geldſtrafen, auf Suspenſion 
und Entfernung vom Amte, auf zeitliche oder immer— 
währende Ausſchließung von der Landſtandſchaft. 

(II.) Wenn dieses Gericht die höchste in seiner 
Kompetenz liegende Strafe erkannt hat, ohne eine 
weitere ausdrücklich auszuschliessen; so bleibt den 
ordentlichen Gerichten vorbehalten, gegen den Ver- 
urteilten ein weiteres Verfahren von Amts wegen 
eintreten zu lassen. 


1. Ob der Gerichtshof die eine oder andere der genannten 


Strafen verhängen will, hängt von ſeinem ſachgemäßen Er⸗ 
meſſen ab, ebenſo der Inhalt und Umfang der Strafen (3. B 
die Art des Verweiſes, die Höhe der Geldſtrafe); es können 
auch mehrere der Strafen nebeneinander verhängt werden 
(Kumulierung der Strafen). 

2. Der Abſ. II ijt durch die R. Str. P. O. aufgehoben; § 195 
Note 2. 


§ 204. Rechtsmittel. 


Gegen oe Ausſpruch des Staatsgerichtshofes ſindet 
keine Appellation ſtatt, ſondern nur das Rechtsmittel 


n 


i 
. 
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der Reviſion und der Wiedereinſetzung in den vorigen 
Stand. 


Unter Reviſion und Wiedereinſetzung in den vorigen 
Stand können nur die unter dieſen Namen bekannten Rechts— 


mittel des gemeinen Prozeſſes verſtanden werden, vgl. 


Gaupp⸗Göz S. 129. Beide Rechtsmittel haben keinen De- 
volutiveffekt, d. h. die Sache kommt nicht an ein anderes, 
höheres Gericht zur Entſcheidung. „Die Friſten für die an⸗ 


geführten Rechtsbehelfe müſſen in Ermangelung einer geſetz⸗ 


lichen Beſtimmung durch den Gerichtshof normiert werden, 
welcher hierbei auch über den Suspenſiveffekt (die aufſchiebende 
Wirkung des Rechtsmittels) Beſchluß faßt; denn an ſich ſind 
die Urteile dieſes Gerichtshofes in Ermangelung einer ent⸗ 
gegenſtehenden Vorſchrift mit der Verkündung vollſtreckbar“ 
(Gaupp⸗Göz S. 129). 


§ 205. Beſchränkung des Niederſchlagungs— 
und Begnadigungsrechts des Königs. 


Der König wird nicht nur die Unterſuchung niemals 
hemmen, ſondern auch das ihm zuſtehende Begnadigungs— 
recht nie dahin ausdehnen, daß ein von dieſem Gerichte 
in die Entfernung vom Amte verurteilter Staatsdiener 
in ſeiner bisherigen Stellung gelaſſen, oder daß der— 
ſelbe in einem anderen Juſtiz- oder Staatsverwaltungs⸗ 
amte angeſtellt würde, es wäre denn, daß in Rückſicht 
auf Wiederanſtellung das gerichtliche Erkenntnis einen 
ausdrücklichen Vorbehalt zugunſten des Verurteilten 
enthielte. 


1. Ueber das Begnadigungs⸗ und Abolitionsrecht des 
Königs ſ. § 97. 
2. Alle anderen Strafen als Entfernung vom Amt können 
dagegen vom König im Wege der Gnade erlaſſen werden; 
auch ijt derſelbe an der Uebertragung eines Hof-, Kirchen- 
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oder Schulamtes oder an der Verwilligung eines Gnaden⸗ 
gehaltes an einen früheren Staatsbeamten und an der Ver⸗ 
wendung eines ſtändiſchen Beamten oder eines von der Lande 
ſtandſchaft ausgeſchloſſenen Abgeordneten im Staatsdienſte 
nicht gehindert. 


IV.) Wie nun die vorſtehenden Beſtimmungen von 
nun an die Staatsgrundverfaſſung Unſeres König⸗ 
reichs enthalten; jo geloben Wir hiermit bei Unferer | 
Königlichen Würde, für Uns und Unſere Nach⸗ 
folger in der Regierung, den gegenwärtigen Vertrag 
feſt und unverbrüchlich nicht nur für Uns Selbſt zu 
halten und zu erfüllen, ſondern auch gegen alle Ein- 
griffe und Verletzungen zu ſchützen und bei Kräften zu 
erhalten. 1 

(V.) Zu deſſen Urkunde haben Wir denſelben eigen⸗ 
händig unterzeichnet, und mit Unſerem großen König⸗ 
lichen Inſiegel verſehen laſſen. 

(VI.) So geſchehen in Unſerer Haupt- und Reſi⸗ 
denzſtadt Stuttgart an dem 25ſten Tage des Monats 
September im Eintauſend Achthundert und Neunzehnten 
Jahre, Unſerer Königlichen Regierung im dritten. 

(Unterzeichnet) Wilhelm. 

(L. 8.) 
Auf Befehl des Königs: 
der Staatsſekretär 
(Unterzeichnet) Vellnagel. 


Zu den Abſ. TV—VI val. Eingang Abſ. 1—III. 


1. Beilage. 


i Königliche Verordnung, 


betr. die Auflöſung der Landesverſammlung. 


Vom 6. November 1850 (Reg. Bl. S. 365). 


Wilhelm, 
von Gottes Gnaden König von Württemberg. 


In Erwägung, daß das Verhalten der Landesver— 
ſammlung hinſichtlich der für Uns unabweislich ge— 
wordenen Kriegsrüſtungen mit Unſerer verfaſſungs— 
mäßigen Stellung im deutſchen Bunde durchaus un— 
vereinbar iſt und nach Unſerer feſten Ueberzeugung 
zum Verderben des Landes gereichen müßte; 

In fernerer Erwägung, daß wie nach den bereits 
vorliegenden Kommiſſionsberichten und den daraus 
hervorleuchtenden unverſöhnlichen Gegenſätzen jede Hoff— 
nung verſchwunden ijt, mit der dermaligen Landesver⸗ 
ſammlung die Reviſion der Verfaſſung zu verabſchieden, 
ſeoo in Betracht der in ſteigendem Maße hervorgetretenen 
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Teilnahmloſigkeit an den letzten Abgeordnetenwahlen 
von der Vornahme einer weiteren Wahl nach dem Ge— 
ſetze vom 1. Juli v. J. nicht die Rede ſein kann, viel⸗ 
mehr das Werk der Reviſion, wenn nicht der ver— 
faſſungsmäßige Boden aufgegeben und das Land bei 


der gegenwärtigen Lage Deutſchlands den Gefahren 


einer unheilvollen Verwirrung bloßgeſtellt werden ſoll, 
nach rechtlicher und tatſächlicher Notwendigkeit in den- 
jenigen Stand zurückverſetzt werden muß, in welchem 
es ſich vor Erlaſſung des Geſetzes vom 1. Juli v. J. 
befunden hat; 

In Erwägung zugleich, daß es bei den obwaltenden 
außerordentlichen Umſtänden Unſere unabweisliche 
Pflicht geworden iſt, von denjenigen Befugniſſen Ge- 
brauch zu machen, welche die Verfaſſung für dringende 
Fälle in Unſere Hände legt, verordnen und verfügen 
Wir auf den Antrag Unſeres Geſamtminiſteriums, 
unter Bezugnahme auf die S$ 186 und 89 der V. U.: 


1. die gegenwärtige Landesverſammlung iſt aufgelöſt 
und ihre Wirkſamkeit hört von dieſem Augen— 
blicke an in jeder Beziehung auf; 

2. es tritt der am 10. Auguſt v. J. nach der Ver⸗ 
faſſung vom Jahr 1819 gewählte Ausſchuß wieder 
in Tätigkeit; 

3. hinſichtlich der Wiederaufnahme der Reviſion der 
Verfaſſung werden Wir, ſobald die Umſtände 
es irgend erlauben, weitere Verfügung ergehen 
laſſen; 
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4. im übrigen wird von Uns nach § 89 der V. U. 
das zum Wohl des Landes Erforderliche vor— 
gekehrt werden. 

So gegeben, Stuttgart den 6. November 1850. 


Wilhelm. 
Miller. Wächter⸗Spittler. Linden. Knapp. 
Pleſſen. 
Auf Befehl des Königs: 
Maucler. 


S. zu dieſer Verordnung J. Abſchn. § 2. 


Anl. 1. 


Anl. 2. 


Anl. 3. 


2. Beilage. 


Königliche Verordnung, 
betr. die Veröffentlichung der zwiſchen Württemberg, 
dem Norddeutſchen Bunde, Baden und Heſſen in 
betreff der Gründung eines Deutſchen Bundes 
abgeſchloſſenen Verträge. 


Vom 30. Dezember 1870. (Reg. Bl. 1871 S. 1). 


Karl, 
von Gottes Gnaden König von Württemberg. 


(I.) Nachdem die zwiſchen Bevollmächtigten Württem⸗ 
bergs, des Norddeutſchen Bundes, Badens und Heſſens 
in betreff der Gründung eines Deutſchen Bundes ab⸗ 
geſchloſſenen Verträge, nämlich: 

I. Der Vertrag zwiſchen Württemberg einerſeits 
und dem Norddeutſchen Bunde, Baden und Heſſen 
andererſeits d. d. Berlin den 25. November 1870; 

II. das Schlußprotokoll zwiſchen den oben genannten 
Staaten d. d. Berlin den 25. November 1870; 
III. die Militärkonvention zwiſchen Württemberg 
und dem Norddeutſchen Bunde de dato 


Verſailles den 21. November 1870, 55 AP tes 
Berlin den 25. November 1870, die verfaſſungsmäßige 


Zuſtimmung Unſerer getreuen Stände erlangt 
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haben und allſeitig ratifiziert worden ſind, ſo 
verordnen Wir, nach Anhörung Unſeres Ge— 
heimen Rats, daß dieſe Verträge hiernach ver— 
kündigt werden. 
* (II.) Zugleich werden nachſtehende zu denſelben ge— 
N hörige Beilagen öffentlich bekannt gemacht: 
1. der Vertrag zwiſchen dem Norddeutſchen Bunde, 
1 Baden und Heſſen für ſeine ſüdlich vom Maine 
4 gelegenen Landesteile d. d. Verſailles den 15. No⸗ 
N vember 1870; 
\ 2. die dieſem Vertrage beiliegende Verfaſſung des 
N Deutſchen Bundes !), mit nachfolgenden Aende— 
4 rungen: 
: a) im Eingange der Bundesverfaſſung iſt an 
5 Stelle der Worte: 
dieſer Bund wird den Namen Deutſcher 
Bund führen, 
zu ſetzen: 

dieſer Bund wird den Namen Deutſches 
Reich führen; 

b) der erſte Abſatz des Art. 11 der Bundesver⸗ 
faſſung erhält nachſtehende Faſſung: 

Das Präſidium des Bundes ſteht dem 
Könige von Preußen zu, welcher den Namen 
Deutſcher Kaiſer führt. Der Kaiſer hat 
das Reich völkerrechtlich zu vertreten, im 
Namen des Reiches Krieg zu erklären und 
Frieden zu ſchließen, Bündniſſe und andere 


* x 4 
2 
4 
0 


Anl. 4. 


Nicht 
abgedruckt. 


Nicht 
abgedruckt. 
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Verträge mit fremden Staaten einzugehen, 
Geſandte zu beglaubigen und zu empfangen; 

3. diejenigen Geſetze, welche nach Art. 80 der ſo⸗ 
eben gedachten Verfaſſung, vgl. Art. 2 Ziff. 6 
des oben unter Nr. I genannten Vertrags, mit 
dem 1. Januar 1871 in Württemberg Geltung 
erlangen 2). 


J 


Gegeben Stuttgart, den 30. Dezember 1870. 


Karl. 7 
Mittnacht. Graf Taube. Scheurlen. 


Geßler. v. Suckow. Renner. 


1. Verfaſſung des Deutſchen Bundes. An 


deren Stelle iſt die Verfaſſung des Deutſchen Reichs vom 
16. April 1871 (B. G. Bl. S. 63) getreten, welche gleichzeitig 
die mit den Königreichen Bayern und Württemberg geſchloſſenen 
Verträge vom 23. und 25. November 1870 (ſ. den Vertrag 
vom 25. November unten Anl. 1) erſetzt (§ 1 des R. G., betr. 
die Verfaſſung des Deutſchen Reichs vom 16. April 1871, 
B. G. Bl. S. 63). Nach § 2 des ebengenannten Geſetzes 
bleiben die Beſtimmungen in Art. 80 der „Verfaſſung des 
Deutſchen Bundes“ und in Art. 2 Nr. 6 des Vertrags mit 
Württemberg vom 25. November 1870 (unten Anl. 1) über 
die Einführung der im Norddeutſchen Bunde ergangenen Ge⸗ 
ſetze in Kraft. Ebenſo werden nach S3 dieſes Geſetzes die 
Vereinbarungen in dem Protokoll von Verſailles vom 15. No⸗ 
vember 1870 (ſ. unten Anl. 4) und in dem Schlußprotokoll 
vom 25. November 1870 (ſ. unten Anl. 2) durch das Geſetz 
nicht berührt. 


2. ſ. Note 1. 
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Alu. 1. 
6 Vertrag zwiſchen Württemberg und dem Norddeut— 
ſchen Bunde, Baden und Heſſen. 


Vom 25. November 1870. *) 

Seine Majestät der König von Württemberg 
einerseits und Seine Majestät der König von 
Preussen im Namen des Norddeutschen 
Bundes, Seine Königliche Hoheit der Grossherzog 
von Baden und Seine Königliche Hoheit der Gross- 
_ herzog von Hessen und bei Rhein andererseits, 
von dem Wunsche geleitet, die Geltung der zwischen 

dem Norddeutschen Bunde, Baden und Hessen ver— 
einbarten Verfassung des Deutschen Bundes, den 
über dieselbe gepflogenen Verhandlungen entsprechend, 
auf Württemberg auszudehnen, haben zu diesem 
Zwecke Bevollmächtigte ernannt, und zwar: — fol- 
gen die Namen — von welchen Bevollmächtigten, 
nach gegenseitiger Vorlegung und Anerkennung ihrer 
Vollmachten, der nachstehende Vertrag verabredet 
und geschlossen ist. 
Artikel 1. 
| Wiirttemberg tritt der zwischen dem Norddeut- 
schen Bunde, Baden und Hessen vereinbarten, der 
Verhandlung d. d. Versailles den 15. November d. J. 
beigefügten Verfassung dergestalt bei, dass alle in 
dieser Verfassung enthaltenen Bestimmungen mit 
den im nachstehenden Art. 2 näher bezeichneten 
Massgaben auf Württemberg volle Anwendung finden. 


= 
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Artikel 2 
Die Massgaben, unter welchen die Verfassung 
des Deutschen Bundes auf Württemberg eee 
findet, sind folgende: 


1. Zu Art. 6 der Verfassung: 
Im Bundesrate führt Württemberg vier 
Stimmen, und es beträgt daher die Gesamt- 
zahl der Stimmen im Bundesrate 52. 
2. Zu Art. 20 der Verfassung: 
In Württemberg werden, bis zu der im 
§ 5 des Wahlgesetzes vom 31. Mai 1869 
vorbehaltenen gesetzlichen Regelung, 17 Ab- 
geordnete gewählt, und es beträgt daher 
die Gesamtzahl der Abgeordneten 334. 


3. Zu den Art. 35 und 38 der Verfassung: 
Die im letzten Absatze der vorgenannten 
Artikel in Beziehung auf Baden getroffene 
Bestimmung findet auch auf Württemberg 
Anwendung. 


4. Zum VIII. Abschnitt der Verfassung: 

An Stelle der im VIII. Abschnitt der 
Verfassung enthaltenen gelten für Wiirttem- 
berg folgende Bestimmungen: 

Dem Bunde ausschliesslich steht die Ge- 
setzgebung über die Vorrechte der Post 
und Telegraphie, über die rechtlichen Ver- 
hältnisse beider Anstalten zum Publikum, 
über die Portofreiheiten und das Posttax- 


aa 
* 
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wesen, jedoch ausschliesslich der regle- 
mentarischen und Tarif bestimmungen für 
den internen Verkehr innerhalb Wiirttem- 
bergs, sowie, unter gleicher Beschränkung, 
die Feststellung der Gebühren für die tele- 
graphische Korrespondenz zu. 

Ebenso steht dem Bunde die Regelung 
des Post- und Telegraphenverkehrs mit dem 
Auslande zu, ausgenommen den eigenen 
unmittelbaren Verkehr Württembergs mit 
seinen dem Deutschen Bunde nicht ange- 
hörenden Nachbarstaaten, wegen dessen 
Regelung es bei der Bestimmung im Art. 49 
des Postvertrags vom 23. November 1867 
bewendet. 

An den zur Bundeskasse fliessenden 
Einnahmen des Post- und Telegraphen- 
wesens hat Württemberg keinen Teil. 


5. Zum XI. Abschnitt der Verfassung: 


In Württemberg kommen die im XI. Ab- 
schnitt der Verfassung enthaltenen Vor- 
schriften nach näherer Bestimmung der 
Militärkonvention vom 21.— 25. November 

1870 in Anwendung. 


62). Zum Art. 80 der Verfaſſung: 


(1) Die Einführung der nachſtehend ge— 
nannten Geſetze des Norddeutſchen Bundes 
als Bundesgeſetze erfolgt für Württemberg, 
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ſtatt von den im Art. 80 feſtgeſetzten, von 


den nachſtehend genannten Zeitpunkten an, 


nämlich: 


I. vom 1. Juli 1871 an: 


1. des Geſetzes, betr. die vertragsmäßigen ‘ 


Zinſen, vom 14. November 1867, 

2. des Geſetzes, betr. die Errichtung eines 
oberſten Gerichtshofs für Handelsſachen, 
vom 12. Juni 1869; 

II. vom 1. Januar 1872 an: 


1. des Geſetzes, betr. die Beſchlagnahme des 


Arbeits- oder Dienſtlohns, vom 21. Juni 
1869; 


des Geſetzes über die Ausgabe von Papier⸗ 
geld, vom 16. Juni 1870. 


(2.) Die Einführung des Geſetzes, Maßregeln gegen 


1 


die Rinderpeſt betr., vom 7. April 1869 als Bundes⸗ 


geſetz bleibt für Württemberg der Bundesgeſetzgebung 


vorbehalten. Dasſelbe gilt mit der aus der vorſtehen⸗ 


den Beſtimmung unter Nr. 4 ſich ergebenden Beſchrän⸗ 
kung von den im Art. 80 unter II Nr. 4 genannten, 
auf das Poſt- und Telegraphenweſen bezüglichen Ge- 
ſetzen. 

(3.) Das Geſetz, betr. die Schließung und Beſchrän⸗ 
kung der öffentlichen Spielbanken, vom 2. Juli 1868, 


wird in Württemberg, vom Tage der Wirkſamkeit der 


Bundesverfaſſung an, als Bundesgeſetz eingeführt. 
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Artikel 3. 
(I.) Der gegenwärtige Vertrag soll unverzüglich 

den gesetzgebenden Faktoren Württembergs, bezw. 

des Norddeutschen Bundes, Badens und Hessens zur 
verfassungsmässigen Zustimmung vorgelegt und, nach 
1 Erteilung dieser Zustimmung, ratifiziert w : 

(II.) Der Austausch der Ratifikationsurkunden 
2 im Laufe des Monats Dezember d. J. in Berlin 
erfolgen. 


t 

4 0 

4 So geschehen, Berlin, den 25. November 1870. 
; Mittnacht. v. Friesen. v. Freydorf. 


(. 8.) (L. S.) Gis 8. 

K Hofmann. v. Sukow. Delbrück. 
(L. S.) (L. S.) (L. S.) 

5 Türckheim. 

f (L. S.) 


1.ͥ Die Ueberſchrift ſteht nicht im Regierungsblatt. Wegen 
Erſetzung des Vertrags durch die Verfaſſung des Deutſchen 
Reichs mit Ausnahme von Art. 2 Nr. 6 ſ. Note 1 vor Anl. 1. 
2. Zu Ziff. 6 Abſ. 2. Das Geſetz über die Rinder⸗ 
peſt wurde durch R. G. vom 2. November 1871 (R. G. Bl. 
S. 372) mit Wirkung vom 1. Januar 1872 an in Württem⸗ 
berg eingeführt. Der Art. 80 II 4 lautet: „die Geſetze über 
das Poſtweſen des Norddeutſchen Bundes vom 2. November 
1867, über das Poſttaxweſen im Gebiete des Nord— 
deutſchen Bundes vom 4. November 1867, betreffend die Ein— 
führung von Telegraphenfreimarken vom 16. Mai 
1869 und betr. die Portofreiheiten im Gebiete des 
Norddeutſchen Bundes vom 5. Juni 1869.“ Dieſe Geſetze, 


Ba zille⸗Köſtlin, Verfaſſungsurkunde. 14 
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bezw. die an ihre Stelle getretenen neuen Geſetze ſind in⸗ 

zwiſchen in Württemberg eingeführt worden, jedoch mit den 

aus dem Reſervatrecht Württembergs (ſ. Abſchn. I Einl. § 4) 

ſich ergebenden Beſchränkungen. S. die Aufzählung bei Gaupp⸗ 

Göz S. 432 Note 1. a 
Ziff. 6 ijt damit erledigt. 


+3 


Anl. 2. ; 


Schlußprotokoll zu vorſtehendem Vertrag. 
Vom 25. November 1870.) 
Verhandelt Berlin, den 25. November 1870. 

Bei Unterzeichnung des am heutigen Tage über 
den Beitritt Württembergs zu der, zwiſchen dem Nord— 
deutſchen Bunde, Baden und Heſſen vereinbarten Ver⸗ 
faſſung des Deutſchen Bundes abgeſchloſſenen Vertrages 
haben ſich die unterzeichneten Bevollmächtigten über 
nachſtehende Punkte verſtändigt: 

1. Die in dem Protokoll d. d. Verſailles den 15. No⸗ 
vember d. J.?) zwiſchen den Bevollmächtigten 
des Norddeutſchen Bundes, Badens und Heſſens 
getroffenen Verabredungen bezw. von den Be— 
vollmächtigten des Norddeutſchen Bundes ab⸗ 
gegebenen Erklärungen: 

a) über den Beginn der Wirkſamkeit der Ver⸗ 
faſſung, 

b) über den Zeitpunkt für den Beginn der Gee 
meinſchaft der Ausgaben für das Landheer, 

c) zu Art. 18 der Verfaſſung, 
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d) zu den Art. 35 und 38 der Verfaſſung, 

e) zu Art. 56 der Verfaſſung, 

f) zu Art. 62 der Verfaſſung, 

g) zu Art. 78 der Verfaſſung, und 

h) zu Art. 80 der Verfaſſung 

finden auch auf Württemberg Anwendung. 

2. Zu Art. 45 der Verfaſſung wurde anerkannt, 
daß auf den Württembergiſchen Eiſenbahnen bei 
ihren Bau⸗, Betriebs- und Verkehrsverhältniſſen 
nicht alle in dieſem Artikel aufgeführten Trans⸗ 
portgegenſtände in allen Gattungen von Ver— 
kehren zum Einpfennigſatz befördert werden können. 

3. Zum Art. 2 Nr. 4 des Vertrags vom heutigen 
Tage war man darüber einverſtanden, daß die 
Ausdehnung der im Norddeutſchen Bunde über 
die Vorrechte der Poſt geltenden Beſtimmungen 
auf den internen Verkehr Württembergs inſoweit 
von der Zuſtimmung Württembergs abhängen 
ſoll, als dieſe Beſtimmungen der Poſt Vorrechte 
beilegen, welche derſelben nach der gegenwärtigen 
Geſetzgebung in Württemberg nicht zuſtehen. 


N n 
N 2 3 


n 
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Vorgeleſen, genehmigt und unterſchrieben. 
Mittnacht. v. Frieſen. v. Freydorf. Hof— 
mann. v. Suckow. Delbrück. Türckheim. 


1. Die Überſchrift ſteht nicht im Regierungsblatt Vgl. 
wegen der fortdauernden Geltung des Schlußprotokolls Note 1. 
vor Anl. 1. 

2. ſ. Anl. 4. 


© 
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Anl. 3. 


Militärkonvention zwiſchen dem Norddentſchen 
Bunde und Württemberg. 
(Vom 21./25. November 1870.) 9) 

Seine Majeſtät der König von Württemberg 
und Seine Majeſtät der König von Preußen im 
Namen des Norddeutſchen Bundes, in der Ab- 
ſicht, die Beſtimmungen der zwiſchen Ihnen verein- 
barten Verfaſſung des Deutſchen Bundes über das 
Bundeskriegsweſen den beſonderen Verhältniſſen des 
Königreichs Württemberg anzupaſſen, haben Unterhand⸗ 
lungen eröffnen laſſen und zu Ihren Bevollmächtigten 
ernannt, und zwar: — folgen die Namen — von 
welchen Bevollmächtigten, nach Vorlegung und gegen— 
ſeitiger Anerkennung ihrer Vollmachten die nachſtehende 

Militärkonvention 
verabredet und geſchloſſen iſt. 
. Die eingeflammerten Worte ſtehen nicht im Regierungs⸗ 


blatt. 
2. Die Schlußbeſtimmung zum Xl. Abſchnitt der R. V. 
(Reichskriegsweſen) heißt: „Die in dieſem Abſchnitt enthaltenen 
Vorſchriften kommen .. . in Württemberg nach näherer Be⸗ 
ſtimmung der Militärkonvention vom 21.—25. November 1870 
zur Anwendung.“ Die Militärkonvention iſt damit zu einem 
Beſtandteil der R. V. erklärt; ihre Beſtimmungen bilden ein 
verfaſſungsmäßiges Sonderrecht Württembergs, auf welches 
Art. 78 der R. V. Anwendung findet. N 


Artikel 1. 
Die Königlich Württembergiſchen Truppen als Teil 
des Deutſchen Bundesheeres bilden ein in ſich ge F 


t der entſprechenden Anzahl von Erſatz⸗ und Be⸗ 
atzungstruppen nach preußiſchen Normen im Falle der 
Mo 3 oder Kriegsbereitſchaft. 


Artikel 2. 

Bie hierdurch bedingte neue d Urganijation der König⸗ 
en Truppen ſoll in drei Jahren 
1 ch erfolgter Anordnung zur Rückkehr von dem gegen⸗ 
zen Kriegsſtand auf den Friedensfuß vollendet 


Artikel 3. 

rn dieſer Rückkehr an bilden, beginnend mit einem 
noch näher zu beſtimmenden Tage, die Königlich Würt⸗ 
enbergiſchen Truppen das vierzehnte!) Deutſche 
desarmeekorps mit ore eigenen Fahnen und Feld- 
seidhen und erhalten die Diviſionen, Brigaden, Regi⸗ 
me ter und ſelbſtändigen Bataillone des Armeekorps 
Di ie entſprechende laufende Nummer in dem Deutiden 
B mbdeSheere neben der Numerierung im Königlich 
Württembergiſchen Verbande. 

1..̃. Nunmehr das XIII. 

. Artikel 4. 


uppen unter den Oberbefehl Seiner Majeſtät des 
königs von Preußen als Bundesfeldherrn beginnt eben- 
jal an einem noch näher zu beſtimmenden Tage und 
wird in den bisherigen Fahneneid in der Weiſe auf— 
genommen, daß es an der betreffenden Stelle heißt: 


Die Unterſtellung der Königlich Württembergiſchen 
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„daß ich Seiner Majeſtät dem Könige während 
meiner Dienſtzeit als Soldat treu dienen, dem 
Bundesfeldherrn und den Kriegsgeſetzen Gehorſam 
leiſten und mich ſtets als tapferer und ehrliebender 
Soldat verhalten will. So wahr mir Gott 
helfe.“ 8 

Artikel 5. N 

Die Ernennung, Beförderung, Verſetzung u. ſ. w. 
der Offiziere und Beamten des Königlich Württem⸗ 
bergiſchen Armeekorps erfolgt durch Seine Majeſtät den 
König von Württemberg, diejenige des Höchſtkomman⸗ 
dierenden für das Armeekorps nach vorgängiger Zu⸗ 
ſtimmung Seiner Majeſtät des Königs von Preußen 
als Bundesfeldherr. Seine Majeſtät der König von 
Württemberg genießt als Chef Seiner Truppen die 
ihm Allerhöchſt zuſtehenden Ehren und Rechte und übt 
die entſprechenden gerichtsherrlichen Befugniſſe ſamt 
dem Beſtätigungs- und Begnadigungsrecht bei Erkennt⸗ 
niſſen gegen Angehörige des Armeekorps aus, welche 
über die Befugniſſe des Armeekorpskommandanten, bezw. 
des Königlich Württembergiſchen Kriegsminiſteriums 
hinausgehen. 

Artikel 6. 

Unbeſchadet der dem Bundesfeldherrn gemäß der 
Bundesverfaſſung zuſtehenden Rechte der Disponierung 
über alle Bundestruppen und ihrer Dislozierung ſoll 
für die Dauer friedlicher Verhältniſſe das Württem⸗ 
bergiſche Armeekorps in ſeinem Verband und in jeiner 
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Gliederung erhalten bleiben und im eigenen Lande 
disloziert fein; eine hiervon abweichende Anordnung 
des Bundesfeldherrn, ſowie die Dislozierung anderer 
deutſcher Truppenteile in das Königreich Württemberg 
ſoll in friedlichen Zeiten nur mit Zuſtimmung Seiner 
Majeſtät des Königs von Württemberg erfolgen, ſofern 
es ſich nicht um Beſetzung Süddeutſcher oder Weſt— 
deutſcher Feſtungen handelt. 


Artikel 7. 


(J.) Ueber die Ernennung der Kommandanten für 
die im Königreich Württemberg gelegenen feſten Plätze, 
welche nach Art. 64 der Bundesverfaſſung!) dem 
Bundesfeldherrn zuſteht, ſowie über die demſelben 
gleichermaßen zuſtehende Berechtiguug, neue Befeſti— 
gungen innerhalb des Königreichs anzulegen, wird ſich 

der Bundesfeldherr eintretendenfalls mit dem König 
von Württemberg vorher in Vernehmen ſetzen; ebenſo 
wenn der Bundesfeldherr einen von Ihm zu ernennenden 
Offizier aus dem Königlich Württembergiſchen Armee— 
korps wählen will. 

(II.) Um der Beurteilung dieſer Ernennungen eine 
Grundlage zu gewähren, werden über die Offiziere des 
Königlich Württembergiſchen Armeekorps vom Stabs— 
offizier aufwärts alljährlich Perſonal- und Qualifi⸗ 
kationsberichte nach Preußiſchem Schema aufgeſtellt und 

Seiner Majeſtät dem Bundesfeldherrn vorgelegt. 


1. Jetzt Art. 64 der R. V. 


: 


* 
* 
* ’ 
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Artikel 8. : 

(I.) Zur Beförderung der Gleichmäßigkeit in der 
Ausbildung und dem inneren Dienſt der Truppen 
werden nach gegenſeitiger Verabredung einige Königlich 
Württembergiſche Offiziere je auf 1—2 Jahre in die 
Königlich Preußiſche Armee und Königlich Preußiſche 
Offiziere in das Königlich Württembergiſche Armeekorps 
kommandiert. 

(II.) Hinſichtlich etwa wünſchenswerter Verſetzung 
einzelner Offiziere aus Königlich Württembergiſchen 
Dienſten in die Königlich Preußiſche Armee oder um— 
gekehrt haben in jedem Spezialfalle beſondere Ber- 
abredungen ſtattzufinden. 

Artikel 9. 

(I.) Der Bundesfeldherr, welchem nach Art. 639) 
das Recht zuſteht, ſich jederzeit durch Inſpektionen von 
der Verfaſſung der einzelnen Kontingente zu über⸗— 
zeugen, wird die Königlich Württembergiſchen Truppen 
alljährlich mindeſtens einmal entweder Allerhöchſtſelbſt 
inſpizieren, oder durch zu ernennende Inſpekteure, deren 
Perſonen vorher Seiner Majeſtät dem König von 
Württemberg bezeichnet werden ſollen, in den Garniſonen 
oder bei den Uebungen inſpizieren laſſen. 

(Il.) Die infolge ſolcher Inſpizierungen bemerkten 
ſachlichen und perſönlichen Mißſtände wird der Bundes— 
feldherr dem Könige von Württemberg mitteilen, welcher 
ſeinerſeits dieſelben abſtellen und von dem Geſchehenen 
alsdann dem Bundesfeldherrn Anzeige machen läßt. 

1. Jetzt Art. 63 der R. V. 
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a Artikel 10. 
(.) Für die Organiſation des Königlich Württem— 
bergiſchen Armeekorps ſind — ſolange und inſoweit 
nicht auf dem Wege der Bundesgeſetzgebung anders 
beſtimmt wird — die derzeitigen preußiſchen Normen 
maßgebend. 
(I.) Es kommen demgemäß in dem Königreich 
Württemberg außer dem Norddeutſchen Geſetz über die 
Verpflichtung zum Kriegsdienſt vom 9. November 1867, 
ebſt der dazu gehörigen Militärerſatzinſtruktion vom 
256. März 1868, insbeſondere alle Preußiſchen Exerzier— 
und ſonſtigen Reglements, ee und Reſkripte 
zur Ausführung, namentlich die Verordnung über die 
Ehrengerichte vom 20. Juli 1843, die für Krieg und 
Frieden gegebenen Beſtimmungen über Aushebung, 
Dienſtzeit, Servis⸗, Verpflegungs⸗ und e 
Mobilmachung u. ſ. w., über den Erſatz des Offizier— 
_forps und iiber das . und Bildungs— 
weſen. 
̃ III.) Ausgenommen ſind von der Gemeinſamkeit in 
den Einrichtungen des Königlich Württembergiſchen 
Armeekorps mit denjenigen der Königlich Preußiſchen 
Armee: die Militärkirchenordnung, das Militirstraf- 
gesetzbuch und die Militärstrafgerichtsordnung, sowie 
die Bestimmungen über Einquartierung und Ersatz 
von Flurbeschädigungen worüber in dem Königreich 
Württemberg die derzeit beſtehenden Geſetze und Ein— 
richtungen vorerſt und bis zur Regelung im Wege der 
Bundesgeſetzgebung in Geltung verbleiben. 
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(IV.) Die Gradabzeichen, ſowie die Benennungen 
und der Modus der Verwaltung ſind in dem Königlich 
Württembergiſchen Armeekorps dieſelben wie in der 
Königlich Preußiſchen Armee. Die Beſtimmungen über 
die Bekleidung für das Königlich Württembergiſche 
Armeekorps werden von Seiner Majeſtät dem König 
von Württemberg gegeben und es ſoll dabei den Ver⸗ 


hältniſſen der Bundesarmee die möglichſte Rechnung 


getragen werden. 

1. Die in Abſ. III bezeichneten, lateiniſch gedruckten Gegen⸗ 

ſtände ſind jetzt reichsrechtlich geregelt. 
Artikel 11. 

(J.) Im Falle eines Krieges ſteht von deſſen Aus⸗ 
bruch bis zu deſſen Beendigung die obere Leitung des 
Telegraphenweſens, ſoweit ſolches für die Kriegszwecke 
eingerichtet iſt, dem Bundesfeldherrn zu. 

(II.) Die Königlich Württembergiſche Regierung 
wird bereits während des Friedens die bezüglichen Cin- 
richtungen in Uebereinſtimmung mit denjenigen des 
Norddeutſchen Bundes treffen, und insbeſondere bei 
dem Ausbau des Telegraphennetzes darauf Bedacht 
nehmen, auch eine der Kriegsſtärke Ihres Armeekorps 
entſprechende Feldtelegraphie zu organiſieren. 


Artikel 12 
J.) Aus der von Württemberg nach Art. 62 der 
Bundesverfaſſung *) zur Verfügung zu ſtellenden Summe 
beſtreitet die Königlich Württembergiſche Regierung, 
nach Maßgabe des Bundeshaushaltsetats, den Auf- 
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wand für die Unterhaltung des Königlich Württem— 


bergiſchen Armeekorps, einſchließlich Neuanſchaffungen, 
Bauten, Einrichtungen u. ſ. w. in ſelbſtändiger Ver— 


waltung, ſowie den Anteil Württembergs an den Koſten 


für die Einrichtungen des Geſamtheeres — Zentral— 
adminiſtration, Feſtungen, Unterhaltung der Militär— 
bildungsanſtalten, einſchließlich der Kriegsſchulen und 
militärärztlichen Bildungsanſtalten, der Craminations- 
kommiſſionen, der militärwiſſenſchaftlichen und techniſchen 
Inſtitute, des Lehrbataillons, der Militär- und Artillerie⸗ 


ſchießſchule, der Militärreitſchule, der Zentralturnanſtalt 


und des Großen Generalſtabs. Erſparniſſe, welche unter 


voller Erfüllung der Bundespflichten als Ergebniſſe der 


obwaltenden beſonderen Verhältniſſe möglich werden, 
verbleiben zur Verfügung Württembergs. 

(II.) Das Königlich Württembergiſche Armeekorps 
partizipiert an den gemeinſchaftlichen Einrichtungen und 
wird im Großen Generalſtabe verhältnismäßig vertreten 
ſein. 

1. Jetzt Art. 62 der R. V. 


Artikel 13. 


(I.) Die Zahlung der von Württemberg nach Art. 62 
der Bundesverfajjung *) aufzubringenden Summe beginnt 
mit dem erſten Tag des Monats, welcher auf die 
Anordnung zur Rückkehr der Königlich Württembergiſchen 
Truppen von dem Kriegszuſtande auf den Friedensfuß 
folgt. In den Etat und die Abrechnung des Bundes— 
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heeres tritt das Königlich Württembergiſche Armeekorps 
jedoch erſt mit dem 1. Januar 1872 ein. 

(II.) Während der im Art. 2 verabredeten drei- 
jährigen Uebergangszeit wird für den Etat des Königlich 
Württembergiſchen Armeekorps die Rückſicht auf die in 
dieſer Periode zu vollziehende neue Organiſation maß⸗ 
gebend ſein, und zwar ſowohl in Beziehung auf die 
in Anſatz zu bringenden Beträge, als auch in Beziehung 
auf die Zuläſſigkeit der gegenſeitigen Uebertragung 
einzelner Titel und der Uebertragung gleichnamiger 
Titel aus einem Jahre ins andere. 

1. Jetzt Art. 62 der R. V. 


Artikel 14. 

Verſtärkungen der Königlich Württembergiſchen 
Truppen durch Einziehung der Beurlaubten, ſowie die 
Kriegsformation derſelben und endlich deren Mobil⸗ 
machung hängen von den Anordnungen des Bundes— 
feldherrn ab. Solchen Anordnungen iſt allezeit und in 
ganzem Umfange Folge zu leiſten. Die hierdurch er- 
wachſenden Koſten trägt die Bundeskaſſe, jedoch ſind 
die Königlich Württembergiſchen Kaſſen verpflichtet, m- 
ſoweit ihre vorhandenen Fonds ausreichen, die not— 
wendigen Gelder vorzuſchießen. 


Artikel 15. 

(i.) Zrur Vermittelung der dienſtlichen Beziehungen 
des Königlich Württembergiſchen Armeekorps zu dem 
Deutſchen Bundesheer findet ein direkter Schriftwechſel 
zwiſchen dem Königlich Preußiſchen und dem Königlich 
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Württembergiſchen Kriegsminiſterium ſtatt und erhält 


letzteres auf dieſe Weiſe alle betreffenden zur Zeit 
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gültigen oder ſpäter zu erlaſſenden Reglements, Be— 
ſtimmungen u. ſ. w. zur entſprechenden Ausführung. 
(II.) Nebendem wird die Königlich Württembergiſche 
Regierung jederzeit in dem Bundesausſchuß für das 
Landheer und die Feſtungen vertreten ſein. 
Artikel 16. 

Die gegenwärtige Konvention ſoll nach erfolgter 
Genehmigung durch die legislativen Organe ratifiziert 


und es ſollen die Ratifikationsurkunden gleichzeitig mit 


den Erklärungen über die Ratifikation der am heutigen 


Tage vereinbarten Verfaſſung des Deutſchen Bundes in 


Berlin ausgetauſcht werden. 
Zu Urkund deſſen haben die Bevollmächtigten die 


gegenwärtige Konvention in doppelter Ausfertigung 


vollzogen und unterſiegelt. 
S 7 Hauptquartier Verſailles, den 21. November 1870. 
5 geſchehen Berlin, 21. November 1870. 
(gez.) von Roon. (gez.) v. Suckow. 
(L. S.) (L. 8.) 


Friedens⸗Formation des Kgl. Württ. Armeekorps.“ 
Kriegs⸗Formation des Kgl. Württ. Armeekorps. 


1. Die Formationen entſprechen nicht mehr dem gegen— 


wärtigen Stand und ſind deshalb nicht abgedruckt worden. 


1 
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Aul. 4. 


Vertrag (des Nordd. Bundes) mit Baden und Heſſen. 
Verhandelt Verſailles, den 15. November 1870.1) 

(J.) Nachdem Seine Majeſtät der König von 
Preußen, im Namen des Norddeutſchen Bundes, 
Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Baden 
und Seine Königliche Hoheit der Großherzog von 
Heſſen und bei Rhein übereingekommen ſind, über die 
Gründung eines Deutſchen Bundes in Verhandlung zu 
treten und zu dieſem Zwecke bevollmächtigt haben, und 
zwar: — folgen die Namen — 
ſind dieſe Bevollmächtigten in Verſailles zuſammen⸗ 
getreten und haben ſich, nach gegenſeitiger Vorlegung 
und Anerkennung ihrer Vollmachten, über die anliegende 
Verfaſſung des Deutſchen Bundes verſtändigt. 

(I.) Sie ſind ferner darüber einverſtanden, daß 
dieſe Verfaſſung vorbehaltlich der weiter unten zu er— 
wähnenden Maßgaben, mit dem 1. Januar 1871 in 
Wirkſamkeit treten ſoll, und erteilen ſich deshalb gegen⸗ 
ſeitig die Zuſage, daß ſie unverzüglich den geſetzgebenden 
Faktoren des Norddeutſchen Bundes, bezw. Badens 
und Heſſens zur verfaſſungsmäßigen Zuſtimmung vor⸗ 
gelegt und, nach Erteilung dieſer Zuſtimmung, im 
Laufe des Monats Dezember ratifiziert werden ſoll. 
Der Austauſch der Ratifikationserklärungen ſoll in 
Berlin erfolgen. 

(III.) In Betracht der großen Schwierigkeiten, 
welche teils die vorgerückte Zeit, teils die Fortdauer 
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des Krieges, teils endlich die in einigen beteiligten 
Staaten bereits erfolgte Regulierung des Landes— 
budgets, der Aufſtellung eines Etats für die Militär— 
2 des Deutſchen Bundes für das Jahr 1871 
entgegenſtellen, iſt man übereingekommen, daß die Ge— 
meinschaft der Ausgaben für das Landesheer erſt mit 
dem 1. Januar 1872 beginnen ſoll. Bis zu dieſem 
Tage wird daher der Ertrag der im Art. 35 bezeichneten 
gemeinſchaftlichen Abgaben nicht zur Bundeskaſſe fließen, 
ſondern den Staatskaſſen Badens und Heſſens, letzterer 
rückſichtlich des auf Südheſſen fallenden Anteils, ver- 
bleiben und es wird der Beitrag dieſer Staaten zu 
den Bundesausgaben durch Matrikularbeiträge auf⸗ 
gebracht werden, wegen deren Feſtſtellung dem im 
nächſten Jahre zu berufenden Reichstage eine Vorlage 
gemacht werden wird. 
(IV.) Auch die Beſtimmungen in den Art. 49—52 
der Bundesverfaſſung ſollen für Baden erſt mit dem 
erſten Januar 1872 in Wirkſamkeit treten, damit die 
für die Ueberleitung der Landesverwaltung der Poſten 
und Telegraphen in die Bundesverwaltung erforderliche 
Zeit gewonnen werde. 
(V.)?) Im übrigen werden noch nachſtehende, im 
Laufe der Verhandlungen abgegebene Erklärungen in 
gegenwärtiges Protokoll niedergelegt: 
Man war darüber einverſtanden, 
1. zu Art. 18 der Verfaſſung, daß zu den, 
einem Beamten zuſtehenden Rechten im Sinne 
des zweiten Abſatzes dieſes Artikels diejenigen 


* 
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Rechte nicht gehören, welche ſeinen Hinterbliebenen wa 


in Beziehung auf Penſionen oder Unterſtützungen 
etwa zuſtehen; 


zu den Art. 35 und 38 der Verfaſſung, 


daß die nach Maßgabe der Zollvereinsverträge 


auch ferner zu erhebenden Uebergangsabgaben von 
Branntwein und Bier ebenſo anzuſehen ſind, wie 


die auf Bereitung dieſer Getränke gelegten Ab— 


gaben; 
4. und 5. beziehen ſich nur auf Baden und Heſſen: 


zu Art. 56 der Verfaſſung bemerkten die 


Bevollmächtigten des Norddeutſchen Bundes auf 
Anfrage der Großherzoglich Badiſchen Bevoll⸗ 
mächtigten, daß das Bundespräſidium ſchon bisher, 
nach Vernehmung des zuſtändigen Ausſchuſſes 


des Bundesrats, Bundeskonſulate errichtet habe, 


wenn eine ſolche Einrichtung an einem beſtimmten 
Platze durch das Intereſſe auch nur eines Bundes⸗ 
ſtaates geboten worden ſei. Sie verbanden damit 
die Zuſage, daß in dieſem Sinne auch in Zu⸗ 
kunft werde verfahren werden; 


zu Art. 62 der Verfaſſung wurde verab⸗ 


redet, daß die Zahlung der nach dieſem Artikel 
von Baden aufzubringenden Beiträge mit dem 
erſten Tage des Monats beginnen ſoll, welcher 
auf die Anordnung zur Rückkehr der Badiſchen 
Truppen von dem Kriegszuſtande auf den Friedens⸗ 
fuß folgt; 
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8. zu Art. 78 der Verfaſſung wurde allſeitig 


als ſelbſtverſtändlich angeſehen, daß diejenigen 
Vorſchriften der Verfaſſung, durch welche be— 
ſtimmte Rechte einzelner Bundesſtaaten in deren 
Verhältnis zur Geſamtheit feſtgeſtellt ſind, nur 
mit Zuſtimmung des berechtigten Bundesſtaates 
abgeändert werden können; 


. zu Art. 80 der Verfaſſung war man in 
Beziehung auf das Geſetz, betr. die Errichtung 


eines oberſten Gerichtshofes für Handelsſachen 
vom 12. Juni vor. J., darüber einig, daß eine 
entſprechende Vermehrung der Mitglieder dieſes 
Gerichtshofes durch einen Nachtrag zu deſſen 
Etat für 1871 in Vorſchlag zu bringen ſein 
werde. 

Es wurde ferner allſeitig anerkannt, daß 
zu den im Norddeutſchen Bunde ergangenen Ge— 
ſetzen, deren Erklärung zu Geſetzen des Deutſchen 
Bundes der Bundesgeſetzgebung vorbehalten 
bleibt, das Geſetz vom 21. Juli d. J. betr. den 
außerordentlichen Geldbedarf der Militär- und 
Marineverwaltung, nicht gehört, und daß das 
Geſetz vom 31. Mai d. J., betr. die St. Gott⸗ 
hardeiſenbahn, jedenfalls nicht ohne Veränderung 
ſeines Inhalts zum Bundesgeſetze würde erklärt 
werden können. 


(VI.) Gegenwärtiges Protokoll iſt vorgeleſen, ge— 


nehmigt und von den im Eingange genannten Bevoll— 


— 
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mächtigten in Einem, in das Archiv des Bundes- 
kanzleramts zu Berlin niederzulegenden Exemplare voll⸗ 
zogen werden. 


gez. v. Bismarck. Jolly. v. Dalwigk. 
(ES Gea (L. S.) 
v. Frieſen. v. Freydorf. Hofmann. 
(ie 80 6 89 (L. S.) 
Delbrück. 
(L. S.) 


1. Die eingeklammerten Worte ſtehen nicht im Regierungs⸗ 
blatt. 

. Abſ. V. Die erwähnten Artikel der Bundesverfaſſung 
find nunmehr dieſelben Artikel der R. V., mit Ausnahme des 
Art. 80 (Ziff. 9), der in die R. V. überhaupt nicht übergegangen 
iſt. Die Ziff. 9 hat jetzt keine Bedeutung mehr. 4 


3. Beilage. 


Verfaſſungs⸗ Geſetz, betreffend die Bildung eines 
8 


Vom 1. Juli 1876. (Reg. Bl. S. 267). 
1. S. die Note vor § 54 V. U. 
2. Die Ueberſchriften der Paragraphen ſtehen nicht im 
Reg. Bl., ſondern ſind Privatarbeit der Verfaſſer. 
Karl, 
von Gottes Gnaden König von Württemberg. 
Nach Anhörung Unſeres Geheimen Rates und 
unter Zuſtimmung Unſerer getreuen Stände ver: 
ordnen und verfügen Wir, was folgt: 


Art. 1. Staatsminiſterium, Mitglieder, 
Aenderung der Departements. 
(J.) Die Miniſter oder Chefs der Verwaltungs— 
departements bilden das Staatsminiſterium. 
(I.) Die beſtehende Zahl der Departements kann 


nur durch ein Geſetz geändert werden. 
1. Hierzu V. U. S 56. 


ee 


1 


0 
998 V. U. 3. Beil. 


Art. 2. Ernennung und Entlaſſung der 
Miniſter. 


Der König ernennt und entläßt die Miniſter und 
Departementschefs nach eigener freier Entſchließung. 
S. V. u. § 57. 


Art. 3. Vorſitz im Staatsminiſterium, 
Miniſterpräſident. 


(I.) Der Vorſitz im Staatsminiſterium wird, woferne 


nicht der König an einer Beratung teilnimmt, von 


einem durch Königliche Entſchließung aus der Zahl der 
Miniſter oder Departementschefs ernannten Präſidenten 
geführt. 

(II.) Dem Präſidenten des Staatsminiſteriums 
kommt die Leitung der Geſchäfte und die Dienſtaufſicht 
über das demſelben zur Dienſtleiſtung beigegebene Per- 
ſonal zu. 


Art. 4. Verbot des Ausſchluſſes eines 
Mitglieds des Staatsminiſteriums von 
den Beratungen. 

Kein Mitglied des Staatsminiſteriums kann, außer 
dem Falle, wenn der Gegenſtand dasſelbe perſönlich 
angeht, von der Teilnahme an den Beratungen aus- 


geſchloſſen werden. 
Wie beim Geheimen Rat: V. U. § 61. 
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— 
4 
g Art. 5. Räte des Staatsminiſteriums. 


5 (J.) Dem Staatsminiſterium find zur Bearbeitung 
der Geſchäfte und zur Teilnahme an den Beratungen 
; ſtändige Räte beigegeben. 
I.) Die Funktionen von Räten des Staatsmini- 
ſteriums verſehen bis auf weiteres Mitglieder des Ge— 
heimen Rats, welche vom König hierzu beauftragt 
werden. 
(II.) Eine zählende Stimme kommt ihnen im Staats— 
miniſterium nicht zu. 
(IV.) Außerdem können für einzelne Gegenſtände 
ſonſtige Beamte oder Fachmänner beigezogen werden. 
Geheimer Rat ſ. V. U. Ss 54 ff. 


Art. 6. Geſchäftskreis des Staats- 
miniſteriums. 


(I.) Der Geſchäftskreis des Staatsminiſteriums 
umfaßt die Beratung aller allgemeinen Angelegen— 
heiten, namentlich ſolcher, welche auf die Staatsver- 
faſſung, auf die Organiſation der Behörden und die 
Abänderung der Territorialeinteilung, auf die Staats- 
verwaltung im allgemeinen und die Normen derſelben 
oder auf die allgemeinen Verhältniſſe des Staats zu 
den Religionsgeſellſchaften ſich beziehen, wie auch der 
Gegenſtände der Geſetzgebung und allgemeiner Ver— 
ordnungen, ſoweit es ſich von deren Erlaſſung, Ab— 
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— 


änderung oder authentiſchen Erklärung handelt, fernen 


aller wichtigeren Verhältniſſe zu anderen Staaten. Alle 
dem Könige vorzulegenden Vorſchläge der Miniſter in 
ſolchen Angelegenheiten müſſen in dem Staatsminiſte⸗ 
rium zur Beratung vorgetragen und mit deſſen Gut⸗ 
achten begleitet an den König gebracht werden. 

(II.) Außerdem gehören in den Geſchäftskreis des 
Staatsminiſteriums als beratender Behörde alle ſtän⸗ 
diſchen Angelegenheiten, alle Angelegenheiten, welche 
die Beziehungen zum Deutſchen Reiche betreffen, ſowie 
alle diejenigen Gegenſtände, welche demſelben von dem 
Könige zur Beratung beſonders aufgetragen werden. 


1. Authentiſche Erklärung, Begriff ſ. V.U. § 88 Note 9. 

2. Göz in Gaupp⸗Göz S. 132 Note 2 ſagt: „Eine Ueber⸗ 
ſchreitung des verfaſſungsmäßigen Geſchäftskreiſes dürfte vor⸗ 
liegen, wenn das Staatsminiſterium ſchon mit der Feſt⸗ 
ſtellung des Textes verabſchiedeter Geſetze be⸗ 
auftragt worden iſt (vgl. Reg. Bl. von 1887 S. 176 und 189, 
von 1893 S. 92) oder wenn dasſelbe Anordnungen über 
den ſchriftlichen Geſchäfts verkehr der Behörden 
erlaſſen hat (vgl. Reg. Bl. von 1902 S. 177). Hier hat das 
Staatsminiſterium Angelegenheiten an ſich gezogen, die der 
Geſamtheit der Miniſterien obliegen.“ Dieſe Anſicht iſt irrig. 
Weder liegen dieſe Angelegenheiten der Geſamtheit der Mini⸗ 
ſterien ob, noch hat ſie das Staatsminiſterium an ſich ge⸗ 
zogen, noch endlich iſt die Erledigung derſelben durch das 
Staatsminiſterium verfaſſungswidrig. Die Geſamtheit der 
Miniſterien hat, abgeſehen von ihrer Vereinigung zum Staats⸗ 
miniſterium, überhaupt keine ſtaatsrechtliche Bedeutung und 
keine verfaſſungsmäßigen Funktionen. Wem ſodann die Neu⸗ 
redaktion von Geſetzen zuſteht, iſt in der Verfaſſung nicht ge⸗ 
regelt; § 88 findet auf dieſelbe keine Anwendung. Die Neu⸗ 
redaktion und ihre Bekanntmachung iſt kein geſetzgeberiſcher 
Akt, ſondern eine Verwaltungshandlung (Laband II S. 52), 
deren Vornahme jedenfalls das Geſetz nach freiem Ermeſſen 
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einem ihm geeignet erſcheinenden Organ übertragen kann. Die 
Anordnungen über den ſchriftlichen Geſchaftsverkehr der Be⸗ 
hörden ferner ſtehen nach §S 89 dem König zu, A ſeine Be⸗ 
fugnis aber einer Behörde delegieren kann (ſ. § 89 Note 2). 
Zur verfaſſungsmäßigen Gültigkeit der? Delegation genügt die 
Gegenzeichnung des Reſſortminiſters (§ 51). Im erſteren 
j wüniſterin hat nun das Geſetz ſelbſt die Neuredaktion dem Staats⸗ 
m uͤbertragen, während im zweiten Fall das letztere 
der wa nicht kraft eigener Machtvollkommenheit, ſondern kraft König⸗ 
licher, von ſämtlichen Miniſtern gegenzeichneter Delegation 
(ogl. die Worte aus dem Eingang der bezüglichen Bekannt⸗ 
machung: „mit Allerhöchſter Ermächtigung ſeiner Königlichen 
Majeſtat“) gehandelt hat. Der Uebertragung dieſer Funktionen 
an das Staatsminiſterium ſteht endlich weder der Art. 6 noch 
eine andere Verfaſſungsbeſtimmung entgegen. Der Sinn des 
j Art. 6 iſt nämlich nicht, daß nur die in Art. 6 aufgezählten 
Angelegenheiten und keine anderen dem Staatsminiſterium 
f iibertragen werden können. Vielmehr bedeutet Art. 6 nur, 
daß, ſoweit der Geſchäftskreis des Staatsminiſteriums nach 
Art. 6 reicht, die Erledigung der Geſchäfte durch den Reſſort⸗ 
miniſter allein oder etwa durch den Geheimen Rat verfaſſungs⸗ 
mäßig ausgeſchloſſen ijt, eine Aenderung alſo nur durch ein 
Verfaſſungsgeſetz möglich iſt. Wohl vereinbar mit Art. 6 iſt 
die Zuteilung weiterer Funktionen an das Staatsminiſterium 
allgemein oder in einzelnen Fällen durch Geſetz oder kgl. Ver⸗ 
ordn. und es iſt dies auch ſchon wiederholt geſchehen. Vgl. 
3. B. das Geſetz vom 16. Dezember 1876 über die Verwal⸗ 
tungsrechtspflege Art. 4 Abſ. 1 (Reg. Bl. S. 478), das Geſetz 
vom 25. Auguſt 1879 betr. die N von Kompetenz⸗ 
konflikten Art. 1 Abſ. 2 Reg. Bl. S. 272) und die kgl. Ver⸗ 
ordn. vom 13. Februar 1877, betr. die Zuſtandigteit der Be⸗ 
hörden und Beamten zur Verhängung von L Ordnungsſtrafen 
82 (Reg. Bl. S. 14), wo dem Staatsminiſterium eine Dis⸗ 
5 ziplinarſtrafgewalt gegenüber den Mitgliedern des Kompetenz⸗ 
und des Verwaltungsgerichtshofs beigelegt worden iſt. Vgl. 
ferner das Zwangsenteignungsgeſetz vom 20. Dezember 1888 
[Reg. Bl. S. 446) Art. 3, 38 Abſ. 1 und 4, wo dem Staats⸗ 
miniſterium die Entſcheidung und Beſchlußfaſſung in gewiſſen 
Fällen der Zwangsenteignung zugewieſen iſt. 


1 
8 
4 
*.* 
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Art. 7. Weitere Beratung durch den Ge⸗ 

heimen Rat. Vorſitz hierbei. Vorlage 

der Gutachten desſelben an den König 
durch das Staatsminiſterium. 


(JI) Anträge auf Abänderung der Landesverfaſſung, 
der Landesverfaſſungsgeſetze und der Reichsverfaſſung 
Art. 78 Abſ. 1 und 2, ferner Normen, welche ſich auf 
die allgemeinen Verhältniſſe des Staats zu den Reli- 
gionsgeſellſchaften beziehen, ſowie Anträge in beſonders 
wichtigen oder ſonſt geeigneten Angelegenheiten, nament- 
lich in den Gebieten der Geſetzgebung und der Er— 
laſſung allgemeiner Verordnungen, unterliegen weiterhin 
der Begutachtung durch den Geheimen Rat. Derſelbe 
hat außerdem alles zu beraten, was ihm von dem 
Könige beſonders aufgetragen wird. 

(II.) Bei ſolchen Beratungen des Geheimen Rats 
führt, wofern nicht der König an einer Beratung teil 
nimmt, der Präſident des Staatsminiſteriums den Vorſitz. 

(II.) Die Gutachten des Geheimen Rats werden 
dem Könige durch das Staatsminiſterium vorgelegt. 

1. Geheimer Rat ſ. V. U. SS 54 ff. 


2. Weiterhin, d. h. nachdem die Anträge zuvor im 
Staatsminiſterium (Art. 6) beraten worden ſind. 


Art. 8. Erſetzung des Geheimen Rats durch 
das Staatsminiſterium in einigen Fällen. 
(I.) Die in den §§ 38, 126 und 160 Abſ. 2 und 4 


der Verfaſſungsurkunde bezeichneten Zuſtändigkeiten des 
Geheimen Rats gehen auf das Staatsminiſterium über. 
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(I.) Dasſelbe tritt bezüglich der Anwendung des 
§ 172 Abſ. 2 der V. U. an die Stelle des Geheimen 


Rats. 


Art. 9. Aenderung der Verfaſſung. 

(.) Die §§ 38, 54, 56, 58, 59 Ziff. 1 und 4, 126, 
160 Abſ. 2 und 4, 172 Abſ. 2 der V. U. ſind nach 
Maßgabe der Vorſchriften des gegenwärtigen Geſetzes 
abgeändert. 

(I.) Unſere ſämtlichen Miniſterien ſind mit der 


Vollziehung dieſes Geſetzes beauftragt. 


Gegeben Schloß Friedrichshafen, den 1. Juli 
1876. 
Karl. 
Der Miniſter der Juſtiz 
und der auswärtigen Angelegenheiten: 
Mittnacht. 
Der Miniſter des Innern: 
Sick. 
Der Miniſter des Kirchen- und Schulweſens: 
Geßler. 
Der Departementschef des Kriegsweſens: 
Wundt. 
Der Finanzminiſter: 
Renner. 
Auf Befehl des Königs: 
Der Kabinettschef: 
Gärttner. 


3 


Eröffnung. 


4. Beilage. sa 


Geſchäftsordnung der Kammer der 
Standesherren. 


Aeußere Geſchäfts-Ordnung. 
Vom 23. Oktober 1841. 
98. 

Der Präſident der Kammer der Standesherren ver- 
anlaßt ſpäteſtens acht Tage nach verfaſſungsmäßiger 
Konſtituierung dieſer Kammer die erſte Sitzung derſelben 
und letztere beginnt damit ihre Wirkſamkeit. 


8 2 

Die Legitimation der Mitglieder der Kammer der 
Standesherren durch Vorlegung der an ſie ergangenen 
Einberufungsſchreiben und etwa erhaltenen Vollmachten 
geſchieht, ſofern dieſelben vor Eröffnung des Landtages 
einkommen, bei dem ſtändiſchen Ausſchuſſe. 

In Beziehung auf ſpäter einlangende Einberufungs— 
ſchreiben und Vollmachten wird das Legitimations- 
geſchäft bei der Kammer der Standesherren vorge- 
nommen. 


ey 
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§ 3. 


Wenn die Kammern, außer dem Falle der König 


lichen Sitzung, förmlich vereinigt find (V. U. Sd 160, 
190, 191, 193 und 196), ſo hat der Präſident der 
erſten Kammer die Sitzungen zu eröffnen und zu 
ſchließen; er macht die Propoſition und ſorgt für die 
Aufrechterhaltung der Ordnung und des Anſtandes; der 
Präſident der zweiten Kammer leitet die Verhandlungen. 
Iſt bei einem ſolchen Zuſammentritte der Präſident 


der einen oder der anderen Kammer ku erſcheinen ver-. 


hindert, ſo übernimmt deſſen Verrichtungen der Vize— 
präſident der betreffenden Kammer. 
8 4. 

Die Mitglieder der erſten Kammer nehmen ihre 
Plätze in dem erſten Kreis vor dem Throne; die Ab— 
ſtimmung wechſelt zwiſchen beiden Kammern dergeſtalt, 
daß nach dem erſten Mitgliede der erſten Kammer das 
erſte Mitglied der zweiten Kammer zur Abſtimmung 
aufgerufen, und fo fortgefahren wird. 


— 


§ 5. 
Das Sekretariat und ſomit auch die Protokolle 
werden von den Sekretären beider Kammern gemein— 
ſchaftlich geführt. 
§ 6. 
Bei den vorkommenden Wahlen geſchieht die Ab— 
ſtimmung durch geheime ſchriftliche Stimmgebung; die 
Stimmen werden durch das Sekretariat, mit Zuziehung 


Förmliche 


ereinigung. 
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einer gleichen Anzahl von Skrutatoren aus jeder Kam⸗ 
mer, gezählt. Der Präſident der erſten Kammer be⸗ 
zeichnet die Skrutatoren nach der bei jeder Kammer 
hierfür beſtehenden Norm. Bei gleicher Stimmenzahl 
gibt das natürliche Alter den Vorzug. 


§ 7. f 


Sind mehrere Mitglieder für dieſelbe Stelle oder 
denſelben Zweck mit relativer Stimmenmehrheit zu er⸗ 
wählen, ſo wird durch jedes ſtimmende Mitglied die 
erforderliche Anzahl auf einem Stimmzettel verzeich? 
net, und mithin die Wahl in einer und derſelben Sant: 
lung vollendet. 


§ 8. N 
Finden ſich auf einem Stimmzettel mehr Mitglieder 
verzeichnet, als zu wählen ſind, ſo werden die zuletzt 
geſchriebenen, inſoweit durch ihre Benennung die er⸗ 
forderliche Zahl überſchritten iſt, nicht gezählt. 


§ 9, 

“oa pcg Der Zuſammentritt beider Kammern zu vertraulichen 
Beſprechungen kann, ſo oft es dieſelben für dienlich 
erachten (V. U. § 177), zufolge freiwilliger Entſchließung 
beider Kammern geſchehen, mit Ausnahme der in den 
Ss 181 und 183 der V. U. vorgeſchriebenen Fälle. 

Mit der Einladung zu einer ſolchen Beſprechung 
wird die Anzeige des Gegenſtandes derſelben und die 
abſchriftliche Mitteilung des ſie veranlaſſenden Antrages 
verbunden. 


* 
ua 1 * J 
. 
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Die Beſtimmungen des § 3 über den Vorſtand 
finden auch hier ihre Anwendung, mit der Abänderung, 
daß der Präſident derjenigen Kammer die Propoſition 
macht, von welcher die Einladung zu dieſer Beſprechung 
ausging. 

§ 10. 

Wenn durch Uebereinſtimmung der Kammern, oder, dieneg erung, 
im Falle des § 181 der V. U., mittelſt Durchzählung 
ein Ständebeſchluß zuſtande gekommen iſt, ſo wird der— 
ſelbe von jeder Kammer beſonders der Regierung vor— 
gelegt; im entgegengeſetzten Falle wird von jeder Kam— 
mer eine Anzeige gemacht. 

Zur Vermeidung aller Irrungen wird in den vor- 
liegenden Fällen der Beſchluß einer Kammer der anderen 
zur Einſicht mitgeteilt, um von beiden gleichlautend 
verfaßt zu werden, oder damit die mit der Faſſung der 
einen Kammer nicht einverſtandene andere Kammer die 
ihr nötig ſcheinende Aenderung der Erſteren mitteilen 
könne. 


Zufolge langjähriger Uebung werden übereinſtimmende 
Beſchlüſſe beider Kammern der Regierung mittelſt gemein— 
ſchaftlicher Adreſſe vorgelegt. 


8 11. 
Dieſelbe Beſtimmung wird beobachtet in Anſehung 
der Bitten um Geſetzesvorſchläge, ſowie der übrigen 
Anträge, welche die Kammern aus freier Entſchließung 


gemeinſchaftlich an den König gelangen laſſen !). 
1. S. Note zu § 10. 
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§ 12. 
du dere fannt. Die innere Polizei in denjenigen ſtändiſchen Ge⸗ 
— — bäuden, welche gemeinſchaftlich find, wird, inſofern fie 

Personal. ſich nicht auf die Geſchäftslokale bezieht, von den Prä⸗ 
ſidenten der beiden Kammern gemeinſchaftlich verwaltet, 
mit Vorbehalt der Entſcheidung der Letzteren im Falle 
einer nicht zu hebenden Meinungsverſchiedenheit. 

§ 13. 

Das gemeinſchaftliche Dienſtperſonal ijt beiden Prä⸗ 
ſidenten untergeordnet, mit dem bei dem vorſtehenden 
Paragraphen gemachten Vorbehalt. 


8 14. 


Verhältniſſe 3 a ae | 
Ag orld Eine jede Kammer iſt berechtigt, in den durch den 


Kammern zu § 179 der V. U. beſtimmten Fällen auch einſeitig ihre 
der Regie⸗ 
rung Anträge der Regierung vorzulegen; die Entwürfe hierzu 
werden entweder durch das Sekretariat oder durch die 
Bericht erſtattende oder durch eine neu zu wählende 
Kommiſſion beſorgt, in allen Fällen aber vor der Aus⸗ 
fertigung der Kammer zur Beurteilung vorgelegt ). 
Die Eingaben ſelbſt werden von dem Präſidenten 
und zwei Sekretären unterzeichnet. 


1. Zufolge langjähriger Uebung werden nach erfolgter Be⸗ 
ſchlußfaſſung nur in wichtigeren Fällen oder, wenn es von 
irgend einer Seite verlangt wird, die Entwürfe der Eingaben 
an die Regierung der Kammer noch beſonders zur Genehmigung 
vorgelegt. 

§ 15. 


Mit den einzelnen Miniſterien kommuniziert die 
Kammer durch ihr Präſidium. 


Ot 
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§ 16. 

Die Zahl der Mitglieder von Deputationen an den 
König beſtimmt in jedem einzelnen Falle der Präſident, 
welchem auch die Wahl derſelben zuſteht. Der Prä— 
ſident und, in deſſen Abweſenheit, der Vizepräſident, 
befindet ſich immer an ihrer Spitze. 


§ 17. 
Die gegenſeitigen Mitteilungen geſchehen in ſchrift- Serdaltniie 


der Kammern 


lichen Noten der Kammern, welche vom Präſidenten gegen ein⸗ 
unterzeichnet, von einem Sekretär kontraſigniert werden. ae 
§ 18. 
| Die Königlichen Anträge ſind von der Kammer, 
an welche dieſelben zuerſt gebracht worden ſind, jedes- 
mal der anderen Kammer zur gleichmäßigen Beratung 
mitzuteilen. Dieſes muß auch dann geſchehen, wenn 
ſie die Zuſtimmung der Kammer nicht erhalten haben 
(V. U. § 179). 


Innere Geſchäfts-Ordnung. 
Feſtgeſtellt durch Beſchluß vom 21. Juni 1876. 


I. Legitimation. 
§ 19. 
Die Mitglieder der Kammer der Standesherren, Legitimation. 
bei deren Legitimation der ſtändiſche Ausſchuß keinen 
Anſtand gefunden hat, ſind als legitimiert zu erachten. 


a: 
= 


Präſidium. 
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Ueber die von dem ſtändiſchen Ausſchuſſe erhobenen 
Anſtände, ſowie über die von demſelben nicht geprüften 
Legitimationen faßt die Kammer nach vorausgegangener 
Prüfung endgültig Beſchluß. Die gefaßten Beſchlüſſe 
werden der Kgl. Regierung angezeigt und der Kammer 
der Abgeordneten mitgeteilt. 

Einem Mitgliede, deſſen Legitimation von dem 
ſtändiſchen Ausſchuſſe beanſtandet oder nicht geprüft 
worden, iſt der Eintritt in die Kammer ſo lange nicht 
geſtattet, bis die Kammer darüber entſchieden hat. 

Die Entſcheidung über Legitimationsfragen iſt ſtets 
vorzugsweiſe zu beſchleunigen. 


II. Präſidium, Sekretariat und Beamte der Kammer. 
§ 20. 

Der Vorſtand der Kammer beſteht aus einem Prä⸗ 

ſidenten und einem Vizepräſidenten. Das Amt der⸗ 


ſelben erſtreckt ſich je auf die Dauer einer ordentlichen 
Landtagsperiode (V. U. Ss 127 und 190), 


§ 21. 
Den Präſidenten ernennt der König ohne Vorſchlag. 
Der Vizepräſident wird von der Kammer aus der 
Zahl ihrer ſtandesherrlichen Mitglieder durch abſolute 
Stimmenmehrheit gewählt. Hat ſich bei der Wahl 
eine abſolute Mehrheit nicht ergeben, ſo ſind diejenigen 
drei Mitglieder, welche die meiſten Stimmen erhalten 
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haben, auf eine engere Wahl zu bringen. Wird auch 
bei dieſer Wahl keine abſolute Mehrheit erreicht, ſo 
ſind diejenigen beiden Mitglieder, welche die meiſten 
Stimmen in der engeren Wahl erhalten haben, auf 
eine zweite engere Wahl zu bringen. Tritt in dieſer 
letzten Wahl Stimmengleichheit ein, ſo entſcheidet das 
Los. Bei Ausmittelung derjenigen, welche nach den 
vorſtehenden Vorſchriften auf die engere Wahl zu bringen 
ſind, entſcheidet bei Stimmengleichheit ebenfalls das 
Los. Von der Wahl iſt dem Könige Anzeige und der 
Kammer der Abgeordneten Mitteilung zu machen. 

Solange für die Kammer weder ein Präſident 
noch ein Vizepräſident beſtellt iſt, ſowie im Falle der 
Verhinderung derſelben, verſieht die Stelle des Präſi— 
denten das im Lebensalter älteſte anweſende Kammer— 
mitglied. Das Amt des Alterspräſidenten geht im 
Falle der Ablehnung ſeitens des Berufenen auf das. 
im Lebensalter ihm am nächſten ſtehende Kammermit— 
glied über. 

§ 22. 

Der Präſident beſtimmt die Sitzungstage (§ 39), 
eröffnet und ſchließt die Sitzungen, ordnet den Gang 
der Verhandlungen, leitet die Beratung und Abſtim— 
mung, ſorgt für die Aufrechterhaltung der Ordnung, 
und trägt für die möglichſte Beſchleunigung der Ge— 
ſchäftsbehandlung Sorge. 

Im Innern des Hauſes verwaltet er die Polizei; 
das Kanzlei⸗ und Dienſtperſonal der Kammer iſt zunächſt. 
ihm untergeordnet. 

Bazille⸗Köſtlin, Verfaſſungsurkunde. 16. 


Sekretariat. 


Geſamtvor⸗ 
ſtand 
(Bureau). 
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§ 23. 


Verfehlungen gegen die Geſetze des Anſtandes oder 
der inneren Polizei oder gegen die Geſchäftsvorſchriften 
hat der Präſident zu bemerken und nötigenfalls durch 
den Ordnungsruf zu rügen. In bedeutenderen Fällen 
überläßt er die Rüge der Kammer. 

§ 24. 

Die Kammer wählt auf die Dauer eines Landtags 
mit relativer Stimmenmehrheit die erforderliche Zahl 
von Schriftführern aus ihrer Mitte. 

Deren Verrichtungen beſorgen, bis die Wahl vor— 
genommen iſt, zwei von dem Präſidenten zu berufende 
Mitglieder. 

Von der Wahl iſt dem Könige Anzeige und der 
Kammer der Abgeordneten Mitteilung zu machen. 

§ 25. 

Die Schriftführer beurkunden die Protokolle, ver— 
zeichnen und kontrollieren die Abſtimmungen und Wahlen 
und ſorgen für die Ausfertigung der gefaßten Be— 
ſchlüſſe. 

§ 26. 

Der Präſident, der Vizepräſident und die Schrift— 
führer bilden zuſammen den Geſamtvorſtand (Bureau). 
Der Geſamtvorſtand beſorgt die häuslichen Angelegen— 
heiten der Kammer, ſoweit dieſelben nicht dem Präſi— 
denten überlaſſen ſind, und überwacht das Kanzlei— 
und Dienſtperſonal. 
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Der Geſamtvorſtand iſt, ſolange die Kammer nicht 
ein anderes beſtimmt, ſtändige Kommiſſion für Wn- 
gelegenheiten der Geſchäftsordnung und für Druckſachen. 


§ 27. 

Die Obliegenheiten des Regiſtrators, des Kanzliſten Maier un 
und des übrigen Kanzlei⸗, ſowie des Dienſtperſonals verſonal. 
beſtimmt eine von dem Geſamtvorſtand ausgehende 
Inſtruktion. 


III. Kanzleigeſchäfte, Protokolle und Druckſachen. 


§ 28. 

Die an die Kammer gerichteten Königlichen Erlaſſe, Sg der 
ſoonſtigen Mitteilungen, Anträge und Eingaben werden Akten. 
durch den Regiſtrator in das Tagebuch eingetragen. 
Von dem Inhalte derſelben wird der Kammer je in 
der nächſten Sitzung Kenntnis gegeben. 

Die Einſicht des Tagebuchs und der Akten ſteht 
jedem Mitgliede zu. 


§ 29. 

Das Sitzungsprotokoll ijt in der Regel ein voll- Sigungspro⸗ 
ſtändiger ſtenographiſcher Bericht über das in der Sitzung eo 
Geſprochene, welcher durch den Druck veröffentlicht wird. 

Die Ausgabe der Sitzungsprotokolle ſoll möglichſt be— 
ſchleunigt werden. 

Jedem Redner wird ein Auszug des Protskoll— 
entwurfs zu etwaiger Berichtigung zugeſendet. Rekla⸗ 
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mationen, welche ſpäter als acht Tage, von dem auf 
dem Auszuge zu bemerkenden Zeitpunkt der Zuſtellung 
an gerechnet, an die Kanzlei gelangen, haben keinen 
Anſpruch auf Berückſichtigung. 

Der Schriftführer der betreffenden Sitzung iſt dafür 


verantwortlich, daß durch eine Berichtigung der Sinn 


des Geſprochenen nicht verändert wird. 

Iſt nach Verfluß von acht Tagen von erfolgter 
Ausgabe des gedruckten Protokolls an die Mitglieder 
oder, ſoweit Vertreter der Regierung das Wort ergriffen 
haben, an dieſe keine Einwendung erhoben, ſo gilt 
dasſelbe als von der Kammer genehmigt. Die Kanzlei 
hat deshalb den Tag dieſer Ausgabe feſtzuſtellen und 
darf vor Ablauf der Friſt oder vor Erledigung der 
innerhalb derſelben erhobenen Einwendungen mit der 
Ausgabe an andere nicht vorgehen. 


§ 30. 


Ueber Verhandlungen in geheimer Sitzung werden 
von den Schriftführern abgeſonderte Protokolle geführt 
und dem Landtagsprotokolle beigeſchloſſen; ijt eine Bei⸗ 
ziehung der Stenographen nicht beſchloſſen worden, ſo 
wird das Protokoll in einer der nächſten Sitzungen, 
welche inſoweit ebenfalls eine geheime iſt, behufs der 
Genehmigung verleſen. 

Ohne ausdrückliche Genehmigung der Kammer und, 
falls die Sitzung auf Begehren der Miniſter oder 
Königlichen Kommiſſäre eine geheime war, ohne Zu— 
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ſtimmung der Regierung dürfen dieſe Protokolle nicht 
bekannt gemacht werden. 
§ 31. 

Die Vorlagen der Regierung, diejenigen Berichte Druckſachen. 
und Anträge der Kommiſſionen, deren Druck von der 
Kammer oder Kommiſſion beſchloſſen wird, ſowie die 
von einzelnen Mitgliedern vor der betreffenden Sitzung 
zeitig übergebenen Anträge werden, letztere unter Vor— 
ausſetzung der Genehmigung des Präſidenten, zum 
Druck und zur Verteilung an die Mitglieder beider 
Kammern und ſämtliche Departementschefs befördert. 

§ 32. 

Durch den Regiſtrator und das unter deſſen Lei— 
tung ſtehende Kanzleiperſonal wird für den rechtzeitigen 
und richtigen Abdruck der Protokolle und übrigen Druck— 
ſachen geſorgt. 

§ 33. 

Die Ausfertigungen der Beſchlüſſe werden durch den 11 
Berichterſtatter oder durch einen der Schriftführer ent— 
worfen, wenn die Kammer nicht ein anderes beſchließt. 

In wichtigeren Fällen und überhaupt, ſo oft es 
der Präſident für notwendig erachtet oder ein Mitglied 
verlangt, werden die Entwürfe der Kammer zur Ge— 
nehmigung vorgelegt. 

IV. Ordnung der Sitzungen. 
§ 34. 

Die Mitglieder der Kammer find verbunden, jederTeilnabme an 

Sitzung anzuwohnen; im Fall eines gegründeten Hindern 


= 


Sitzordnung. 


Oeffentlichkeit 
der Verhand⸗ 
lungen. 


Geheime 
Sitzung. 


nn 
2 
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niſſes haben ſie ſolches dem Präſidenten anzuzeigen. 
Den erforderlichen Urlaub erteilt der Präſident. 


§ 35. 

Der Aufruf geſchieht nach der verfaſſungsmäßigen 
Sitzordnung. 

Für die Miniſter und die Königlichen Kommiſſäre 
iſt ein eigener Platz beſtimmt. Der Präſident und die 
zwei Schriftführer der Sitzung nehmen ihre Sitze an 
einem beſonderen Tiſche. 


§ 36. 

Die Sitzungen der Kammer ſind öffentlich. Ihre 
Verhandlungen ſind durch den Druck bekannt zu machen. 

Der Zutritt in den Zuhörerraum der Kammer 
ſteht erwachſenen Perſonen frei gegen Eintrittskarten, 
bezüglich deren der Geſamtvorſtand das Nähere be— 
ſtimmt. 

Die Zuhörer, welche ein Zeichen des Beifalls oder 
der Mißbilligung geben, werden unverzüglich entfernt. 
Sonſtige Ruheſtörungen von ſeiten der Zuhörer rügt 
der Präſident, welcher nötigenfalls die Galerien 
räumen läßt. n 

arose 

Die Sitzungen werden geheim, teils auf das Be— 
gehren der Miniſter und Königlichen Kommiſſäre bei 
Vorträgen, die ſie, ihrer Erklärung nach, im Namen 
des Königs zu machen haben, und welche nur im Fall 
einer ſolchen Erklärung für amtliche Aeußerungen zu 
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halten ſind, teils auf den Antrag von wenigſtens drei 
Mitgliedern, wenn dieſen, nach vorläufigem Abtreten 
der Zuhörer, die Mehrheit der Kammer beiſtimmt. 


§ 38. 

Nach Eröffnung einer Sitzung werden zuerſt die 
neu eingekommenen Königlichen Erlaſſe, Mitteilungen, 
Eingaben und anderen Schreiben verleſen oder deren 
Inhalt mitgeteilt und wird über die geſchäftliche Be— 
handlung derſelben Beſchluß gefaßt. Jedes Mitglied 
kann die Verleſung oder die Einſichtnahme derjenigen 
Vorlagen verlangen, welche nicht gedruckt werden. 
Hierauf kommen an die Reihe: 

1. andere Mitteilungen, welche der Präſident der 

Kammer zu machen hat; 

2. Vorträge über Legitimationen, und Beeidigungen 

neu eintretender Mitglieder; 

3. Bemerkungen einzelner Mitglieder zu den aus— 

gegebenen Protokollen; 

dringliche Anträge (§ 53); 

. zuvor angemeldete Interpellationen; 

diejenigen Gegenſtände, in deren Verhandlung 
ſogleich einzutreten die Kammer nach Maßgabe 
des § 54 beſchließt. 

Hierauf erfolgt der Uebergang zur Tagesordnung, 
welche jedoch, wie die Reihenfolge der hiervor genannten 
Gegenſtände, durch Beſchluß der Kammer jederzeit ab— 
geändert werden kann. 


Den 


Tages⸗ 
ordnung. 
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Vorträge, welche die Miniſter oder Königlichen 
Kommiſſäre im Namen des Königs zu machen haben, 
unterbrechen die Tagesordnung ſo lange, bis über deren 
geſchäftliche Behandlung Beſchluß gefaßt iſt. 


§ 39. 


Am Schluſſe der Sitzung verkündet der Präſident 
in der Regel die Zeit und die Tagesordnung der 
nächſten Sitzung. Erhebt ein Mitglied Widerſpruch 
gegen die Anordnung des Präſidenten, ſo entſcheidet 
der Beſchluß der Kammer. 


§ 40. 

Die Tagesordnung wird den Mitgliedern der Kam— 
mer, der Kgl. Regierung und ſämtlichen Departements- 
vorſtänden zugeſtellt. Sie wird außerdem an dem 
Hauſe angeſchlagen. 


V. Behandlung der Vorlagen im allgemeinen. 
§ 41. 
Verweiſung Königliche Anträge ſind, wenn dies von ſeiten der 
8 Regierung vor der Beſchlußnahme über ihre Geſchäfts⸗ 
zur dezerunghehandlung verlangt wird, an eine Kommiſſion zu ver— 
Kammer. weiſen. 
§ 42. 
Außer dem Falle des § 41 beſchließt die Kammer, 
ob eine Kommiſſion mit der Vorberatung eines Gegen— 
ſtandes zu betrauen iſt. 


V. U. 4. Beil. 249 


Soweit Vorberatung durch eine Kommiſſion nicht 
eintritt, werden vom Präſidenten in der Regel (val. 
§§ 52—54) für den Vortrag bei der Beratung ein 
oder mehrere Berichterſtatter beſtellt. 

§ 13. 

Von dem Präſidenten können nur nach vorgängiger 
Ermächtigung desſelben durch die Kammer Beratungs— 
gegenſtände an eine Kommiſſion verwieſen oder Bericht— 
erſtatter (§ 42 Abſ. 2) beſtellt werden. Hiervon wird 
der Kammer in der nächſten Sitzung Mitteilung ge— 
macht, worauf dieſelbe auch eine andere Behandlung 
des Gegenſtandes beſchließen kann. 

§ 44. 

- Gejebesentwiirfe, welche während der Vertagung 
der Ständeverſammlung dem ſtändiſchen Ausſchuſſe zur 
verfaſſungsmäßigen Beratung durch dieſelbe, zunächſt 
durch die Kammer der Standesherren, übergeben werden, 
kann der ſtändiſche Ausſchuß mit der Wirkung an 
eine Kommiſſion verweiſen, daß ihre Beratung in der 
Kammer nur nach erſtattetem Kommiſſionsberichte zu— 
läſſig iſt. 

§ 45. 
Die Beratung auf Grund eines gedruckten Kom⸗Friten für die 
miſſionsberichts kann nicht früher, als an dem der 8 
Verteilung des Berichts folgenden Tage ſtattfinden. 
Die Kammer kann jedoch die frühere Beratung be: 
ſchließen, wenn nicht bei königlichen Anträgen von ſeiten 
eines Departementschefs widerſprochen wird. 


250 V. U. 4. Beil. 


§ 46. 
Die Beratung ohne Vorberatung in der Kommiſſion 
findet früheſtens an dem auf die Verteilung der ge⸗ 
druckten Vorlage oder, wenn die Vorlage nicht gedruckt 
worden iſt, an dem auf deren Mitteilung in der Kam⸗ 
mer zweitfolgenden Tage ſtatt. Die Kammer kann 
jedoch eine frühere Beratung beſchließen, wenn nicht 
bei königlichen Anträgen von ſeiten eines Departe⸗ 
mentschefs widerſprochen wird (val. übrigens §§ 53 
und 54). 

§ 47. 
Allgemeine Bei der Beratung kann jedes Mitglied der Kam⸗ 
wanen. mer verlangen, daß der Einzelberatung eine allgemeine 
Beratung über die Grundſätze der Vorlage vorangehe, 
bei welcher der Antrag, auf den Gegenſtand nicht ein— 

zugehen, geſtellt werden kann. 


§ 48. 

Am Schluſſe der allgemeinen Beratung, ſowie in 
jedem Stadium der Einzelberatung kann der Gegen- 
ſtand oder können einzelne Teile desſelben, ſelbſt wenn 
darüber ſchon Beſchluß gefaßt iſt, insbeſondere auch 
Verbeſſerungsanträge, an eine Kommiſſion verwieſen 
oder zu wiederholter Berichterſtattung zurückverwieſen 
werden. 

§ 49. 

Die vorſtehenden Beſtimmungen finden auch in 

dem Falle Anwendung, wenn ein Gegenſtand, ehe er 


e 


3 
: 
R 
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an die Kammer gelangte, von der Kammer der Ab— 
geordneten beraten worden iſt. 


§ 50. 

Abweichende Beſchlüſſe der Kammer der Abgeord— 
neten werden, wenn über den betr. Gegenſtand in der 
Kammer der Standesherren erſtmals eine Kommiſſion 
berichtet hat, von derſelben Kommiſſion begutachtet; 
andernfalls auf den Vortrag des früheren Bericht— 
erſtatters (§ 42 Abſ. 2) in der Kammer beraten, es 
wäre denn, daß dieſelbe die Verweiſung an eine Kom— 
miſſion beſchließen würde. 

Abänderungsanträge über andere, als die die ab— 
weichenden Beſchlüſſe der anderen Kammer betreffenden 
Teile einer Vorlage ſind bei dieſer Verhandlung ſtatt— 
haft, wenn ſie von mindeſtens fünf Mitgliedern ge— 
ſtellt ſind. 


VI. Auträge der Mitglieder, Petitionen und 
Juterpellationen. 
§ 51. 

Selbſtändige Anträge einzelner Mitglieder) können wntrage- 
entweder ſchriftlich eingereicht oder während der Sitzung, 
unbeſchadet der Tagesordnung, angezeigt werden. Im 
letzteren Falle wird der ſchriftlich auszufertigende Wn- 
trag von dem Antragſteller verleſen und dem Schrift— 
führer übergeben. 


Dringlide 


und minder . 


wichtige 
Anträge. 
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Solche Anträge werden nach der Zeitfolge des 


Einlaufs ſofort auf die Tagesordnung der nächſten 
oder einer folgenden Sitzung geſetzt, in welcher der 


Antrag von dem Antragſteller mündlich oder durch 


Verleſung eines geſchriebenen Vortrags begründet wird. 
1. Die regelmäßige Eingangsformel ſolcher Anträge iſt: 
„Die Kammer der Standesherren wolle beſchließen.“ 


§ 52. 

Sit der Antrag von wenigſtens zwei weiteren Mit⸗ 
gliedern der Kammer unterſtützt, ſo wird nach deſſen 
Begründung in die Beratung eingetreten, wenn nicht 
die Ausſetzung der Beratung auf eine der nächſten 
Sitzungen oder deſſen Verweiſung an eine Kommiſſion 
beſchloſſen wird. 

Von Kammermitgliedern ausgehende Geſetzesvor⸗ 
ſchläge müſſen von mindeſtens fünf Mitgliedern unter⸗ 
zeichnet ſein. 

§ 53. 

Wird ein Antrag als ein dringlicher eingebracht, 
ſo iſt der Antragſteller vor dem Uebergang zur Tages— 
ordnung oder zu einem weiteren Gegenſtande derſelben 
zur Begründung der Dringlichkeit zuzulaſſen. 

Wird die Dringlichkeit durch eine Mehrheit von 
drei Vierteilen der anweſenden Mitglieder anerkannt, 
jo erhält der Antragſteller ſofort das Wort zur Be: 
gründung des Antrags ſelbſt und es wird alsdann 
nach § 52 weiter verfahren. 


V. U. 4. Beil. 253 


§ 54. 

Ebenſo kann die alsbaldige Beratung eines von 
einem Mitgliede eingebrachten Antrags eintreten, wenn 
derſelbe wegen ſeiner geringen Bedeutung die abgekürzte 
Behandlung dienlich erſcheinen läßt und nicht wenigſtens 
drei Mitglieder widerſprechen. 

§ 55. 

Die Wünſche und Beſchwerden einzelner Staats— 
bürger oder Körperſchaften können nicht mündlich an 

die Kammer gebracht werden. 
Eingaben dieſer Art ſind an die Kanzlei der Kam— 
mer einzuſenden; gelangen ſie an einzelne Mitglieder, 
ſo werden ſie von denſelben der Regiſtratur übergeben. 
Sie müſſen von dem Bittſteller unterzeichnet ſein; 
Eingaben von Ungenannten werden nicht berückſichtigt. 
§ 56. 

Statthafte Eingaben werden, wenn die Kammer 
nicht die Verweiſung an eine Kommiſſion beſchließt, 
von dem Präſidenten einem Mitgliede der Kammer 
zur Berichterſtattung zugewieſen. 

§ 57. 

Von dem Beſchluſſe der Kammer wird den Bitt- 
ſtellern durch Protokollauszug oder durch Schreiben des 
Schriftführers Nachricht gegeben. Enthalten die Ein— 
gaben keine die Unterzeichner perſönlich betreffenden 
Wünſche, ſo genügt die Aufnahme des Beſchluſſes in 
das Protokoll. 


Eingaben 


Interpella⸗ 
tionen. 


Wahl. 
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§ 58. 


Interpellationen an einen Miniſter, die nicht mit 
einem zu verhandelnden Gegenſtande in Zuſammenhang 


ſtehen, müſſen beſtimmt formuliert dem Präſidenten 


überreicht werden, welcher dieſelben dem betreffenden 
Miniſter abſchriftlich mitteilt und zu gleicher Zeit um 
Erklärung erſucht, ob und wann die Interpellation be⸗ 
antwortet werden wird. g 

Erklärt der Miniſter ſich zur Beantwortung bereit, 
ſo wird an dem im Einvernehmen mit ihm beſtimmten 
Tag dem Interpellanten die nähere Ausführung ſeiner 
Interpellation in der Kammerſitzung geſtattet. 

An die Beantwortung der Interpellation und die 
Entgegnung des Interpellanten kann ſich eine Verhand⸗ 
lung über den Gegenſtand anknüpfen, wenn nicht die 
Kammer beſchließt, zur Tagesordnung überzugehen (§ 70 
Abſ. 2). 


VII. Kommiſſionen. 
§ 59. 


Jede Kommiſſion beſteht, wenn die Kammer nicht 
eine andere Zahl beſchließt, aus fünf Mitgliedern, 
welche mit relativer Stimmenmehrheit gewählt werden. 
In gleicher Weiſe werden in einem zweiten Wahlgange 
zwei Erſatzmänner gewählt. Fällt ein Kommiſſions⸗ 
mitglied ganz aus, ſo wählt die Kammer an ſeine 
Stelle ein anderes. 
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Von dem Ergebnis der Wahlen wird der König— 
lichen Regierung Anzeige erſtattet. Das Verzeichnis 
der Mitglieder der beſtehenden Kommiſſionen wird im 
Sitzungsſaale angeſchlagen. 


e 
* 


t 

§ 60. 
Ihren Vorſtand und deſſen Stellvertreter, ſowie aer eg 
ihre Berichterſtatter wählt die Kommiſſion mit abſoluter ; 
Stimmenmehrheit. 


a ore 


§ 61. 


Dem Präſidenten der Kammer, welcher nicht Kom-Teilnahme an 
er: HERS . PP ar - den Sitzungen. 

miſſionsmitglied ſein kann, ſteht frei, an den Sitzungen 

der Kommiſſion mit beratender Stimme teilzunehmen; 

es werden ihm deshalb die Sitzungen jedesmal an— 

gezeigt. Auch kann die Kommiſſion den Antragſteller 

oder andere Mitglieder der Kammer zur Beratung bei: 

ziehen. 

Die Sitzungen der Kommiſſionen ſind nicht öffent⸗ 

lich; doch ſteht es den Mitgliedern der Kammer frei, 

den Beratungen als Zuhörer anzuwohnen. 


§ 62. 
Den Kommiſſionen ſteht zu, die einzelnen Mini Vefugniſſe. 
ſterien um Auskunft oder um Mitteilung von Akten 
zu erſuchen, ſowie die Miniſter einzuladen, entweder 
perſönlich oder durch Bevollmächtigte in ihren Sitzungen 
Aufſchlüſſe zu erteilen und an ihren Beratungen teil— 
zunehmen. 


Beſchlüſſe. 
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Die Kommiſſionen find ferner berechtigt, ſowohl 4 


Mitteilungen von einzelnen Mitgliedern der Kammer, 
als Eingaben anderer Perſonen, ſoweit ſich ſolche Mit⸗ 


teilungen und Eingaben auf den der Kommiſſion er⸗ 


teilten Auftrag beziehen, anzunehmen, ſowie, wo jie 
dies zu Ausführung ihres Auftrages für erforderlich 
erachten, Sachverſtändige zur Aeußerung zu veranlaſſen. 

Im Namen der Kommiſſion unterzeichnet deren 
Vorſtand. 5 

Gehen den Kommiſſionen Wünſche und Anträge 
einzelner Kammermitglieder in bezug auf den von 
ihnen zu behandelnden Gegenſtand ſchriftlich zu, jo 
werden ſie dieſelben bei ihren Gutachten würdigen. 


8 63. 


Zur Gültigkeit eines Kommiſſionsbeſchluſſes wird 
die Anweſenheit von wenigſtens drei Mitgliedern, und 
im Falle die Kommiſſion deren mehr als fünf zählt, 
von vier ihrer Mitglieder erfordert. 

Der Vorſtand hat dasſelbe Stimmrecht, wie die 
übrigen Mitglieder. Ergibt ſich durch Ausübung des⸗ 
ſelben Stimmengleichheit, ſo werden, wenn nicht die 
Kommiſſion beſchließt, das Erſcheinen eines fehlenden 
Mitgliedes abzuwarten, beide Anträge an die Kammer 
gebracht. 


Die Anſicht der Minderheit wird in dem Berichte 


angeführt. 
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§ 64. 

Die Beſchlüſſe der Kommiſſionen beſtehen in den 
zu Erledigung des erteilten Auftrages erforderlichen 
oder dadurch veranlaßten Anträgen an die Kammer. 

Sobald eine Kommiſſion ihr Gutachten und ihre 
Anträge fertiggeſtellt hat, wird hiervon dem Präſi⸗ 
denten Anzeige gemacht. 

Die Kammer oder, falls dieſe hierüber keinen Be— 

ſchluß gefaßt hat, die Kommiſſion beſchließt, ob der 

Bericht oder wenigſtens die Anträge der Kommiſſion 

zu drucken ſind. Soweit der Druck nicht erfolgt, kann 
der Bericht in der Kammer mündlich oder durch Ver— 
leſen eines ſchriftlichen Vortrages erſtattet werden; will 
in dieſem Falle die Kommiſſion durch ihr Gutachten 
einem Miniſter Anlaß zur Aeußerung geben, ſo wird 
demſelben, wenn tunlich, ein Auszug aus dem Gut— 
achten mit der Tagesordnung zugeſtellt. 


/ 


VIII. Beratung in der Kammer. 
§ 65. 

Die Beratung wird eingeleitet durch den VortragRedeordnung. 
des Berichterſtatters und des etwaigen Antragſtellers. 
Die Verleſung einer gedruckten Vorlage kann dadurch 
erſetzt werden, daß der Präſident auf dieſe oder die 
betreffende Ziffer derſelben hinweiſt. 

Nachdem der Präſident hierauf die Debatte eröffnet 
hat, ſprechen die Mitglieder in derjenigen Reihenfolge, 

Bazille⸗Köſtlin, Verfaſſungsurkunde. 47 


Teilnahme 
des Präſi⸗ 
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in welcher fie ſich zum Worte gemeldet haben. Ver⸗ 
langt ein Mitglied das Wort zur Geſchäftsordnung, 
ſo iſt ihm dasſelbe hierzu auch vor denjenigen Mit⸗ 


gliedern zu erteilen, welche ſich vor ihm zum Worte 


gemeldet haben. 

Die Miniſter, die Königlichen Kommiſſäre, die Be⸗ 
richterſtatter und, wenn kein Berichterſtatter vorhanden 
it, die Antragſteller dürfen nach jedem pari das 

Wort ergreifen. 
§ 66. 
Der Präſident nimmt an der Verhandlung nur in⸗ 


denten an a6. ſoweit Teil, als es die Ordnung des Ganges derſelben 


Beratu 


Form der 
Vorträge. 


Ordnungsbe⸗ 
ſtimmungen. 


und die Leitung der Beratung und Abſtimmung er⸗ 
fordert. Will er, als Mitglied der Kammer, an der 
Debatte vollſtändig Anteil nehmen, ſo tritt er den 
Vorſitz ſeinem Stellvertreter ab; er leitet jedoch auch 
in dieſem Falle die Abſtimmung. 


§ 67. 


Die Verhandlungen ſind mündlich. Nur die Miniſter 
und Königlichen Kommiſſäre, die Berichterſtatter und 
im Falle des § 51 die Antragſteller haben die Be— 
fugnis, ſchriftliche Vorträge in der Verſammlung zu 
verleſen. 

§ 68. 

Der Redner darf von niemand unterbrochen werden. 
Nur der Präſident wird, wenn ein Redner von der 
Sache abſchweift oder ſich gegen die Ordnung verfehlt, 
ſei es nach eigenem Ermeſſen, ſei es auf Anregung 
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4 eines Mitgliedes, dies bemerken und den Redner nötigen— 


falls auf die Sache zurückweiſen oder zur Ordnung 


rufen. 


Iſt das Eine oder das Andere in der nämlichen 


f Sitzung zweimal ohne Erfolg geſchehen, ſo kann der 


Präſident dem Redner unter Zuſtimmung der Kammer 


das Wort entziehen oder, wenn es ihm nicht gelingt, 
die Ordnung herzuſtellen, die Sitzung für aufgehoben 
erklären. 

Wer dem Rufe des Präſidenten Folge leiſtet, dem 
wird auf ſein Begehren vom Präſidenten das Wort 


erteilt, um ſich rechtfertigen zu können. 


§ 69. 


Wenn ein Mitglied ſeine Stellung in der Kammer 
zu einer Beleidigung oder Verleumdung der Regierung, 
der Stände oder einzelner Perſonen mißbraucht, ſo hat 


die Kammer dies zu rügen, und der Präſident hat 


4 


hierzu ſofort das Nötige einzuleiten. 


§ 70. 


Wenn kein Redner mehr ſich zum Worte meldet, 
ſo ſchließt der Präſident die Debatte. 

Uebrigens ſteht jedem Mitgliede frei, darauf auf— 
merkſam zu machen, daß die Debatte erſchöpft ſei. Auf 
Anfrage des Präſidenten oder auf Antrag eines Mit⸗ 
glieds kann die Kammer ſich jederzeit für den Schluß 
der Beratung entſcheiden. Berichterſtatter und Antrag— 
ſteller (§ 51) ſind aber auf ihr Begehren jedenfalls 


Schluß der 
Beratung. 


Fragen⸗ 
ſtellung. 
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noch zum Worte zuzulaſſen. Auch ſind perſönliche Be- 
merkungen nach dem Schluſſe der Debatte noch geſtattet. 

Dem Präſidenten iſt anheimgeſtellt, nachdem er die 
Beratung für geſchloſſen erklärt hat, das Ergebnis 
derſelben zuſammenzufaſſen. 


IX. Fragenſtellung, Abſtimmung und Wahlen. 


§ 71. 
Der Präſident verkündigt die Fragen und deren 
Reihenfolge. . 


Die Fragen werden jo gejtellt, dak jedes Mitglied ae 


durch bloße Bejahung oder Verneinung ſeine Stimme 
abgeben kann. 

Die Reihenfolge der Fragen iſt die, daß ſtets über 
die von dem Hauptantrage ſich weiter entfernenden 
Anträge zuerſt abgeſtimmt wird und auch ein Zuſatz 
zu dem Hauptantrage vor dieſem an die Reihe kommt. 

Liegt kein Antrag einer Kommiſſion oder eines 
Berichterſtatters vor, ſo iſt die Vorlage der Regierung 
oder der Antrag des Antragſtellers (§ 51) als Haupt⸗ 
antrag zu betrachten. 


§ 72. 

Ein die Sache betreffender Nebenantrag, welcher 
nicht wenigſtens von zwei weiteren Mitgliedern unter⸗ 
ſtützt iſt, wird nicht zur Abſtimmung gebracht. 

Bis zum Augenblick der Abſtimmung kann jeder 
Antrag von dem Antragſteller zurückgenommen, aber 


V. U. 4. Beil. 261 


von jedem anderen Mitgliede wieder aufgenommen 
werden. 
AES 

Jedem Mitgliede ijt geftattet, gegen die Stellung 
der Fragen und die Reihenfolge derſelben Erinnerungen 
vorzubringen, welche der Präſident, wenn er ſie nicht 
berückſichtigen zu können glaubt, dem Urteile der Kam— 
mer unterſtellen wird. 

§ 74. 

Die Abſtimmung erfolgt mittelſt Namensaufrufs ne 
nach der verfaſſungsmäßigen Sitzordnung in allen wich— 
tigeren Fällen, insbeſondere über Geſetzesentwürfe und 
Staatsverträge im ganzen. Es iſt übrigens jedem 
Mitgliede geſtattet, auch in anderen Fällen namentliche 
Abſtimmung zu verlangen. 

8 75. 

In minder wichtigen Fällen geſchieht die Abſtim⸗ 
mung durch Aufſtehen und Sitzenbleiben. Das Er— 
gebnis ſtellt der Präſident nach Rückſprache mit den 
Schriftführern feſt; bleibt ein Zweifel, ſo wird zum 
Namensaufruf geſchritten. 

Hat ſich aber gegen einen Vorſchlag des Präſidenten 
oder gegen einen von ihm vorgelegten Antrag auf 
deſſen Anfrage, ob die Kammer damit einverſtanden 
fet, oder hat fic) gegen die von ihm aufgerufenen ein⸗ 
zelnen Artikel eines Entwurfs oder Ziffern einer Vor— 
lage kein Widerſpruch erhoben, ſo werden dieſelben als 
von der Kammer genehmigt angenommen. 


Namentliche 
Abſtimmung. 


Motivierte 
Abſtimmung. 


Beſchluß⸗ 
faſſung. 
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§ 76. 5 

Die Abſtimmung geſchieht bei namentlichem Auf⸗ 
rufe durch Bejahung oder Verneinung ohne bedingende 
Zuſätze. Keinem anweſenden Mitgliede iſt geſtattet, 
ſich der Abſtimmung zu enthalten. . 

Wer auf nochmalige Aufforderung nicht unbedingt 
abſtimmt oder im Saale anweſend die Abſtimmung 
verweigert, wird als gegen den Antrag ſtimmend an⸗ 
geſehen. Eine bereits abgegebene Stimme darf nicht 
zurückgenommen werden. 

§ 77. 

Bei allen namentlichen Abſtimmungen ſind, wenn 
ſich nicht Einſtimmigkeit ergeben hat, die bejahenden 
und die verneinenden Stimmen mit Namen im Proto⸗ 
koll zu bemerken. 


§ 78. 

Jedem Mitgliede iſt geſtattet, bei ſeiner Abſtim⸗ 
mung die Gründe derſelben durch eine kurze mündliche 
oder von ihm zu verleſende ſchriftliche Erklärung dar— 
zulegen. 5 

§ 79. 

Zur Faſſung eines gültigen Beſchluſſes, ſowie zu 
einer Wahl, wird die Anweſenheit der Hälfte der Mit⸗ 
glieder der Kammer (V. U. § 160) erfordert. 

Die Beſchlüſſe werden, ſoweit nicht für beſondere 
Fälle eine größere Mehrheit erfordert wird (V. U. § 176, 
oben §§ 53, 54, unten § 83), mit abſoluter Stimmen⸗ 
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mehrheit gefaßt; im Falle der Stimmengleichheit ge— 


bührt dem Präſidenten die entſcheidende Stimme. 
Den gefaßten Beſchluß verkündet der Präſident. 


§ 80. 


Die von der Kammer vorzunehmenden Wahlen er— 
folgen durch geheime ſchriftliche Stimmgebung. Die 
Stimmen werden durch die Schriftführer gezählt, mit 
Zuziehung zweier Skrutatoren, welche der Präſident 
nach der Reihenfolge bezeichnet. 

Das Ergebnis der Wahl verkündet der Präſident. 


Wahlen. 


§ 81. 

Sind zu demſelben Zwecke Mehrere mit relativer 
Stimmenmehrheit zu wählen, ſo wird durch jedes ſtim— 
mende Mitglied die erforderliche Anzahl auf einem 
Stimmzettel verzeichnet. 

In allen Fällen, in welchen nur relative Mehrheit 
erfordert wird, gibt bei gleicher Stimmenzahl das natür— 
liche Alter den Vorzug. 


X. Auslegung und Abänderung der Geſchäfts⸗ 
Ordnung. 
§ 82, 
Ueber die Aufrechterhaltung der Geſchäftsordnung Auslegung. 
wacht der Präſident für ſich und in Verbindung mit 
dem Geſamtvorſtand. Entſtehen Zweifel über deren 
Auslegung, ſo entſcheidet die Kammer erforderlichenfalls 
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nach vorgängiger Begutachtung durch den Geſamt⸗ 
vorſtand. 
§ 83. 
Aenndragen Abänderungen der Geſchäftsordnung können nur 
weichungen. durch eine Mehrheit von zwei Dritteilen der Abſtimmen⸗ 
den erfolgen. 
Die gleiche Mehrheit wird — unbeſchadet der Be⸗ 
ſtimmung des § 53 — erfordert, wenn im einzelnen 
Falle von einer Beſtimmung der Geſchäftsordnung ab⸗ 
gewichen werden will. 
Von den beſchloſſenen Abänderungen wird der kgl. 
Regierung Anzeige und der Kammer der Abgeordneten 
Mitteilung gemacht. 


5. Beilage. 


Geſchäftsordnung der Kammer der 
Abgeordneten. 
Feſtgeſtellt durch Beſchluß vom 19. und 24. Juni 1875. 


J. Feſtſtellung der Geſchäftsordnung. 
§ 1. 


Die Kammer der Abgeordneten regelt innerhalb der 
verfaſſungsmäßigen Schranken ihre Geſchäftsordnung 
(Geſetz vom 23. Juni 1874 Art. 3). 


II. Legitimation der Abgeordneten. 
§ 2. 

Die Mitglieder der Kammer der Abgeordneten find, 
wenn nicht der ſtändiſche Ausſchuß bei den Legitimations— 
prüfungen die Wahl beanſtandet hat, als legitimiert zu 
erachten. 

Ueber die von dem ſtändiſchen Ausſchuſſe nicht ge— 
prüften und über die beanſtandeten Wahlen hat die 
Verſammlung nach vorausgegangener Prüfung der 
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Wahlurkunde oder derjenigen Umſtände, welche zu der 
Beanſtandung Veranlaſſung gegeben haben, endgültig 
Beſchluß zu faſſen. 


§ 3. . 

Bei Wahlbeanſtandungen ijt bis zu der von der 
Verſammlung darüber zu treffenden Entſcheidung der 
Angefochtene, wenn er noch nicht für legitimiert erklärt 
war, nicht berechtigt, an den Verhandlungen der Ver⸗ 
ſammlung teilzunehmen; dazu berechtigt ijt er da- 
gegen, wenn ſeine Wahl erſt nach bereits erfolgtem 
Eintritt angefochten wird. 5 

Die Entſcheidung über Wahlbeanſtandungen iſt 
ſtets vorzugsweiſe zu beſchleunigen. 


III. Vorſteher, Schriftführer und Beamte der 
Verſammlung. 
§ 4. 

Der Vorſtand der Kammer beſteht aus einem Prä— 
ſidenten und einem Vizepräſidenten, deren Amt ſich je 
auf die Dauer einer ordentlichen Landtagsperiode erſtreckt. 

Dieſelben wählt die Kammer durch abſolute Stimmen- 
mehrheit aus ihrer Mitte. 

Hat ſich bei einer der Wahlen eine abſolute Mehr⸗ 
heit nicht ergeben, ſo ſind diejenigen drei Mitglieder, 
welche die meiſten Stimmen erhalten haben, auf eine 
engere Wahl zu bringen. Wird auch bei dieſer Wahl 
keine abſolute Mehrheit erreicht, jo ſind diejenigen beiden 
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Mitglieder, welche die meiſten Stimmen in der engeren 
Wahl erhalten haben, auf eine zweite engere Wahl zu 
bringen. Tritt in dieſer letzten Wahl Stimmengleich— 
heit ein, ſo entſcheidet das Los. Bei Ausmittlung der— 
jenigen Mitglieder, welche nach den vorſtehenden Vor— 
ſchriften auf die engere Wahl zu bringen ſind, ent— 
ſcheidet bei Stimmengleichheit ebenfalls das Los. 
. Solang für die Kammer weder ein Präſident noch 
ein Vizepräſident beſtellt iſt, ſowie im Falle der Ver— 
hinderung derſelben verſieht in der Kammer die Stelle 
des Präſidenten das im Lebensalter älteſte anweſende 
Kammermitglied. Das Amt des Alterspräſidenten geht 
im Falle der Ablehnung ſeitens des Berufenen auf das 
im Lebensalter ihm am nächſten ſtehende Nammer- 
mitglied über. 

Mit relativer Mehrheit wählt die Kammer auf die 
Dauer eines Landtags die erforderliche Zahl von Schrift— 
führern aus ihrer Mitte. 
Von ſämtlichen Wahlen ijt dem Könige Anzeige und 
der Kammer der Standesherren Mitteilung zu machen 

(Geſetz vom 23. Juni 1874 Art. 2). 


f SNe: 

4 Der Präſident eröffnet und ſchließt die Sitzungen 
der Verſammlung, ſorgt für die Aufrechthaltung der 
Ordnung in derſelben, ordnet den Gang der Verhand— 
lungen, leitet die Beratungen und Abſtimmungen, erteilt 
das Wort, ſtellt die Fragen, verkündigt die Beſchlüſſe 
und das Ergebnis der Wahlen der Verſammlung; er 


rere 
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wacht über die Beobachtung der Geſchäftsordnung und 
ſorgt für die möglichſte Beſchleunigung der Geſchäfts⸗ 
behandlung. 

Verfehlungen gegen die Geſetze des Anſtandes oder 
der inneren Polizei, oder gegen die Geſchäftsvorſchriften 
hat der Präſident zu bemerken, und wenn ſie bedeutend 
ſind, ſolche zur Kenntnis der Kammer zu bringen, welche, 
wenn ein Mitglied ſeine Stellung in der Kammer zu 
einer Beleidigung oder Verleumdung der Regierung, 
der Stände oder einzelner Perſonen mißbraucht, dies 
zu rügen hat (Geſetz vom 23. Juni 1874 Art. 9). 

In leichteren Fällen hat der Präſident das Recht, 
ſolche Verfehlungen zu rügen und nötigenfalls den 
Redner zur Ordnung zu rufen (§ 67). Gegen ſolche 
Rügen und Ordnungsrufe ſteht eine Berufung an die 
Verſammlung zu, welche nach vorgängiger Bericht⸗ 
erſtattung durch die Kommiſſion für die Geſchäftsordnung 
endgültig entſcheidet. 

Bei Ruheſtörungen, die von den Gallerien aus⸗ 
gehen, iſt der Präſident verpflichtet, zur Ordnung und 
Stille zu verweiſen, die Ruheſtörer nach Umſtänden 
entfernen und äußerſtenfalls die Gallerien teilweiſe oder 
vollſtändig räumen zu laſſen. 

Im Innern des Hauſes verwaltet er die Polizei; 
das geſamte Amts- und Dienſtperſonal der Verſamm⸗ 
lung iſt zunächſt ihm untergeordnet. 

§ 6, 

Den Schriftführern liegt die Redaktion der Pro— 

tofolle, die Einſchreibung der Redner nach der Reihen- 
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folge ihrer Anmeldung zum Wort, die Aufzeichnung 
und Kontrolle der Abſtimmungen und Wahlen, ſowie 
die Verzeichnung der gefaßten Beſchlüſſe ob. Für die 
Ausfertigung der letzteren haben die Berichterſtatter 
Sorge zu tragen. In wichtigeren Fällen, namentlich 
bei allen Beſchlüſſen in Sachen der Geſetzgebung und 
fo oft es überhaupt der Präſident oder die Verſamm— 
lung für notwendig erachtet, wird die Ausfertigung 
der Verſammlung zur Genehmigung vorgelegt. 
§ 7°). 

Das Sitzungsprotokoll begreift in ſich einen voll- 
ſtändigen ſtenographiſchen Bericht über das in der 
Sitzung Geſprochene. Es erhält eine von dem Schrift 
führer der betreffenden Sitzung zu fertigende Inhalts- 
überſicht. Die Ausgabe der Sitzungsprotokolle ſoll 
möglichſt beſchleunigt werden. 

Das Protokoll wird auf der Kanzlei zur Einſicht 
aufgelegt und gleichzeitig jedem Redner der ſchriftliche 
Protokollauszug in das Haus geſendet, damit derſelbe 
die nötigen Berichtigungen vornehmen kann. 

Reklamationen, welche ſpäter als dreimal 24 Stunden, 
nachdem das Protokoll zur Einſicht aufgelegt iſt, an die 
Kanzlei gelangen, haben keinen Anſpruch auf Berück⸗ 
ſichtigung. 

Der Schriftführer der betreffenden Sitzung iſt dafür 
verantwortlich, daß durch ſolche Berichtigungen der Sinn 
des Geſprochenen nicht verändert oder entſtellt wird. 

1. Kammerbeſchluß vom 5. April 1893; (Prot. S. 237 
bis 238): 
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I. Die Sitzungsprotokolle künftig nicht mehr durch oat ee 


ſondern durch Einen Sitzungsſekretär beurkunden zu laſſen. 

II. Den Schriftführern in Unterſtützung des Präſidenten 
die Sorge zur Pflicht zu machen, daß die Stenographen den 
Vorträgen der Redner ungeſtört folgen können. 

III. Drei weitere Stenographen anzuſtellen und zum 
Kontrolleſchreiben den Stenographentiſch doppelt zu beſetzen. 

IV. Den Abſ. 2 des § 7 der Geſchäftsordnung dahin zu 
ändern: 

Jedem Redner wird die Uebertragung ſeiner Rede ſofort 
nach der Fertigſtellung, ſpäteſtens am Tag nach der Sitzung, 
zugeſtellt, damit derſelbe die nötigen Berichtigungen vornehmen 
kann. 

V. Den Abſ. 3 des § 7 der Geſchäftsordnung dahin zu 
faſſen: 

Nee welche ſpäter als dreimal 24 Stunden 
nach Schluß der betreffenden Sitzung an die Kanzlei gelangen, 
haben keinen Anſpruch auf Berückſichtigung. 

VI. Die Kanzlei zu beauftragen, nach Ablauf der in § 7 
Abſ. 3 der Geſchäftsordnung beſtimmten Friſt das Protokoll 
ſchleunigſt zum Druck zu bringen ohne Rückſicht auf etwa noch 
ausſtehende Reklamationen. 


§ 8. 

Die Vorlagen der Regierung, die Anträge der Kom— 
miſſionen, diejenigen Kommiſſionsberichte, deren Druck 
von der Kammer oder Kommiſſion beſchloſſen worden, 
ſowie die ſelbſtändig eingebrachten Anträge und die 
Interpellationen der Mitglieder, letztere beide nur mit 
kurzen Erwägungsgründen, endlich die Whanderungs- 
anträge oder Anträge auf motivierte Tagesordnung, 
ſofern ſie ſo frühzeitig übergeben werden, daß der Druck 
vor der betreffenden Verhandlung möglich iſt, werden 
zum Druck und zur Verteilung an die Mitglieder be- 
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fördert. Sämtliche Druckſachen erhalten fortlaufende 
Nummern. 
Scoweit es vor Beginn der einzelnen Sitzungen tunlich 
iſt, wird auch die für dieſelben feſtgeſtellte Tages— 
ordnung gedruckt und an die Mitglieder zur Verteilung 
gebracht. 

§ 9. 

Durch das unter der Leitung des Regiſtrators 
ſtehende Kanzleiperſonal wird für rechtzeitigen und 
richtigen Abdruck der Protokolle und übrigen Druck— 
ſachen geſorgt. Nur von dem Präſidenten und den 
Schriftführern der Verſammlung, ſowie von den Vor— 
ſtänden der Kommiſſionen können Gegenſtände zum 
Druck an die Kanzlei gegeben werden. 


§ 10. 

Die von der Verſammlung ausgehenden ſchriftlichen 
Ausfertigungen werden von dem Präſidenten unter⸗ 
zeichnet und von einem Schriftführer gegengezeichnet. 
Die Protokolle beurkundet der Schriftführer der be— 
treffenden Sitzung. Im Namen der Kommiſſionen 
unterzeichnen deren Vorſtände. 


7 § 11. 

Der Präſident, deſſen Stellvertreter und die Schrift⸗ 
führer bilden zuſammen den Geſamtvorſtand. 

Der Geſamtvorſtand beſorgt die häuslichen Wn- 
gelegenheiten der Verſammlung und überwacht das 
Kanzlei⸗ und Dienſtperſonal, das ihm für ſeine An— 
ordnungen zur Verfügung ſteht. g 


rere 
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Der Geſamtvorſtand iſt ferner ſtändige Kommiſſion 
für Druckſachen. 


IV. Ordnung der Sitzungen. 
§ 12, 


Die Mitglieder der Verſammlung ſind verbunden, 
jeder Sitzung anzuwohnen; im Fall eines gegründeten 
Hinderniſſes haben fie ſolches dem Präſidenten anzu⸗ 
zeigen. 

Während der Dauer der Verſammlung dürfen ſie 
ſich nicht ohne Erlaubnis des Präſidenten entfernen, 
und bei einer über acht Tage dauernden Abweſenheit 
nicht ohne Bewilligung der Verſammlung; jedoch kann 
der Präſident in beſonders dringenden Fällen auch 
einen ſolchen längeren Urlaub erteilen, hat aber davon 
der Verſammlung in der folgenden Sitzung Kenntnis 
zu geben. 

§ 18. 

Die Sitzungen der Verſammlung ſind öffentlich. 
Ihre Verhandlungen ſind durch den Druck bekannt zu 
machen (Geſetz vom 23. Juni 1874 Art. 4). 


§ 14. 

Die Galerie für Zuhörer wird in drei Räume ab- 
geteilt. Auf der rechten Seite ſind die Plätze für die 
Mitglieder der Kammer der Standesherren, für das 
diplomatiſche Korps und die Staatsdiener in drei 
Säulenräumen, — auf der linken Seite die für die 


„ 
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Berichterſtatter öffentlicher Blätter in drei bis vier 
Säulenräumen je nach dem Bedürfnis abgegrenzt. 

Im mittleren Teil der Galerie ſteht der Zutritt 
jeder erwachſenen Perſon gegen eine je auf eine Sitzung 
gültige Eintrittskarte frei. 

Von den Eintrittskarten wird durch das Präſidium 
eine verhältnismäßige Zahl der Regierung und dem 
Präſidenten der erſten Kammer zugeſtellt, der übrige 
größere Teil unter die Mitglieder der Abgeordneten— 
kammer zur Verteilung gebracht. 

§ 15. 

Die Sitzungen werden geheim teils auf Begehren 
der Miniſter und K. Kommiſſäre bei Vorträgen, die ſie 
ihrer Erklärung nach im Namen des Königs zu machen 
haben, und welche nur im Falle einer ſolchen Erklärung 
für amtliche Aeußerungen zu halten find, teils auf den 
Antrag von wenigſtens zehn Mitgliedern, wenn dieſen, 
nach vorläufigem Abtreten der Zuhörer, die Mehrheit 
der Kammer beiſtimmt (Geſetz vom 23. Juni 1874 Art. 5). 

Der Druck des Protokolls einer geheimen Sitzung 
kann von der Kammer beſchloſſen werden, jedoch nur 
unter Zuſtimmung der Regierung, wenn die Sitzung 
auf Begehren der Miniſter oder K. Kommiſſäre eine 
geheime geworden iſt. 

§ 16. 

Es können auch einzelne Fragen oder einzelne 
Artikel eines Vorſchlags oder Geſetzesentwurfs zur ge— 
heimen Beratung ausgeſchieden werden. 


Bazille⸗Köſtlin, Verſaſſungsurkunde. 18 
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V. Behandlung der Auträge, Vorlagen und 
Petitionen. 
eva 


Königliche Anträge find, wenn dies von ſeiten der 
Regierung vor der Beſchlußnahme über ihre Geſchäfts— 
behandlung verlangt wird, ehe ſie zur Beratung in der 


Verſammlung kommen, an eine Kommiſſion zu ver⸗ 
weiſen (Geſetz vom 23. Juni 1874 Art. 7). 


§ 18. 

Außer dem Falle des § 17 findet über Geſetzes— 
entwürfe entweder einmalige Beratung in der Kammer 
nach vorgängiger Vorberatung in einer Kommiſſion oder 
eine erſte und zweite Beratung, die letztere ohne oder 
nach Vorberatung in einer Kommiſſion ſtatt. 


§ 19. 


Vorlagen und Anträge, welche keine Geſetzesentwürfe 
enthalten, unterliegen einer nur einmaligen Beratung 
in der Kammer, wenn nicht der § 17 zutrifft oder bei 
der erſten Beratung eine zweite Beratung oder die 
Verweiſung an eine Kommiſſion beſchloſſen wird. 


§ 20, 

Wenn ein Antrag auf die erſte Beratung eines 
Geſetzesentwurfs ohne Vorberatung in einer Kommiſſion 
geſtellt und von wenigſtens 14 Mitgliedern unterſtützt ~ 
wird, fo hat eine ſolche, ſoferne nicht der § 17 zur 
Anwendung kommt, ſtattzufinden. 
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Dieſer Antrag iſt ſpäteſtens vor der Annahme des 
Beſchluſſes der Verweiſung an eine Kommiſſion zu 
ſtellen. 

§ 21. 

Geſetzesentwürfe, welche während der Vertagung 
der Ständeverſammlung dem ſtändiſchen Ausſchuß zur 
verfaſſungsmäßigen Beratung, zunächſt durch die Kammer 
der Abgeordneten, übergeben werden, kann der ſtändiſche 
Ausſchuß mit der Wirkung an eine Kommiſſion ver— 


weiſen, daß ihre Beratung in der Kammer nur nach 


erſtattetem Kommiſſionsbericht zuläſſig iſt. 


§ 22. 

Die erſte Beratung (§ 18) ijt auf eine allgemeine 
Erörterung über die Grundſätze des Entwurfs oder 
einzelner Abteilungen desſelben zu beſchränken. Ab— 
änderungsanträge können dabei nicht geſtellt, es kann 


nur die Ablehnung des Entwurfs oder die Verweiſung 


desſelben oder einzelner Teile an eine Kommiſſion be— 
antragt werden. Wird die Verweiſung nicht beſchloſſen, 
ſo erfolgt auch die zweite Beratung in der Kammer. 


§ 23. 


Der Antrag, Vorlagen und Anträge, welche keine 
Geſetzesentwürfe ſind, an eine Kommiſſion zu verweiſen, 
bedarf der Unterſtützung von 14 Mitgliedern. Derſelbe 
kann bei Feſtſtellung der Tagesordnung oder bei der 
Beratung geſtellt werden. 
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§ 24. et 

Jedes Mitglied der Verſammlung, das einen ſelb⸗ 
ſtändigen Antrag zu ſtellen beabſichtigt, hat denſelben 
dem Kanzleivorſtande ſchriftlich in der Weiſe abgefaßt 
zu übergeben, wie er nach dem Willen des Wntrag- 
ſtellers zum Beſchluß der Verſammlung erhoben werden 
ſoll. Von der Kanzlei ſind die dem Kanzleivorſtand 
übergebenen Anträge, jedoch ohne Motive, nach der 


Zeitordnung der Uebergabe in das Tagebuch einzutragen 


und in Gemäßheit des § 8 zum Druck zu befördern. 


§ 25. 

Die Anträge einzelner Kammermitglieder werden 
möglichſt nach der Zeitordnung ihres Einlaufs auf eine 
der nächſten Tagesordnungen geſetzt. 

Hierbei erhält der Antragſteller zuerſt das Wort zur 
Begründung des Antrags, welche mündlich oder durch 
Vorleſung eines geſchriebenen Vortrags gegeben werden 
kann. 

§ 26. 

Nach Begründung des Antrags ſtellt der Präſident 
die Frage, ob derſelbe Unterſtützung finde. 

Wird der Antrag von wenigſtens fünf Mitgliedern 
der Verſammlung unterſtützt, fo wird ſofort in die Bes 
ratung des Gegenſtandes eingetreten; es kann die Be— 
ratung aber auch auf eine der nächſten Tagesordnungen 
verſchoben oder die Verweiſung an eine Kommiſſion 
beſchloſſen werden. 
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§ 27. 

Wird ein Antrag als ein dringlicher eingebracht, 
ſo iſt der Antragſteller, ohne Rückſicht darauf, ob der 
Antrag ſchon gedruckt vorliegt oder nicht, zu mündlicher 
Begründung der Dringlichkeit in der nächſten Sitzung 
noch vor Uebergang zur Tagesordnung oder, wenn der 
Antrag während einer Sitzung geſtellt wird, nach dem 
Schluß der Beratung und Abſtimmung über den gerade 
in Behandlung begriffenen Gegenſtand zuzulaſſen. 

Die Verſammlung beſchließt ohne Beratung über 
die Dringlichkeit. Wird dieſelbe durch eine Mehrheit 
von drei Vierteilen der Anweſenden anerkannt, jo er- 
hält der Antragſteller ſofort das Wort zur Begründung 
des Antrags ſelbſt, und es wird alsdann nach den 
§§ 25 und 26 weiter verfahren. 

§ 28. 

Durch dieſelbe Mehrheit von drei Vierteilen der 
Verſammlung kann die alsbaldige Beratung eines ein⸗ 
gebrachten Antrages beſchloſſen werden, wenn derſelbe 
wegen ſeiner geringen Bedeutung die abgekürzte Be— 
handlung dienlich erſcheinen läßt. 

§ 29. 

Bei der Beratung nach erſtattetem Kommiſſions⸗ 
bericht kann jedes Mitglied der Kammer verlangen, 
daß der Einzelberatung eine allgemeine Beratung über 
die Grundſätze der Vorlage vorangehe, bei welcher der 
Antrag, auf den Gegenſtand nicht einzugehen, geſtellt 
und zur Abſtimmung gebracht werden kann. 
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§ 30. 

In jedem Stadium der Einzelnberatung eines Ge— 
ſetzesentwurfs, einer Vorlage der Regierung oder eines 
Antrags können einzelne Teile derſelben an eine Kom⸗ 
miſſion durch einfache Stimmenmehrheit verwieſen oder 
zurückverwieſen werden ). 

1. Es iſt hierbei davon auszugehen, daß, wenn ſich bei 
der Einzelnberatung zeigt, daß einzelne Teile der Vorlage an 
eine Kommiſſion zurückverwieſen werden ſollten, ein dahin 
gehender Beſchluß auch dann mit einfacher Stimmenmehrheit 
gefaßt werden kann, wenn es ſich um die Verweiſung oder 
Zurückverweiſung eines von der Kammer bereits gefaßten 
Beſchluſſes an die Kommiſſion handelt. 


98 

Die Beratung ohne Vorberatung in der Kommiſſion 
erfolgt früheſtens am dritten Tage, nachdem der Ge— 
ſetzesentwurf, die Vorlage oder der Antrag gedruckt zur 
Verteilung gekommen iſt (vgl. übrigens S$ 27 und 
34) 1). a 

1. Der Tag der Ausgabe iſt als erſter, der der Beratung 
als dritter Tag zu rechnen. 


§ 32. 

Die Beratung nach erſtattetem gedrucktem Kom⸗ 
miſſionsbericht kann nicht früher als an dem der Ver— 
teilung des Berichts folgenden Tage ſtattfinden. 

Wenn ein Gegenſtand an dem der Verteilung des 
Berichts folgenden Tage beraten werden ſoll, ſo können 
15 Mitglieder ſchriftlich oder mündlich die Vertagung 
auf den nächſten Tag verlangen !). 


f 
> 
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Wenn die Kommiſſion einen nicht gedruckten Bericht 
erſtattet hat, kann die Beratung ſofort, nachdem der⸗ 
ſelbe vorgetragen iſt, beginnen. 

1. Selbſtverſtändlich muß die Beratung nicht notwendig 


am nächſten Tag erfolgen, ſondern kann auch auf einen 


ſpäteren vertagt werden. 
§ 33. 

Die zweite Beratung ohne Vorberatung in der Kom— 
miſſion erfolgt früheſtens an dem auf den Abſchluß 
der erſten Beratung folgenden Tage. 

§ 34. 

Ein Abkürzung der in §§ 31—33 bezeichneten Friſten, 
insbeſondere die Anberaumung der erſten und zweiten 
Beratung auf eine und dieſelbe Sitzung iſt nur zuläſſig, 
wenn ihr nicht von wenigſtens 15 Mitgliedern oder 
bei königlichen Anträgen von ſeiten eines Departements- 
chefs widerſprochen wird. 

Bei der Einzelnberatung eines Geſetzesentwurfs 
wird jeder Artikel desſelben einzeln zur Erörterung 
und Abſtimmung gebracht. 

Auf einfachen Mehrheitsbeſchluß der Kammer kann 
die Reihenfolge verlaſſen, in gleicher Weiſe die Er— 
örterung über mehrere Artikel verbunden oder über ver— 
ſchiedene zu demſelben Artikel geſtellte Anträge getrennt 
werden. 

§ 36. 

Anträge, welche die Verbeſſerung eines in der Ver⸗ 

handlung begriffenen Hauptantrags bezwecken (Amende— 


05 
,% 
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ments), können zu jeder Zeit, ſolange die Beratung 
nicht für geſchloſſen erklärt ijt, geſtellt und ſogleich be- 
raten werden. Dieſelben müſſen mit der Hauptfrage 
in weſentlicher Verbindung ſtehen. Sie ſind dem Prä⸗ 
ſidenten in der in § 24 vorgeſchriebenen Formulierung 
ſchriftlich zu übergeben, und es dürfen ihnen nur kurze 
Erwägungsgründe beigefügt ſein. Die dem Präſidenten 
während der Verhandlung übergebenen Verbeſſerungs— 
anträge ſind unmittelbar, nachdem der Redner, welcher 
gerade das Wort hat, geſprochen, von dem babies 
oder einem Schriftführer zu verlejen. 


§ 37. 

Die Verſammlung hat das Recht, einen Verbeſſe⸗ 
rungsvorſchlag zur Begutachtung an eine Kommiſſion 
zu verweiſen und die Verhandlung bis zur — 
erſtattung derſelben abzubrechen. 


§ 38. 

Jeder Antragſteller kann bis zum Augenblick der 
Abſtimmung ſeinen Antrag zurücknehmen. Es ſteht 
aber jedem andern Mitgliede frei, dieſen Antrag auf⸗ 
zunehmen und zu dem ſeinigen zu machen. 


§ 39. 

Nach Beendigung der Schlußberatung, oder, wenn 
dies nicht ſofort geſchehen kann, in einer folgenden 
Sitzung erfolgt auf Grund einer auf der Kanzlei in 
Verbindung mit dem Berichterſtatter verfaßten Zu⸗ 
ſammenſtellung der Beſchlüſſe ohne Erneuerung einer 
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Debatte!) die Abſtimmung über die ganze Vorlage 
nach Maßgabe der $$ 81 und 82. 


1. Bemerkungen über die Richtigkeit der Zuſammenſtellung 
und ebenſo Anträge auf redaktionelle Verbeſſerungen ſollen 
hiermit nicht ausgeſchloſſen ſein. 


§ 40. 
Die vorſtehenden Beſtimmungen finden für die Ver⸗ 
handlungen der zweiten Kammer auch in dem Falle 


Anwendung, wenn ein Gegenſtand, ehe er an dieſelbe 
kam, von der erſten Kammer beraten worden iſt. 


§ 41. 


Ueber abweichende Beſchlüſſe der erſten Kammer 
hat die Kommiſſion zu berichten, welche erſtmals an 
die zweite Kammer über den in Frage ſtehenden 
Gegenſtand berichtet hat. 

Wenn und ſoweit ein Kommiſſionsbericht nicht er— 
ſtattet worden ijt, findet die Beratung und Beſchluß— 
faſſung unter Beſchränkung auf die abweichenden Be— 
ſchlüſſe in der Verſammlung ſtatt. 

Bei dieſer Beratung kann der Gegenſtand der Ver— 
handlung an eine Kommiſſion verwieſen werden. 

Abänderungsanträge über andere als die die ab- 
weichenden Beſchlüſſe der erſten Kammer betreffenden 
Teile einer Vorlage ſind bei dieſer Verhandlung ſtatt— 
haft, wenn ſie von 15 Mitgliedern geſtellt ſind. 

Der § 39 findet nach erfolgter Beſchlußfaſſung 
über die abweichenden Beſchlüſſe der erſten Kammer 
und etwaige Abänderungsanträge Anwendung. 
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§ 42. 

Eingaben an die Verſammlung ſind an die Kanzlei 
derſelben einzuſenden oder durch ein Mitglied der Ver⸗ 
ſammlung dem Kanzleivorſtande zu übergeben. Münd⸗ 
liche Anbringen finden nicht ſtatt. 

Die Eingaben werden in ein zu dieſem Zweck an⸗ 
zulegendes Verzeichnis eingetragen und je in der nächſten 
Sitzung zur Kenntnis der Verſammlung gebracht. 

§ 43. 

Eingaben von Ungenannten werden ohne Eingehen 

auf den Inhalt einfach zu den Akten genommen. 
§ 44, 

Ueber Eingaben beſchließt die Kammer auf Grund 
der von der Petitionskommiſſion oder im Falle der 
Verweiſung an eine andere Kommiſſion von dieſer er⸗ 
ſtatteten mündlichen oder ſchriftlichen Berichte. 

§ 45. 

Den Bittſtellern wird durch Protokollauszug Nach- 
richt von dem Beſchluſſe der Verſammlung gegeben. 
Enthalten die Eingaben keine die Unterzeichner perſön⸗ 
lich betreffenden Wünſche, jo genügt die Aufnahme des 
Beſchluſſes in das Protocoll. 


VI. Anfragen (Juterpellationen). 


§ 46. 
Wer eine Anfrage an einen Miniſter ſtellen will, 
hat dieſelbe dem Präſidenten der Verſammlung ſchrift⸗ 


> 


, 
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lich zu übergeben, welcher eine Abſchrift davon an den 


1 
; betreffenden Miniſter gelangen läßt und nach § 8 den 


Druck anordnet. 
§ 47. 
Wenn der Miniſter zur Antwort bereit iſt, ſo er— 
hält noch vor Uebergang zur Tagesordnung der be— 


treffenden Sitzung oder am Schluſſe derſelben, der 


Antragſteller zur mündlichen Begründung der Anfrage 
das Wort. 
§ 48. 
Nach erfolgter Beantwortung oder Verweigerung 
der Antwort durch den Miniſter kann der Interpellant 


oder ein anderes Mitglied, welchem dieſer das Wort 


abtritt, nochmals das Wort ergreifen; eine Debatte 


der Verſammlung über den Gegenſtand iſt aber nur 


dann zuläſſig, wenn ſich für den dahin gehenden An— 

trag eines Mitglieds mindeſtens 15 Abgeordnete er— 

heben. 
5 § 49. 

Wird infolge der Interpellation von dem Frage— 
ſteller oder einem andern Mitgliede der Verſammlung 
ein Antrag geſtellt, ſo wird darüber nach Maßgabe 
der §§ 19, 25—28 weiter verhandelt. 


§ 50. 
An die Kommiſſionen können vor dem Beginne 
oder am Schluß der Tagesordnung Anfragen geſtellt 
werden, welche von den Vorſitzenden oder Beridt- 
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erſtattern derſelben zu beantworten ſind. Eine 
weitere Beratung darüber iſt nur unter den Beſchrän⸗ 
kungen der S§ 48 und 49 zuläſſig. 


VII. Kommiſſionen. 
§ 51. 
Die Verſammlung wählt die erforderlichen ſtändigen 


Kommiſſionen. Für einzelne Gegenſtände kann dieſelbe 
beſondere Kommiſſionen beſtellen. 


§ 52). 


Die Mitglieder der Kommiſſionen werden von der 
Verſammlung mit relativer Stimmenmehrheit erwählt 
(val. übrigens § 53 a). Der Gewählte iſt ſchuldig, den 
Auftrag anzunehmen und den Sitzungen regelmäßig 
anzuwohnen. Wer jedoch bereits Mitglied einer Kom 
miſſion iſt, kann die Wahl ablehnen. 


1. Die §§ 52, 53 und 53a beruhen auf einem Kammer⸗ 
beſchluß vom 1. Februar 1901 (Prot. S. 218/219). 


Eine Wahl von Erſatzmännern zum voraus findet 
nicht ſtatt. Fällt ein Mitglied aus, ſo wählt die Ver— 
ſammlung an ſeine Stelle ein anderes. Dasſelbe hat 
zu geſchehen, wenn die Verſammlung auf Anſuchen 
eines Mitgliedes deſſen Wahl zurücknimmt. 

1. S. Note zu § 52. 
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§ 53a. 

Wird, ſolange die Stände nicht verſammelt ſind, 
ein Kommiſſionsmitglied verhindert, den Sitzungen der 
Kommiſſion anzuwohnen, ſo hat die Kommiſſion auf 
Antrag eines Kommiſſionsmitgliedes einen ſtimmberech— 
tigten Stellvertreter für die Dauer der Verhinderung 
zu wählen. Der Auftrag des Stellvertreters erliſcht 
ſpäteſtens mit dem Wiederzuſammentritt der Stände. 

1. S. Note zu § 52. 


a 


§ 54. 

Die Liſte des Perſonals der beſtehenden Kom— 
miſſtonen wird im Sitzungsſaale angeſchlagen. Auch 
wird dem K. Geheimenrat von dem Ergebnis der 
Wahlen Mitteilung gemacht. 

Jetzt dem Staatsminiſterium. 

8 

Dasjenige Mitglied, welches zu einer Kommiſſion 
die meiſten Stimmen erhalten hat, beruft die erſte 
Sitzung. In derſelben wählt die Kommiſſion ihren 
Vorſtand und deſſen Stellvertreter mit abſoluter, ſowie, 
wenn ſie die Wahl eines Schriftführers für angemeſſen 
hält, denſelben mit relativer Stimmenmehrheit. Die 
Berichterſtatter werden gleichfalls von der Kommiſſion 
mit abſoluter Stimmenmehrheit gewählt. 


§ 56. 
Die Kommiſſionen ſind befugt, ſelbſtändige Anträge 
an die Verſammlung zu bringen. 
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Es ſteht ihnen zu, die einzelnen Miniſterien um 
die Mitteilung von Aufſchlüſſen und Akten zu erſuchen, 
auch die Miniſter einzuladen, entweder perſönlich oder 
durch Bevollmächtigte ihren Sitzungen anzuwohnen. 
Zu dieſem Behuf wird, wenn dies die Kommiſſion für 
den betreffenden Gegenſtand oder die betreffende Sitzung 
beſchließt, die Anberaumung der Sitzung auch den be— 
teiligten Miniſtern angeſagt. 

Die Kommiſſionen haben das Recht, ſowohl von 
Mitgliedern der Verſammlung als anderen Perſonen 
Eingaben, die ſich auf die ihnen erteilten Aufträge be- 
ziehen, anzunehmen, ſowie erforderlichenfalls Zeugen 
und Sachverſtändige zur Aeußerung zu veranlaſſen. 


§ 57. 

Die Sitzungen der Kommiſſionen ſind nicht öffent⸗ 
lich. Doch ſteht es dem Präſidenten der Verſammlung 
frei, mit beratender Stimme denſelben anzuwohnen. 
Auch kann die Kommiſſion den Antragſteller oder an⸗ 
dere Mitglieder der Verſammlung zur Beratung bei⸗ 
ziehen. 

§ 58. 

Zur Gültigkeit eines Kommiſſionsbeſchluſſes wird 
die Anweſenheit der Hälfte der Kommiſſionsmitglieder 
erfordert. Der Vorſtand hat dasſelbe Stimmrecht wie 
die übrigen Mitglieder. Ergibt ſich durch Ausübung 
desſelben Stimmengleichheit, ſo werden beide Anträge 
an die Kammer gebracht. 
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s § 59. 

' Die Kammer oder, falls dieſe hierüber keinen Be— 
ſchluß gefaßt hat, die Kommiſſion beſchließt, ob ein 
gedruckter Bericht zu erſtatten iſt oder nicht. 

Im letzteren Falle kann der Bericht mündlich oder 
durch Verleſen eines ſchriftlichen Vortrags erſtattet, 
auch durch Beſchluß der Kammer die gedruckte Bericht— 
erſtattung nachträglich aufgegeben werden. 

Die Anträge der Mehrheit und Minderheit ſind 
ſtets, wenn möglich, gedruckt zu verteilen. 


§ 60. 

Wenn bei einem Kommiſſionsberichte an die Ver⸗ 
ſammlung eine Minderheit in der Kommiſſion beſteht, 
welche einen andern Antrag zu ſtellen beabſichtigt, ſo 
hat ſie das Recht, ein Minderheitsgutachten zu geben. 
Wird der Mehrheitsbericht gedruckt, jo kann die Min⸗ 
derheit auch den Druck ihres Berichtes fordern. Doch 
darf der Druck und die Erſtattung des erſteren an die 
Verſammlung dadurch nicht aufgehalten werden. 


VIII. Tagesordnung. 
§ 61. 

Der Präſident beſtimmt die Tagesordnung und ver— 
kündigt ſolche, ſowie die Zeit der nächſten Sitzung am 
Schluſſe einer jeden Sitzung. Erhebt ſich Widerſpruch 
gegen die Anordnung des Präſidenten, ſo entſcheidet 
die Verſammlung mit einfacher Stimmenmehrheit. Die 
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Tagesordnung wird im Sitzungsſaale und in dreifacher 
Ausfertigung an den ſtändiſchen Gebäuden angeſchlagen, 
auch ſämtlichen Departementsvorſtänden davon Nachricht 
gegeben. 

§ 62. 

Nach Eöffnung der Sitzung werden zuerſt die Ver— 
zeichniſſe der neu eingekommenen Anträge und Ein⸗ 
gaben, ſodann die Mitteilungen der Regierung verleſen 
und über deren Behandlung Beſchluß gefaßt. Hierauf 
kommen an die Reihe: 

1. andere Mitteilungen, welche der Präſident der 
Verſammlung zu machen hat; 

2. Bemerkungen einzelner Mitglieder zu den quae 
gegebenen Protokollen; 

3. Beeidigungen neu eintretender Mitglieder, nebſt 
Legitimationsfragen; 

4. Anfragen (Interpellationen); 

5. dringliche Anträge (§S 27); 

6. andere Anträge, worüber ſogleich in die Ver⸗ 
handlung einzutreten nach Maßgabe des § 28 
die Verſammlung beſchließt. 

Hierauf erfolgt der Uebergang zur Tagesordnung. 


§ 63. 


Nach Verlauf einer Stunde vom Beginn der 
Sitzung an kann auf Uebergang zur Tagesordnung 
angetragen werden. 
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IX. Redeordnung. 
§ 64. 

Niemand darf das Wort ergreifen, ohne ſich zuvor 
darum gemeldet und vom Präſidenten das Wort er— 
halten zu haben. 

§ 65. 

Die Mitglieder der Verſammlung ſprechen von 

ihrem Platze aus gegen den Präſidenten. 


§ 66. 


Die Verhandlungen ſind mündlich. Nur die Mi— 
niſter und K. Kommiſſäre, die Berichterſtatter der 
Kommiſſionen und im Falle des § 25 die Antragſteller 
haben die Befugnis, ſchriftliche Reden in der Verſamm— 
lung abzuleſen. 

§ 67. 


Niemand ſoll den Redner unterbrechen. Nur dem 
Präſidenten iſt es erlaubt, ihn, ſei es nach eigenem 
Ermeſſen oder auf den Antrag eines Mitglieds, zur 
Ordnung ſowie zur Sache zurückzurufen, wenn er von 
derſelben abſchweift. 

Iſt das Eine oder das Andere in der nämlichen 
Rede zweimal ohne Erfolg geſchehen und fährt der 
Redner fort, ſich vom Gegenſtand oder von der Ord— 
nung zu entfernen, ſo kann die Verſammlung auf die 
Anfrage des Präſidenten ohne Debatte beſchließen, daß 
ihm das Wort über den vorliegenden Gegenſtand ge— 

Bazille⸗Köſtlin, Verfaſſungsurkunde. 19 
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nommen werden ſolle, wenn er zuvor auf dieſe Folge 
vom Präſidenten aufmerkſam gemacht worden iſt. 


§ 68. 


Das erſte Wort hat, wenn ein Kommiſſionsbericht 
zur Beratung kommt, der Berichterſtatter. Ihm folgt 
der Antragſteller. Iſt kein Kommiſſionsbericht erſtattet, 
ſo hat der Antragſteller das erſte Wort. Die übrigen 
Redner ſprechen nach der Reihenfolge ihrer Anmeldung; 
jedoch in der Weiſe, daß zuerſt ein Redner, der gegen 
den Hauptantrag ſprechen will, das Wort erhält und 
ſo fort, ſolange dies möglich iſt, zwiſchen ſolchen Rednern, 
die für, und ſolchen, die gegen denſelben find, ab- 
gewechſelt wird. Zu dieſem Zweck hat jeder, der ſich 
zum Wort meldet, zu erklären, ob er für oder gegen 
das Prinzip des Hauptantrags ſprechen will (vgl. § 78). 
Der Berichterſtatter, die Miniſter und K. Kommiſſäre 
ſind in der Reihenfolge des Sprechens als Redner für, 
beziehungsweiſe gegen den Antrag zu zählen. 


§ 69. 

Die Anmeldung zum Wort kann erſt an dem Tage, 
für welchen der betreffende Gegenſtand auf die Tages— 
ordnung geſetzt iſt, und zwar nicht früher als zu der 
für die Sitzung anberaumten Stunde erfolgen. Zum 
Zweck der Annahme von Anmeldungen hat ſich der 
Schriftführer der betreffenden Sitzung von dieſer Zeit 
an im Sitzungsſaale zu befinden. 

Die Liſte der eingezeichneten Redner iſt vom Prä⸗ 
ſidenten vor dem Beginne der Beratung zu verleſen. 
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Seinen Platz in der Liſte kann jeder Eingeſchriebene 
einem andern Redner abtreten. 


1 § 70. 
Dien Miniſtern und K. Konmmiſſären ſteht es frei, 
nach jedem Redner das Wort zu ergreifen, den Bericht— 
. erſtattern und auch den Antragſtellern, wenn kein Be— 
richterſtatter vorhanden ijt, aber nur, ſolange die Be- 
ratung nicht für geſchloſſen erklärt iſt. 

Wenn ein Miniſter oder K. Kommiſſär nach dem 
Schluß der Debatte das Wort ergreift, ſo gilt der 


Schluß der Debatte als wieder aufgehoben. 


§ 71. 

Der Präſident der Verſammlung hat an der Ver— 
handlung nur inſoweit teilzunehmen, als es die 
Aufrechthaltung der Ordnung bei der Beratung und 
Abſtimmung erfordert. Will er als Abgeordneter fic 
an der Verhandlung beteiligen, fo hat er während der 
ganzen Dauer der Verhandlung über den betreffenden 
Gegenſtand, vom Beginn der Beratung bis zu ge— 
ſchloſſener Abſtimmung, den Vorſitz ſeinem Stellvertreter 
zu überlaſſen. 


arty vee 


§ 72. 
Wird wegen einer Ordnungsfrage oder um gegen 
einen perſönlichen Angriff ſich zu verteidigen, das Wort 
verlangt, ſo wird dasſelbe vom Präſidenten erteilt und 
bis zur Erledigung dieſes Zwiſchenpunkts die weitere 
Beratung der Hauptfrage ausgeſetzt. 


tec 
+ 8 
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§ 73. ö 

Das Gleiche findet ſtatt, wenn der Präſident zur 
Ordnung ruft und der zur Ordnung Gerufene das 
Wort begehrt, um ſich zu rechtfertigen. ö 


§ 74. 


Niemand kann in der Beratung desſelben Gegen— 
ſtands mehr als zweimal das Wort erhalten, wenn 
nicht die Verſammlung es ihm ausnahmsweiſe bewilligt. 
Es wird nicht als dieſelbe Beratung angeſehen, wenn 
von der Beratung des Ganzen auf die der einzelnen 
Artikel übergegangen oder wenn bei Beratung der 
Hauptfrage ein Zwiſchenpunkt zur Verhandlung gebracht 
wird (vgl. §§ 29, 35, 49, 72, 73). a 

Vorſtehende Beſchränkung findet auf den Bericht 
erſtatter und Antragſteller (§ 68) keine Anwendung. 


5. 78 

Nach jedem Redner kann der Schluß der Beratung 

von mindeſtens fünf Mitgliedern ſchriftlich beantragt 
werden; jedoch nur dann, wenn außer dem Bericht⸗ 
erſtatter und dem Antragſteller von den angemeldeten 
Rednern zwei für und zwei gegen den Antrag das 
Wort erhalten haben. Iſt das Ergebnis der Abſtim⸗ 
mung über den Schlußantrag nach der Anſicht des 
Präſidenten zweifelhaft, ſo wird die Beratung fort⸗ 
geſetzt. 


BU. 5. Beil. 293 


X. Abſtimmungen und Wahlen. 
§ 76. 


Nach geſchloſſener Beratung verkündigt der Präſident 
die Reihenfolge der Fragen. 


§ 77. 


Jedem Mitgliede iſt geſtattet, dagegen Erinnerungen 
vorzubringen, worüber, wenn der Präſident auf ſeiner 
Anſicht beharrt, die Verſammlung zu entſcheiden hat. 


§ 78. 

Die Reihenfolge der Fragen iſt die, daß zuerſt über 
ſolche Anträge, wonach der Gegenſtand auf eine be— 
ſtimmte oder unbeſtimmte Zeit vertagt werden ſoll, 
hierauf über die Anträge auf einfache und ſodann über 
die auf motivierte Tagesordnung abgeſtimmt wird, wo— 
bei der dem Hauptantrag in ſtärkerem Maße wider— 
ſtrebende Antrag demjenigen vorangeſtellt werden ſoll, 
bei welchem ſolches in geringerem Grade der Fall iſt. 

Nach den Anträgen auf Tagesordnung wird zu den 
Anträgen welche eine poſitive Beſchlußnahme fordern, 
übergegangen. Bei denſelben iſt die Reihenfolge der 
Anträge die, daß, je weiter ſich ein Antrag von dem 
Hauptantrag entfernt, er um ſo früher an die Reihe 
kommt. Entfernen ſich die geſtellten Anträge nach zwei 
Richtungen hin vom Hauptantrag, ſo entſcheidet nötigen— 
falls die Verſammlung über den Vorzug der einen 
Reihe der Abweichungen vom Hauptantrag vor der 
andern. Wird beantragt, den Hauptantrag mit einem 


aie 
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Zuſatz verbunden anzunehmen, ſo kommt auch ein 
ſolcher Verbeſſerungsantrag noch vor dem Hauptantrag 
an die Reihe, wobei der angegebene Grundſatz der 
weiteren Entfernung gleichfalls feſtzuhalten iſt. j 

Sind alle Anträge bis zum Hauptantrage ver⸗ 
worfen, ſo wird über dieſen abgeſtimmt. a 

Als Hauptantrag iſt der Majoritätsantrag der a 
Kommiſſion, und in Ermanglung eines Kommiſſions⸗ 
antrags die Vorlage der Regierung beziehungsweiſe der 
Antrag des Antragſtellers zu betrachten. 


9 79. 


Wenn ein Antrag aus mehreren Teilen beſteht, 
welche möglicherweiſe eine Trennung zulaſſen, ſo ſteht 
es dem Antragſteller frei, entweder die einzelnen Teile 
des Antrags für ſich zur Abſtimmung zu bringen, oder 
den Antrag als ein unzertrennliches Ganzes behandeln 
zu laſſen. 

§ 80. 

Nachdem die Abſtimmung über einen Antrag be⸗ 
gonnen hat, erhält niemand mehr das Wort, bis die 
Abſtimmung über den Haupt- und die Nebenanträge 
vollendet iſt. 

§ 81. 

Die Abſtimmung erfolgt in der Regel mittelſt 
Namensaufrufs. In allen wichtigeren, überhaupt in 
allen Fällen, in welchen von einem Mitgliede dieſe 
Abſtimmungsweiſe begehrt wird, iſt dieſelbe anzuwenden, 
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vorausgeſetzt, daß dieſes Begehren von neun Mitgliedern 
unterſtützt wird. 
§ 82. 

In minder wichtigen Fällen geſchieht die Abſtim— 
mung durch Aufſtehen und Sitzenbleiben. Das Er— 
gebnis derſelben verkündigt der Präſident nach vor— 
gängiger Rückſprache mit den in ſeiner Nähe befind— 
lichen Mitgliedern des Geſamtvorſtandes. 


§ 83. 

Wenn zu einzelnen Artikeln des Entwurfs oder 
Nummern der Vorlage kein Antrag geſtellt und das 
Wort nicht verlangt wird, ſo erklärt der Präſident die— 
ſelben für angenommen. 

§ 84. 

In Fragen der bloßen Geſchäftsbehandlung fragt 

der Präſident, ob der von ihm geſtellte oder vorgelegte 


Antrag keinen Anſtand finde. Erfolgt kein Widerſpruch, 
ſo wird derſelbe als genehmigt angeſehen. 


§ 85. 

Auf die geſtellte Frage wird bei namentlicher Ab— 
ſtimmung ohne irgend einen Beiſatz mit Ja oder Nein 
geantwortet. 

Eine Begründung der Abſtimmung iſt nur in der 
Weiſe zuläſſig, daß wenigſtens drei Mitglieder in einer 
von ihnen unterzeichneten gemeinſchaftlichen kurzen Er— 
klärung die Gründe ihrer Bejahung oder Verneinung 
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darlegen. Solche Erklärungen ſind nach vollzogener 
Abſtimmung und Verkündigung des Beſchluſſes von 
dem Präſidenten zu verleſen. 


886. 


Bedingte und abweichende Abſtimmungen ſind nicht 
zuläſſig. Auch iſt kein Mitglied berechtigt, die Ab⸗ 
ſtimmung zu verweigern, es wäre denn, daß die Frage 
deſſen perſönliche Verhältniſſe betraje. Der Präſident 
hat das Recht, die Herbeirufung der in den ſtändiſchen 
Gebäuden anweſenden und die öffentliche Nennung der 
dieſem Rufe nicht folgenden Mitglieder anzuordnen. 
Wer im Saale anweſend die Abſtimmung durchaus 
verweigert oder wer nicht unbedingt mit Ja oder Nein 
abſtimmt, wird als gegen den Antrag ſtimmend gezählt. 
Eine bereits abgelegte Stimme darf nicht zurückgenom⸗ 
men werden. 


§ 87. 

Zur Gültigkeit jeden Beſchluſſes ijt die Anweſenheit 
von zwei Dritteilen der Mitglieder der Verſammlung 
notwendig. Dieſe Beſtimmung gilt auch für die Wahlen. 

Die Beſchlüſſe werden nach der Stimmenmehrheit, 
welche nach Beſchaffenheit des Gegenſtandes eine ab- 
ſolute oder relative ſein kann, abgefaßt, ſo daß im 
Falle der Stimmengleichheit der Präſident den Aus⸗ 
ſchlag gibt. Wenn jedoch von Abänderung irgend 
eines Punktes der Verfaſſung die Rede iſt, ſo iſt die 
Beiſtimmung von zwei Dritteilen der anweſenden Mit— 
glieder notwendig (§ 176 der Verfaſſungsurkunde). 
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§ 88. 

Durch geheime ſchriftliche Stimmgebung wird ab— 
geſtimmt: 
1.m᷑. wenn auf den Druck eines in der Verſammlung 

gehaltenen ſchriftlichen Vortrags angetragen wird, 

2. bei den in der Verſammlung vorkommenden 

Wahlen. 
§ 89. 

Sind zu demſelben Zwecke Mehrere zu wählen, ſo 
wird durch jedes ſtimmende Mitglied die erforderliche 
Zahl auf einem Stimmzettel verzeichnet. 

§ 90. 

Die Stimmen werden in den § 88 bemerften Fallen 
durch die Schriftführer während der Sitzung gezählt, 
mit Zuziehung wenigſtens ebenſo vieler anderer Mit— 
glieder, welche der Präſident abwechſelnd dazu bezeichnet. 


§ 91. 

Finden ſich auf einem Stimmzettel mehr Mitglieder 
verzeichnet, als zu wählen ſind, ſo werden die zuletzt 
geſchriebenen, inſoweit durch ihre Benennung die er— 
forderliche Zahl überſchritten iſt, nicht gezählt. 

§ 92. 

Iſt bei einer Wahl auf mehrere Mitglieder die 
gleiche Stimmenzahl gefallen, ſo entſcheidet das Los. 
Freiwilliger Zurücktritt eines mit der gleichen Stimmen— 
zahl Gewählten findet nicht ſtatt. 
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XI. Deputationen. 


§ 93. 

Deputationen läßt die Verſammlung in die Sit⸗ 4 

zungen nicht zu. Ebenſowenig geſtatten ſolches die 
Kommiſſionen. 


§ 94. 

Deputationen, die unter Zuſtimmung des Königs 
von der Verſammlung abgeſandt werden, werden von 
dem Präſidenten ernannt, wenn nicht von der Ver⸗ 
ſammlung eine Wahl beſchloſſen wird. Der Präſident 
befindet ſich, wenn nicht die Verſammlung eine Aus⸗ 
nahme beſchließt, jedesmal an der Spitze der Abordnung. 


XII. Die Akten und die Bibliothek der Verſammlung. 
§ 95. 

Von allen Akten, die an die Verſammlung oder 
eine Kommiſſion derſelben gelangen, ſowie von allen 
in der Regiſtratur befindlichen Aktenſtücken, iſt jedes 
Mitglied der Verſammlung Einſicht zu nehmen be— 
rechtigt. Berichterſtatter dürfen jedoch dadurch in 
ihren Arbeiten nicht aufgehalten werden. 

§ 96. 

Die Benützung der ſtändiſchen Bücherſammlung 
ſteht auf der Kanzlei jedem Mitglied frei. Außerhalb 
derſelben werden Bücher an einzelne Mitglieder gegen 
Beſcheinigung nur auf ſolange abgegeben, als kein 
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anderes Mitglied jie auf der Kanzlei zu benützen 
wünſcht. Über die Anſchaffung der Bücher entſcheidet 
während der Dauer eines Landtags eine von der 
Kammer gewählte beſondere Kommiſſion. 


§ 97. 

Von den gedruckten Verhandlungen der Ständever— 
ſammlung erhält jedes Kammermitglied ein in ſein 
Eigentum übergehendes Exemplar!). 

1. Es ijt darunter nur ein Exemplar derjenigen Sitzungs⸗ 


periode zu verſtehen, in welcher der Betreffende ſelbſt Kammer⸗ 
mitglied iſt. 


XIII. Auslegung und Abänderung der Geſchäfts⸗ 
ordnung. 


§ 98. 

Ueber die Aufrechterhaltung der Geſchäftsordnung 
hat der Präſident für ſich und in Verbindung mit dem 
Geſamtvorſtand zu wachen. Entſtehen Zweifel über 
deren Auslegung, ſo entſcheidet die Verſammlung, er— 
forderlichenfalls nach vorgängiger Begutachtung durch 
die Kommiſſion für die Geſchäftsordnung. 


§ 99. 

Abänderungen der Geſchäftsordnung können nur 
durch eine Mehrheit von zwei Dritteilen der Abſtimmen— 
den erfolgen. 

Das Gleiche gilt für die Zulaſſung von Ausnahmen 
für einen beſonderen Fall. 


6. Beilage. 


Geſetz, betr. die Wahlen der Städte und 
Oberamtsbezirke für den Landtag 


in der Faſſung vom 2. Februar 1899 (Reg. Bl. S. 32) 


nebſt den Vollz. Verf. vom 6. Nov. 1882 (Reg. Bl. 
S. 345) u. vom 28. Febr. 1900 (Reg. Bl. S. 232). 

1. Die Bolly. Verf. vom 6. November 1882 iſt durch die⸗ 
jenige vom 28. Februar 1900 bezüglich der §§ 3, 13, 15, 17, 
18 und des Formulars B abgeändert worden. 

2. Die Zahlen hinter den Artikeln des Geſetzes und den 
Paragraphen der Vollz. Verf. geben das Jahr an, aus welchem 
das Geſetz bezw. die Vollz. Verf. ſtammt. 


Bekanntmachung des Miniſteriums des Innern, 
betr. den Text des Landtagswahlgeſetzes. 
Vom 2. Februar 1899 (Reg. Bl. S. 31). 

Auf Grund der am Schluſſe des Geſetzes vom 
28. Januar d. J., betr. Aenderungen des Landtags- 
wahlgeſetzes vom ai lee (Reg. Bl. S. 27) erteilten 
Ermächtigung wird der Text des Landtagswahlgeſetzes 
vom 26. März 1868, wie er ſich aus den in den Ge— 
ſetzen vom 16. Juni 1882 und vom 28. Januar 1899 
feſtgeſtellten Aenderungen ergibt, unter Hinweis darauf 
bekannt gemacht, daß nach Art. II des Geſetzes vom 
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28. Januar d. Is. die Art. 4, 13, 14, 16, 17, 18 und 
18 b in der nachſtehenden Faſſung erſt mit dem Zeit— 


punkt der Anordnung einer allgemeinen Neuwahl in 


Kraft treten. 
Stuttgart, den 2. Februar 1899. 
Piſchek. 


Art. 1 (1868). 

(J.) Für die Entwerfung und Fortführung der 
Wählerliſten iſt in jeder Gemeinde eine Kommiſſion zu 
bilden. Sie beſteht aus dem Ortsvorſteher als Vor— 
ſtand, dem Gemeindepfleger und drei weiteren von dem 
vereinigten Gemeinderat und Bürgerausſchuß aus ihrer 
Mitte zu wählenden Mitgliedern. 

(II.) In Gemeinden von mehr als 10000 Ein— 
wohnern können jene vereinigten Kollegien aus je drei 
von und aus ihnen gewählten Mitgliedern Subkom⸗ 
miſſionen zur Unterſtützung der Kommiſſion bilden. 

Vollz. Verf. von 1882. 

8 1. Die Tätigkeit der in Art. 1 des Landtagswahlgeſetzes 
zugelaſſenen Subkommiſſionen der Gemeinden von 
mehr als 10 000 Einwohnern beſchränkt ſich auf die 
Unterſtützung der Hauptkommiſſion bei Fertigung der 
Wählerliſten. Ueber Beſchwerden wegen Nichtaufnahme 
in die Wählerliſten u. dgl. gebührt der Hauptfom- 
miſſion die Entſcheidung. 

§ 2. Der Ratsſchreiber einer Gemeinde, welcher nicht zu⸗ 
gleich Ortsvorſteher iſt, nimmt nicht von ſelbſt ver⸗ 
möge geſetzlicher Berufung an den Geſchäften der Kom⸗ 
miſſion fiir Entwerfung und Fortführung der Wähler⸗ 
liſte (Ortswahlkommiſſion) Teil; er kann jedoch, auch 
wenn er nicht als Mitglied des Gemeinderats oder 
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Bürgerausſchuſſes von den Gemeindekollegien zum Mit⸗ 
glied jener Kommiſſion gewählt wird, als Schrift⸗ 
führer tätig fein, wodurch er jedoch nicht Kommiſ⸗ 
fions mitglied wird. 
Art. 2 (1868). 
(I.) Die Kommiſſionen ſind bleibend. 
(II.) Eine Neuwahl der von dem vereinigten Ge- 
meinderat und Bürgerausſchuß beſtellten Mitglieder 


findet nur inſoweit ftatt, als letztere aus jenen Kolle⸗ 
gien auszuſcheiden haben. 


Art. 3 (1868). . 
Die Kommiſſionen find verpflichtet, die Wählerliſten 
anzulegen, und durch Sammlung der nötigen Mate⸗ 
rialien dafür Sorge zu tragen, daß ſie jederzeit ohne 
Verzug richtig geſtellt werden können. 


Art. 4 (1899). 


Die Wahlberechtigten, welche in der Gemeinde ihren 
Wohnſitz oder ihren nicht bloß vorübergehenden Auf— 
enthalt haben, werden von Amts wegen in die Wabler- 
liſte aufgenommen. 


Art. 5 (1868). 


(I.) Wer in mehreren Gemeinden einen Wohnſitz 
oder nicht bloß vorübergehenden Aufenthalt hat, iſt in 
die Wählerliſte derjenigen Gemeinde aufzunehmen, in 
welcher er zur Zeit der Feſtſtellung der Liſte ſich 
aufhält. 


b 
4 
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(II.) Wahlberechtigte vom Militärſtande, welche ſich 
bei der Fahne befinden, wählen an dem Ort ihrer 
Garniſon. 


ö 

* 

1. Anm. zu vergl. jedoch § 49 des Reichsmilitärgeſetzes 

vom 2. Mai 1874 R. G. Bl. S. 45. 

Vollz. Verf. von 1900 zu Art. 4 und 5. 

§ 3. Bei Aufnahme der Wahlberechtigten in die Wabhler- 
liſten ijt Art. 4 des Verf. Geſ. vom 26. März 1868 
(Reg. Bl. S. 175), § 49 des Reichsmilitärgeſetzes vom 
2. Mai 1874 (R. G. Bl. S. 45) und Art. 4 des Ausf. Geſ. 
zur Str. P. O. vom 4. März 1879 (Reg. Bl. S. 50) zu 
beachten. Ausgeſchloſſen von dem Wahlrecht ſind 
hiernach 
1. Perſonen, welche unter Vormundſchaft ſtehen oder 

das 25. Lebensjahr noch nicht zurückgelegt haben; 

2. Perſonen, über deren Vermögen das Konkursver— 
fahren eröffnet iſt, während der Dauer des Kon— 
kursverfahrens; 

3. Perſonen, welchen durch rechtskräftiges Urteil die 
bürgerlichen Ehrenrechte aberkannt ſind oder welchen 
wegen eines Verbrechens die ſtaats- und gemeinde⸗ 
bürgerlichen Wahl⸗ und Wählbarkeitsrechte mit der 
Eröffnung des Hauptverfahrens durch Entſcheidung 
der zuſtändigen Strafkammer des Landgerichts zeit— 
lich entzogen ſind; 

4. Perſonen, welche — den Fall eines vorübergehenden 
Unglücks ausgenommen — eine Armenunterſtützung 
aus öffentlichen Mitteln beziehen oder im letzten 
der Wahl vorangegangenen Finanzjahr bezogen und 
dieſe zur Zeit der Wahl nicht wieder erſtattet 
haben. Die Befreiung von der Entrichtung des 
Schulgelds und die unentgeltliche Abgabe von 
Schulbüchern und anderen Lehrmitteln, ſowie die 
Bezahlung der Koſten der Zwangserziehung ſind 
nicht als Armenunterſtützung zu betrachten (Art. 3 
Abſ. 2 des Ausf. Geſ. zum Unterſtützungswohnſitz⸗ 
geſetz vom 17. April 1873, Reg. Bl. S. 109, und 
Art. 19 letzter Abſatz des Geſetzes, betr. die Zwangs— 
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erziehung Minderjähriger vom 29. Dezember 1899, 
Reg. Bl. S. 1284). 

Für die zum aktiven Heer gehörenden Militär⸗ 
perſonen mit Ausnahme der Militärbeamten ruht 
das Wahlrecht. Zur Dispoſition geſtellte Offiziere, 
welche nicht in einem aktiven Kommandoverhältnis 
ſtehen, ſowie die Offiziere und Mannſchaften des Land⸗ 
jägerkorps ſind wahlberechtigt. i 

Hinſichtlich des erforderlichen Alters der Wahl⸗ 
berechtigten wird noch darauf aufmerkſam gemacht, 
daß es genügt, wenn ein Wähler am Wahltage 
ſelbſt das 25. Lebensjahr zurücklegt. 


Art. 6 (1868). 

Die Wählerliſte hat die Namen der Wahlberechtigten 
je unter Aufführung ihrer Vornamen und ihres Berufs 
zu enthalten. Die Feſtſetzung der näheren Beſtim⸗ 
mungen iſt Sache der Inſtruktion. 

Vollz. Verf. von 1882. 

§ 4. Die Wählerliſten find nach dem angeſchloſſenen For⸗ 
mular (Beil. A) anzulegen und fortzuführen. 

Die Wahlberechtigten ſind hierbei in alphabetiſcher 
Ordnung zu verzeichnen. Jedoch dürfen in größeren 
Gemeinden die Wählerliſten auch in der Art angefertigt 
werden, daß die Straßen nach der alphabetiſchen 
Reihenfolge ihrer Namen, innerhalb derſelben die 
Häuſer nach ihrer Nummer und nur innerhalb jedes 
Hauſes die Wähler alphabetiſch geordnet werden. 

In Gemeinden, die in mehrere Abſtimmungsdiſtrikte 
geteilt ſind (Art. 10 des Wahlgeſetzes), erfolgt die 
Aufſtellung der Wählerliſten nach den einzelnen Ab⸗ 
ſtimmungsdiſtrikten. 

Beim Abſchluß der Wählerliſten hat die Ortswahl⸗ 
kommiſſion die Zahl der Wahlberechtigten feſtzuſtellen 
und die Richtigkeit der feſtgeſtellten Wählerzahl iſt vom 
Oberamt zu kontrollieren, wenn ihm in Gemäßheit des st 
Art. 9 des Wahlgeſetzes die Wählerliſten zugekommen find. 


S. Anl. A. 


8 
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Art. 7 (1868). 


(J.) Vor der erſtmaligen Anlegung der Wählerliſte 
und ebenſo vor jeder Wahl unmittelbar nach dem Er— 
ſcheinen des Wahlausſchreibens im Regierungsblatt iſt 
ein öffentlicher Aufruf zur Anmeldung der Wahl— 
berechtigten zu erlaſſen. 

(II.) Den Wahlberechtigten ſteht das Recht zu, auch 
in der Zwiſchenzeit ihre Anmeldungen der Kommiſſion 
zu übergeben. Die Berückſichtigung einer Anmeldung 
bei der Wahl ſetzt voraus, daß ſie ſpäteſtens in der 
für etwaige Beſchwerden gegen die Wahlliſte vorge— 
ſehenen Friſt (Art. 8), je nach Umſtänden mit den 
erforderlichen Belegen (Art. 4 Abſ. 2) der zuſtändigen 
Kommiſſion übergeben worden iſt. 


Vollz. Verf. von 1882. 

§ 5. Der in Art. 7 des Geſetzes angeordnete öffentliche 
Aufruf der Wahlberechtigten zur Anmeldung ihres 
Wahlrechts iſt im betreffenden Bezirksamtsblatt durch 
das Oberamt zu erlaſſen, außerdem aber in jeder Ge— 
meinde durch den Ortsvorſteher auf ortsübliche Weiſe 
bekannt zu machen. 


Art. 8 (1868 bezw. 1882). 

(J.) Binnen 10 Tagen nach dem Erſcheinen des: 
Wahlausſchreibens im Regierungsblatt müſſen die Wahl— 
liſten gefertigt, bezw. ergänzt fein (vgl. Art. 3). Sie 
ſind ſodann während eines unmittelbar anſchließenden 
Zeitraums von ſechs Tagen auf dem Rathauſe zu all— 
gemeiner Einſichtnahme aufzulegen; auch iſt, daß dies 
geſchehen, öffentlich bekannt zu machen. 

Bazille⸗Köſtlin, Verfaſſungsurkunde. 20 
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(II.) Innerhalb dieſes Zeitraums iſt jeder Ein⸗ a 
wohner der Gemeinde befugt, gegen die aufgelegten 
Liſten wegen Uebergehung von Perſonen, welche in die— 
ſelben aufzunehmen geweſen wären, ſowie gegen Auf- 
nahme unberechtigter Perſonen bei der Kommiſſion für 
Abfaſſung der Liſte ſchriftlich oder mündlich Vorſtellung 
zu erheben. 

(III.) Die Kommiſſion hat längſtens binnen drei 
Tagen von Erhebung der Vorſtellung an Beſchluß 
darüber zu faſſen, und wenn ſich der Betreffende bei 
letzterem nicht beruhigen zu können erklärt, die end⸗ 
gültige Entſcheidung der Oberamtswahlkommiſſion ein⸗ 
zuholen. 

CIV.) Nach Ablauf der vorgeſehenen Friſt von ſechs 
Tagen kann mit Wirkſamkeit für die nächſte Wahl 
eine Aenderung der Wahlliſte nicht mehr vorgenommen 
werden. 

Vollz. Verf. von 1882. 

§ 6. Die Bekanntmachung, daß die Wählerliſten zur öffent⸗ 
lichen Einſicht aufliegen, hat von den Ortswahlkom⸗ 
miſſionen auszugehen. Dieſe Bekanntmachung hat in 
der ortsüblichen Weiſe zu erfolgen und iſt außerdem 
durch Anſchlag an dem Ratslokal zur öffentlichen 
Kenntnis zu bringen. In derſelben ſind die Folgen 
der Nichtbeachtung der Friſten beſonders auszuführen 
(val. auch § 8) — ſ. § 8 bei Art. 9 —. 

§ 7. Nach Ablauf der ſechstägigen Friſt zur Erhebung von 
Vorſtellungen gegen den Inhalt der Wählerliſte iſt 
jede weitere Anfechtung der letzteren ausgeſchloſſen. 

Ebenſo iſt nach dem Verſtreichen der angegebenen 
Friſt jede Aenderung der Wählerliſte, welche nicht in⸗ 
folge der Beſchlußfaſſung der Ortswahlkommiſſion über 
eine rechtzeitig erhobene Einſprache oder der endgültigen 
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Entſcheidung der Oberamtswahlkommiſſion über eine 
ſolche Einſprache (Geſ. Art. 8 Abſ. 3) erforderlich wird, 
unzuläſſig. 

Im Fall einer Berichtigung der Wählerliſte ſind 
die Gründe der Streichungen und Nachtragungen am 
Rande der Liſte unter Angabe des Datums kurz zu 
vermerken. 

Die Wählerliſte iſt mit einer Beſcheinigung der 
Ortswahlkommiſſion zu verſehen, daß dieſelbe nach 
vorausgegangener öffentlicher Bekanntmachung ſechs 
Tage lang zur allgemeinen Einſichtnahme aufgelegt war. 


Art. 9 (1868). 


(J.) Späteſtens am 21. Tage nach dem Erſcheinen 
des Wahlausſchreibens im Regierungsblatt haben die 
Ortsvorſteher die Wählerliſten ſamt den Akten über 
beanſtandete Wahlberechtigungen dem Bezirksamt ein— 
zuſenden. 

(II.) Dasſelbe veranlaßt die alsbaldige endgültige 
Entſcheidung über dieſe Anſtände durch die Oberamts— 
wahlkommiſſion, ergänzt hiernach die Wählerliſten, läßt 
nach erfolgter Prüfung äußerlich wahrnehmbare Mängel 
berichtigen, und überſendet die Liſten zur Benützung 
bei der Wahl rechtzeitig dem betreffenden Diſtrikts— 
wahlkommiſſär. 

(III.) Nur derjenige ijt zur Wahl zuzulaſſen, welcher 
in die Wählerliſte aufgenommen iſt. 


Vollz. Verf. von 1882. 

§ 8. Bei der Wahl iſt jeder unbedingt zurückzuweiſen, deſſen 
Name in der Wählerliſte nicht enthalten iſt, mag 
auch die Uebergehung im offenbarſten Verſehen ihren 
Grund haben. 


308 V. U. 6. Beil. 


In der öffentlichen Bekanntmachung des Auflegens 
der Wählerliſten iſt hierauf beſonders aufmerkſam zu 


machen, um die Berechtigten zur Wahrung ihrer Rechte 


zu veranlaſſen. 


Art. 10 (1882). 


(I.) Jede Gemeinde, bei zuſammengeſetzten Gemeinden 
die Geſamtgemeinde, bildet der Regel nach einen be- 
ſonderen Abſtimmungsdiſtrikt. 

(I.) Jedoch können kleine, ſowie ſolche Gemeinden, 
in welchen Perſonen, die zur Bildung der Dijtrifts- 
wahlkommiſſion geeignet ſind, ſich nicht in genügender 
Anzahl vorfinden, mit benachbarten Gemeinden zu einem 
Abſtimmungsdiſtrikt vereinigt, große Gemeinden in 
mehrere Abſtimmungsdiſtrikte geteilt werden. 

(III.) Kein Abſtimmungsdiſtrikt darf mehr als 
3500 Einwohner nach der letzten allgemeinen Volks— 
zählung enthalten. 

(IV.) Die Abgrenzung der Abſtimmungsdiſtrikte qe: 
ſchieht ſofort nach dem Erſcheinen des Wahlausſchreibens 
im Regierungsblatt durch das Oberamt und wird in 
dem zu den amtlichen Veröffentlichungen des Oberamts 
dienenden Blatte bekannt gemacht. 

Volks. Verf. von 1882. 

§ 9. Die Abgrenzung und Bekanntmachung der Abſtim⸗ 

mungsdiſtrikte durch das Oberamt hat mit Rückſicht 

auf die Friſtbeſtimmungen des Art. 8 Abſ. 1 des Ge⸗ 

ſetzes mit tunlichſter Beſchleunigung zu erfolgen, fo- 

bald das Wahlausſchreiben im Regierungsblatt er⸗ 
ſchienen iſt. 

Bei der Abgrenzung der Abſtimmungsdiſtrikte darf 

die Zuſammenlegung zweier oder mehrerer Gemeinden 
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zu einem Diſtrikt, wofern jie nicht wegen des Nicht⸗ 
vorhandenſeins einer genügenden Anzahl geeigneter 
Perſönlichkeiten für die Bildung der Diſtriktswahl⸗ 
kommiſſion erforderlich werden ſollte, nur dann aus⸗ 
nahmsweiſe erfolgen, wenn die Gemeinde oder die 
Gemeinden, welche an eine andere Gemeinde an— 
geſchloſſen werden ſollen, klein ſind und wenn die 
ſämtlichen zu vereinigenden Gemeinden ſo nahe bei— 
ſammen liegen und ſich in ſolchen gegenſeitigen Ver⸗ 
kehrsbeziehungen befinden, daß in ihrer Zuſammen⸗ 
legung eine irgend erhebliche Erſchwerung des Wählens 
nicht gefunden werden kann. 

Ueber die von dem Geſetz vorgeſehene Teilung 
großer Gemeinden in mehrere Abſtimmungsbezirke iſt, 
nach vorgängiger Einvernahme des Gemeinderats der 
betreffenden Gemeinde von dem Oberamte Beſchluß 
. zu faſſen. Soweit eine Teilung in mehrere Abſtim⸗ 
; mungsbezirke dem Ermeſſen des Oberamts anbeim- 

gegeben ijt (ogl. Art. 10 Abſ. 3), empfiehlt ſich die⸗ 
ſelbe insbeſondere bei zuſammengeſetzten Gemeinden, 
welche einen ausgedehnten Umfang haben und aus 
mehreren getrennten Wohnorten beſtehen, die ſich zur 
Bildung beſonderer Abſtimmungsdiſtrikte eignen. 
0 Eine Teilung in mehrere Abſtimmungsbezirke iſt 
* nur durch die örtliche Abgrenzung derſelben zuläſſig. 
Die Abſtimmungsdiſtrikte ſind mit durchlaufenden 
Nummern zu verſehen, die Reihenfolge derſelben ſoll 
in der Regel nach Voranſtellung der Oberamtsſtadt in 
alphabetiſcher Folge angeordnet werden. 


enn 


1 


Rn 


Art. 11 (1882). 
(.) Die Beaufſichtigung der geſetzmäßigen Vor⸗ 
nahme des Wahlgeſchäfts iſt Obliegenheit des Oberamts. 
N (I.) Die Oberamtswahlkommiſſion hat für jeden 
Abſtimmungsdiſtrikt ihres Wahlbezirks einen Wahlvor— 
ſteher (Diſtriktswahlkommiſſär), welcher die Wahl zu 
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leiten hat, und einen Stellvertreter desſelben für Ver⸗ 
hinderungsfälle zu wählen. Sa 

(II.) Die Namen derſelben jind ſofort in dem zu 
den amtlichen Veröffentlichungen des Oberamts dienenden 
Blatte bekannt zu machen. 


Vollz. Verf. von 1882. 7 
§ 10. Es ijt darauf Bedacht zu nehmen, daß die Wahlvor⸗ 
ſteher der einzelnen Abſtimmungsdiſtrikte und deren 
Stellvertreter in der Regel aus der Zahl der Wähler 
des betreffenden Diſtrikts berufen werden. ; 8 
Der Oberamtmann ſelbſt darf die Funktion eines 
Wahlvorſtehers nicht übernehmen. Soweit die Wahl⸗ 
vorſteher und deren Stellvertreter nicht bereits fürn 
den öffentlichen Dienſt verpflichtet ſind, ſind ſie, die 
Stellvertreter übrigens nur für den Fall der Ueber 
nahme der Funktion des Wahlvorſtehers, von dem 
Oberamt, oder in deſſen Auftrag von dem Ortsvor⸗ 
ſteher auf die gewiſſenhafte Erfüllung ihrer Obliegen⸗ 
heiten, insbeſondere auf die ſorgfältigſte Sicherung der 
Stimmzettel durch Handſchlag an Eidesſtatt zu ver⸗ 
pflichten. N 
Die Nummern der Beztrksamtsblätter, welche die 
in betreff der Wahl erlaſſenen oberamtlichen Betannt⸗ : ; 
machungen und Anordnungen enthalten, jind von den 
Oberamtern je in einem Exemplar zu den Wahlakten 

zu . : 
Die Wahllokale beſtimmt der Oberamtmann unter 
Rückſprache mit dem Ortsvorſteher. 4 


Art. 12 (1882). 

Der Wahlvorſteher ernennt aus der Zahl der 
Wähler ſeines Wahldiſtrikts einen Protokollführer und 
drei bis ſechs Beiſitzer und ladet dieſelben mindeſtens 
zwei Tage vor dem Wahltermin ein, beim Beginn der 
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Wahlhandlung zur Bildung der Diſtriktswahlkommiſſion 
zu erſcheinen. 
Vollz. Verf. von 1882. 
§ 11. (J.) Die Beſtimmung der Zahl der Beiſitzer iſt inner 
halb der Grenzen des Geſetzes dem Wahlvorſteher 
uͤberlaſſen; es ijt dabei vornehmlich auf die Größe des 
Abſtimmungsdiſtrikts, ſodann zutreffendenfalls auf deſſen 
Zuſammenſetzung aus verſchiedenen Orten Rückſicht zu 
nehmen und darauf zu ſehen, daß ſolche Beiſitzer be— 
rufen werden, von welchen anzunehmen iſt, daß ſie 
mit den Verhältniſſen des Abſtimmungsdiſtrikts, ins- 
beſondere mit der Mehrzahl der Wähler derart bekannt 
ſind, um in Anſtandsfällen Auskunft geben zu können. 
(II.) Der Wahlvorſteher, wofern er dem betreffenden 
Abſtimmungsdiſtrikt als Wähler angehört, ſowie die 
Beiſitzer und der Protokollführer ſind nicht gehindert, 
ſelbſt abzuſtimmen. 


Art. 13 (1899). 


(.) Die Wahlen der Städte und Oberamtsbezirke 
ſind genau am dreißigſten Tage nach dem Erſcheinen 
des Wahlausſchreibens im Regierungsblatt in allen 


Abſtimmungsdiſtrikten gleichzeitig vorzunehmen. 


(II.) Die Abſtimmung beginnt nach erfolgter Kon— 
ſtituierung der Diſtriktswahlkommiſſion (Art. 13 a Abſ. 1) 
um 10 Uhr vormittags und wird um 7 Uhr abends 
geſchloſſen (val. übrigens Art. 16 Abſ. 1). 

(II.) Die Namen der Diſtriktswahlkommiſſäre und 
ihrer Stellvertreter, das Lokal, in welchem die Wahl 
vorzunehmen iſt, der Tag der Wahl, ſowie die Zeit 
des Anfangs und des Schluſſes der Abſtimmung, ſind 
von den Ortsvorſtehern in jeder Gemeinde mindeſtens 
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3 Tage vor dem Wahltermin auf ortsübliche Weiſe 
bekannt zu machen. 
Vollz. Verf. von 1882. 

§ 12. Ueber die erfolgte Vollziehung der in Art. 13 Abſ. 3 
des Geſetzes vorgeſchriebenen Bekanntmachungen iſt 
vom Ortsvorſteher ſofort eine Beurkundung an das 
Oberamt einzuſenden. Sind die erwähnten Bekannt⸗ 
machungen durch Mitteilung in öffentlichen Blättern 
erfolgt, ſo iſt ſtatt der Beurkundung ein Exemplar der 
die Bekanntmachung enthaltenden Nummer des betr. 
Blattes dem Oberamt mitzuteilen. 


Art. 13a (1882). 


(J.) Die Wahlhandlung wird damit eröffnet, daß 
der Wahlvorſteher den Protokollführer und die Beiſitzer 
mittelſt Handſchlags an Eidesſtatt verpflichtet und ſo 
die Diſtriktswahlkommiſſion konſtituiert. 

(II.) Zu keiner Zeit der Wahlhandlung dürfen 
weniger als drei Mitglieder der Diſtriktswahlkommiſſion 
anweſend ſein. 

(III.) Der Wahlvorſteher und der Protokollführer 
dürfen ſich während der Wahlhandlung nicht gleichzeitig 
entfernen. Verläßt einer von ihnen vorübergehend das 


Wahllokal, fo iſt mit ſeiner zeitweiligen Vertretung, 


ein anderes Mitglied der Diſtriktswahlkommiſſion zu 
beauftragen. 


* 


Vollz. Verf. von 1900. * 

§ 13. Auf dem Tiſch, an welchem die Diſtriktswahlkommiſſion 
f Platz zu nehmen hat, wird ein verdecktes Gefäß (Wahl⸗ 
urne) zum Einlegen der Umſchläge aufgeſtellt. Ein 
Abdruck des Wahlgeſetzes in der Faſſung vom 2. Fe— 
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bruar 1899 (Reg. Bl. S. 32) und der Vollz. Verf. zu 


i N 6. November 1882 „ „, oy Z 
: demſelben vom 28. Februar 1500 ijt im Wahllokal auf⸗ 


daulegen. 
x Vollz. Verf. von 1882. 

§ 14. Die Mitglieder der Diſtriktswahlkommiſſion haben ſich 
einige Zeit vor 10 Uhr im Wahllokal einzufinden, um 
ſich davon zu überzeugen, daß ſich das Wahllokal in 
vorſchriftsmäßiger Ordnung befindet. 

Genau um 10 Uhr wird die Wahlhandlung in der 
in Art. 13 a des Geſetzes bezeichneten Weiſe eröffnet 
und es wird ſofort vom Wahlvorſteher der Beginn 
der Abſtimmung verkündigt. Unmittelbar vor Beginn 
derſelben hat die Kommiſſion feſtzuſtellen, daß die 
Wahlurne leer iſt. 

Unter den drei Mitgliedern der Diſtriktswahlkom— 
miſſion, welche mindeſtens zu jeder Zeit im Wahllokal 
anweſend fein müſſen, muß ſich entweder der Wahl 
vorſteher oder der Protokollführer befinden und es 
müſſen die Funktionen desjenigen von dieſen beiden, 
welcher vorübergehend abweſend iſt, einem der Beiſitzer 
ausdrücklich übertragen werden. 

Eine Unterbrechung der Wahlhandlung, zu welcher 
auch die an die Abſtimmung ſich anſchließende Feſt⸗ 
ſtellung des Diſtrikswahlreſultats gehört, darf von der 
Kommiſſion unter keinen Umſtänden zugelaſſen werden. 


Art. 14 (1899). 


(I.) Die Wahlen erfolgen durch unmittelbare und 
geheime Stimmabgabe der Wahlberechtigten. 

(II.) Im Wahllokal iſt die erforderliche Zahl amtlich 
geſtempelter Umſchläge, welche für alle Wahlbezirke 
gleich und aus undurchſichtigem Papier gefertigt ſein 
müſſen, bereit zu halten. Auch muß ſich in demſelben 
ein Tiſch oder eine Mehrzahl von Tiſchen befinden, 
welche ſo aufgeſtellt und mit einer ſolchen Vorrichtung 
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verſehen ſind, daß an ihnen der Wähler den Stimm: 
zettel gegen Beobachtung geſchützt in den Umfdlag zu 
ſtecken vermag. aa 

(III.) Behufs der Stimmgebung hat jeder Wahler 
in eigener Perſon im Wahllokal ſeines Abſtimmungs⸗ 
diſtrikts zunächſt einen amtlich geſtempelten Umſchlag 
an ſich zu nehmen, ſodann an den abgeſonderten Tijd 


(Abſ. 2) zu treten, dort ſeinen Stimmzettel in den Um⸗ a 


ſchlag zu ſtecken und dieſen unverſchloſſen, ſobald ſein 5 


Name in der Wählerliſte vorgemerkt iſt, ſelbſt in die 


Wahlurne zu legen. 

(IV.) Wähler, welche durch körperliche Gebrechen 
gehindert ſind, an den abgeſonderten Tiſch zu treten 
oder ihren Stimmzettel eigenhändig in den Umſchlag 
zu verbringen und dieſen in die Wahlurkunde zu legen, 
dürfen ſich der Beihilfe einer Vertrauensperſon bedienen. 

(V.) Die Stimmzettel müſſen von weißem Papier 
und dürfen mit keinen äußeren Kennzeichen verſehen 
ſein. 

(VI.) Stimmzettel, welche nicht in einem amtlich 
geſtempelten, oder welche in einem mit einem Kenn⸗ 
zeichen verſehenen Umſchlag abgegeben werden wollen, 
hat der Wahlvorſteher zurückzuweiſen. 


Vollz. Verf. von 1900. 

§ 15. Geſtempelte Umſchläge ſind in jedem Wahllokal in 
ebenſo großer Anzahl bereit zu halten, als der betr. 
Wahldiſtrikt Wahlberechtigte hat. Zu dieſem Zweck 
wird den Oberämtern die erforderliche Zahl von Um⸗ 

ſchlägen durch das Miniſterium zugeſendet. 
Der abgeſonderte Tiſch, an welchem der Wähler 
ſeinen Stimmzettel in den Umſchlag zu ſtecken hat, 
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muß ſo aufgeſtellt und eingerichtet ſein, daß zwar von 
dem Platz der Wahlkommiſſion oder wenigſtens eines 
Beiſitzers derſelben aus die geordnete Benützung der 
Abſonderungsvorrichtungen ſich überwachen läßt, daß 
aber der an den Tiſch tretende Wähler die Einlegung 
des Stimmzettels in den Umſchlag bewerkſtelligen kann, 
ohne daß eine Kontrolle darüber möglich iſt, was für 
einen Stimmzettel er in den Umſchlag ſteckt. Zu 
dieſem Zweck kann insbeſondere 


1. im Wahllokal ſelbſt ein Tiſch aufgeſtellt werden, 
welcher an den nicht an die Wände des Zimmers 
anſtoßenden Seiten in angemeſſener Höhe mit 
einer den erforderlichen Schutz gegen Beobachtung 
gewährenden Verwahrung auf ſolche Ausdehnung 
verſehen iſt, daß nur der für den Zutritt des 
Wählers zu dem Tiſch erforderliche Platz frei bleibt, 
oder 


2. im Wahllokal durch verſtellbare Wände, undurch⸗ 
ſichtige Vorhänge, Käſten u. dgl. ein nur gegen 
die Seite des Platzes der Wahlkommiſſion ganz 
oder teilweiſe offen bleibender, zum Leſen und 
Schreiben genügend heller Raum abgeteilt werden, 
in welchem ein gewöhnlicher Tiſch aufgeſtellt wird, 
oder 8 


3. in einem mit dem Wahllokal in unmittelbarer Ver⸗ 
bindung ſtehenden, nur vom Wahllokal aus betret⸗ 
baren Nebenzimmer ein vom Platz wenigſtens 
Eines Beiſitzers der Wahlkommiſſion aus ſichtbarer 
Tiſch jo aufgeſtellt wird (ſoll wohl heißen: „werden“ ), 
daß an demſelben der Wähler den Stimmzettel 
unbeobachtet in den Umſchlag zu ſtecken vermag. 
In Abſtimmungsdiſtrikten mit mehr als fünfhundert 

Wählern ſollen mindeſtens zwei Abſonderungsvorrich⸗ 

tungen der bezeichneten Art angebracht werden. 
Werden im Wahllokal oder in einem an dasſelbe 

anſtoßenden Gelaß mehrere Tiſche zur Benützung durch 
die Wähler aufgeſtellt, ſo ſind dieſelben voneinander 
ſo abzuſcheiden, daß der an dem einen Tiſch ſtehende 
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Wähler den an dem anderen Tiſch ſtehenden Wähler 


nicht überwachen kann. 3 
§15 a. Der Wähler, welcher ſeine Stimme abgeben will, 


nimmt von einer in der Nähe des Eingangs zu den 


Abſonderungsvorrichtungen beſonders aufzuſtellenden Ay 


Perſon (Amtsdiener, Polizeidiener u. dgl.) einen ge⸗ 
ſtempelten Umſchlag in Empfang und begibt ſich an 


den abgeſonderten Tiſch, wo er ſeinen Stimmzettel in 


den Umſchlag ſteckt; er tritt ſodann an den Tiſch, an 
welchem die Diſtrittswahltommiſſion ſitzt, nennt ſeinen 
Namen und gibt, wenn der Abſtimmungsdiſtrikt aus 
mehreren Gemeinden beſteht, ſeinen Wohnort, in Orten, 
in welchen die Wählerliſte nach Straßen und Haus⸗ 
nummern aufgeſtellt iſt, ſeine Wohnung an. Hat der 
Protokollführer den Namen des Abſtimmenden in der 


Wählerliſte aufgefunden, ſo legt der Wähler ſelbſt den 4 


Umſchlag unverſchloſſen in die Wahlurne. 

Ueber die Zulaſſung einer Vertrauensperſon im 
Falle des Art. 14 Abſ. 4 entſcheidet in Anſtandsfällen 
die Diſtriktswahlkommiſſion. 

Im Falle der Zurückweiſung eines Stimmzettels 
auf Grund der Vorſchrift des Art. 14 Abſ. 6 darf ein 
Abſtimmungsvermerk in der Wählerliſte nicht gemacht 
werden. 


Art. 15 (1882). 

(I.) Die Diſtriktswahlkommiſſion entſcheidet über 
ſich ergebende Anſtände. : 

(II.) Die Kommiſſion handhabt bei dem Wahl⸗ 
geſchäfte die Ordnung. Es iſt ihr zu dieſem Zweck 
eine Strafgewalt bis zu 12 mM Geldſtrafe und bis zu 
2 Tagen Haft eingeräumt. i 

(III.) Dem Beſtraften ſteht gegen ein Straferkenntnis 
die ſofortige Beſchwerde (R. Str. P. O. § 353) bei dem 
Oberamte zu. Dieſelbe hat aufſchiebende Wirkung, 
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jedoch kann eine erkannte Haftſtrafe ſofort bis zu vier— 
undzwanzig Stunden vollzogen werden, wenn die Auf— 
rechterhaltung der Ordnung die ungeſäumte Vollziehung 
erfordert. 

(IV.) Ueber die Wahlhandlung iſt ein Protokoll 
aufzunehmen; dasſelbe hat die Namen der Kommiſſions— 
mitglieder, Zeit und Ort des Geſchäfts, die Zahl der 
abſtimmenden Wähler im ganzen, vorgekommene An— 
ſtände und gefaßte Beſchlüſſe, ſowie alle auf die Gültig— 
keit der Wahl Einfluß übende Vorfälle zu enthalten. 


Boll. Verf. von 1882. 
§ 16. Die der Diſtriktswahlkommiſſion eingeräumte Straf⸗ 
gewalt umfaßt die Befugnis zu ſtrafen ſowohl wegen 
Ungehorſams gegen ihre Anordnungen als auch wegen 
ungebührlichen Benehmens im Wahllokal. 

Um den Vollzug einer erkannten Strafe iſt der 
Ortsvorſteher zu erſuchen, vorbehältlich der der Kom— 
miſſion zuſtehenden Befugnis, den zu einer Haftſtrafe 
Verurteilten, wenn dies die Aufrechterhaltung der Ord⸗ 
nung erfordert, ſofort in den Ortsarreſt abführen zu 
laſſen. Auch in anderen Fällen iſt der Ortsvorſteher 
anzugehen, wenn zur Aufrechthaltung oder Wieder- 
herſtellung der Ordnung polizeiliche Hilfe erforderlich iſt. 

Die erkannten Geldſtrafen fließen in die . 
kaſſe des Abſtimmungsorts. 

Vollz Verf. von 1900. 
§ 17. Das über die Wahlhandlung aufzunehmende Protokoll 
iſt nach dem in Beil. B enthaltenen Formular abzu- S. Anl. B. 
faſſen. 


Art. 16 (1899). 
(J.) Um 7 Uhr abends erklärt der Wahlvorſteher, 
daß nur noch diejenigen Wähler zur Stimmabgabe zu— 
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gelaſſen werden, welche im Wahllokal bereits anweſend 
ſind. 

(II.) Nach Schluß der Abſtimmung werden die 
Umſchlage aus der Wahlurne genommen und uneröffnet 
gezählt. Ergibt ſich dabei auch nach wiederholter Zäh⸗ 
lung eine Verſchiedenheit von der ebenfalls fejtzujtellen- 
den Zahl der Wähler, bei deren Namen der Abſtim⸗ 
mungsvermerk in der Wählerliſte gemacht iſt, ſo iſt 
dies nebſt dem etwa zur Aufklärung Dienlichen im 
Protokoll anzugeben. i ; 

Vollz. Verf. von 1900. 
§ 18. Nachdem der Wahlvorſteher genau um ſieben Uhr er⸗ 

klärt hat, daß nur noch die ſchon im Wahllokal an⸗ 
weſenden Wähler zur Stimmabgabe zugelaſſen werden, 
ſind die noch zuzulaſſenden Wähler von den übrigen 
im Wahllokal anweſenden Perſonen in geeigneter 
Weiſe getrennt zu halten; erforderlichenfalls können 
die Türen des Wahllokals auf kurze Zeit, jedoch 
höchſtens bis zur Beendigung der Abſtimmung ab⸗ 


geſchloſſen werden. 


Art. 17 (1899). 


(I.) Sodann erfolgt durch die Diſtriktswahlkommiſ— 
ſion die Prüfung und Zählung der Stimmzettel. 

(II.) Einer der Beiſitzer eröffnet hierbei jeden Um⸗ 
ſchlag, entfaltet den in ihm befindlichen Stimmzettel 
und übergibt denſelben dem Wahlvorſteher, welcher ihn 
nach lauter Verleſung an einen anderen Beiſitzer weiter— 
reicht, der die Stimmzettel bis zum Ende der Wahl⸗ 
handlung aufbewahrt. 


« 


i: 
i x 
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(III.) Der Protokollführer nimmt den Namen jedes 
Kandidaten in das Protokoll auf, vermerkt neben dem— 
ſelben jede dem Kandidaten zufallende Stimme und 
zählt dieſelbe laut. In gleicher Weiſe führt einer der 
Beiſitzer eine Gegenliſte, welche ebenſo wie die zur 
Vormerkung der Abſtimmenden benützte Wählerliſte 
(Art. 14 Abſ. 2) beim Schluſſe der Wahlhandlung von 
der Diſtriktswahlkommiſſion zu unterſchreiben und dem 
Protokoll beizufügen iſt. 


Vollz. Verf. von 1882. 
§ 19. Während der Stimmzählung haben nach den Vor— 


ſchriften des Art. 17 mindeſtens fünf Mitglieder der 
Diſtriktswahlkommiſſion anweſend zu ſein. 

Die Gegenliſte ijt nach dem unter Lit. C anliegenden 
Formular zu führen. 


Art. 18 (1899). 


(I.) Ungültig und bei Feſtſtellung des Wahlreſultats 
nicht in Anrechnung zu bringen ſind: 
1. Stimmzettel, welche ſich nicht in einem amtlich 


geſtempelten Umſchlag, oder welche ſich in einem 
verſchloſſenen Umſchlag befinden; 


Stimmzettel, welche nicht von weißem Papier, 


oder welche mit einem äußeren Kennzeichen ver- 
ſehen jind; 


„Stimmzettel, welche keinen oder keinen lesbaren 


Namen enthalten; 


Stimmzettel, aus welchen die Perſon des Ge— 


wählten nicht unzweifelhaft zu erkennen iſt; 


S. Anl. C. 
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5. Stimmzettel, auf welchen mehr als Ein Name 
verzeichnet iſt; 


6. Stimmzettel, welche eine Verwahrung oder einen 


Vorbehalt gegenüber dem Gewählten enthalten. 
(II.) Befinden ſich in dem Umſchlag mehrere Stimm⸗ 
zettel, ſo werden dieſe, wenn ſie auf denſelben Namen 
lauten, nur einfach gezählt, andernfalls außer Berück- 
ſichtigung gelaſſen. 
(III.) Bei der Stimmzählung wird darauf keine 
Rückſicht genommen, ob ein Gewählter wählbar iſt. 
Vollz. Verf. von 1882. 
§ 20. Auch diejenigen Stimmzettel ſind als gültig zu be⸗ 
handeln, welche auf eine unzweifelhaft nicht wählbare 
Perſon lauten, es muß daher auch der Name einer 
ſolchen Perſon in das Protokoll aufgenommen und 
müſſen die derſelben zugefallenen Stimmen ihr zu⸗ 
gezählt werden. 


Art. 18a (1882). 


(I.) Ueber die Gültigkeit oder Ungültigkeit der 
Stimmzettel entſcheidet mit Vorbehalt der Prüfung 
durch die Kammer der Abgeordneten allein die Diſtrikts— 
wahlkommiſſion nach Stimmenmehrheit der anweſenden 
Mitglieder (Art. 13 a Abſ. 2). 

(II.) Die Stimmzettel, über deren Gültigkeit oder 
Ungültigkeit es einer Beſchlußfaſſung der Diſtrikts⸗ 
wahlkommiſſion bedurft hat, werden mit fortlaufenden 
Nummern verſehen, dem Protokoll beigeheftet, in. 
welchem die Gründe kurz anzugeben ſind, aus denen 
die Ungültigkeitserklärung erfolgt oder nicht erfolgt iſt. 
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(III.) Die übrigen Stimmzettel hat der Wahlvor— 

ſteher in einem verſiegelten Paket ſo lange aufzube— 

wahren, bis der Gewählte in der Kammer der Ab— 

geordneten für legitimiert erklärt iſt. 

, Vollz. Verf. von 1882. 

§ 21. Ergibt ſich bei der Beſchlußfaſſung über die Gültigkeit 
oder Ungültigkeit eines Stimmzettels Stimmengleich⸗ 


heit, ſo iſt die betreffende Stimme als gültig zu 
zählen. 


Art. 18 b (1899). 

Während der ganzen Wahlhandlung (Art. 13a bis 
18 a) ſteht jedem Wähler der Zutritt zu dem Wahl— 
lokal offen. Es dürfen jedoch daſelbſt außer den Be— 
ratungen und Beſchlüſſen der Diſtriktswahlkommiſſion, 
welche durch die Leitung des Wahlgeſchäfts bedingt 
ſind, weder Beratungen ſtattfinden, noch Anſprachen 
gehalten, noch Beſchlüſſe gefaßt, noch Stimmzettel auf⸗ 
gelegt oder verteilt werden. 

Vollz. Verf. von 1882. 


S8 22. Frauen, Perſonen, die offenbar noch nicht 25 Jahre 


alt ſind u. dgl. ſchon nach ihrer äußeren Erſcheinung 
zweifellos nicht wahlberechtigte Perſonen ſind ohne 
weiteres aus dem Wahllokal wegzuweiſen. Im übrigen 
hat eine Unterſuchung darüber, ob ein im Wahllokal 
Anweſender als Wähler zur Anweſenheit berechtigt iſt, 
für die Regel zu unterbleiben, wofern nicht das Bez 
nehmen oder das Außere des Anweſenden beſonderen 
Anlaß zur Einforderung ſeiner Legitimation als Wähler 
gibt. . 
Daß der Anweſende gerade in dem betreffenden 
Abſtimmungsdiſtrikt die Wahlberechtigung beſitzt, iſt 
kein Erfordernis ſeiner berechtigten Anweſenheit. 
Bazille⸗Köſtlin, Verfaſſungsurkunde. 21 
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Art. 18 6 (1882). 


(I.) Die Wahlprotokolle mit ſämtlichen zugehörigen en 
Schriftſtücken find von den Wahlvorſtehern ungeſäumt, 
jedenfalls aber ſo zeitig wohlverſiegelt an das Oberamt es. 
einzuſenden, daß fie demſelben ſpäteſtens im Lauf des I 2 
auf den Wahltag folgenden Tages zukommen. aE 

(I.) Die Wahlvorſteher ſind für die pünktliche . i, 
führung dieſer Vorſchrift verantwortlich. sf 


Art. 18 d (1882). 


* 5 

(.) Behufs Ermittlung des Wahlergebniſſes beau 
das Oberamt ſpäteſtens auf den dritten Tag nach dem 
Wahltermin in ein von ihm zu beſtimmendes Lokal 
und unter Zuziehung eines Protokollführers die Ober 
amtswahlkommiſſion zuſammen. er, 
(I.) Dieſelbe beſteht aus dem Oberamtmann (Bahl 
kommiſſär) als Vorſitzenden, ſodann für die zu eigenen 1 
Wahlen befugten Städte aus je zwei Mitgliedern des 
Gemeinderats und des Bürgerausſchuſſes, welche von 9 
dieſen Kollegien gewählt werden, für die Oberamts⸗ or. 
bezirke aus zwei Mitgliedern der Amtsverſammlung und 
zwei Mitgliedern der Bürgerausſchüſſe des Bezirks, 
welche die Amtsverſammlung wählt. — b 
(III.) Von der Oberamtswahlkommiſſion werden die 4 ; 
Protokolle über die Wahlen in den einzelnen Ab- 1 
ſtimmungsdiſtrikten durchgeſehen und die Reſultate der 8 7 
Wahlen zuſammengeſtellt. 
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(IV.) Ueber die Handlung iſt ein Protokoll aufzu— 
nehmen, aus welchem die Zahl der Wähler ſowie der 
gültigen und der ungültigen Stimmen und die Zahl 
der auf die einzelnen Kandidaten gefallenen Stimmen 
für jeden einzelnen Abſtimmungsdiſtrikt erſichtlich ſein 
muß und in welchem die Bedenken zu erwähnen ſind, 
zu welchen die Wahlen in einzelnen Abſtimmungs— 
diſtrikten etwa Veranlaſſung gegeben haben. Zur Be— 
ſeitigung ſolcher Bedenken iſt der Vorſtand der Ober— 
amtswahlkommiſſion befugt, die von den Wahlvorſtehern 
aufbewahrten Stimmzettel einzufordern und einzuſehen. 

(V.) Der Zutritt zu dem Lokal, in welchem die 
Ermittlung des Wahlergebniſſes ſtattfindet, ſteht jedem 
Wähler offen. 


Vollz. Verf. von 1882. 

§ 23. Tag und Stunde der Ermittlung des Wahlergebniſſes 
ſowie das Lokal, in welchem dieſelbe erfolgt, ſind vom 
Oberamt durch vorgängigen Anſchlag am Oberamts— 
gebäude öffentlich bekannt zu machen. 

§ 24. Die Ermittlung des Wahlergebniſſes in den zu eigenen 
Wahlen befugten Städten iſt zu Vermeidung von 
Kolliſionen in der Regel auf einen früheren Tag an- 
zuberaumen als die Ermittlung des Wahlergebniſſes 
in den Oberamtsbezirken. 

§ 25. Die durch Wahl zu beſtellenden Mitglieder der Ober— 
amtswahlkommiſſion für die zu eigenen Wahlen be— 
fugten Städte ſind vor jeder Landtagswahl rechtzeitig 
neu zu wählen. 

Bezüglich der durch Wahl zu beſtellenden Mit- 
glieder der Oberamtswahlkommiſſionen für die Ober— 
amtsbezirke iſt, um die Notwendigkeit möglichſt zu 
vermeiden, wegen dieſer Wahl eine beſondere Amts— 
verſammlung berufen zu müſſen, darauf Bedacht zu 
nehmen, daß zum mindeſten jedes Jahr einmal am 


S. 


Anl. D. 


J.) Hat die Wahl nach § 144 der V. U., bezw. Art. 7 Ee: 
des Verf. Geſ. vom 26. März 1868 (Reg. Bl. S. 175), 3 


V. U. 6. Beil. 


Schluſſe einer aus anderem Anlaß nebgopalte nen 
Sitzung der Amtsverſammlung je zwei Mitglieder der 
letzteren und der Bürgerausſchüſſe des Bezirks, nebſt 85 
ebenſo vielen Erſatzmännern, die im e le 
oder im Falle des vor dem Erſcheinen des Wahl 
ausſchreibens erfolgten Ausſcheidens der in 
Linie Gewählten aus der Amtsverſammlung oder dem . 
Bürgerausſchuß in die Kommiſſion einzutreten deen 
gewählt werden. i 

Die vor Erlaſſung dieſer Inſtruktion im Laufe des as 
Jahres 1882 ſtattgefundenen Wahlen der Amtsver⸗ 
ſammlungen bleiben in Kraft. 

Der zur Ermittlung des Wahlergebniſſes tebe 
Protokollführer, welcher kein Wähler zu ſein bea, 
iſt auf die getreue Führung des Protokolls durch N 
Handſchlag an Eidesſtatt zu verpflichten, wenn er nicht 
bereits im allgemeinen für den öffentlichen Dienſt in 
Pflichten genommen ift. 4. 

Das Protokoll iſt nach dem angeſchloſſenen Formu- 
lar Lit. D abzufaſſen. 3 
Bei der Zuſammenſtellung der Wahlreſultate iſt die 
Oberamtswahlkommiſſion an die von den Diſtrikts⸗ 5 
wahlkommiſſionen in Gemäßheit des Art. 18a des ns 
Geſetzes getroffenen Entſcheidungen über die Gultig⸗ tg 
feit oder Ungültigkeit der abgegebenen Stimmzettel ge⸗ 2 
bunden und es ſteht derſelben nur zu, etwaige Be⸗ a 
denken, zu welchen ihr dieſe Entſcheidungen Anlaß 
geben, im Protokoll niederzulegen. Ay 

Wenn Bedenken gegen die Wählbarkeit eines Ge⸗ 4 
wählten vorliegen, ſo iſt zwar trotzdem die Wahl⸗ 
urkunde auszuſtellen, es ſind aber die Bedenken u ae: 
in der Wahlurkunde als im N anzuführen. 3 

Beratungen und Anſprachen Dritter dürfen bei der 5 2 
Ermittlung des Wahlergebniſſes durch die Oberamts⸗ ave 9 
wahlkommiſſion nicht geſtattet werden. 3 


Art. 19 (1868). a 3 
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zu keinem Ergebnis geführt, jo hat der Oberamtmann 
unverweilt eine neue Wahl anzuordnen. 

(I.) Sie wird auf Grund derſelben Wählerliſten nach 
denſelben Abſtimmungsbezirken und bei gleicher Beſetzung 
der Wahlkommiſſionen wie die erſte Wahl vorgenommen. 

(III.) Sie findet genau zehn Tage nach Veröffent— 
lichung der oberamtlichen Wahlanordnung ſtatt. 


Vollz. Verf. von 1882. 

§ 27. Ob ein Kandidat die zum Zuſtandekommen ſeiner 
Wahl erforderliche abſolute Mehrheit ſämtlicher im 
Wahlbezirk abgegebenen Stimmen erhalten hat, bemißt 
ſich nach der Gejamtheit der von den Diſtriktswahl— 
kommiſſionen als gültig angenommenen Stimmzettel. 

Iſt in Gemäßheit des Art. 19 des Geſetzes und 
§ 153 der V. U., bezw. Art. 12 des Verf. Geſ. vom 
26. März 1868 eine engere Wahl (Stichwahl) anzu- 
ordnen, ſo ſind vom Oberamt bei der Anordnung der 
neuen Wahl die Namen derjenigen beiden Kandidaten, 
welche bei der erfolglos gebliebenen Wahl die meiſten 
Stimmen erhalten haben und zwiſchen welchen bei der 
engeren Wahl allein zu wählen iſt, zu bezeichnen und 
zugleich mit dem neuen Wahltermin unter Bezugnahme 
auf die Beſtimmungen des Art. 19 Abſ. 2 des Geſetzes 
ſowie unter dem ausdrücklichen Hinweis darauf im 

e Bezirksamtsblatt zu veröffentlichen, daß alle auf andere 
Kandidaten fallenden Stimmen ungültig ſeien. 

Alles dieſes (Abſ. 2) ſowie die Zeit des Anfangs 
und des Schluſſes der Abſtimmung und eine etwa 
eingetretene Aenderung der Wahllokale (zu val. § 10 
letzter Abſatz) iſt auch von den Ortsvorſtehern in jeder 
Gemeinde mindeſtens drei Tage vor dem Wahltermin 
auf ortsübliche Weiſe bekannt zu machen. 


Art. 20 (1868). 
(I.) Für den Gewählten iſt von dem Oberamtmann 
auf gedrucktem Formulare eine von ihm und den Ur— 


S. Anl. E. 
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welche zu enthalten ba ie 
1. den Namen des Wahlortes; va * 8 

2. die Zahl der berufenen und der zur ab eimaning, ¥ 
erſchienenen Wähler; 15 


3. die Zeit des Wahlgeſchäfts; 4 
4. den vollſtändigen Namen und Stand des Ge: a 
wählten, deſſen Alter, ſofern es der ae a 
befannt ijt; : 
5. die auf ihn gefallene Stimmenzahl; 
6. die Beurkundung, daß den Ausſtellern der Wahl⸗ i 
urkunde kein Grund bekannt ijt, aus welchem 
der Gewählte für unfähig zu halten wäre, die 
Wahl anzunehmen, oder die Erklärung ihrer a 
Zweifel gegen ſeine Wahlfähigkeit. 
(I.) Gleichzeitig mit der Ausfolge der Wahlurtunde : 
an den Gewählten hat der Wahlkommiſſär ein Duplikat 
derſelben an das Miniſterium des Innern einzuſenden. 
(III.) Der Gewählte kann die Wahl ablehnen. * F 
er mehrfach gewählt, fo ſteht ihm die Entſcheidung zu, 
welche der Se) ihn gefallenen Wahlen er annehmen will. 
(IV.) Im Falle der Annahme hat er die ihm aus⸗ E 
gefolgte Wahlurkunde ſofort behufs feiner Legitimation 
an den ſtändiſchen Ausſchuß, bei verſammeltem Land- 
tage aber an die Abgeordnetenkammer einzuſenden. 
Vollz. Verf. von 1882. 
S 28. Die dem Gewählten auszufolgende Wahlurkunde it « 


nach dem unter Lit. E anliegenden Formular abu: 
faſſen. 
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Art. 21 (1868). 

(I.) Die Wahl ijt ungültig, wenn wefentlide Vor— 
ſchriften für das Wahlverfahren unbeachtet geblieben 
ſind, und weder eine nachträgliche Ergänzung möglich, 
noch nachgewieſen iſt, daß durch die Nichtbeachtung der 
betreffenden Wahlvorſchrift das Ergebnis der Wahl 
materiell nicht beeinflußt werden konnte. 

(I.) Außerdem iſt die Wahl ungültig, wenn der 
Gewählte zur Zeit der Wahl wahlunfähig war, oder 
ſich, um bei der betreffenden Wahl Stimmen zu er-- 
halten, einer Beſtechung, einer Erpreſſung oder eines 
Betrugs ſchuldig gemacht hat. 


Art. 22 (1868). 

(I.) Der ſtändiſche Ausſchuß, bezw. die Abgeordneten—⸗ 
kammer, hat die Legitimation der Gewählten zu prüfen. 

(I.) Letzterer ſteht in allen Streitigkeiten über die 
Legitimation und über die Gültigkeit einer Wahl die 
Entſcheidung zu. Wegen Nichtbeachtung der Vorſchriften 
für das Wahlverfahren kann eine Wahl nach Ablauf 
von 15 Tagen vom Eintritte des Gewählten in die 
Abgeordnetenkammer an nicht mehr beanſtandet werden. 

(II.) Anfechtungen einer Wahl von ſeiten Dritter 
ſind vor Eröffnung des Landtags bei dem ſtändiſchen 
Ausſchuſſe, bei verſammeltem Landtage dagegen bei der 
Abgeordnetenkammer anzubringen. 


Vollz. Verf. von 1882. 
§ 29. Sobald ein gewählter Abgeordneter in der Abgeord— 
netenkammer für legitimiert, oder aber von derſelben 
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eine Wahl für ungültig erklärt worden iſt, hat der 
Wahlkommiſſär die Wählerliſten den betreffenden Orts⸗ 
wahlkommiſſionen zurückzugeben. i 


Art. 23 (1868). 


Iſt der Gewählte noch nicht in die Abgeordneten? 
kammer eingetreten, ſo hat, unbeſchadet des Rechts 
dieſer Kammer zur endgültigen Entſcheidung, das Mini⸗ 

ſterium des Innern eine neue Wahl alsdann anzu⸗ 


ordnen, wenn der Gewählte zur Zeit der Wahl un⸗ 
zweifelhaft wahlunfähig war, oder deſſen unzweifelhafte 
Wahlunfähigkeit nachher eingetreten iſt, ebenſo, wenn 
derſelbe wegen einer bei der Wahl verübten Beſtechung, 
Erpreſſung oder Betrugs gerichtlich verurteilt wurde. 
In gleicher Weiſe liegt dem Miniſterium des Innern 
die Anordnung einer neuen Wahl ob, wenn der Ge- 
wählte die Wahl nicht annimmt. 


Art. 24 (1868). 


(L) Treten nach dem Eintritt eines Gewählten in 
die Abgeordnetenkammer Umſtände ein, welche eine 


Neuwahl notwendig machen, fo hat die Abgeordneten⸗ 


kammer die kgl. Staatsregierung unter Benachrichtigung 
hiervon um Einleitung einer Neuwahl zu erſuchen. 
(II.) Iſt der Landtag nicht verſammelt und die 


Notwendigkeit einer Neuwahl außer Zweifel, ſo hat =i 


dieſe Veranlaſſung einer Neuwahl, vorbehältlich des 
Rechts der Abgeordnetenkammer zur Entſcheidung nach⸗ 
träglicher Anſtände, von dem ſtändiſchen Ausſchuſſe 
auszugehen. 
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Art. 25 (1868). 

(I.) Die Wähler erhalten weder für Zeitverſäumnis, 
noch für Zehrungs⸗ und Reiſeaufwand eine Entſchädi— 
gung. 

(I.) Die Wahlvorſteher und die ſonſt zu den Wabl- 
handlungen in amtlicher Eigenſchaft zugezogenen Per— 
ſeonen dagegen beziehen bei Verrichtungen außerhalb 
ihres Wohnorts die ihnen ſonſt normalmäßig zukommen— 
den Diäten und Reiſekoſtenentſchädigungen. 


Art. 26 (1882). 


Die durch die Wahlen verurſachten Koſten werden 
mit Ausnahme des Aufwands für Anfertigung der 
örtlichen Wählerliſten und für Ausrüſtung des Wahl— 
lokales, den die Gemeindekaſſen zu tragen haben, von 
der Staatskaſſe beſtritten. 


Vollz. Verf. von 1882, zu Art. 25 und 26. 

S 30. Die Verzeichniſſe über die aus der Staatskaſſe zu be⸗ 
zahlenden Koſten der Wahlen ſind von den Oberämtern 
geprüft und beglaubigt dem Miniſterium des Innern 
vorzulegen. 

Es iſt hierbei zu beachten, daß die Wahlvorſteher 
und die weiteren Perſonen, welche bei den Wahlen 
eine amtliche Funktion bekleiden (Protokollführer und 
Beiſitzer der Diſtrikts⸗ und Oberamtswahlkommiſſionen), 

bei Verrichtungen innerhalb ihres Wohnorts keine Bez 
zahlung, bei Verrichtungen außerhalb ihres Wohnorts 
aber nur Entſchädigung für Zehrung (Diäten) und für 
die erforderliche Reiſe, dagegen keine Vergütung für 
ihre Mühewaltung, alſo keine Gebühren oder Taggelder 
erhalten. 
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* 5 t 
ige Wahlerliſte war zur allgemeinen Einſichtnahme é ‘ 
r bis. 5 
beide Tage einſchlesßlich auf oa 
hous’ ansteigt, enden dies zuvor durch . 8 
3 
1 befannt gemacht worden war, und wurde am : a 
Jn ee abgeſchloſſen. 2 > 
Zur Beurkundung: a 
Die Ortswahlkommiſſion: 2 
Gemeindepfleger: Weitere Mitglieder: ‘ 15 K 
1 VVV i 4 
enn 4 
3 
voriegende Wählerliſte wurde bei der Wahlhandlung. * 


A zur Vormerkung der Abſtimmenden 


10 dem Wahlprotokoll als Beilage beigefügt. 


E 


Zur Beurkundung: 


Set 


Ei Die Diſtriktswahlkommiſſion: 
‘Wabloorieer: Die Beiſitzer: Der Protokollführer: 


1 
* 
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Beilage B. 


Wahlprotokoll. 
Verhandelt N. Oberamts NJ. den 


Behufs der auf heute anberaumten Wahl eines 
abgeordneten 
Tir nie: Sai ta Ree 
das Oberamt 
* der Stadt 
Neer des Oberamts 
2 nein neea nk ap hnena ee umfaßt, der 
zum Wahlvorſteher ernannt worden. 
Derſelbe hatte aus der Zahl der Wähler jeimes 
mungsdiſtrikts zum Protokollführer dees 


iſt in dem Affe 


ernannt und zwei Tage vor dem Wahltermine eingel ade 
Beginne der Wahlhandlung zur Bildung der Wee 
miſſion zu erſcheinen. ‘ 

Diejelben hatten fic) -....... eee = 
eingefunden und der Wahlvorſteher eröffnete die Wahlhe 
um 10 Uhr vormittags damit, daß er dieſelben mittels 
ſchlags an Eidesſtatt verpflichtete. * 

Auf dem Tiſche, an welchem die Diſtriktswahlk. 
Platz nahm, war ein verdecktes Gefäß zum Hineinle 
Stimmzettel (Wahlurne) aufgeſtellt und es uͤberzeugte 
Diſtriktswahlkommiſſion unmittelbar vor dem Vegi 
Abſtimmung, daß dasſelbe leer ſei. 
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1 Beſchreibung der Abſonderungsvorrichtung: Damit der 
Wähler unbeachtet ſeinen Stimmzettel in den Umſchlag zu. 
ſtecken r ie pe eeaet ae gar eee 


ne ee ee ee ee ee er 


Mit der Verteilung der der Diſtriktswahlkommiſſion zuge⸗ 
fellen eee Stück amtlich geſtempelter Umſchläge 


beauftragt und ihm ſein Standort in unmittelbarer Nähe der 
Abſonderungsvorrichtung angewieſen worden. 
Von den erſchienenen Wählern nahm jeder einen geſtem⸗ 
pelten Umſchlag in Empfang, begab ſich ſodann an den ab— 
geſonderten Tiſch, wo er gegen Beobachtung geſchützt ſeinen 
Stimmzettel in den Umſchlag ſteckte; den Umſchlag ſamt Stimm⸗ 
zettel legte er, ſobald der Protokollführer ſeinen Namen in der 
x Wählerliſte aufgefunden hatte, ſelbſt in die Wahlurne. 


2 Hierbei mußten von dem Wahlvorſteher zurückgewieſen 
„werden: 
a 1. weil der Wähler den Stimmzettel nicht in einem amtlich 
N geſtempelten Umſchlag abgeben wollte Stimmzettel, 
=} 2. weil der Wähler den Stimmzettel in einem mit einem 
0 Bren e verſehenen Umſchlag abgeben 
wollte Stimmzettel. 
Auch n i ee Wähler von der Stimmgebung 
zurückgewieſen werden, weil ſie ſich trotz erhaltener Aufforde— 
Sprung weigerten, an den abgeſonderten Tijd) zu treten, um den 
„Stimmzettel in den Umſchlag zu ſtecken. 
Die nachverzeichneten Wähler, welche durch körperliche 
x Gebrechen behindert waren, allein an den abgeſonderten Tiſch 
zu treten oder ihren Stimmzettel eigenhändig in den Umſchlag 
I zu verbringen und dieſen in die Wahlurne zu legen, haben ſich 
der Beihilfe der von ihnen mitgebrachten Vertrauensperſonen 
bedient, nämlich; 


Der Protokollführer vermerkte die erfolgte Stimmabgabe 
jedes Wählers, indem er neben dem Namen desſelben in der 
dazu beſtimmten Rubrik der Wählerliſte ein Kreuz machte. 
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Um Uhr erklärte der Wahlvorſteher, daß nur 
jenigen Wähler zur Stimmabgabe zugelaſſen a 
im Wahllokal bereits anweſend waren. Die im Wa 
anweſenden Wähler, die noch nicht abgeſtimmt hatten, wi 
darauf von den übrigen Perſonen abgeſondert und ar 
Stimmen noch ab. Um Uhr Minuten war es 
abgabe vollendet. 


Die Umſchläge wurden aus der Wahlurne genommer n und 
uneröffnet gezählt. Die Anzahl derſelben betrug 

Dieſelbe ſtimmte mit der Zahl derjenigen Wähler, ne 
deren Namen in der Wählerliſte der Abi 
gemacht war, überein. mh 

Diefelbe war unn 5 1 als die abt i 
jenigen Wähler, neben deren Namen in der Wählerliste i 
Abſtimmungsvermerk gemacht war. Zur Aufklärung 
Differenz, welche ſich auch bei wiederholter Zählung he 
ſtellte, dient folgendes: : 


Hierauf erfolgte die Eröffnung der Umſchläge, inde 
der Beiſitzer jeden Umſchlag einzeln öffnete, den Stimm 
entfaltete und ihn dem Wahlvorſteher übergab, welcher 
ſelben nach lauter Vorleſung an einen anderen Beiſitzer 
reichte, der die Stimmzettel bis zum Ende der pic) 
aufbewahrte. : 

Der Protokollführer nahm den Namen jedes Sandia 
welcher Stimmen erhielt, in das Protokoll auf, vermel 
neben demſelben jede dem Kandidaten zufallende Stimme 
zählte dieſelbe laut. In gleicher Weiſe führte der Be 
EPA Big AE 2 NOL Been AE Oa Sa eine Gegenliſte, welche e 
wie die Wählerliſte beim Schluſſe der Verhandlung von Bh ae} 
Diſtriktswahlkommiſſion unterſchrieben und dem Protoko ey: 
beigefügt wurde. 8 

Durch Beſchluß der Diſtriktswahlkommiſſion wurden für 
ungültig erklärt: 85 

1. nach Art. 18 Ziff. 1 des 4 Landtagswaßlgefeg 1 

die Stimmzettel Nu. ee 


AE Ras 9 9 err n 
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5 — * 2 


2 nach Art. 18 Ziff. 2 
5 er die 1 VFC 


die emote We Ft dan << 2g 9g ate cement Se 
nach Art. 18 Ziff. 5 
N. 
00 Art. 18 Ziff. 6 
/ eee ae epoeie ee Baie Soe ets 
Außer Berückſichtigung mußten gemäß Art. 18 Abſ. 2 
8 Umſchlage gelaſſen werden, in welchen ſich entweder kein 
* “Stmragetiel vorfand oder mehrere auf verjdiedene Namen 
2 Seog Stimmzettel enthalten waren, nämlich die Um⸗ 
%% ᷣ MA ae eee 

My agegen wurden die nachbezeichneten Stimmzettel, in 
betreff deren ſich die nachſtehenden Bedenken ergeben hatten, 
8 folgenden Gründen durch Beſchluß der Diſtriktswahl⸗ 
kommiſſion für gültig erklärt: 
r 
, 
Die Guültigkeitserklärung der Stimmzettel N.. 


erfolgte ubrigens nur mit Stimmengleichheit. 

Die ſämtlichen vorbezeichneten Stimmzettel und Umſchläge, 
in betreff deren es einer Beſchlußfaſſung der Diſtrikswahl⸗ 
kommiſſion bedurft hatte, wurden mit fortlaufenden, den vor- 
ſieehend angegebenen entſprechenden Nummern verſehen und 
dem Protokolle beigefügt. 

de Stimmen betrun ggg 
85 Bled ungültig erklärte Stimmzettel einſchließlich der außer 


2 fhtigeng gelaſſenen Umſchläge waren vorhanden 


e ᷑ é ww win we œ———: ¾ —— 


9 die Zahl der gültigen Stimmen betrügt alſo 
a Es haben erhalten: 

3 Karl Weiß in Helldorf 1, 2, 3, 4, 5, 6, 7, 
8 8 12, 13, oy 15, 16, 17, 18, 19, 20, 21, 22, 4 


~~ ey +6 
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zuſammen 

222 a ee 5 3 
zuſammen — 
zuſammen — 
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zuſammen 


Nachdem dieſes Ergebnis ermittelt und von dei 
vorſteher verkündet worden war, verſiegelte derſelbe al 
gegebenen Stimmzettel, welche nicht dem Protokolle bei 9 
ſind, und nahm dieſelben in Verwahrung. 

Die bei der Wahl benützten Umſchläge, ſoweit 1 
bereits dem Protokolle beigefügt ſind, wurden vernichtet. 
nicht zur Verwendung gelangten Umſchläge 1 ae 8 
ſind wieder angeſchloſſen. 7 

Zu keiner Zeit der Wahlhandlung waren wenige 
Mitglieder der Diſtriktswahlkommiſſion gegenwärtig, 
Wahlvorſteher und der Protokollführer gleichzeitig a 

Gegenwärtige Verhandlung iſt vorgeleſen, von ene 
vorſteher, den Beiſitzern und dem e 
genehmigt und wie folgt vollzogen: 


Der Wahlvorſteher: Die Beiſitzer: 


z a SE 3 $ / wy 
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Gegenliſte. 
N. Oberamts N. 


zuſammen Stimmen 
zuſammen Stimmen 
im ganzen Stimmen. 


ber iſt von dem unterzeichneten Beiſitzer dieſe Gegen⸗ 
ufgenommen, vorgeleſen, und von der Diſtriktswahl⸗ 
ne mitunterſchrieben, ſodann aber dem obengenannten 
rotokoll beigefügt worden. 


i tooteber: Die Beiſitzer: Der Protokollführer: 


a 
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Beilage D. 5 a 


Protokoll über die Ermittelung 
Wahlergebniſſes. 


K. Oberamtm 
Verhandelt den 
Nachdem zufolge Wahlausſchreibens vom . i 

(Steg Bi. 72. ) am eee, i 
Landtagsabgeordneten für 975 ‘Dberamtabeyc 9 
ſtattgefunden hat, wurde vom Oberamt auf den heut 
als dnnn Tag nach dem Wahltermin . 
Bee Uhr die Oberamtswahlkommiſſion beſtehend aus 
1. Oberamtm ang als Voi j 
und den weiteren Mitgliedern Ms 

N. aus N., Mitglied der Amtsverſammlung, 1 
N. aus N., 2 
N. aus N., Mitglied des Burgerausſchuſſes von N 

. N. aus N., 7 re 

shies Zuziehung des i hae Protokol u 
T2200 nt ace es durch ſpezielle Ladung der Mita! 

Ziff. 2—5 zum Zweck der Ermittelung des ieee 
zuſammenberufen. 
Auch ſind Tag und Stunde der gegenwärtigen Verhar andlung 
ſowie das Lokal, in welchem dieſelbe vorgenommen wird 
Anſchlag am Oberamtsgebäude bekannt gemacht worde 
Die ſämtlichen vorſtehend unter Ziff. 1—5 beze 
Mitglieder der Oberamtswahlkommiſſion haben ſich a or 
nannten Stunde eingefunden. 
= auf die in ſeiner ch 
Der Protokollführer wurde die getreue F nes Sige 
oberamtlicher Gehilfe erfolgte allgemeine Verpflichtung bingew 
tokolls durch Handſchlag an Eidesſtatt verpflichtet 
und es wurden ſofort von der Oberamtswahlk ic 
Protokolle uber die Wahlen in den einzelnen Abſtimmu 
diſtrikten durchgeſehen und die Reſultate der Wahlen j ame 
mengeſtellt. 2 


Das Ergebnis war folgendes: ; 22 


1 


3 
2 7 


1 


N 
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1. 2. 8. 4. 5.] 6 7 Si 
* E 2 = — a 
28 8 Seleles Von den abgegebenen gül⸗ 2 
£5) ss el tigen Stimmen fielen auf — 
a 2 5 > — 2 N Se 
E 215 oes Ss 
“= 8 = 25 = 
3E =] - |? zer⸗ . 
des Ab⸗ ss lee] Name Name Name Name | fvlit- = 
ſtim⸗ 2383 8 8 tert = 
mungs⸗ [22] 2 221 45 N 85 
Dijtrifts}] fj 8 


Wahl⸗ 
bezirk 

Bei der vorſtehenden Zuſammenſtellung der von den Di⸗ 
ſtriktswahlkommiſſionen feſtgeſtellten Reſultate ergaben ſich die 
nachſtehenden Bedenken: 

Die Hälfte der gültig eee Stimmen beträgt 

Es erſcheint ſomit FFF 
als gewählt, da auf ig Stimmen gefallen ſind, 
er alſo mehr als die Hälfte der gültig abgegebenen Stimmen 
erhalten hat. 

Bedenken gegen die Wählbarkeit des Gewählten ergaben 
ſich nicht. . eg Als sets eee 

Alles Vorſtehende wird von der Oberamtswahlkommiſſion 


Hiernach 
im ganze 


unter dem Anfügen beurkundet, daß während der ganzen Ver⸗ 


handlung das Lokal, in welchem ſie ſtattfand, dem Zutritt 
der Wähler offen ſtand. 


Zur Beurkundung: 
Der Vorſitzende: Die Mitglieder: Der Protokollführer: 
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Beilage E. 


Bei der uüner eee dieſes Monat 
genommenen Wahl eines Landtagsabgeordneten 
der Stadt 
des Oberamtsbezirks 


RRR Wahlberechtigten im ganzen 
abgeſtimmt. Nach der heute dahier vorgenommenen 
der Stimmen iſt durch die abſolute Mehrheit von 
Stimmen N. N. (Vor⸗ und Zuname) N. (Stand, Ge 
zu N. (Wohnort), geboren den. 
„%%% ae! ar eo aman ge aa * 
dem Oberamtsbezirk zum Ag 
gewählt worden. 

Indem wir ihm ſolches zu ſeiner Legitimation be f 
haben wir das pflichtmäßige Zeugnis beizufügen, da 5 
kein Grund bekannt iſt, aus welchem der Gewählte für unfa N 
zu halten wäre, die Wahl anzunehmen. (Im Falle eif 
gegen ſeine Wahlfähigkeit beſtehen, ſind dieſe anſta 
letzteren Beurkundung anzufügen.) 12 

Kraft gegenwärtiger Urkunde und nachſtehender une 0 


NN D Enü 
Die Oberamtswahlkommiſſion 
Der Vorſitzende: Oberamtmann ........... as 


Die Urkundsperſonen : ea a 8 


a. 


Abänderung der Geſetze 89. 


der Verfaſſung 160. 


Abgaben ſ. Steuern. 
Abgeordnetenkammer ſ. auch 


8 


Stände. 
Abänderung der Geſchäfts⸗ 
ordnung 298. 


Abſtimmungen 293. 
Akten 298. 


Amtsperſonal 238. 


Anträge 274. 
Austritt 143. 


274. 
Bibliothek 298. 
Deputationen 298. 
Eingaben an die Regierung 
237. 
Geſchäftsordnung 265. 
innere Polizei 238. 
Interpellationen 282. 


Kommiſſionen 284. 


Legitimation der Abgeord⸗ 
neten 265. 


5 Abgeordneter iſt Vertreter 
des ganzen Landes 140. 


Behandlung der Vorlagen : 


Alphabetiſches Sachregiſter. 


(Die Zahlen bedeuten die Seiten.) 


Neuwahl 143. 

Petitionen 274. 

Redeordnung 289. 

Schriftführer 266. 

Sitzungen, Ordnung 272. 

Tagesordnung 287. 

Vereinigung mit der Kam- 
mer der Standesherren 
235. 

vertraul. Vereinigung 236. 

Verhältnis zur Regierung 
238. 

Verhältnis zur Kammer der 
Standesherren 239. 

Wählbarkeit 133 ff. 

Wahl der ritterſchaftlichen 
Mitglieder 126. 

Wahl der Städte und Ober- 
amtsbezirke 127 ff. 

Wahlen in der Kammer 293. 

Wahlrecht 127, 129 ff. 

Wahlverfahren 137. 

Zuſammenſetzung 122. 


Abkürzungen X. 
Abolitionsrecht 97. 
Abordnungen an die Stände 


und der Stände 156. 
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Abſtimmung ſ. Stände. 
Abſtimmungsdiſtrikte 308. 
Abſtimmungsorte 308. 


Abtretung von Gebietsteilen 
11. 


Abzugsfreiheit 40. 
Adel ſ. Ritterſchaftlicher Adel 
und Standesherren. 


Perſonaladel und unbegü⸗ 


terter Erbadel 28. 
Agnaten 17. 
agnatiſche Erbfolge 17. 
Alter der Ständemitglieder 
123. 
für die Wahlberechtigung 
130 


Alterspräſident 152. 
Amtskörperſchaften 64 ff. 
Amtsverſammlung 66. 
Anfechtung einer Wahl 327. 
Anfragen ſ. Interpellationen. 
Anlehen für das Hofdomanen- 
kammergut 105. 
für den Staat 104, 112, 158. 
Anträge, kgl. an die Stände⸗ 
verſammlung 117, 155, 
159, 164. 
der Stände an den König 
166. 
einer Kammer an die andere 
164. 


einzelner Ständemitglieder 


251, 274. 
Apanagen 103. 
Archivar, ſtänd. 184. 


Armeekorps, württ. ſ. Militär⸗ 


konvention. 
Armenunterſtützung, Hinder⸗ 
nis der Wahlfähigkeit 130. 


Alphabetiſches Sachregiſter. 
(Die Zahlen bedeuten die Seiten.) 


| Auswanderungsfreiheit 40. 


Aufhebung der Geſetze 89. 
Auflöſung der Stände is 
Aufſicht über Amtstorperſchaf⸗ 
ten und Gemeinden 66. 
über Kirchen 7 ff. 
Ausbildung, Freiheit 38. 


Ausgaben uy Gelb 
durch die Stände 108. 
n Gene eee 5 


Ausſcheidung f. c 
Ausſchuß, ſtändiſcher 176 f 
Auswärtige 10 
ten, Beſuch 3 9 
Auswärtige Singel, ‘Bee 
hältnis zu 85. , 


whee ejesesauste- 


gung 

Autonomie des Adels 27 15 * a 
der Gemeinden 66. 
der Kirchen 717. g 
8. ’ oe ; 
Bahn, Reſervatrecht 4. 5 at 
Bankrott, Folgen für 1 9 

recht 124. 


Beamte (= Staatsbeamte; 
wegen der Gemeinde- 
beamten, Kirchendien 8 


Schuldiener ſtändiſche Be⸗ 755 

amte ſ. dieſe). f 2 
Dienſteid 51. 2 
Dienſtprüfungen 50. 
Disziplinarverfahren 51 f. 


Ernennung 49. 
Fürſorge 54. 
Gehorſamspflicht 56 ff. 
Verantwortlichkeit 56 ff. 
Verfaſſungseid 51. 
Verſetzung von Richtern 51. 
Wahl in den Landtag 133. 
Bebenhäuſer Konvention 4. 
Begnadigungsrecht des Kö⸗ 
nigs 96. 
Behörden jf. Staatsbehörden. 
Behördenorganiſation 89. 
Beiſitzer 65. 
Beleidigung durch Stände⸗ 
mitglieder 171. 
Belohnungen für ſtändiſche 
; Geſchäfte 187 
Berichterſtatter 249, 257, 
285, 290. 
Beruf, freie Wahl 38, 40. 
Beſchlüſſe ſ. Stände 
A der 


Veſchwerde bei den Staats⸗ 
behörden 43 ff. 
bei den Ständen 38. 
der Stände 116, 164. 
des ſtändiſchen Ausſchuſſes 
177. 


Stände 


Alphabetiſches Sachregiſter. 
(Die Zahlen bedeuten die Seiten.) 


Bureau der 
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Branntwein, Reſervatrecht 5. 


Bücherſammlung, ſtänd. 187. 

Buchhandel, Freiheit 32, 37. 

Budget 107. 

Bullen 75. 

Bund ſ. Deutſcher Bund. 

Bundesakte 2. 

Bundesrat, Stimmen Württ. 
im 4 

Kammer der 
Standesherren 242. 

Bürgerausſchuß 66. 

Bürgerrecht ſ. Gemeindebür⸗ 
gerrecht und Staatsan- 
gehörigkeit. 


C. ſ. K. und Z. 
D. 


Dekan, alteſter kath. als Mit⸗ 


glied der Abgeordneten— 
kammer 122. 
Denkfreiheit 31, 37. 
Departements 59. 
Aenderung der Zahl 227. 


| Departementschef . Winijter. 


Beſoldungen der ſtändiſchen 
| Detention 34. 


Beamten 187. 
Beſprechungen, vertrauliche 

zwiſchen beiden Kammern 

163, 165, 167. 
Bibliothek, ſtänd. 187. 
Bier, Reſervatrecht 5. 
Biſchof, Landſtandſchaft 122. 

Leitung der kath. Kirche 81. 


Bistumsdotation 84. 


Deputationen an die Stände 
u. D. der Stände 156, 


298. 


Deutſche, rechtliche Stellung 
derſelben 26. 


Dieutſcher Bund, Verhältnis 


Deutſches Reich, 


Württ. dazu 13. 
Verhältnis 
zum 3 
Ständemitglieder 


Württ. 
Diäten der 
189. 
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Dienſteid der Amts⸗ und 
Gemeindevorſteher 69. 
der Staatsbeamten 51. 
Dienſtprüfungen der Beam⸗ 
ten 50. 
Dis penſation von Geſetzen 91. 
Diſſidentenkinder, religiöſe 
Erziehung 36. 
Diſſidentenvereine 37, 74. 
Diſtriktswahlkommiſſär 309. 
e 


Disziblindtverfabr. Beamte. 
Domkapitel, kath. 81. 
Landſtandſchaft 122. 
Donativgelder 103. 
Dotation des Bistums Rot⸗ 
tenburg 84. 
Druck, Art desſelben in dieſem 
Buch XI. 
der Kammerverhandlungen 
154. 


E. 
Ebenbürtigkeit 17. 
Ehreurechte, Aberkennungs⸗ 

folgen für das Wahl 
recht 125, 130. 
Cid). Dienſteid, Verfaſſungseid. 
Eigentumsfreiheit 31, 38. 
Einberufung der Stände 118, 
174, 177. 
des ſtänd. Ausſchuſſes 180. 
Einberufungsſchreiben der 
Ständemitglieder 145. 
Eingaben ſ. Petitionsrecht. 
Einkommensſteuer 110. 
Eintrittskarten in die Stände⸗ 
kammern 246, 273. 


Alphabetiſches Suchregiſter 
(Die Zahlen bedeuten die Seiten.) 


— 


Eiſenbahnweſen, 5 Ree : 
i 1 1 


Einzug 383.9 
Entlaſſung der 
räte 60. 
der Miniſter 228. l 
der Staatsdiener 52. 
der Stindever fan 99 
174. * Si 
der ſtändiſchen Beamten! 
hier des Kön 


Erbfolge im kgl. Hauſe J 5 
Erbliche Mitglieder der 
1. Kammer 119 ff. : 
Ernennung der wean 
der Geheimräte 60. 
der Miniſter 228. 
Eröffnung der Ständer. 
ſammlung 174. ity 
Critgeh aia im kgl. Ho 


ee von St 


=) 


A 105 Thi 25 a +h 
Erziehung des minderjährigen 

Königs 22. as 
Etat 107 ff. 


Evangel. Kirche ſ. gs urchen. ia 

Expropriation 88. oe 1 of 

Fab der mit zm it 
213 f. 


Feſtnahme 34. » ae — at 
Fideikommiß, kgl. 100, 106. * 
Finanzminister, Vorlegung 

des Etats 107. 


a 


9 
1 ee 
1 7 * 15 
1 ae 
ae 


> 


ves 


— 


8 * te 


> 


2 


LON 


3 


Gebührenweſen, 
b durch Geſetz oder Ver⸗ 


oe Alphabetiſches Sachregiſter. 


45 


Yo 
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Finanzweſen 100 ff. 


Fiskus, Zuläſſigkeit desRechts⸗ 
wegs gegen denſelben 
95, 96 
Fragenſtellung in den Kam⸗ 
merverhandl. 260, 293. 
oie der Ausbildung 38. 
A 31, 
4 


des Berufs 38, 40. 

des Buchhandels 32, 37. 

Denkfreiheit 31, 37. 

des Eigentums 31, 38. 

Gewiſſensfreiheit 31, 34. 

der Perſon 31, 33, 34. 

der Preſſe 32, 37. 
Freiheitsrechte 24. 
Freikarten der Ständemit⸗ 
glieder für die Eiſen⸗ 


bahn 189. 
Fremde ſ. Ausländer. 
G. 


Gantverfahren, Hindernis für 
Wahlfähigkeit 124, 130. 
Gebiet, Unteilbarkeit 11. 
Gebietsabtretungen 11. 
Gebietszuwachs 11. 


ordnung 89. 


Regelung 


Geburt, Verbot des Ausſchluſ- 


ſes von einem Staats⸗ 
amt wegen 30. 


Ge jenzeichnung 88. 


Geheimer Rat, ſeine Geſchichte, 


ſeine Aufgaben 58 ff. 
Geheime Sitzungen der Stände 
155. 3 


Geheime Abſtimmung bei Ab— 
geordnetenwahlen 131. 
Gehorſam der Beamten 56. 
gleicher verfaſſungsmäßi— 
ger 29. 
Geiſtliche ſ. Kirchendiener. 
Wenzekade lente, Diszipli⸗ 
narrecht 53. 
Verfaſſungseid 69. 
Gemeindebürgerrecht 65. 
Gemeinden 64ff. 
Eigentum 68. 
Enteignung für dieſelben 68. 
Gemeindebürgerrecht 65. 
Organe 66. 
Selbſtverwaltung 66. 
Vorſteher 69. 
Unzuläſſigkeit ungeſetzlicher 
Belaſtung 69. 
Gemeinderäte 66. 
Generalſuperintendenten 79. 
Landſtandſchaft 122. 
Gerichte, Unabhängigkeit 95. 
Gerichtsbarkeit 93. 
Geſandtſchaften 86. 
Geſchäftsordnung der Kam— 
mern 152. 
äußere 234. 
der Kammer der 
neten 265. 
der Kammer der 
herren 234. 
Abänderung u. Auslegung 
263, 299. 

Geſetz im formellen Sinn 89. 
im materiellen Sinn 89. 
Geſetzgebung, allg. Ausfüh⸗ 

rungen 89. 
Authentiſche Erläuterung 89. 


Abgeord— 


Standes⸗ 


Alphabetiſches Sachregiſter. 
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346 


Dispenſation 91. 

Initiative 89, 157. 

Publikation 90. 

Sanktion 90. 

Stände, Mitwirkung 89. 

Verfaſſungsänderung 160. 

Verkündigung 89. 
Gewerbsprivilegien 40. 
Gewiſſensfreiheit 31, 34. 
Gewohnheitsrecht 90. 
Glaubensfreiheit 34. 
Gleichheit der ſtaatsbürgerl. 

Rechte und Pflichten 29. 


Grund- Gebäude- und Ge⸗ 
Kapitalſteuer 110. 
Kaſſe, ſtändiſche 187. 


werbeſteuer 110. 
Grundrechte 24. 
Gute Städte 122. 


9 | 
— — | 


Kauf von Land 11. a 
tide oe 74. 


Haft ſ. Verhaftung. 
Handelsprivilegien 40. 
Handelsverträge 86. 
Hauptetat 107. 

Hausgeſetz 23. 

Haus, kgl. ſ. Königliches Haus. 


Heilbronn, Landſtandſchaft 


Hofämter, Errichtung durch 


den Reichsverweſer un- Kirche 78. 
hy e Ka.irchenregiment der kath. 
zuläſſig 21. . 

Hofdomänenkammergut105. Kirche 81. 

Ha tuner pa 105 8 8 reformierte 83. 2 
Hoftheater, Verpflichtung zum N Auffichtsrecht 74, Bd) 
Bau 102. . 
le ; Kirchendiener, evangel. Dis- 

29 Ne! 7 P 
eee Tea AY, ) ziplinarrecht 53. 4 
J. Ruhegehalt 77. e 
2 
Inhaltsüberſicht V. f Unterwerfung unter den 
Initiative, geſetzgeberiſche 90. Staat in bürgerlichen An⸗ 
Interkalarfonds, kath. 84. gelegenheiten 77. Bs 
Re? 

ey 

- on 

= 


Suterpellationen i in Der Stine 4 


dekammer 251, 282. 
Israelitiſche Kirche 73. 
Jus circa sacra 71 
Jus in sacra 72. 


R. 


Kammer ſ. Abgeordnetenkam⸗ 
mer und Standesherren, 


Kammer der. 
Kammergut 100 ff. 
Kammerſchreibereigut 106. 


Kanzler der Univerſität, Land⸗ 


ſtandſchaft 122. 


Katholiſche Kirche ſ. Kirchen. 
Katholiſcher Kirchenrat 82. 


Austritt 37. 
Autonomie 71. 


freie öffentliche helge, 5 


übung 37. 
griechiſch-kath. Kirche 74. 
israelitiſche Kirche 78. 
Kirchenregiment der evangel. 


re 


Kirchendiener, 


Wahl in den Landtag 183. 
kath. Diszi⸗ 
plinarrecht 52. 
Gleichſtellung mit den evan⸗ 
gel. 82. 
Ruhegehalt 77. 


Tiſchtitel 82. 


Unterwerfung unter den 

Staat in bürgerlichen An⸗ 
gelegenheiten 77. 
Verſorgung 82. 

Wahl in den Landtag 133. 


Kirchenfonds, kath. 79. 
Kirchengemeinden, Zwangs⸗ 


enteignung für dieſelben 
39. 


Kirchengeſetze 71 ff. 
Kirchengewalt 72. 


Kirchengut, evangel. 80. 
kath. 83 


¥ Kirchenhoheit 71. 


Kirchenrat, kath. 82. 


1 Kirchenregiment, evangel. 78. 


kath. 81 


. Kirchenverfaſſung . 
König, Zuſammenſtellung der 


auf den König bezüglichen 
Verfaſſungsbeſtimmun⸗ 
gen 14 ff. 


Königliches Haus, Familien- 


fideikommiß 100, 105. 
Hausgeſetz 23. 
Mitglieder 23, 102. 


Sonderrechte der Mitglieder 


27. 


Königreich 11 ff. 


Konfeſſionen ſ. Kirchen. 


Kommiſſion, Abhör der Jahres— 


rechnung der Staatsſchul— 


Alphabetiſches Sachregiſter. 
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Kriminalunterſuchung, 


Landesbiſchof ſ. 
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denkaſſe durch eine kgl. 
u. ſtänd. Kommiſſion 114. 

Teilnahme der Miniſter an 
den Kommiſſionsſitzungen 
56. 


Verweiſung kgl. 
159. 
Konfiskation 98. 
Konkurs, Einfluß auf Wahl⸗ 
fähigkeit 124, 130. 
Konſiſtorium 78. 
Konſulate 86. 
Kontraſignierung 55. 
Kontributionen ſind Staats- 
eigentum 88. 
Korntal 74. 
Korporationen, Disziplinar⸗ 
recht ihrer Beamten 53. 
Enteignung für dieſelben 39. 
Koſten der Abgeordnetenwah— 
len 329. 
Kriegskontributionen 
Staatseigentum 88. 
Kriegsweſen ſ. Militärweſen. 
Hin⸗ 
dernis gegen Eintritt in 
die Stände 124. 
Krondotation 102. 
Kronprinz, Apanage 103. 
Volljährigkeit 123. 
T. 


Anträge 


ſind 


Biſchof. 
Landespolizeiweſen, Geſetze 
und Verordnungen 93. 
Landjäger, Disziplinarredt53. 
Landesabtretungen 11. 
Landesuniverſität 84. 
Landesverſammlung 2, 199. 


348 Alphabetiſches Sachregiſter. ate 
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Landeszuwachs 11. Mitglieder des 00 
Landſtände ſ. Stände. Rats 59. 


Landtag ſ. Stände. Penſion 61. 5 
Lebenslängliche Mitglieder Teilnahme an den Ran n 
der 1. Kammer 119 ff. verhandlungen 156. 
Legitimation der Ständemit⸗ Verantwortlichkeit 55. 
glieder 145, 239, 265. Miniſterien 59. 
Lehen 21 f., 104. Erläuterung des Gtata 1 
Lehrer und Lehrerinnen, Dis- Miniſterpräſident 228. 
ziplinarrecht 53. Mitgaben 103. 1 
Leibeigenſchaft, Aufhebung 38. 
Linealerbfolge im k. Hauſe 16. N. 
Literatur VII. Nachſteuer 40. 


Los bei Landtagswahlen 139. Nachwahl für Stünde 
bei Präſidentenwahlen 152. Neuwahl 328. 
Ludwigsburg, Landſtandſchaft Aiedertahuug im neden 
122. Niederſchlagungsrecht 

kurdb. Bund, a 

Nord un ertra: 
1 demſelben 202. Be 
Mängel und Mißbräuche inder Notverordnung, Allgemein 
Staatsverwaltung 116. 91. ng 
Männliches Geſchlecht, Cr vom 6. Nov. 1850 oe 8 


fordernis für Abgeord— ae 
nete 126. O. 
Mannesſtamm des kgl. Hau⸗ Oberamtsbe 17 Landſtand. Soe 1 
ſes 16. ſchaft 122 mae: 
Militärbeamte, württ., Dis⸗ Veränderung 66. fe oo 
ziplinarrecht 53. Oeffentliche Rechte 24. 
Militärkonvention 99. Oeffentlichkeit der ſtandiſchen ee * 
Abdruck 212. Verhandlungen 154. ed 
Militärweſen 4, 98. der Verhandl. des Staats: ay 
Minderjährigkeit des Königs gerichtshofs 198. 
19, 22. Orden, Errichtung 1 
Miniſter, Entlaſſung 228. Reichsverweſer wage ſig 
Erläuterung des Etats 107. 21. 0 


Gegenzeichnung fal. Verfü— verſammlung 259, 1 ae 


Ernennung 228. Ordnungsruf in der Ständ we⸗ . 
gungen 55. 292. 


~ Deganifation der Behörden 
ae Geſetz oder Verord⸗ 
nung 89. 


p. 


Pivſtliche Bullen, Breven 75. 
baa ied Ueberſchriften 


Patente 40. 
Perſon, Freiheit derſelben 31, 
33, 34. 


1 Perſonaladel 28. 
Perſonalunion 12. 


2 


die Stände 117. 
Pedtitionsrecht 44. 
Pfarrer ſ. Kirchendiener. 
Placet 73. 
Polizeiweſen, Geſetze 

Verordnungen 93. 
Pioſt, Reſervatrecht 4. 
Prälaten ſ. Generalſuperin⸗ 
aa tendenten. 


und 


1350 ff., 188, 240, 266. 
_ Presbiyteriationodatveria}- 


ung 7 
Srereebert 32, 37. 


8 

* 

5 

fs Prinzen, Mitglieder der Kam⸗ 
: mer der Standesherren 

i, 


Petitionen, Annahme durch 


Präſident der Ständekammern 


119. 
Verſammlung bei außeror⸗ 
a dentlicher Reichsverwe⸗ 
ſung 20. 
Volljährigkeit 123. 
1 uns Anſprüche, 
= ub 9 


Protokolle der Stände 158. 


Alphabetiſches Sachregiſter. 
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Reichs verweſung, 


349 


des Staatsgerichtshofs 193. 
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